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Editorial 


Kommunales hat Konjunktur. Nicht nur in Berlin mit seiner penetrant und atemlos in- 
szenierten Feierei, den dazu gehörigen Revolten und dem schalen Gefühl, Politik und 
Spektakel seien nun endgültig eins geworden. Keine Angst, auch wenn dieses Heft von ei- 
ner Berliner Redaktion verantwortet wird, droht keine weitere Belästigung mit ex-reichs- 
hauptstadtlicher Großtuerei. Dabei könnte, das schäbig-rissige Festtalmi abgekratzt, 
Westberlin durchaus ein Lehrstück in Sachen neuer Kommunalpolitik abgeben. Nirgend- 
wo sonst werden Alternativprojekte so marktschreierisch eingesackt und als Lokalkolorit 
in die Sightseeing-Touren einbezogen. 

Und dennoch wirkt der große Subventionstopf nur als Verstärker für allgemeinere Trends. 
»Alternativ«, so heißt es, sei längst ein amtlich beglaubigter Subventionstatbestand. Margi- 
nalisierung, die Auffächerung in verschiedenste Scenes und Konsummiilieus, einzig entlang 
ihrer Kaufkraft gestaffelt, tiefer werdende Kluften zwischen erster und zweiter Stadt, erster 
und zweiter Politik, Gettobildung, aber auch Urbanität, Internationale Bauausstellung, be- 
hutsame Stadterneuerung — Berlin kann als Stichwortgeber für eine übergreifende stadt- 
politische Debatte gesehen werden. Vieles gibt es auch anderswo, womöglich weniger kraß 
und widersprüchlich. Doch von Berlin wird nur am Rande die Rede sein, so im Beitrag von 
K. Homuth. 

Daß es überhaupt zu einem nachhaltigen politischen Interesse an der kommunalen Ebene 
gekommen ist, erscheint im Rückblick ebenso überraschend wie unwahrscheinlich. Ihre be- 
ste Zeit hatte Kommunalpolitik wohl in den ersten Nachkriegsjahren. Zentralstaatliche 
Strukturen waren zerschlagen, Versorgungsnöte und Wiederaufbau waren vor Ort zu be- 
wältigen, und die Siegermächte der Bizone gingen aufgrund ihrer eigenen politischen Kul- 
tur sehr selbstverständlich davon aus, daß lokale Demokratie und Selbstverwaltung ein 
unverzichtbarer Bestandteil von re-education sein sollte. Mit der Gründung der Bundesre- 
publik wurde allerdings schon sichtbar, daß es zum Bruch mit der spezifisch deutschen Tra- 
dition der kommunalen Selbstverwaltung nicht gereicht hatte. Die Betonung lag erneut auf 
»Verwaltung« im Sinne der Ausführung von zentralstaatlichen Beschlüssen, Weisungen 
der Kommunalaufsicht, trotz all der länderspezifischenn Varianten in den Kommunalver- 
fassungen. Was mit der preussischen Städteordnung von 1808 einsetzte, die Delegation von 
abgegrenzten staatlichen Aufgaben an eine örtliche Honoratioren-Selbstverwaltung, und 
auch durch die Ausweitung und Demokratisierung der elektoralen Elemente nicht wesent- 
lich korrigiert wurde, etablierte sich erneut: Kommune als Restgröße, als unterste, mit ei- 
nem dichten Netz von Weisungen, finanziellen Abhängigkeiten und gesetzlichen Auflagen 
regulierte Instanz in der Staatsorganisation, ebenso »bürgernah« wie gestaltungsschwach. 
Dies prägte auch den Kommunalparlamentarismus. »Gas- und Wassersozialisten« hatte 
Rosa Luxemburg abfällig die schon damals einflußreiche Riege von Kommunalparlamen- 
tariern in der Sozialdemokratie genannt. Der Wunsch nach institutioneller Anerkennung 
wurde nur allzu oft mit dem Verzicht aufeigene politische Zielsetzungen erkauft. So gehört 


Editorial | 3 


es zur Erblast deutscher Kommunalpolitik, daß sie weder von einem selbstbewußten libera- 
len Bürgertum noch von einer Arbeiterbewegung geprägt wurde, dieeinen Munizipalsozia- 
lismus (wie z.B. in England) auf ihre Fahnen geschrieben hätte. Nichts muß hierzulande 
fremder wirken als die vor einigen Jahren vorgebrachte These, Kommunismus käme von 
kommunal (Michael Jäger). Zu stark war {und ist?) auch das oppositionelle Denken von 
zentralstaatlich-bürokratischen Vorgaben geprägt. 

Mitte der sechziger Jahre zog der konservative Politologe Theodor Eschenburg eine ver- 
nichtende Bilanz. Kommunale Selbstverwaltung habe sich mit einem politischen Tabu um- 
geben, das kaum kritisches Licht auf die eher feudal als demokratisch strukturierte lokale 
Politik fallen ließ. Mit der rituellen Beschwörung von Gemeinschaft habe sich ein kritikfrei- 
er Raum entwickelt, in dem Repräsentation und Ordenssucht, Subalternität und Gefällig- 
keiten, Privilegien und Ehrungen treibhausmäßig gedeihen. Die Folge sind feudale Erbhöfe 
in den Parlamenten, Byzantinismus gegenüber den Verwaltungsspitzen, Hofberichterstat- 
tung inder Kommunalpresse, Pfründenwirtschaft von Wenigen und für Wenige und damit 
zwangsläufig verknüpft, ein breites Desinteresse der Bevölkerung an den »kommunalen Be- 
langen«. 

Auch wenn sich an der Wirklichkeit kommunaler Selbstverwaltung seither wenig geändert 
haben mag, ihr »Mythos« hat kräftig gelitten. Zunächst bekamen die Stadtherren von der 
Außerparlamentarischen Opposition und ihren Weiterungen Zunder. Dies anfangs eher 
beiläufig, schien doch die kommunale Ebene zu mickrig, um als Terrain der Selbst- und Sy- 
stemveränderung oder gar der internationalen Solidarität zu taugen. Dennoch spielten sich 
ja alle Auseinandersetzungen auch auf lokaler Ebene ab. Hausbesetzungen und Kinderlä- 
den, »Rote Punkt«- Aktionen gegen Fahrpreiserhöhungen und autonome Lehrlings- und 
Jugendzentren gaben die Vorbilder ab für das eher moderate, professionell und mittelstän- 
disch geprägte Aufbegehren von Bürgerinitiativen, die sich um die Erhaltung ihres Stadt- 
teils oder um bessere Infrastruktureinrichtungen (»Aktion Kleine Klasse«, Kindergärten 
etc.) bemühten. Die erste politisch-programmatische Reaktion auf diese Politisierung der 
lokalen Ebene kam von den apo-gestärkten Jungsozialisten (Kommunalpolitik für wen? — 
Arbeitsprogramm der Jungsozialisten von 1971). Seitdem sind die Debatten um die Chan- 
cen einer linken und alternativen Kommunalpolitik nicht abgerissen. Ihre Facetten sind 
vielfältig: von der Kritik eines sozialdemokratischen Kommunalreformismus bis zur Stär- 
kung der »Politik von unten«, von der Restriktionsanalyse der kommunalen Ebene, ihrer 
politischen »Schein-Identität«, bis zur Kritik der städtischen Leitbilder, von der Bewohner- 
und Nutzerbeteiligung bis zur multikulturellen Urbanität. 

Drei Kräftefelder prägen die aktuelle Auseinandersetzung um die Zukunft der Städte, um 
räumliche Nutzungen und politische Leitbilder. Da ist zunächst die dichte Mobilisierungs- 
folge der neuen sozialen Bewegungen. Ökologische, feministische und friedensbewegte 
Proteste, aber auch die Selbsthilfe- und Alternativprojekte haben die städtische Kultur 
nachhaltig verändert. Vormals unpolitische Bereiche, wie z.B. Energie- und Wasserversor- 
gung, Verkehr, Sozialverwaltung und Gesundheitsvorsorge wurden in erster Linie durch 
die Herausforderungen der neuen sozialen Bewegungen auf die politische Agenda ge- 
drückt. Der Schein von Kommunalpolitik als »sachgerechter« und alternativloser Verwal- 
tung gehört in vielen Bereichen der Vergangenheit an. Auch wenn sich die Bewegungskul- 
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tur stabilisieren und in Form von parlamentarischen Vertretungen direkt ins kommunalpo- 
litische Geschehen (bis hin zu »rot-grünen Bündnissen« auf kommunaler Ebene) vordrin- 
gen Konnte, ist deren Einfluß bislang vermutlich geringer geblieben, als die Intensität der 
»Diskurse« vermuten läßt. Die Synthetisierung zündender Alternativkonzepte steckt eher 
in widerspruchsvollen Anfängen. »Urbanität« oder »Kiez«, Stadtteilsyndikalismus oder 
Stadtpolitik, Ausdehnung der »zweiten Stadt« oder neue Mischungen lauten einige, der 
möglicherweise falsch gestellten Alternativen. Daß aus dem Patchwork der Bewegungsini- 
tiativen nicht wie von selbst die Alternative erwächst, gehört zu den ernüchternden Erfah- 
rungen der letzten Jahre. 

Gegenpart der lokalen Bewegungsszene sind die traditionellen Machtzentren der Kommu- 
nalpolitik. Ihre Zentralität ist nicht nachhaltig erschüttert, aber mit neuen Problemlagen 
konfrontiert. Etablierte Kommunalpolitik hat krisenbedingt einen paradoxen Bedeutungs- 
zuwachs erfahren. Die Krisenpolitik des Bundes schob den Kommunen einen Löwenanteil 
der Folgelasten zu und entzog ihnen zugleich die fiskalischen Ressourcen. Das Abdrängen 
der Arbeitslosen in die Sozialhilfe, die von den Gemeinden zu tragen ist, stellt nur das be- 
kannteste Beispiel dar. Diese Finanzklemme zwingt zugleich zu lokalen Initiativenin Rich- _ 
tung Wachstums- und Beschäftigungspolitik, um dem drohenden Bankrott zu entgehen. 
Im städtischen Umland finden sich daher kaum mehr Freiflächen, wo nicht mit großen 
Werbetafeln Industrie und Gewerbe mit Sonderkonditionen angelockt wird. Gründerzen- 
tren und Technologieparks liegen ebenso im Trend wie die Förderung von Selbsthilfegrup- 
pen und Beschäftigungsinitiativen auf dem »alternativen« und »zweiten« Arbeitsmarkt. 
Not macht erfinderisch. Da sich alle Akteure auf solche »endogenen« Entwicklungspoten- 
tiale (und Sparpolitiken) besinnen müssen, verstärken sich regionale Disparitäten im Gro- 
Ben (Süd/Nord-Gefälle, Abwertung von »alten« Industrieregionen wie im Ruhrgebiet und 
im Saarland) wie im Kleinen (Segregationsprozesse in den Städten). Die Krisenbedingte Su- 
che nach neuen Ufern endet an vielen Orten mit einem Rückzug des Politischen auf eine 
bloße Verwaltung der Misere. Von sich Reden machen allerdings vor allem jene, die sich 
weiter ins offene Wasser wagen, oder zumindest mit einigen Experimenten und Modellpro- 
grammen solche Bereitschaft signalisieren. Unkonventionelles ist hier gefragt. Wer hinter 
den kleinen kommunalen Experimentierbaustellen (mit zumeist äußerst begrenzter Zu- 
kunft und Reichweite) und der sie begleitenden Rede von Umbau, neuen sozialen Balancen 
und urbanen Zukünften noch nach handfesteren räumlichen und sozialstrukturellen Ent- 
wicklungsmustern sucht, gerät leicht ins miesmacherische Abseits. 

Dies liegt auch an der Präsenz eines intermediären Bereichs zwischen Bewegungen und 
herrschender Stadtpolitik. Hier tummeln sich vor allem die »Spezialisten des Städtischen« 
— ein buntes Völkchen von »radical professionals«, die es heute in allen Berufsfeldern gibt, 
von »neuen« Professionellen aus den Projekten und Einrichtungen der Bewegungsmilieus 
und von Leuten, die sich in Bürgerinitiativen, entlang eigener Betroffenheiten kompetent 
gemacht haben und ihre Stimme in den stadtpolitischen Auseinandersetzungen erheben. 
Wesentliches Ergebnis dieser intermediären Politik ist eine Fülle von fachlichen und be- 
reichsspezifischen Alternativvorschlägen, die zumeist in viele Richtungen weisen. Teils 
sind sie näher an der politischen Spitze, teils an den Bewegungsmilieus angelagert, und ihre 
Durchsetzungsfähigkeit hängt auch von der Einbindung in diese beiden Machtzonen ab. 
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Gesellschaftsanalytischen Tiefgang erhält die Auseinandersetzung mit kommunalpoliti- 
schen Alternativen und raumstrukturellen Veränderungen erst, wenn sie sich auf die De- 
batte um neue Akkumulationsstrukturen, über die Wege aus der Krise der keynesianischen 
oder fordistischen Ära beziehen läßt. Dan der gegenwärtigen gesellschaftlichen Umbruch- 
situation vieles gleichzeitig ins Rutschen gekommen ist, geraten solche Verortungen sehr 
schnell an Grenzen. Die raumstrukturellen Veränderungen sind zugleich Voraussetzung 
und Element veränderter Akkumulationsbedingungen und nicht nur deren Folge. Dies ver- 
leiht den städtischen (und ländlichen) Konflikten eine spezifische Brisanz, und macht die 
raumbezogenen Auseinandersetzungen zu einem wichtigen Terrain, auf dem um die Kon- 
turen der »Nachkrisengesellschaft« gerungen wird. 

Gründe genug, daß sich auch PROKLA in diese Kontroversen einmischt. Am Anfangsteht 
ein britischer Beitrag, der sich unter klassen- und staatstheoretischen Gesichtspunkten mit 
den Handlungsmöglichkeiten und Variationen auf lokaler Ebene auseinandersetzt. Die Re- 
de vom »lokalen Staat« kann sich nicht nur auf munizipalsozialistische Traditionen (»rote« 
Kornmunen) und die lokale Oppositionspolitik gegen die 'Thatcher- Regierung (am bekann- 
testen das deshalb aufgelöste Greater London Council) berufen, wenn es um den Nachweis 
geht, daß lokalstaatliche Institutionen nicht die schlichte Verlängerung zentralstaatlicher 
Vorgaben sein müssen. Simon Duncan, Mark Goodwin und Susan Halford entfalten auch 
eine systematische Begründung für die Notwendigkeit unterschiedlicher lokalstaatlicher 
Politiken. Kapitalistische Akkumulation ist danach zentral durch räumliche und zeitliche 
Ungleichheiten gekennzeichnet, die sich zu lokalspezifischen »spatial fix« verfestigen. Dies 
bedingt und ermöglicht die Ausbildung von regionalen politischen Traditionen auf allen 
Ebenen lokaler Gesellschaften. An ihren empirischen Beispielen wird dabei deutlich, daß lo- 
kale Politikvariationen komplexe Ursachen haben, die von lokalen Arbeitsmärkten, klas- 
senspezifischen Bündnissen, Arbeiterbewegungstraditionen bis zu Familienmustern und 
Geschlechterbeziehungen reichen. Ihr Beitrag liest sich u.a. wie eine Aufforderung, die 
»barfußhistoriographischen« Bemühungen um Stadt- und Regionalgeschichte mit der ak- 
tuellen kommunalpolitischen Debatte zu verknüpfen und damit vom »Folklore«-Verdacht 
zu befreien. 

Stefan Krätke und Fritz Schmollknüpfen in ihrem Beitrag an die »local state«-Debatte an 
und versuchen, sie systematisch für die hiesige Diskussion fruchtbar zu machen. Gängige 
Vorstellungen vom Bedeutungszuwachs der lokalen Ebene, ihrer »relativen Autonomie« 
und die Bedingungen von Gegenmacht werden einer kritischen Betrachtung unterzogen 
und in den Kontext veränderter Akkumulationsbedingungen gestellt. Nachdem die theore- 
tische Debatte über die Stellung der Kommunen in der Staatsorganisation und die Chancen 
lokaler Politik irgendwann in den siebziger Jahren eingeschlafen ist und die pragmatischen, 
fachbezogenen Fragen in den Vordergrund rückte, bieten die Autoren einen bereits gut 
ausgeführten Anstoß für die angesichts einer disparaten »Experimentierbaustelle« alterna- 
tive Kommunalpolitik doch dringend angebrachte systematische Reflexion dieses Hand- 
lungsfeldes. 

Wie wichtig dies gerade für die kommunalen Initiativen aus dem Umfeld von Protesten und 
Bewegungen sein dürfte, belegt Margit Mayer für die Entwicklung der städtischen Sozial- 
bewegungen in den USA. Auch wenn dort die Revolten und Ghettoaufstände wesentlich 
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militanter und nachhaltiger das Stadtleben erschütterten und die Kommunen ungleich fle- 
xibler auf sie reagierten, fallen die Parallelen zur westdeutschen Szene ins Auge. Vor noch 
nicht einmal zehn Jahren war die Alimentierung durch »Staatsknete« in alternativen Krei- 
sen weithin verpönt. Erleben wir nicht auch hierzulande einen Prozeß der »Inkorporie- 
rung« durch Staat und Markt? 

Daß dieser Prozeß nicht ohne ideologische Umrüstung möglich und wirksam werden kann, 
belegt die Konjunktur von Urbanität und Stadtkultur, von Museen, Ausstellungen und Fe- 
stivitäten. Es gehört zu den Absurditäten der stadtbezogenen Wissenschaftsmoden, daß in 
noch leidlich prosperierenden Zeiten vornehmlich ökonomische, fiskalische und klassen- 
spezifische Grenzen kommunaler Politik debattiert wurden, während in den Stagnations- 
und Krisenzeiten solche Fragen eher auf Langeweile treffen und die luftigen Diskurse über 
eine postmoderne Stadtkultur gepflegt werden. 

Liegt dies an den erfolgreichen Offensiven der neokonservativen Stadtpolitiker ä la Wall- 
mann und Diepgen, an den Brotkorb- (pardon: Baguette-)Horizonten von an der kultura- 
listischen Wende verdienenden urbanen Mittelschichten oder daran, daß sich die Margi- 
nalisierten bislang nur gelegentlich in das politische Tagesgeschehen einmischen? Karl 
Homuth geht einer anderen Fährte nach, um der aktuellen Politik mit der Kultur auf die 
Schliche zu kommen. Sie ist für ihn wesentlich »Identitätspolitik«, die mit Identifikations- 
angeboten und sozialen Räumen für die Entfaltung unterschiedlichster Lebensstile auf die 
Erosion des Sozialen in den Städten reagiert. »Brot und Spiele« als gerade in verunsichern- 
den Krisensituationen und bei auseinanderdriftenden Lebenschancen stets aktuelle Devise 
herrschaftlicher Realitätsverdrängung. 

Einen historischen Blick auf die gegenwärtige Modernisierung des Alltagslebenserlaubt der 
Beitrag von Detlev Ipsen. Gestützt auf Studien zur Erschließung des Vogelsberggebiets 
(Mittelhessen) für jene fordistischen Produktions- und Reproduktionsformen, deren Krise 
wir seit einigen Jahren durchleben, wird eindrucksvoll vor Augen geführt, wie umfassend 
und radikal solche Veränderungen ausfallen können, selbst wenn sie in der harmlosen Ge- 
stalt von Wasseruhren daherkommen. Wenn heute auf »endogene Entwicklung« gesetzt 
wird, sollte uns dies nicht beruhigen, sondern zur politischen Intervention herausfordern, 
damit dies eine Entwicklung in unserem Sinne werden kann. 


Außerhalb des Schwerpunktthemas behandelt Holm-Detlev Köhler in PROKLA 68 ein 
aktuell-politisches Thema — den sozialen, ökonomischen und politischen Wandel im nach- 
francistischen Spanien. Seine Hauptthese ist dabei die: Der Übergang Spaniens von einem 
autoritär-diktatorischen zu einem bürgerlich-demokratischen System werde wesentlich be- 
stimmt durch das Ausbleiben jenes »Demokratischen Bruchs«, den die demokratische Op- 
position fordert, und durch ein spannungsreiches Aufeinandertreffen von Wirtschaftskrise 
und politischem Systemwandel. Die knapp 10jährige Phase der »transiciön« unterteilt 
Köhler in zwei — durch den Putschversuch von 1981 getrennte — Etappen: Die erste war 
demnach gekennzeichnet durch die Herausbildung demokratischer Institutionen unter Bei- 
behaltung der francistischen Legalität. Die zweite Etappe der sozialistischen Regierungs- 


epoche stehe demgegenüber unter dem Vorzeichen ökonomischer Modernisierung und 
Integration Spaniens in den europäischen Kapitalismus. 


In der Sektion »Theorie-Diskussion« der PROKLA 68 stellt Zutz Raphael zentrale Katego- 
rien des französischen Sozialwissenschaftlers P. Bourdieu vor und versucht, deren Anre- 
gungspotential für eine kritische Soziologie der Politik aufzuweisen. Dabei konzentriert 
Raphael sich zunächst auf Bourdieus Begriffe der »Strategie« und des »Habitus« — als 
Kategorien der Vermittlung von Handlungs- und Systemtheorie; fragt sodann nach den 
Perspektiven der von Bourdieu vorgenommenen Erweiterung des »Kapital«-Begriffs für 
gegenwartsbezogene polit-ökonomische Ansätze; und diskutiert schließlich das Konzept 
des »Klassenhabitus« als Beitrag zur Überwindung von Aporien der (marxistischen) Klas- 
senanalyse. 


Das Schwerpunktthema »Lokaler Staat und Kommunalpolitik« wurde ganz wesentlich 
realisiert durch die Gastredakteure Kar! Homuth, Stefan Krätke, Roland Roth, Fritz 
Schmoll, Christof Watkinson. Ihnen gilt an dieser Stelle unser Dank für ihre Anstrengungen. 


Die Redaktion 


Simon Duncan, Mark Goodwin, Susan Halford 
Politikmuster im lokalen Staat: 
Ungleiche Entwicklung und lokale soziale Verhältnisse * 


1. Probleme und Übersicht — eine Einführung 


Im folgenden Artikel werden wir zu analysieren versuchen, wie und warum sich lokale 
staatliche Institutionen innerhalb eines Nationalstaats in ihrem Verhalten manchmal ganz 
beträchtlich voneinander unterscheiden. Diese Unterschiede können die Entwicklung be- 
sonderer lokaler Politikstrategien oder die besondere lokale Implementation einer angeb- 
lich einheitlichen nationalen Politik widerspiegeln. Es braucht nicht betont zu werden, daß 
deren Beschreibung und Versuche zu ihrer Erklärung ein Dauerthema der Politikwissen- 
schaft wie der Stadtsoziologie darstellt (vergleiche die Überblicke bei Dearlove 1973; Saun- 
ders 1979; Stewart 1983; Sharpe and Newton 1984; Pinch 1985). Die Spannbreite und die 
Art der Unterschiede im staatlichen Verhalten, auf welche diese Studien Bezug nehmen, ist 
enorm; deshalb haben wir den ganz allgemeinen Begriff »lokale staatliche Institutionen« 
gewählt. Wir meinen damit alle staatlichen Körperschaften, Institutionen und Behörden 
unterhalb der nationalen Ebene. Natürlich ist das eine sehr umfassende Kategorie für terri- 
toriale und politische Kompetenzen und für die darin eingehenden gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse. In der Literatur finden sich als Standardinstitutionen die britischen Lokalregie- 
rungen und die Stadtregierungen in den USA, aber die Beispiele reichen von — auf der 
einen Seite — dezentralen Ämtern für einzelne Aufgaben, wie etwa die lokalen Büros des 
Department of Health and Social Security in Großbritannien, bis — auf der anderen Seite 
— zu gewählten Regionalparlamenten wie die der Länder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder der Bundesstaaten der USA. So gesehen, scheint es viel mehr »lokalen Staat« als 
»Nationalstaat« zu geben. Daher ist es so wichtig, zu beschreiben und zu erklären, was es 
mit lokalen staatlichen Institutionen auf sich hat. 

Auf den ersten Blick scheinen die unterschiedlichsten Formen lokaler staatlicher Institutio- 
nen wie deren unterschiedliches politisches Verhalten recht einfach erklärbar — unter- 
schiedliche Institutionen verhalten sich unterschiedlich, weil sie an verschiedenen Orten 
handeln, an denen verschiedene soziale Interessen unterschiedlich wichtig sind. Aber diese 
ins Auge fallende Lösung birgt einige wichtige Fragen, die unbeantwortet bleiben. Zu- 
nächst, inwiefern sind Orte verschieden und warum ist das soziale Gewicht von Gruppen je 
nach Ort unterschiedlich? Die Antwort darauf müßte die Grundlage liefern, um eine zweite 
unbeantwortete Frage anzugehen: Warum überhaupt entwickeln sich besondere lokale 
Staatsinstitutionen? Warum reichen Nationalstaaten allein nicht aus? Und drittens, unglei- 
che Entwicklung und die Existenz lokaler staatlicher Institutionen einmal vorausgesetzt, 


* Dieser Artikel basiert auf Forschungsarbeiten, die Teil des »Urban and Regional Research Pro- 
grams« der Universität von Sussex waren, das vom »Economic and Social Research Council« ge- 
tragen wird. Wir danken unseren Kollegen für ihre Hilfe und Unterstützung. 
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durch welche soziale Prozesse werden sie verknüpft und inwieweit werden die Unterschie- 
de und Veränderungen im Verhalten lokaler Staaten durch diese Prozesse erklärt? 

Trotz der Flut von Arbeiten, die diesem Problem gewidmet sind, scheint allgemein Konsens 
zu herrschen, daß die Erklärungen für diesen Sachverhalt zumindest bruchstückhaft und für 
gewöhnlich unbefriedigend bleiben. So haben wir auf der einen Seite zahlreiche geographisch 
und statistisch fundierte Studien zu unterschiedlichen lokalen Politikstrategien, welche nor- 
malerweise bemerkenswert desinteressiert daran sind, ihre Analysen und Resultate in einer 
allgemeinen Konzeption der Staatstätigkeit und lokaler Staatsinstitutionen als deren Bestand- 
teil zu verorten. Daher sind sie nicht in der Lage, viel darüber zu sagen, warum die Phänome- 
ne, die sie so eingehend beschreiben, überhaupt auftreten. Typisch für diese Art von Untersu- 
chungen ist, daß sie am Ende unterstellen, Veränderungen im Verhalten lokaler Staaten 
hingen mit Veränderungen im sozialen, politischen und ökonomischen Umfeld zusammen, 
wobei deren genaues Verhältnis von Studie zu Studie unterschiedlich bestimmt wird. So viel wis- 
sen wir natürlich schon. Aber auf der anderen Seite ignorieren die (eher wenigen) Arbeiten, die 
versuchen, allgemeine analytische Theorien staatlichen Handelns zu liefern, fast immer die 
Existenz lokaler Staatsinstitutionen und die Bedeutung, die deren unterschiedliches Verhal- 
ten hat (vgl. z.B. den Überblick bei Jessop 1982). Diese Sorte Arbeiten kann allgemeine Erklä- 
rungen dafür vorschlagen, was kapitalistische Staaten im Ganzen tun und warum sie es tun, 
aber sie sind unfähig, dies in eine konkrete Analyse spezifischer Politiken und Implementa- 
tionsformen umzusetzen. Ihre Erklärungen müssen daher zwangsläufig sehr abstrakt und all- 
gemein bleiben (vgl. für eine Erweiterung dieser Kritik Duncan und Goodwin 1987, Kap. 1). 
Beide Arten von.Arbeiten, die empirisch-deskriptiven und die abstrakt-theoretischen, las- 
sen große »black boxes« übrig, in denen wichtige Verbindungsglieder zwischen den sozia- 
len Prozessen verschwinden. Diese black-boxes entsprechen im wesentlichen den oben 
identifizierten unbeantworteten Fragen. Indem wir unbeantwortete Fragen angehen, wer- 
den wir in diesem Aufsatz versuchen, diese beiden Arbeitsansätze zusammenbringen. Zu- 
nächst, warum gibt es überhaupt lokale staatliche Institutionen und, vorausgesetzt, daß 
dies etwas mit dem herrschenden gesellschaftlichen Muster ungleicher Entwicklung zu tun 
hat, durch welche gesellschaftlichen Prozesse wird dieses Muster mit Unterschieden und 
Veränderungen im Verhalten lokaler Staaten verknüpft? — Der Aufbau unseres Artikels 
ist einfach. Um die beiden Fragen begrifflich adäquat zu beantworten, versuchen wir zu- 
nächst, in einem mehr abstrakten Arbeitsschritt die »black boxes« zu öffnen. Danach wer- 
den wir zeigen, wie diese Prozesse in der Praxis verlaufen. Wir beziehen uns dabei auf eine 
Reihe empirischer Studien, darunter auch auf eigene Forschungsarbeiten. 


2. Lokale Staaten, ungleiche Entwicklung und lokale Sozialverhältnisse 
Die Bedeutung des Raums für die ungleiche Entwicklung 
Natürlich ist es eine zentrale Annahme marxistischer Theorie, daß ungleiche Entwicklung 


in räumlicher wie zeitlicher Dimension ein zentrales Moment im Prozeß kapitalistischer 
Produktion und Reproduktion ist. Diese sich selbst verstärkende Ungleichheit verschärft 


10 Simon Duncan/Mark Goodwin/Susan Halford 


dramatisch die Ungleichheiten vorgängiger sozialer und natürlicher Systeme. Ungleiche 
Entwicklung bedeutet daher nicht einfach, daß Art und Ausmaß physischer und sozialer 
Phänomene von Ort zu Ort variieren. Sie bedeutet vielmehr, daß die sozioökonomischen 
Prozesse selbst ungleichmäßig verlaufen. So betrachtet können geographische Verhältnis- 
se, d.h. Unterschiede im Raum, als systematischer Ausdruck der Konstitution und Struktur 
des Kapitalismus selbst gefaßt werden. — Wir wollen diese allgemeine These hier nicht wei- 
ter ausführen. (Vgl. für hervorragende Analysen Harvey 1982, 1985; Smith 1984.) Dage- 
gen möchten wir auf einige Implikationen für die Entwicklung staatlicher Systeme abhe- 
ben. Unser Hauptargument ist, daß ungleiche Entwicklung des Kapitalismus einerseits, die 
Entwicklung lokaler staatlicher Institutionen andererseits nicht ohne Beziehung zueinan- 
der sind, im Gegenteil. Staatliche Institutionen sind für herrschende Gruppen unverzicht- 
bar, wenn es darum geht, die zunehmend großen, differenzierten und sich ändernden so- 
zialen Systeme des Kapitalismus zu organisieren und zu steuern. Doch macht eben diese 
Differenzierung erfolgreiche Intervention problematisch. Um wirksam zu sein, müssen 
staatliche Systeme auf lokaler, subnationaler Ebene entwickelt werden. Inder Ausführung 
dieses Arguments werden wir auch auf einige Schwächen der gängigen Auffassung unglei- 
cher Entwicklung hinweisen und den manchmal damit einhergehenden ökonomischen Re- 
duktionismus in die Schranken weisen. 

Unter dem Gesichtspunkt ungleichmäßiger Entwicklung ist differenzielle Investition ein 
ganz zentraler Prozeß im Kapitalismus. Auf der einen Seite wird ständig Kapital investiert, 
um die produktiven, infrastrukturellen und reproduktiven Einrichtungen (Fabriken, Stra- 
Ben, Häuser z.B.) zuschaffen, welche für die Produktion von Mehrwert notwendig sind und 
die Basis eines erfolgreichen Kapitalismus verbreitern. Aber auf der andern Seite wird Kapi- 
tal von bereits bestehenden Anlagen abgezogen, um anderswo bessere Verwertungsbedin- 
gungen auszunutzen. Die Folge ist, daß geschaffene soziale und physische Umwelten, d.h. 
geographische Verhältnisse ständig entwickelt, verändert und wieder verlassen werden. 
Daß die Welt und besonders die kapitalistische Welt in sich ungleich ist, haben Sozialwis- 
senschaftler immer gern übersehen. (Obwohl dies teilweise eine Reaktion auf den ebenfalls 
irreführenden, in der Geographie und Stadtsoziologie gängigen Determinismus des Rau- 
mes ist.) Dieser blinde Fleck wird vergrößert durch die oft gemachte Unterscheidung zwi- 
schen allgemeinen und lokalen Prozessen, zwischen Makro- und Mikroperspektive. Denn 
für gewöhnlich werden allgemeine Prozesse, z.B. Kapitalakkumulation oder Klassenkon- 
flikt falsch, als nicht räumlich, gefaßt: Als ob diese Prozesse irgendwie über der wirklichen 
Welt in einem nichträumlichen Reich schwebten. Das ist nicht der Fall. Diese Prozesse wer- 
den von Anfang an an zahllosen einzelnen Orten konstituiert; sie sind also allgemein nur in 
dem Sinne, daß ihre Konstitution nicht an einen einzelnen Ort gebunden ist. Weiterhin wird 
diese räumliche Konstitution immer beeinflußt durch etwas, was wir als Effekte räumlicher 
Kontingenz bezeichnen wollen. Vorgängige soziale und natürliche Unterschiede, oder un- 
terschiedliche Dimension und Wirkung aktueller Veränderungen beeinflussen, wie, in wel- 
chem Ausmaß und sogar ob überhaupt bestimmte soziale Prozesse verlaufen. Im Gebiet X 
z.B. können die »allgemeinen« Prozesse der Deindustrialisierung und geschlechtsspezifi- 
scher Arbeitsteilung in einem besonderen Wechselverhältnis stehen (und vielleicht zu einer 
»Feminisierung« der Fließbandproduktion vermittels Teilzeitarbeit führen), während im 
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Gebiet Y diese beiden Prozesse auf andere Weise zusammenwirken können (wodurch z.B. 
Frauen aus der Lohnarbeit ausgeschlossen werden). Diese unvermeidlichen Unterschiede 
im Raum werden natürlich noch verstärkt, wenn die Kausalprozesse selbst, besonders die 
Prozesse der Kapitalakkumulation in kapitalistischen Gesellschaften, geographische Ver- 
hältnisse schaffen. 

Die künstliche Unterscheidung zwischen Makro und Mikro, allgemein und lokal, entsteht 
durch eine Verwechslung unserer geistigen Abstraktionsprozesse mit dem, was tatsächlich 
außerhalb unserer Köpfe geschieht. So können wir etwa in Theorien über den Staat geistig 
von den Orten abstrahieren, an denen wirkliche Staaten produziert und reproduziert wer- 
den. Für die theoretische Analyse, die schließlich wesentlicher Teil jeder Forschung ist, 
kann diese Abstraktion natürlich sehr nützlich sein. Sie erleichtert z.B.’die Diskussion über 
die Funktionen des Staates in kapitalistischen Gesellschaften, ohne uns allzusehr in die be- 
sondere Geschichte und die Zusammenhänge wirklicher Staaten zu verwickeln. Aber wir 
sollten uns durch unsere eigenen Abstraktionen nicht täuschen lassen und glauben, daß so- 
ziale und natürliche Prozesse tatsächlich abstrakt, ohne räumliche Beziehungen existieren 
können. Staaten z.B. existieren konkret eingebunden in alle Arten kontingenter Relatio- 
nen, darunter räumliche. Diese Verwirrung ist ein hartnäckiges Hindernis beim Versuch, 
Theorien des lokalen Staates zu entwickeln, wo doch gerade das Faktum ungleicher Ent- 
wicklung dessen Existenzbedingung ist. (Vgl. Saunders 1985; Sayer 1985; Urry 1985; Dun- 
can 1988 für eine Diskussion über »die Bedeutung des Raumes«, sowie Duncan und Good- 
win 1987 für eine kritische Übersicht). 

So schafft die kapitalistische Entwicklung unvermeidlich geographische Unterschiede, und 
wir können annehmen, daß dies eine Grundlage für die Entstehung lokaler staatlicher Insti- 
tutionen ist. Es gibt keinen Grund, warum diese Unterschiede an nationalstaatliche Gren- 
zen gebunden sein sollen, im Gegenteil. Wir sollten uns nicht von den altertümlichen Atlan- 
ten vereinnahmen lassen, in denen jedes Land seine besondere und einheitliche Farbe hat. 
Nationalstaaten, so wichtig sie für die Institutionalisierung sozialen Wandels sein mögen, 
können nicht alle Aufgaben übernehmen. Die Bedeutung der Nationalstaaten für die spezi- 
fische Gestaltung sozialen Wandels wird eher geringer, während supranationale Staaten 
wie die EG oder andere Organisationen wie multinationale Konzerne oder weltumspan- 
nende religiöse Bewegungen ihren Einfluß vermehren. Tatsächlich ist der Nationalstaat 
selbst eine Tiergattung mit sehr unterschiedlichen Exemplaren: Auf der einen Seite die 
UdSSR und China mit einem Sechstel der Landmasse der Erde und einem Drittel der Welt- 
bevölkerung, auf der andern Seite Hongkong und die Malediven. Herrschende Gruppen be- 
nötigen in ihrem Bemühen, soziale Systeme zu steuern und zu organisieren, adäquat bemes- 
sene staatliche Institutionen. 

So weit, so gut, aber es gibt eine weitere Ebene räumlicher Differenzierung und — was wich- 
tig ist — räumlicher Zusammenhänge, die wir noch nicht diskutiert haben. Dieser Punkt 
macht die Notwendigkeit lokaler Staatsinstitutionen noch einsichtiger. Harvey weist näm- 
lich darauf hin, daß »Ziel und Zweck der an der Zirkulation des Kapitals Beteiligten letzt- 
lich sein muß, Mehrarbeitszeit zu kommandieren und sie innerhalb der gesellschaftlich not- 
wendigen Umschlagszeit in Profit zu verwandeln« (1985, 144-45). Aus dieser Perspektive 
ist der Raum zunächst ein Hindernis, das überwunden werden muß, da er die Umschlags- 


12 Simon Duncan/Mark Goodwin/Susan Halford 


zeit vergrößert. Von daher ist Marx’ berühmter Aphorismus zu verstehen, wonach der Ka- 
pitalismus ständig bestrebt ist, Raum mit Zeit zu vernichten’. Die wesentlichen Mittel, die- 
se Vernichtung zu bewerkstelligen, sind natürlich die Transporttechnologie sowie elektro- 
nische und mechanische Kommunikationsmedien. Aber in Wahrheit wird der Raum nicht 
vernichtet; es werden nur die Unterschiede im Raum verstärkt, wenn auch in neuer Form. 
Denn die Vernichtung des Raumes wird erreicht durch die Produktion dauerhafter und re- 
lativunbeweglicher räumlicher Konfigurationen, z.B. eines Eisenbahnnetzes mit Industrie- 
städten als Knotenpunkten. Die Erzeugung geographischer Verhältnisse ist notwendig, um 
sie zu überlisten. Weitere Überlistungsversuche werden unternommen, indem Teile alter 
Kommunikationssysteme und geographische Zusammenhänge zugunsten neuer aufgege- 
ben werden: Etwa durch die Entwicklung von »just in time«-Produktionssystemen in 
Kleinstädten, die durch ein Autobahnnetz verbunden sind. Selbst das eindrucksvollste 
Symbol der Mobilität des Kapitals, der internationale Geldmarkt, benötigt solide infra- 
strukturelle Stützen verschiedener Art. So werden gegenwärtig die räumlichen Verhältnis- 
se der Londoner City neu strukturiert und ausgedehnt, um den riesigen ‘high-tech’-Han- 
delskontoren Platz zu schaffen; gleichzeitig ist die Umstrukturierung von Wohngebieten in 
großen Teilen Südostenglands weitgehend abhängig von der Wohnungsnachfrage einer 
neuen Dienstleistungsklasse in der »City« (Thrift 1987). Auch die Vernichtung von Raum 
schafft Raum. 

Wir dürfen uns nicht einbilden, daß die Menschen passiv bleiben, während »der Kapitalis- 
mus« geographische Verhältnisse um sie herum erzeugt und zerstört. Denn es sind natür- 
lich diese Menschen, welche die sozialen und ökonomischen Prozesse zustandebringen und 
reproduzieren, auch wenn sie es weder unabhängig von andern noch unter selbstgewählten 
Bedingungen tun und der Alptraum der Vergangenheit ständig auf ihnen lastet. Handelnde 
sind fähig, ihre Erfahrungen zu reflektieren und aus ihnen zu lernen, sie passen sich an und 
diese Anpassung kann auch den Versuch bedeuten, was um sie herum passiert, zu ändern 
und zu beeinflussen. Ein Weg, dies zu tun, ist der Versuch, einen »Stillstand des Raumes« 
zu erreichen, eine Art geographische Stabilität zu erlangen. Hart erarbeitete räumliche 
Konfigurationen, soziale wie physische, sollen, einmal gewonnen, nicht gleich wieder ver- 
lassen oder zerstört werden. Eine wesentliche Methode, diesen Stillstand zuwegezubringen, 
ist staatliche Intervention in die Ökonomie durch Festlegung von Wechselkursen, Arbeits- 
gesetzgebung, Wohnungsbausubvention, Systeme sozialer Sicherung und »innerer Sicher- 
heit« usw. Staaten sind gleichermaßen nützlich, wenn es darum geht, einen überkommenen 
zugunsten eines neuen Stillstands aufzugeben. Zentrale herrschende Gruppen können, in- 
dem sie staatlich zementierte Räume aufbrechen, ihre ureigensten Interessen verfolgen. 
Ein gründlich erforschtes Beispiel sind die Aktivitäten der Bourgeosie des 19ten Jahrhun- 
derts zugunsten des freien Handels (Hobsbawn 1975). Die »Öffnung« Großbritanniens für 
den Markt — im persönlichen Leben wie im Bereich der Ökonomie — seit dem Machtan- 
tritt der konservativen Regierung im Jahre 1979 ist ein aktuelles Beispiel. Für unsere Argu- 
mentation interessant ist, daß dieser Versuch, von einem angeblich überholten Zustand des 
Raumes abzukommen, zum Konflikt zwischen lokalem Staat und Zentralstaat geführt hat. 
Denn für soziale Gruppen, die zwar lokal einflußreich, aber auf zentraler Ebene in White- 
hall nicht so gut vertreten sind, ging es mehr um die Frage, wie vorhandene Fixierungen des 
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Raums zu verteidigen oder neu zu beleben sind. Verschiedene linke Lokalregierungen in 
Großbritannien unternahmen eine »Restrukturierung im Interesse der Arbeitfer)« oder 
versuchten zumindest die Seite der Arbeit zu schützen durch eine lokale Wirtschaftspolitik, 
die auf die Regenerierung sich auflösender räumlicher Fixierungen zielte. Typisch für diese 
Politik war der Versuch, eine industrielle Basis in den älteren großen Industriestädten gera- 
de zu jener Zeit zu erhalten, als die Zentralregierung deren Lage zusehens verschlechterte. 
Wir werden dieses Beispiel im nächsten Abschnitt wieder aufnehmen. 

Staatliche Macht, ausgeübt durch einer Reihe von Institutionen auf unterschiedlichen Ebe- 
nen von Kompetenz und räumlicher Verantwortung, ist ein Mittel, denn Staaten sind die 
Grundlage für die Organisation, ja selbst für die Vorstellung von Territorialität. Hinzu 
kommt nun, daß verschiedene soziale Gruppen unterschiedliche Vorstellungen davon ha- 
ben, welche Art räumlicher Fixierung am besten für sie ist; diese Gruppen haben wiederum 
unterschiedlichen Zugang zu verschiedenen staatlichen Institutionen. 

Dieses Bedürfnis nach Fixierungen des Raumes interagiert mit der von Harvey (1985) so ge- 
nannten »strukturierten Kohärenz« von Produktion und Konsumtion in bestimmten Ter- 
ritorien, Soziale und physische Prozesse und Infrastrukturen verbinden sich und formen ei- 
nen Raum, der eine spezifische Form der Mehrwertproduktion erlaubt. Diese Kohärenz 
wird hergestellt durch die wechselseitige Beeinflussung von Produktionsformen und -tech- 
nologien, Verbindungen zwischen Industrien, Muster von Arbeitskräftenachfrage und-an- 
gebot, physische und soziale Infrastrukturen und Konsumtionsformen. Daher entstehen 
nach Harvey bestimmte Industrieregionen, Räume in denen Kapital zirkuliert, ohne daß 
der Profit durch Zeit und Kosten der Bewegung aufgesogen wird. In diesen Regionen ent- 
wickeln sich besondere Arbeitsmärkte, auf denen Arbeitskräfte mit besonderen Fähigkei- 
ten von Tagzu Tagangeheuert werden können. Es braucht nicht betont zu werden, daß die- 
se dem Kapital innewohnende Logik durch die Entfaltung regionaler und lokaler Kulturen 
verstärkt wird. Es wird von Harvey allerdings nicht weiter ausgeführt, daß diese Kulturen 
zu einem Teil durch soziale Praktiken und Verhältnisse gebildet werden, die unabhängig 
von der Logik des Kapitals sind. 

Vielleicht ist Süd-Wales auch deshalb das umfassendst erforschte Beispiel »strukturierter 
Kohärenz«, weil diesem Landstrich, neben seiner speziellen ökonomischen Geschichte, be- 
sondere ökonomische und soziale Charakteristika eigen sind (Cooke 1985 a,b). Unter öko- 
nomischem Gesichtspunkt für den Kohle- und Stahlexport geschaffen, verbanden sich die 
daraus resultierenden Klassenstrukturen mit kulturellen Erfahrungen innerhalb und au- 
Berhalb der Arbeit und führten zur Bildung einer besonders »radikalen Region«. Für das 
»räumlich kontingente« Wechselverhältnis, welches diese strukturierte Kohärenz zuwege 
brachte, waren u.a. wichtig die historischen Spannungen zwischen unterdrückten Walisern 
undherrschenden Engländern, das Auftauchen einheimischer Intellektueller und kulturel- 
ler Institutionen sowie die Entwicklung rigid patriarchalischer Haushalte. Interessant ist, 
daß die soziale und kulturelle Besonderheit weiterhin bestehen bleibt, obwohl die ökonomi- 
sche Grundlage für die regionale Kohärenz von Süd-Wales verschwunden ist. Lokale Staa- 
ten sind ein Mittel, diese regionale Reproduktion sicherzustellen (Cooke 1933). Das Beispiel 
Süd-Wales macht allerdings klar, daß strukturierte Kohärenz durch Prozesse ungleicher 
Entwicklung unterminiert und transformiert wird. Während Veränderungen im Arbeits- 
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prozeß und in der Organisation des Kapitals auch dessen Verwertungserfordernisse verän- 
dern und sein Kommando über immer größere Räume ausdehnen, schwächt die technologi- 
sche Entwicklung räumliche Beschränkungen ab. Lohnabhängige können sich organisieren 
oder überflüssig werden, lokale Kulturen werden durch Konsumismus und Massenmedien 
verändert. Der »Stillstand des Raumes« ist porös und instabil. In der Tat ist zu fragen, wie 
strukturierte, räumlich spezifische Kohärenz überhaupt bestehen bleiben konnte. 

Harvey antwortet mit der Darstellung eines inzwischen bekannten Paradoxes: Jede Erwei- 
terung der Fähigkeit, Raum mit Zeit zu vernichten, bedarf einer relativ stabilen Infrastruk- 
tur des sozialen Raums. Großbritanniens High-tech-Industrie oder zumindest ein Großteil 
der technischen und Forschungsanlagen liegt entlang des »M 4-Korridors«, der Autobahn 
von London nach Bristol, und wird durch enorme staatliche Mittel für Verteidigung und 
Kommunikationstechnologie gestützt. Eine weitere Antwort würde betonen, daß manche 
Leute damit beschäftigt sind, räumliche Fixierungen zu schaffen und zu erhalten, während 
andere darangehen, diese zu untergraben und neue zu schaffen. Und einen wesentlichen 
Mechanismus zur Erreichung des einen wie des anderen Zieles stellt der Staat dar. Hier wer- 
den wiederum verschiedene Ebenen staatlicher Institutionen gebraucht, um in angemesse- 
ner Weise auf unterschiedlicher Stufenleiter in Fixierungen des Raumes eingreifen zu 
können. 

Beispiele wie Süd-Wales legen auch nahe, daß ungleiche Entwicklung nicht einfach nur ei- 
ne Sache der kapitalistischen Produktion ist, wie bedeutsam und weitreichend diese auch 
sein mag. Zunächst behalten natürliche Prozesse ihre Autonomie, wenn auch ihr realer 
Verlauf oft sozial vermittelt ist. Die zunehmende Verwüstung der Erde oder der saure Re- 
gen zeigen exemplarisch, daß klimatische und biochemische Prozeße aufgrund politisch 
ökonomischer Verhältnisse besondere Resultate an besonderen Orten erzeugen. Ebenso 
sind keineswegs alle sozialen Prozesse vom Kapitalverhältnis abgeleitet, auch wenn die mei- 
sten mit ihm verknüpft, oft tief von ihm durchdrungen oder ihm gar unterworfen sind. In 
der bürgerlichen Gesellschaft bestehende Praxisformen, wie Verwandtschafts- oder Ge- 
schlechterbeziehungen, oder die ethnischen oder nationalen »imaginären Gemeinschaf- 
ten« werden durch Mechanismen hervorgebracht, die älter sind als der Kapitalismus und 
ihn zum Teil überleben. 

Dies ist besonders wichtig für unsere Ausführungen zum lokalen Staat. Denn staatliche In- 
stitutionen existieren nicht als bloßer Reflex der ungleichen Entwicklung des Kapitals, son- 
dern stehen in einem komplexen Vermittlungszusammenhang von Kapital, bürgerlicher 
Gesellschaft und Natur. Von allem anderen abgesehen, braucht der Kapitalismus für seine 
Existenz sowohl bürgerliche Gesellschaft wie Natur; die eine produziert Arbeitskräfteange- 
bot wie Konsumentennachfrage, die andere stellt das Rohmaterial ebenso wie den Müllei- 
mer dar. Die Entwicklung staatlicher Institutionen, welche in diese autonomen wie sozialen 
Systeme eingreifen, ist ein Mittel, durch das Kapitalisten ihre Umwelt zu regulieren suchen. 
Da diese Systeme räumlich konstituiert und differenziert sind, benötigen auch staatliche Sy- 
steme spezifisch lokale Dimensionen. Wie wir aufgezeigt haben, führen Prozesse unglei- 
cher Entwicklung im Kapitalismus paradoxerweise zu einer strukturierten Kohärenz sozia- 
len Handelns in Raum und Zeit. Dies geschieht auch durch die ungleiche Entwicklung von 
Natur und bürgerlicher Gesellschaft. Reihen natürlicher und sozialer Prozesse können sich 
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wechselseitig verstärken; sie verdichten sich zum einen zu räumlich organisierten ökologi- 
schen Systemen, zum anderen zu bestimmten Lebensformen an bestimmten Orten. Kaum 
anzunehmen, daß solche Zusammenhänge im späten zwanzigsten Jahrhundert unabhän- 
gig von der kapitalistischen Entwicklung sind, aber paradoxerweise ist dies Grund genug 
für staatliche Institutionen, sich um so mehr in diese räumlich konstituierten Systeme ein- 
zubinden. 

Die Anerkennung der sozialen Bedeutung räumlich variabler und gleichzeitig kohärenter 
Arrangements kultureller Praktiken war wichtig für Gramscis Neubestimmung des Klas- 
senkampfs in kapitalistischen Gesellschaften (Übersicht bei Cooke 1985b). Soziales Han- 
deln ist nicht allein eine Sache ökonomischen Handelns und der darauf beruhenden Klas- 
senrationalität. Es ist auch eine Frage der spezifischen, im Raum differenzierten sozialen 
Verhältnisse, welche wichtig sind für die Produktion und Aufrechterhaltung gesellschaftli- 
cher Ideologien und Erwartungen. Im Raum differenzierte Anordnungen hegemonialer 
Praktiken und Vorstellungen sind die Grundlage für die Herausbildung regionaler Macht- 
blöcke, die wiederum in die ungleiche ökonomische Entwicklung eingreifen. Gramsci ver- 
wendet diesen Gedanken, um die Entstehung des Faschismus in Italien zwischen den Welt- 
Kriegen zu analysieren. Cooke, der die kulturelle Erfahrung von Formen der Arbeit, die 
Gramsci seiner Auffassung nach vernachlässigt, stärker hervorhebt, übernimmt dieses 
Konzept, um Genese und Beständigkeit »radikaler Regionen« wie Süd-Wales zu erklären. 
Auch in seinem Konzept wird räumliche Kohärenz, in diesem Fall der bürgerlichen Gesell- 
schaft, als porös und unstabil gefaßt und wiederum bieten staatliche Instutionen einen 
Weg, sie zu steuern, kontrollieren, aufrechtzuerhalten oder zu destabilisieren. Unter- 
schiedliche Institutionen werden auf unterschiedlichen Ebenen durch unterschiedliche In- 
teressen besetzt, die wiederum in der Lage sind, auf verschiedenen Ebenen der Kohärenz 
einzugreifen und diese zu steuern, zu kontrollieren, aufrechtzuerhalten und zu destabilisie- 
ren. Die besten Beispiele sind solche mit einer gewissen politischen Prägnanz: Das rote Bo- 
logna (Jäggi u.a. 1977) und das radikale Oldham oder Poplar in Großbritannien (Foster 
1974, bzw. Branson 1979). Dies sind extreme Beispiele, aber lokale staatliche Institutionen 
sind im allgemeinen ein wichtiger Faktor, wenn es darum geht, lokale politische Kulturen 
aufrechtzuerhalten. In Großbritannien wird dies an der von Labour betriebenen Woh- 
nungs- und Sozialpolitik vieler nordenglischer Industriestädte deutlich, ebenso wie an dem 
ihr ehrerbietigen Paternalismus von Gemeinderäten, die sich aus Landbesitzern und Far- 
mern zusammensetzen (Dickens u.a., 1985, Kap. 5). 

In diesem Abschnitt haben wir versucht, zweierlei zu begründen. Erstens, Veränderungs- 
prozesse verlaufen ungleichmäßig und sind auf spezifische, Kontingente Weise räumlich 
Konstituiert. Dies gilt nicht nur für die kapitalistische Entwicklung sondern auch für die 
bürgerliche Gesellschaft und die Natur. Gesellschaften weisen daher beträchtliche Varia- 
tionen und Differenzierungen nach innen ebenso wie untereinander auf und dies drückt 
sich räumlich aus. Nichtsdestotrotz ist dies ein paradoxer Sachverhalt, denn eben diese Ver- 
änderungsprozesse schaffen die Bedingungen für strukturierte Kohärenz, die ebenfalls im 
Raum zum Ausdruck kommt. Zweitens haben wir ausgeführt, daß staatliche Institutionen 
eine wichtige Rolle beidem Versuch spielen, ungleiche Entwicklung zu organisieren und zu 
kontrollieren: Stukturelle Kohärenz als ‘Stillstand des Raumes’ zu institutionalisieren oder, 


16 Simon Duncan/Mark Goodwin/Susan Halford 


wenn nötig, den Übergang zwischen räumlichen Konfigurationen und der Entwicklung 
neuer Fixierungen zu steuern. Historisch ist der Nationalstaat das wichtigste Mittel gewe- 
sen, diesen Eingriff zu bewerkstelligen — so sehr, daß manche Autoren oft den Fehler ma- 
chen, »Nationalstaat« und »Gesellschaft« ineinszusetzen (»Britische Gesellschaft« usw.). 
Aber die Prozesse ungleicher Entwicklung bewegen sich auch oft in Dimensionen, die für 
den Nationalstaat relativ unzugänglich sind. Daher entstehen lokale, subnationale Staaten 
und, so können wir hinzufügen, supranationale staatliche Institutionen wie die EG. 


Der lokale Staat und die repräsentative Demokratie 


Weil gesellschaftliche Verhältnisse sich ungleich entwickeln, gibt es einerseits einen Bedarf 
an unterschiedlichen Politiken an verschiedenen Orten, andererseits Bedarf an lokalen 
staatlichen Institutionen, um diese verschiedenartigen Politiken zu formulieren und zu im- 
plementieren. Lokale staatliche Institutionen wurzeln in der Heterogenität lokaler sozialer 
Verhältnisse — dort, wo Zentralstaaten im Umgang mit dieser Differenzierung Schwierig- 
keiten haben. Doch wir halten diese Differenzierung für ein zweischneidiges Schwert, denn 
lokal verankerte Gruppen können diese Institutionen für ihre eigenen Interessen einsetzen, 
vielleicht sogar im Gegensatz zu zentral herrschenden Interessen. Das zweischneidige 
Schwert mag etwas stumpf erscheinen. Es wird jedoch beträchtlich geschärft durch die Ent- 
wicklung der repräsentativen Bürokratie und des allgemeinen Wahlrechts. Denn damit ist 
der besondere Einfluß, den lokale staatliche Institutionen den lokal verankerten Gruppen 
gewähren, nicht mehr nur faktisch vorhanden, sondern legimitiert und sogar erwünscht. 
Dies führt uns zum Problem der gesellschaftlichen Rollen staatlicher Institutionen in der re- 
präsentativen Demokratie. 

Wichtig ist, festzuhalten, daß der Kapitalismus historisch mindestens genausolange, wahr- 
scheinlich länger, ohne repräsentative Demokratie existiert hat, wie mit ihr. Das allgemeine 
Wahlrecht war sogar in den meisten westeuropäischen Ländern erst nach 1945 gesichert, 
obwohl Großbritannien, Skandinavien und Nordamerika eine Vorreiterrolle innehatten. 
Daher beschäftigen wir uns hier nicht mit den Funktionen lokaler staatlicher Institutionen, 
z.B. ob sie eher der wohlfahrtstaatlichen Sicherung oder Unterstützungsleistungen für die 
lokale Ökonomie dienen. Wir glauben sogar, daß diese Debatte in gewisser Weise irrefüh- 
rend ist. Es gibt wohl kaum einen Grund, warum eine bestimmte Funktion spezifisch für ei- 
ne bestimmte räumliche Ebene staatlicher Institutionen sein soll. Wie unsere Diskussion im 
vorigen Abschnitt zeigte, nehmen wir an, daß alle staatliche Intervention auf irgendeine 
Art der lokalen Spezifikation bedarf. Sicher bewegen sich einige Prozesse in Dimensionen, 
die Nationalstaaten eher zugänglich sind (so etwa einige Momente der Kapitalakkumula- 
tion) während andere eher von der lokalen Ebene aus anzugehen sind (wie einige Momente 
der Reproduktion der Arbeitskraft). Es ist jedoch weitgehend historischer Zufall, welche 
besonderen Funktionen auf welcher staatlichen Ebene ausgeübt werden; die jeweilige Zu- 
ordnung verändert sich mit der Zeit und ist von Staat zu Staat unterschiedlich. Die briti- 
schen Lokalregierungen sind gegenwärtig vorrangig mit Sozialleistungen beschäftigt, vor 
1930 waren sie viel weitergehender mit Fragen der Produktion befaßt (Dunleavy 1984). In 
Großbritannien haben die Lokalregierungen weitgehende Kontrolle über das Primär- und 
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Sekundarschulwesen, in Frankreich war das Bildungssystem bis vor kurzem noch sehr zen- 
tralisiert, usw. (vgl. Duncan und Goodwin 1987 Kap. 1 für eine Diskussion der Theorien des 
»dualen Staates«). Uns interessiert hier eher die besondere Art der Ausübung dieser Funk- 
tionen durch staatliche Institutionen und, dies einmal geklärt, wie spezifisch lokale Institu- 
tionen sich darin einfügen. 

Da wir diese Fragen andererorts (Duncan und Goodwin 1982, deutsch 1985) schon erörtert 
haben, werden wir uns kurz fassen. Unser Hauptargument lautet, daß in kapitalistischen 
Staaten mit repräsentativer Wahldemokratie bürgerliche Rechtstaaten«) entscheidende 
soziale und ökonomische Differenzen zwischen Gruppen, wie Geschlechts- oder Klassen- 
unterschiede, in Rechtsbeziehungen angeblich freier und gleicher Bürger verwandelt wer- 
den. Rechtsstaaten trennen eine politische Welt formell von einer schon existenten sozialen 
und ökonomischen (daher der paradoxe Gehalt des Appels, »die Politik herauszuhalten«, 
gelegentlich sogar aus gewählten staatlichen Institutionen). Aber diese Unterstellung ato- 
mistischer Gleichheit findet in einem Bereich statt, in dem kollektive Ungleichheiten vor- 
herrschen. Z.B. hat die Frauenbewegung einige Zeit und Mühe aufgewandt um zu zeigen, 
daß weibliche Staatsbürgerschaft der männlichen nicht tatsächlich gleichgestellt ist (vgl. 
Mackenzie und Rose 1983; Ruggie 1984). Die Unterstellung atomistischer Gleichheit fußt 
auf realer Ungleichheit, welche damit perverserweise noch zementiert wird. Mit anderen 
Worten: Zu einer wesentlichen Rolle der Institutionen des kapitalistischen Staates wird es, 
soziale Verhältnisse zu interpretieren. Diese Verwandlung sozialer Gruppeninteressen in 
individuelle Bürgerrechte ist keine unbedingt sichere und vorgegebene funktionale Not- 
wendigkeit. Menschen müssen sich bemühen, diese Transformation aufrechtzuerhalten 
und andere werden ihr entgegenarbeiten. So bemühen sich einige Leute, die Vorstellung 
aufrechtzuerhalten, daß Arbeitslose unglückliche Individuen sind, die den natürlichen Er- 
fordernissen des freien Marktes nicht genügen, während andere für die Sichtweise kämp- 
Ten, daß Arbeitslosigkeit strukturell verursacht ist und durch kollektive Organisation diese 
sozialen Ursachen bekämpft werden können. In diesem Konflikt ist ein bedeutsamer Fak- 
tor sicher der Zugang zur Tätigkeit staatlicher Institutionen oder die Kontrolle darüber. 
Wo fügt sich nun der lokale Staat ein? Diese Frage führt uns zurück zu den Problemen des 
vorigen Abschnitts, denn soziale Verhältnisse sind, räumlich, zeitlich, ja für dieselbe Person 
in unterschiedlichen Situationen, ungleich entwickelt. So haben etwa schwedische Arbeiter 
in der Maschinenbauindustrie mehr gemeinsame, in der Klassenlage gründende Vorstel- 
lungen von der Gesellschaft als englische Metallarbeiter (Scase 1977) und doch bilden diese 
Ansichten jeweils eine adäquate Handlungsgrundlage, da sie mit alltäglichen Praxisformen 
und den Aktionen der Gewerkschaften, des Managements und staatlicher Institutionen 
verwoben sind (vgl. für Schweden Korpi 1978, für Großbritannien Jessop 1980). Aber 
Durchschnittsbetrachtungen auf nationaler Ebene verdecken wichtige Unterschiede inner- 
halb einer Nation. Die Stichproben von Scase wurden in bestimmten Fabriken in bestimm- 
ten Städten in Schweden und Großbritannien gewonnen und sicher sind internationale Un- 
terschiede wichtig, aber wir müssen uns nur das Beispiel des epochalen Streiks der britischen 
Bergarbeiter 1984/85 vor Augen halten, um zu verstehen, wie wichtig Unterschiede inner- 
halb eines Nationalstaats sein können. Die Vorstellungen und Handlungen ähnlicher koh- 
legeschwärzter Arbeiter in ökonomisch gleichermaßen sicheren Gruben in South York- 
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shire und dem 50 Meilen entfernten South Nottinghamshire waren radikal verschieden 
voneinander, was entscheidende Auswirkungen auf den Ausgang des Streiks hatte. Um die- 
se Differenz zu erklären, haben Beobachter auf eine Reihe von Faktoren hingewiesen. Auf 
der einen Seite werden lokale Unterschiede als wichtig erachtet, wie das Ausmaß der Isola- 
tion der über das Land verstreuten Bergarbeiterdörfer oder politische Differenzen in den 
örtlichen Gewerkschaftsabteilungen. Auf der anderen Seite wird von den Forschern auf 
lange bestehende Unterschiede in der politischen Kultur hingewiesen, die in Nottingham- 
shire eher paternalistische und hierarchische, in Yorkshire kollektivistische und oppositio- 
nelle Züge trägt usw. (Sunley 1986; Rees 1985, 1986). Wie auch immer die exakte Erklä- 
rung lauten mag, in unserem Zusammenhang ist es wichtig, daß lokale Unterschiede des 
Verhaltens und der politischen Kultur enorme Konsequenzen haben können. In diesem 
Falle waren es die lokalen Institutionen der National Union of Miners, die solche Differen- 
zen am getreuesten widerspiegelten (wobei inzwischen die meisten Bergarbeiter in Notting- 
hamshire einer rivalisierenden und »gemäßigteren« Gewerkschaft angehören, die sich von 
ihr abgespalten hat), obwohl diese Differenzen auch im Wählerverhalten und in den Posi- 
tionen der Lokalregierungen ausfindig gemacht werden können. Der Streik wurde z.B. in 
beachtlichem Maße materiell und moralisch durch Lokalregierungen in Yorkshire, Schott- 
land und Süd-Wales unterstützt. So gesehen vertraten die gewählten lokalstaatlichen Insti- 
tutionen ihre eigene Interpretation ökonomischer Restrukturierung, daß nämlich die 
kollektive Zukunft lokaler Gemeinden berücksichtigt werden sollte, während die Regie- 
rung die Ansicht vertrat, daß »natürliche« Marktbeziehungen die einzig wirkliche Welt 
darstellten. 

Dieses Beispiel führt uns zur zweiten strukturellen Rolle lokalstaatlicher Institutionen in 
der repräsentativen Demokratie, zumindest derer mit einer demokratisch gewählten Kom- 
ponente. Lokale Regierungen repräsentieren nicht nur die zentralen herrschenden Interes- 
sen, da sie bestrebt sind, sich mit allen Problemen ungleichmäßiger Entwicklung auseinan- 
derzusetzen. Wahlen legitimieren die Vertretung lokaler Interessen und dies wird zu einer 
zweiten, manchmal widersprüchlichen Rolle. Diese Rolle der Interessenvertretung ist wie- 
derum ein Teil des Problems ungleichmäßiger Entwicklung, denn es ist klar, daß die Wahl 
der Nationalregierung für bestimmte Gebiete oft nicht repräsentativ ist. Dies macht die Lo- 
gik demokratisch gewählter Lokalregierungen aus und liefert natürlich auch einen weiteren 
Grund für Konflikte zwischen zentralen und lokalen Institutionen sowie für all die An- 
strengungen, die beide Seiten unternehmen, um ihre politische Kompetenz auf Kosten der 
jeweils anderen zu erweitern (vgl. für Großbritannien Duncan und Goodwin 1987). Das 
vorhandene System lokaler Staaten ist darauf zugeschnitten, die Probleme der Differenzie- 
rung innerhalb einer Nation zu bewältigen. Darin haben sich die Interpretations- und Re- 
präsentationsrollen des bürgerlich-demokratischen Staates institutionalisiert, deren lokale 
Spezifik den lokalstaatlichen Körperschaften ihre qualitative Bedeutung verleiht (vgl. Dun- 
can und Goodwin 1985, Goodwin und Duncan 1986 am Beispiel lokaler Wirtschafts- 
politik). i 

Natürlich ist es eine Sache, theoretische Behauptungen auf einer abstrakten Ebene zu for- 
mulieren, was wir im wesentlichen bisher getan haben. Etwas ganz anderes ist es zu untersu- 
chen, wie diese Prozesse tatsächlich verlaufen — zu zeigen, wie die Verbindungen zwischen 
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ungleichmäßiger sozialer Entwicklung Unterschieden in der lokalen Politik funktionieren. 
Das ist viel eher eine empirische Aufgabe, der wir uns im nächsten Abschnitt zuwenden. 


3, Ungleiche Entwicklung und Unterschiede lokaler Politik 


Es kann nicht oft genug betont werden, daß theoretische Antworten aufempirische Fragen 
unangemessen sind. Eine notwendige Eins-zu-Eins-Beziehung zwischen einer bestimmten 
Form ungleichmäßiger Entwicklung und einer bestimmten Art von politischem Output 
existiert nicht, wegen genau jener verwickelten Kontingenzen, darunter räumlichen, die 
wir in 2.1. angesprochen haben. Von daher die Schwierigkeit, solche regelmäßigen Bezie- 
hungen statistisch aufzufinden. Was wir allerdings tun können, ist, neues empirisches Ma- 
terial heranzuziehen, um die Art von Prozessen anzudeuten, die in diesen Beziehungen eine 
Rolle spielen, und zu zeigen, durch welche Mechanismen sie von einer Sphäre sozialen Han- 
deins auf eine andere übertragen werden. Mani ist versucht, die lokale Ökonomie als einen 
entscheidenen Faktor für die Erklärung wichtiger Unterschiede und Veränderungen der 
Politik zu betrachten. Denn offensichtlich spielen während der Arbeit gemachte Erfahrun- 
gen eine wichtige Rolle in der Konstruktion und Definition politischer Einstellungen — an- 
betrachts der Tatsache, daß gerade die räumliche Arbeitsteilung bestimmte geographische 
Allokationsmuster sowohl für die Arbeit als auch für die Arbeiter hervorgebracht hat (Mas- 
sey 1984). Die Linke war schnell dabei, Radikalismus am Arbeitsplatz und Radikalismus in 
der Lokalpolitik zu verknüpfen und dabei radikales Klassenbewußtsein als Bindeglied zu 
betrachten. In Großbritannien gibt es bekannte Beispiele: In Glasgow war das »rote Clyde- 
-side« während und kurz nach dem ersten Weltkrieg der Schauplatz einer Reihe von Streiks 
und Demonstrationen der Werft- und Industriearbeiter, die den Zentralstaat erschütterten 
und zu tiefgreifenden Änderungen der nationalen Wohnungspolitik führten; Sheffield, das 
bis heute als die »Republik Süd- Yorkshire« bekannt ist, war das Zentrum der Betriebsräte- 
bewegung in der Maschinenbau- und metallverarbeitenden Industrie. Zu nennen sind die 
»Klein-Moskaus« der Kohlenreviere von Wales, Schottland und Nordengland in der Zwi- 
schenkriegszeit, deren Gemeinderäte ihre Straßen »Engels Terrace« oder »Lenin Avenue« 
nannten; auch das »schottische Poplar« genannt, weil die Armen dort besser bezahlt wur- 
den, als es den nationalen Richtlinien erlaubten; schließlich Poplar selbst mit den angren- 
zenden Teilen Östlondons, welches abhängig war von der Unterstützung durch organisier- 
te Dock- und Transportarbeiter (Damer 1980; Smith 1982; Macintyre 1980, Branson 
1979. j 
Allerdings müssen wir die Annahme zurückweisen, daß eine bestimmte Form der Arbeits- 
teilung im Raum zu bestimmten Formen lokalen Bewußtseins und daher lokalstaatlicher 
Politik führt. Zunächst einmal gibt es ebensoviele »gemäßigte« wie radikale Bergbau-, Me- 
tallverarbeitungs- und (insbesondere) Textilindustriegebiete. Oder, um ein gegenteiliges 
Beispiel zu nennen, der Landarbeiter wird oft als Idealtypus des unterwürfigen britischen 
Arbeiters, der vorm ortsansässigen Adel katzbuckelt, herangezogen. Dies mag für weite 
Teile Großbritanniens stimmen, doch haben Landarbeiter in einigen Gebieten, etwa East 
Anglia, einige der härtesten Arbeitskämpfe geführt (Howkins 1986; Dickens u.a. 1985; 
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Kap. 5). Teilweise hat in diesem Falleine kulturelle Tradition des religiösen Radikalismusin 
dieser Region eine Rolle gespielt, unterstützt durch eine besondere Geschichte der Klassen- 
herrschaft und wiederum verstärkt durch Alltagserfahrungen in großen Arbeiterdörfern 
und Arbeitskolonnen. Es zeigt sich somit, daß die Effekte von im Raum differenzierten Pro- 
duktionsmustern immer einhergehen und vermittelt sind mit im Raum differenzierten so- 
zialen Praxisformen, die in der lokalen Sphäre bürgerlicher Gesellschaft entstehen und 
durch eine »imaginäre Gemeinschaft« kulturell aufrechterhalten werden. 

Skinner und Langdon (1974) liefern eine aufschlußreiche Analyse der Bedeutung dieser 
Sphäre bürgerlicher Gesellschaft und der »imaginären Gemeinschaft« anhand der opposi- 
tionellen Politik des von Labour beherrschten Rats von Clay Cross, der sich weigerte, das 
Wohnungsbaufinanzierungsgesetz der Konservativen von 1971 zu implementieren. Ob- 
wohl die widerspenstigen Räte am Ende entmachtet und finanziell ruiniert waren, und ein 
von der Regierung benannter Kommissar an ihre Stelle gesetzt wurde, ist dieses Gesetz dort 
nie richtig implementiert worden. (Es wurde später von einer Labour-Regierung aufgeho- 
ben.} Skinner und Langdon setzten das Wachstum politischen Bewußtseins im Rat von 
Clay Cross, einem Kohlerevier, mit der Militanz der Gewerkschaften in den Zechen gleich. 
Später weisen sie jedoch darauf hin, daß dieser politische Transfer von der Zeche zum Be- 
zirksrat keineswegs automatisch und sicher verlief. Denn bis zur Verstaatlichung der Koh- 
leindustrie 1948 drehte sich die politische Kultur um die örtlichen Grubenbesitzer, eine 
Familie, welche die Vorstellung einer klassenübergreifenden »Familiengemeinschaft« er- 
folgreich genährt hatte. Die Labour Party mitsamt dem Klassenbewußtsein erwachten erst 
zum Leben, als diese imaginäre Gemeinschaft ihre Grundlage verloren hatte. Erst als die so- 
zialen Verhältnisse in der bürgerlichen Gesellschaft sich geändert hatten, konnten in der 
Zeche entstandenes politisches Bewußtsein und Organisation in politisches Handeln im lo- 
kalen Staat umgesetzt werden. Wie wir am Beispiel des Bergarbeiterstreiks von 1984/85 in 
Nottinghamshire gesehen haben, kann dieser Transfer auch in die andere Richtung verlau- 
fen; im letztgenannten Fall wurde der Paternalismus nach 1948 erfolgreich wieder aufge- 
nommen und führte zu einer »gemäßigten« politischen Kultur in den Zechen wie in den Be- 
zirkskörperschaften. 

Diese Bedeutung des lokalen Charakters bürgerlicher Gesellschaft, verbunden mit den so- 
zialen Wirkungen der spezifischen Arbeitsteilung im Raum, wird in mehreren anderen Ar- 
beiten betont. In »Red Clydeside« waren es offensichtlich Klassenbewußtsein und Organi- 
sation von Metallfacharbeitern, welche zu einer lokalen proto-revolutionären Situation in 
der schottischen Industrie zwischen 1914 und 1919 führten, die entscheidend war für die 
Richtlinien der Wohnungspolitik der folgenden 50 Jahre. Neuere gründliche Forschungen 
haben indessen gezeigt, daß es die von qualifizierterer Arbeit in der Produktion ausgeschlos- 
senen Frauen waren, die entscheidend zum Erfolg dieser radikalen Bewegung beigetragen 
haben. Es war die »Glasgow Women’s Housing Association«, die viele der wohnungspoliti- 
schen Aktionen organisierten, und wiederum waren es offensichtlich Frauen, die die Männer 
im Herbst 1915 zu den wichtigen Demonstrationen und Streiks aus den Docks und Waffen- 
fabriken holten. Es war die Bewegung der Suffragetten, die den Frauen politische Organi- 
sation und Führung verliehen hatte (Damer 1980; Melling 1980); während die Arbeiter von 
Clydeside auf eine Familiengeschichte von Kämpfen gegen Großgrundbesitzer zurück- 
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blicken konnten, in deren Verlauf viele von ihnen von ihren kleinen Anwesen in Irland und 
dem schottischen Hochland vertrieben und zum Auswandern gezwungen worden waren. 
Wie erwähnt, erklärt Cooke (1985a) die Existenz einer »radikalen Region« im kohleprodu- 
zierenden Süd-Wales durch die Wechselwirkung spezifischer Praxisformen bei der Arbeit 
mit bestimmten, in der bürgerlichen Gesellschaft entwickelten kulturellen, linguistischen, 
religiösen und politischen Praxisformen. Cooke dehnt die Studie aus auf die Entwicklung 
radikaler Regionen in Frankreich und Italien und zeigt als deren gemeinsames Charakteri- 
stikum, daß entwickelte kulturelle Beziehungen eine Grundlage radikaler Lokalpolitik bil- 
den können. So gewährte eine bestimmte Form des Grundeigentums den individuellen bäu- 
erlichen Landbesitzern eine außergewöhnliche Unabhängigkeit. Dies führte, verstärkt 
durch die räumliche Konzentration der Anwesen und der Möglichkeit eines Stücks ökono- 
mischer Unabhängigkeit, die sich den Frauen bot, zur »einzigartigen Mischung persönli- 
cher, ökonomischer und politischer Offenheit, welche als die ‘Soziabilität’ der Provence be- 
zeichnet wird — ein gemeinschaftlicher, demokratischer Geist« (Cooke 1985b). 

Die Auswirkungen einer solchen Verbindung von räumlicher Arbeitsteilung, ‘civil society’ 
und imaginärer Gemeinschaft sind auch gegenwärtig unübersehbar. In Großbritannien ka- 
men viele lokalpolitische Herausforderungen der letzten beiden konservativen Regierun- 
gen (1979-1987) aus Gegenden, in denen das Angebot von Fabrikarbeit zusammengebro- 
chen und die Organisation der männlichen Arbeiterklasse daher im Niedergang begriffen 
war. Dies war besonders ausgeprägt in London, wo der Radikalismus der »neuen städti- 
schen Linken« (Gyford 1985) auf einer Koalition beruhte zwischen Angestelltengewerk- 
schaften, deren Mitglieder zu einem Großteil beim Staat, meist beim lokalen Staat selbst an- 
gestellt sind, und »Bürgerrechtsorganisationen«, die unabhängig von Arbeitsverhältnissen 
entstanden sind und verschiedene benachteiligte Gruppen wie Frauen, Schwarze und se- 
xuelle Minoritäten repräsentieren. Diese Koalition der »neuen städtischen Linken« war in 
der Lage, lokalstaatliche Institutionen besonders die Lokalregierung zu benutzen, um die 
konservative staatliche Regierung mit einer Reihe alternativer politischer Initiativen direkt 
herauszufordern. Die Staatsregierungmußte zurückschlagen durch die schrittweise Reduk- 
tion der politischen Autonomie der gewählten Lokalregierungen, deren Macht auf nicht ge- 
wählte lokalstaatliche Institutionen übertragen wurde, die von den lokal ansässigen Koa- 
litionen abgeschottet sind. Dieser ganze Konflikt wird sehr gut symbolisiert durch den 
Aufstieg des Greater London Council als Zentrum politischer Alternativen zum Thatche- 
rismus und seiner letztendlichen Abschaffung, wenn auch nur, weil er zu einem umstritte- 
nen Medienereignis wurde (Duncan und Goodwin 1987). Der springende Punkt ist, daß 
Koalitionen der neuen städtischen Linken in gleichem Maße auf verschiedenen Gruppen 
der lokalen ‘civil society’ beruhen, wie auf Gruppen, die sich in Arbeitszusammenhängen 
bilden. 

Wenn wir die Bedeutung der ‘civil society’ für die Unterschiede im Verhalten lokaler Staa- 
ten betonen, müssen wir der Versuchung widerstehen, von einem Extrem ins andere zu ver- 
fallen. Von noch größerem Gewicht ist nämlich, wie diese sozialen Verhältnisse sich mit 
den am Arbeitsplatz geformten Bedingungen verbinden. Z.B. beruhte der Aufstieg der neu- 
en städtischen Linken in der Labour Party meist auf dem Eintritt junger qualifizierter An- 
gestellter im Verlauf der Umstellung der städtischen Ökonomie vom Produktions- auf den 
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Dienstleistungssektor. Besonders wichtig war die Zunahme der Frauenarbeit in diesem Sektor 
für die Herausbildung feministischen Bewußtseins und für die Organisation von Frauen. 

Wichtig ist, im Auge zu behalten, daß die breiten Prozesse desökonomischen Wandels und 
der Restrukturierung der Klassen- und Geschlechtsrollen nicht notwendig zu bestimmten 
Lokalpolitiken führen. Sie sind in ganz eigenartiger Weise räumlich konstituiert und ver- 
mittelt. Unsere gegenwärtigen Forschungen über lokalpolitische Initiativen für Frauen 
(Frauenkomitees usw.) zeigen, daß nur eine kleine Minderheit von Räten (weniger als 10 %) 
Experimente in dieser Richtung begonnen hat, selbst für die von Labour dominierten Räte 
wächst der Prozentsatz nur auf 25 %. Status, und der politische Rückhalt dieser Initiativen 
ist sehr unterschiedlich, selbst wenn sie einmal implementiert sind. Manche sind weitge- 
hendsymbolisch oder haben reine Alibifunktion, während andere in der Lage sind, bedeut- 
same politische Veränderungen durchzusetzen und einigen politischen Staub aufzuwirbeln 
(Halford 87). Diese Unterschiede scheinen nicht nur mit verschiedenen ökonomischen und 
Geschlechtsrollenmustern oder mit der unterschiedlichen Dichte feministischer Organisa- 
tionen zusammenzuhängen. Zu fragen ist weiter, in welcher Weise diese Faktoren wieder- 
um mit anderen, etwa der Stärke der weiter von Männern beherrschten gewerkschaftlichen 
Organisationen zusammenhängen. So sind im Londoner Stadtteil Camden Fraueninitiati- 
ven erfolgreich und verfolgen mit ziemlichem Elan ihre Inititiativen. Dagegen hängt in 
Sheffield, bis vor kurzem die britische »Stahlstadt«, die Koalition der neuen städtischen 
Linken ab von der Aufrechterhaltung der ursprünglich durch sozial und ökonomisch ein- 
flußreiche Facharbeiter aufgebauten politischen Organisation. Dort können Fraueninitia- 
tiven nur langsam und stockend vorankommen (Halford, im Ersch.). Eine neuere Pilotstu- 
die (Mark, Lawson u.a. 1985) der unterschiedlichen Sozialleistungsprogramme zwischen 
den Kriegen zeigt, daß es diese lokale Verknüpfung von Relationen ist, welche entschei- 
dend ist, nicht das einfache Vorhandensein oder Fehlen struktureller Kategorien. So ähnel- 
ten sich in Lancashire die drei nur 40 Meilen voneinander entfernten Industriestädte Lan- 
caster, Preston und Nelson unter ökonomischen und sozialen Gesichtspunkten sehr stark. 
Aber während Nelson über ein gutausgebautes städtisches Sozialleistungssystem verfügte, 
gab es in Preston ein eher bruchstückhaftes und in Lancaster praktisch keins. Woher also 
die Differenzen? Auf den ersten Blick könnten sie auf Differenzen in den politischen 
Machtverhältnissen und Leitvorstellungen zurückgeführt werden. Die Labour Party war 
in Lancaster verhältnismäßig schwach und zeigte wenig Interesse an städtischen Soziallei- 
stungen. Ähnlich in Preston, obwohl die Labour Party hier lokalpolitisch dominierte. Nur 
in Nelson war Labour mit einem ausgedehnten sozialpolitischen Programm an der Macht. 
Natürlich provoziert diese Antwort nochmal die Frage: Warum kam es zu diesen Differen- 
zen? Es waren organisierte Frauen, die am meisten an Sozialleistungen interessiert waren, 
und es gab in Lancaster in der Tat praktisch keine politischen Aktivitäten von Frauen. In 
Preston, wo Sozialleistungen in geringem Umfang gewährt wurden, fand sich eine aktive 
Frauenbewegung — sie hatte allerdings nur wenig politischen Erfolg. Nur in Nelson be- 
stimmten die Frauen entscheidend über das Programm der Labour Party. Die Unterschiede 
scheinen nicht nur vom Ausmaß der Frauenerwerbstätigkeit abzuhängen, sondern von den 
Verhältnissen zwischen den Geschlechtern, wie sie während der Arbeit erfahren werden. In 
Lancaster arbeiteten relativ wenig Frauen außerhalb des Haushalts, und die meisten von ih- 
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nen waren wiederum in kleinen, paternalistischen Dienstleistungsbetrieben angestellt. Eine 
aktive oder einflußreiche Frauenbewegung kann von daher nicht erwartet werden. In Nel- 
son wiein Preston arbeitete ein hoher Prozentsatz von Frauen inden Baumwollspinnereien 
und dies scheint in beiden Fällen die Existenzbedingung für eine aktive Frauenbewegung 
innerhalb der Labour Party gewesen zu sein. Unter dem Aspekt des Verhältnisses von 
Frauen und Männern war allerdings die gleiche Arbeit von ganz unterschiedlicher Bedeu- 
tung, und dies scheint der Schlüssel für die Erklärung des unterschiedlichen politischen Er- 
folgs der Frauenorganisationen zu sein. In Nelson arbeiteten Frauen an der Seite von Män- 
nern in ähnlichen Positionen für ähnliche Löhne. In Preston hatten die meisten Männer 
besser bezahlte Berufe in anderen Industrien, und die wenigen, die in den Baumwollspinne- 
reien zusammen mit den Frauen arbeiteten, waren meist Vorarbeiter, welche die Arbeit der 
Frauen kontrollierten oder junge Männer, die immer noch aufeinen besseren Job anderswo 
hofften. Es waren diese Differenzen im jeweiligen Status und Unterordnungsverhältnis von 
Männern und Frauen während der Lohnarbeit, welche der entscheidende Faktor für den 
jeweiligen Erfolg der politischen Mobilisierung von Frauen gewesen zu sein scheinen und 
von daher auch für die unterschiedlichen Sozialprogramme der drei Städte. 

Wir können daher politische Unterschiede und Veränderungen nicht einfach von ökono- 
mischen und sozialen Kategorisierungen ablesen. (Noch sollten wir die Bedeutung des 
Wandels der nationalen Politik und des Nationalstaats vergessen. So machte z.B. 1947 
die Verstaatlichung der Gesundheits- und Wohlfahrtsdienste in Großbritannien die oben 
erwähnten Unterschiede zwischen Lancaster, Preston und Nelson bedeutungslos.) Die lo- 
kalen Einflüsse auf Politikformulierung und -implementation sind strikt relational zu fas- 
sen; sie werden im Kontext bestimmter Orte ausgeübt, d.h. im Kontext bestimmter Kom- 
binationen räumlicher Bedingungen. Das heißt, daß sich infolge des Wandels sozialer 
Erfahrungen und Beziehungen schnelle Änderung vollziehen können, je nachdem, wie 
die Leute diesen Wandel wahrnehmen und darauf reagieren. Die Interpretations- und Re- 
präsentationsmuster des lokalen Staates sind keine Konstanten. Unser abschließendes 
Beispiel aus unserer Forschungsarbeit zur lokalen Beschäftigungspolitik in Sheffield zeigt 
dies recht deutlich (Goodwin 1986; Goodwin und Duncan 1986). 

Sheffield wird als »rote Insel« und »sozialistische Republik South Yorkshire« bezeichnet. 
Mit diesem Namen wird angespielt auf die lange Geschichte der Herrschaft der Labour Party 
in den Lokalregierungen der Stadt und der zugehörigen Region wie auch auf einen neueren 
Linksrutsch, der durch eine gutorganisierte Arbeiterbewegung in Gang gebracht wurde, 
die in der von der männlichen Arbeiterklasse beherrschten lokalen Sozialstruktur veran- 
kert ist. Der Kern dieser Bewegung in Sheffield waren die männlichen manuellen Fachar- 
beiter in der Stahlindustrie und im Maschinenbau, die 1970 über ein Drittelder Arbeitskräf- 
te überhaupt ausmachten (und 45 % der männlichen Vollzeitbeschäftigten). Sowohl von 
ihrer Ausbildung wie von ihrer Organisation her waren diese Arbeiter von zentraler Bedeu- 
tung. Das Management war gezwungen, ihre Macht bei der Festlegung von Löhnen, Ar- 
beitsbedingungen, Aufgabenbereichen und der Anzahl von Arbeitsplätzen zu berücksichti- 
gen. In der lokalen Arbeiterbewegung und in der Lokalpolitik waren sie hegemonial. Sie 
stellten zum größten Teil dasentsprechende Organisationspersonal, währenddessen die Ge- 
schlechtsrollenmuster dazu dienten, diese zentrale Stellung aufrechtzuerhalten. 
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Der in unserem Zusammenhang wichtigste Punkt ist dabei, daß diese politisch, kulturell 
und ökonomisch erfolgreiche Gruppe zu ihren Hochzeiten (1930-70) keine lokale Beschäf- 
tigungspolitik brauchte. Sie machte ihre eigene, indem sie ihre eigenen Organisationen am 
Arbeitsplatz einsetzte, und sie machte es ganz gut. Warum sollten die Arbeiter sich um eine 
außenstehende Interessenvertretung kümmern, solange sie realen Einfluß vermittels der 
Kontrolle über ihre eigene Arbeit hatten? Diese Situation spiegelte sich in einer informel- 
len, aber selbstverständlichen Arbeitsteilung. Die Lokalbehörden und die Labour Party 
kümmerten sich um Wohnungsbau, Schulwesen, Umweltschutz und andere Sozialleistun- 
gen. Schließlich waren dies Bereiche, in denen die Lokalregierung die meisten Kompeten- 
zen hatte. Um die Arbeits- und Beschäftigungsprobleme kümmerten sich die Gewerkschaf- 
ten, die auf einer mächtigen Organisation von Betriebsversammlungen ruhten, sowie die 
kommunistische Partei. 

Inzwischen aber haben diese Arbeiter politisch, kulturell wie ökonomisch keine zentrale Be- 
deutung mehr. Veränderte Marktpositionen und Arbeitsprozeßtechnologien haben ihre 
Fähigkeit untergraben, die Arbeitsverhältnisse gegen das Management zu beeinflussen. 
Zwischen 1980 und 1983 verloren die Stahl- und Maschinenbauarbeiter über 30.000, d.h. 
ungefähr die Hälfte aller Arbeitsplätze. Infolge dieser immensen Niederlage sanken auch 
Organisationsstärke und Moral. Früher zentral für die Produktion, fanden sich nun viele 
als Teil einer Reservearmee wieder. Nun war klar, daß sie, unfähig, ihre eigene lokale Be- 
schäftigungspolitik zu betreiben, Unterstützung durch ihre Lokalregierung brauchten. Die 
Stadträte, aufgewachsen und politisch geprägt in einer Kultur, die auf die Hegemonie der 
Stahl- und Maschinenbauarbeiter von Sheffield gründete, mußten nun, da diese Hegemo- 
nie sprichwörtlich in Grund und Boden versank, eine politische Antwort formulieren. 
Die Antwort war ein neues Ressort zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen als 
Teil der Stadtverwaltung von Sheffield, das sich mit derökonomischen Krise der Stadt her- 
umzuschlagen hatte. Dieses Ressort verfolgte die Linie einer »Restrukturierung im Interes- 
se der Arbeit(er)«; gemeint war, daß die von der Stadt finanzierten ökonomischen Maßnah- 
men die Lage der Arbeiter — Arbeitsbedingungen, Entlohnung und Organisation — 
verbessern sollten. Weiterhin sollte die öffentliche Kontrolle über Privatunternehmen, die 
vor dem Zusammenbruch gerettet wurden, ausgedehnt werden. Natürlich rief diese Politik 
schwere Spannungen hervor. Aber das neue Ressort hatte nicht nur eine ökonomische Auf- 
gabe. Seine Funktion war auch die der politischen Mobilisierung und Erneuerung: Zu hel- 
fen, eine durch den ökonomischen Niedergang verheerend getroffene Arbeiterbewegung 
und eine unter zunehmenden Druck befindliche Arbeiterkultur neu aufzubauen. Diese In- 
stitutionen und Praxisformen hatten zuvor »naturwüchsig« existiert, nun mußte die Stadt 
für ihre Erhaltung tätig werden. 

Allerdings war die Lokalpolitik nicht mehr durch die einstige Hegemonie der Stahl- und 
Maschinenbauarbeiter bestimmt. Die angesprochenen ökonomischen Verschiebungen wa- 
ren unvermeidlich mit solchen kultureller und politischer Art verknüpft. Diese lokalen Ver- 
änderungen wurden durch allgemeinere Prozesse verstärkt wie etwa das Wachstum des 
Dienstleistungs- und öffentlichen Sektors, den Ausbau des höheren Bildungssystems und 
den Aufstieg der Frauenbewegung. Allein bei der Stadtverwaltung von Sheffield waren 
1980 36000 Leute beschäftigt. Inzwischen überwogen Angestelltenjobs, im privaten wie 
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im öffentlichen Sektor, und die Angestelltengewerkschaften waren in der lokalen Arbeiter- 
bewegung vorherrschend geworden. In den lokalen Gewerkschaften und in der Lokalpoli- 
tik waren Menschen mit recht unterschiedlicher Lebenslage und Hintergrund, manchmal 
Freiberufliche, Frauen oder Leute von außerhalb engagiert. Und entscheidend war, daß 
diese Leute inzwischen wichtige ökonomische und kulturelle Grundbedingungen für ihre 
politische Arbeit hatten. In Verbindung mit ständigem Druck der zutiefst feindselig einge- 
stellten nationalen Regierung wie auch der Widersprüche des Programms einer »Restruk- 
turierung im Interesse der Arbeit« in einer ungünstigen ökonomischen Situation, führte 
dies zu dramatischen Verschiebungen in der städtischen Beschäftigungspolitik. Die Politik 
verschob sich von dem Versuch, in den privaten Sektor zugunsten der Arbeitsplätze männ- 
licher Facharbeiter einzugreifen, immer mehr zu der Position, angesichts der Ausgabenkür- 
zungen der nationalen Regierung Arbeitsplätze für die städtischen Angestellten selber zu 
retten, zu schaffen oder zu verbessern. Daß diese Position, »ein Verrat durch Mittelklasse- 
bürokraten, die sich als Bankiers aufführten« (so zwei Führer der altmodischen Arbeiterbe- 
wegung in einem Interview mit uns), sich durchsetzte, ist Hinweis auf die tiefgreifenden 
Veränderungen in der politischen Kultur von Sheffield. Ebenfalls symptomatisch ist, daß 
erst nach diesen Verschiebungen in Sheffield eine Fraueninitiative formell gebildet wurde, 
die allerdings immer noch durch die für die Lokalpolitik zentrale Problematik einge- 
schränkt wird. 

Wie können wir diesen Abschnitt zusammenfassen? Einerseits ist klar, daß unterschiedli- 
che Lokalpolitiken auf viel allgemeinere soziale Veränderungen zurückgeführt werden 
können. Die stahlproduzierenden Betriebe in Sheffield sind aufgrund von Veränderungen 
der internationalen Arbeitsteilung zusammengebrochen, der Aufstieg der neuen städti- 
schen Linken kann auf die Entwicklung einer neuen Mittelklasse von technischen und 
Dienstleistungsspezialisten zurückgeführt werden usw.. Andererseits können sich diese all- 
gemeinen Prozesse nur an bestimmten Orten realisieren und greifen daher verändernd in 
schon bestehende, räumlich konstituierte soziale Zusammenhänge ein. So verstanden sind 
Veränderungen der lokalen Politik das Resultat veränderter sozialer Verhältnisse. Un- 
glücklicherweise fällt die einschlägige Forschung bisher meist von einem Extrem ins ande- 
re, wenn es um die Klärung dieser Kausalketten geht. In makrosoziologischer Perspektive 
diktieren der Nationalstaat und weltumspannende ökonomische Veränderungen die Lo- 
kalpolitik. Mikrosoziologisch werden die lokalen Faktoren oft als unabhängig bezeichnet. 
Wie wir in diesem Abschnitt empirisch und in 2.1. mit der Analyse der Bedeutung des Rau- 
mes gezeigt haben, sind beide Perspektiven unzulänglich. 


4. Schlußfolgerungen 


Die Politikwissenschaft und die Stadtsoziologie haben sich bisher zu einem großen Teil da- 
mit befaßt, die Bedeutung von Veränderungen staatlichen Handelns für die lokale Ebene in 
Nordamerika und Westeuropa aufzuzeigen, Veränderungen, die durch spezifisch lokale In- 
stitutionen implementiert werden. Ein Großteil dieser Literatur hat auch gezeigt, wie be- 
sondere lokale Sozialzusammenhänge als wichtiger Faktor zur Formung dieser Verände- 
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rungen beigetragen haben, entweder passiv, da staatliches Handeln Rücksicht auf lokale 
Bedingungen nehmen muß, oder eher aktiv, sofern bestimmte Gruppen die staatliche Poli- 
tik verändert oder ihre eigene Politik auf lokaler Ebene entwickelt haben. Jedoch haben 
diese Studien bisher schwerlich die Grenzen ihres jeweils besonderen Fallbeispiels lokaler 
Politik oder ihres Datensets in Richtung allgemeiner Erklärungsversuche dieser Unter- 
schiedlichkeiten überschritten. 

Ein Grund für diese Schwierigkeit ist, daß Theorien staatlichen Handelns auf lokaler Ebene 
eine fundamentale Frage bisher vernachlässigt haben: Warum gibt es überhaupt lokale 
Staatsinstitutionen? Warum sind Nationalstaaten allein anscheinend unzulänglich? Eine 
schwerwiegende Auslassung, denn die Antwort darauf liefert einen Schlüssel für das Ver- 
ständnis der besonderen Charakteristik lokaler staatlicher Institutionen — ihrer spezifi- 
schen lokalen Politik, deren Resultate die erwähnten Fallstudien so erschöpfend dargelegt 
haben. 

Gerade in kapitalistischen Gesellschaften, mit denen sich ein Großteil der einschlägigen Li- 
teratur befaßt, sind der Staat und staatliche Institutionen am weitesten entwickelt. Ebenso 
ist in kapitalistischen Gesellschaften das Merkmal ungleicher Entwicklung besonders aus- 
gereift und dynamisch. Unsere generelle Antwort auf die Frage nach dem Existenzgrund 
des lokalen Staates orientiert sich an dem Gedanken, daß Staat und ungleiche Entwicklung 
nicht unabhängig voneinander sind. Denn soziale und natürliche Systeme, von denen diese 
abhängen, sind ungleichmäßig entwickelt. Dies bedeutet u.a., daß die Art und Weise wie 
diese Systeme in Verbindung zueinander stehen und die Auswirkungen davon von Ort zu 
Ort sehr unterschiedlich sind. Daher müssen staatliche Systeme auf lokaler Ebene ent- 
wickelt werden, damit herrschende Gruppen ihre Herrschaft über unterworfene Gruppen 
ausüben können. Aber, dies ist die Pointe, wenn solcherart lokale Intervention einen Sinn 
haben soll, müssen lokale Staatsinstitutionen bei der Implementierung und sogar Formulie- 
rung der Politik über eine Art Autonomie verfügen. Der Zentralstaat allein kann unmög- 
lich planen, was an bestimmten Orten genau geschehen soll; das haben die Planungsbehör- 
den inzwischen auf ihre Kosten herausgefunden. Zumindest müssen nationale Richtlinien 
und Verfahrensweisen lokalen Bedingungen Rechnung tragen. Gerade aus diesem Grund 
wird das notwendige Maß an Autonomie Gefahren in sich bergen. Durch die lokalen Erfor- 
dernisse werden die Verantwortlichen im Lokalstaat zur Entwicklung besonderer Politik- 
muster bewegt, die vom Standpunkt der zentralen herrschenden Gruppen möglicherweise 
unangemessen sind. Weiterhin Können, da soziale Verhältnisse ungleich entwickelt sind, 
bestimmte soziale Gruppen auf lokaler Ebene einflußreich sein, die in dem Machtblock un- 
terrepräsentiert sind, der den Nationalstaat beherrscht. Das notwendige Maß lokalstaatli- 
cher Autonomie gewährt solchen Gruppen Einfluß; sie können die Staatsmacht für ihre 
eigenen Interessen einsetzen und ihre eigenen, lokalen Interpretationen der Politik 
entwickeln. 

Mit der Entfaltung der repräsentativen Demokratie wird dieses Verhältnis noch stärker 
ausgeprägt. Denn nun werden sowohl die besondere Tätigkeit des lokalen Staates wie der 
Einfluß lokal verankerter Interessen auf sie verstärkt und tatsächlich legitimiert. Nun ist es 
recht und billig, daß lokal entstandene Interessen ihren eigenen besonderen Einfluß auf 
staatliches Handeln ausüben. Auch die interpretative und repräsentative Rolle der Lokalre- 
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gierung wird gestärkt. Konflikte mit dem Zentralstaat werden nahezu unvermeidlich. Von 
daher dessen Anstrengungen, die Macht der Lokalregierungen auf nicht gewählte Körper- 
schaften zurückzuverlagern. Das dramatische Beispiel in Großbritannien, die Abschaffung 
des Greater London Council und der sechs anderen durch Labour kontrollierten Metropoli- 
tan Councils im Jahr 1985 ist nur das Ende einer langen — und unerfreulichen — Tradı- 
tion. Jedoch können wir lokalpolitische Unterschiede und Veränderungen nicht einfach 
von der ungleichen Entwicklung ablesen. Die spezifische Arbeitsteilung im Raum und die 
spezifischen Konstitutionsweisen von ‘civil society’ im Raum führen nicht automatisch zu 
bestimmten politischen Optionen oder bestimmten Interpretations- und Repräsentations- 
rollen lokalstaatlicher Institutionen. Denn diese Institutionen befinden sich in einer Mitt- 
lerposition zwischen der Sphäre der Arbeit und der Sphäre der Organisationen der ‘civil so- 
ciety’. Beide sind in spezifischer Weise im Raum konstituiert und gehen an bestimmten Or- 
ten spezifische Verbindungen ein. Diese Heterogenität und die Vielfalt sozialer Konflikte 
und Verknüpfungen, die daraus resultiert, ist bestimmend für die Einzigartigkeit des loka- 
len Staates. 


Aus dem Englischen von Klaus Fritz 
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Stefan Krätke/ Fritz Schmoll 
Der lokale Staat — ‘Ausführungsorgan’ oder ‘Gegenmacht’? 


1. Bedeutungszuwachs der lokalen Ebene 


Die lokale Ebene des gesellschaftlichen Entwicklungs- und Umbauprozesses hat in den letz- 
ten Jahren einen politischen Bedeutungszuwachs erfahren (Hesse 1983), der ein neuer- 
wachtes Interesse am lokalen Staat und der kommunalen Politik mit sich bringt. Dieser Be- 
deutungszuwachs äußert sich auf verschiedenen Erscheinungsebenen: 

a) Der gegenwärtige gesellschaftliche Umbauprozeß führt eine zunehmende ökonomische 
und soziale Polarisierung zwischen den Städten und innerhalb der Städte herbei, wobeisich 
gesellschaftliche Probleme und Konflikte mehr und mehr auf lokaler Ebene massieren und 
zuspitzen (insbesondere in Großstädten als Zentren ökonomischen und sozialkulturellen 
Strukturwandels). 

b) Der gesellschaftliche Problemdruck erzeugt einen wachsenden Handlungsdruck für die 
Kommunen, denen nicht nur die Aufgabe zufällt, den gesellschaftlichen Umbauprozeß auf 
lokaler Ebene zu regulieren, zu unterstützen oder zu modifizieren, sondern auch räumliche 
und soziale Folgewirkungen des Umbauprozesses aufzufangen bzw. zu bearbeiten. Zu- 
gleich hat sich die bekannte ‘Schere’ zwischen Handlungsbedarf und Steuerungskapazität 
der Kommunen (die traditionell mit einer gegenläufigen Entwicklung von Einnahmen und 
Ausgabenbedarf umschrieben wird) wieder weiter geöffnet, so daß es dem lokalen Staat zu- 
nehmend erschwert ist, Aufgaben der politischen Integration und Legitimationssicherung 
erfolgreich wahrzunehmen. 

c) Auf lokaler Ebene zugespitzte gesellschaftliche Probleme haben in Verbindung mit dem 
sog. Staatsversagen der Kommunen ein wachsendes Oppositionspotential entstehen lassen: 
Hierzu gehören die Herausbildung sog. neuer sozialer Bewegungen, die vor allem in den 
Städten konzentriert in Erscheinung treten. Zugleich zeigt sich gerade auf der lokalen Ebe- 
ne, wenn auch nur in Ansätzen, eine Tendenz zur Verschiebung gesellschaftlich-politischer 
Kräfteverhältnisse, ein Terraingewinn von Oppositionspotentialen, der sich u.a. inkommu- 
nalen Wahlerfolgen der Grünen/Alternativen niederschlägt und in einzelnen Fällen die Bil- 
dung rot/grüner Mehrheits-Koalitionen auf lokaler Ebene ermöglicht hat. Auch in den Fäl- 
len, in denen diese neuen politischen Bewegungen noch keinen faktischen Zugriff auf die 
Handlungsressourcen des lokalen Staats erreicht haben, verstärkten sie den Handlungs- 
und Legitimationsdruck für die im lokalen Staat herrschenden politischen Kräfte. So droht 
in vielen Städten längerfristig die Bildung einer ‘\okalen Gegenmacht’ — als Herausforde- 
rung für die herrschende Politik auf allen Ebenen der Staatsorganisation. 

Auf diesem Hintergrund hat die politische Frage, ob und wieweit der lokale Staat für eine 
oppositionelle Stadtpolitik funktionalisierbar sein könnte, an Aktualität gewonnen. Man- 
ches spricht dafür, daß gerade kommunalpolitischer grün/linker Reformismus heute die be- 
sten Chancen zur Entwicklung von Gegenmachtpositionen bietet, und daß die Rückge- 
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winnung einer gesellschaftspolitischen Hegemoniefähigkeit oppositioneller Ansätze gerade 
von der lokalen Ebene ausgehen könnte. Die Diskussion um solche Fragen ist noch wenig 
entfaltet und vielfach durch Extrempositionen behindert: Manche wissenschaftlich, poli- 
tisch und praktisch Engagierte sehen die Kommune bloß als ‘verlängerten Arm’, als Aus- 
führungsorgan des Zentralstaats. Andere sehen sie mehr als lokale Zweigstelle einer festge- 
fügten Staatsbürokratie, die man keiner reformpolitischen Gegenkonzeption auszusetzen 
brauche. Danach käme es vielmehr darauf an, die kommunale Ebene als ‘soziale Experi- 
mentierbaustelle’ (Bullmann/Gitschmann 1985) für außerstaatliche Projekte und Initiati- 
ven zu behandeln. Wieder andere sehen die Kommune als ‘Gegenmacht’ zum Zentralstaat, 
wobei mitunter das bloße Vorhandensein verschiedener Staatsapparate mit konkurrieren- 
den Ansprüchen bzw. innerstaatlichen Organisationsgegensätzen für die Existenz lokaler 
Gegenmacht gehalten, d.h. der mögliche Begriffsinhalt technokratisch reduziert wird. Hin- 
ter der Formel Kommune als Gegenmacht’ (Bullmann/Gitschmann 1985) kann ebenso das 
Bemühen stehen, auf die Beispielfunktion lokaler Reforminseln und alternativer Kommu- 
nalpolitik zu verweisen, oder auch das Bemühen, alternative Kommunalpolitik als lokal be- 
grenzte Ausgangsbasis für weiterreichende Strukturveränderungen zu nutzen unddadurch 
die Rückgewinnung einer gesellschaftspolitischen Hegemonie oppositioneller Ansätze zu 
unterstützen. 

Die Möglichkeiten und Probleme lokaler Gegenmacht differenziert zu betrachten, setzt ei- 
ne Analyse des lokalen Staates voraus. Im Kontext marxistisch orientierter Staatstheorie 
war die Analyse des lokalen Staates solange behindert, wie ‘der’ Staat als eine monolithische 
Einheit betrachtet wurde. Eine fruchtbare Diskussion wurde möglich, seitdem differenzier- 
tere Ansätze zur Staatsanalyse verfolgt werden und auch die Frage thematisiert wird, wel- 
che Handlungsspielräume innerhalb der ‘Grenzen’ aller Staatstätigkeit bestehen und für ei- 
ne sozialistische Politik nutzbar wären. Die marxistisch orientierte Analyse des lokalen 
Staates war lange Zeit von instrumentalistischen und funktionalistischen Ansätzen ge- 
prägt. Doch haben sich auch Ansätze herausgebildet, den lokalen Staat als widersprüchli- 
chen undhistorisch veränderlichen Ausdruck gesellschaftlicher Beziehungen zu verstehen, 
unddavon auszugehen, daß der lokale Staat ebenso wie ‘der’ bürgerliche Staat allgemein wi- 
dersprüchliche Funktionen wahrnimmt, und diese selbst in widersprüchlichen Formen 
wahrnimmt. Bei den Staatsfunktionen wären demnach auch auf der Ebene des /okalen 
Staats Widersprüche zwischen Akkumulations- und Legitimationsfunktionen festzustel- 
len, bei der Staatsform auch auf der Ebene des lokalen Staatsein widersprüchliches Verhält- 
nis zwischen ‘Demokratie und Kontrolle’ — das Problem, daß formell demokratische In- 
stitutionen für die Herrschenden prinzipiell das Risiko eines Kontrollverlustes mit sich 
bringen. Mit einem solchen Untersuchungsansatz wäre allerdings noch nicht die Frage ge- 
löst, ob und wieweit der lokale Staat darüber hinaus ganz ‘spezifische’ Funktionen wahr- 
nimmt und/oder spezifische Formen der Staatstätigkeit realisiert. Bisherige Analysen haben 
die Widersprüche zwischen verschiedenen Ebenen der Staatsorganisation (zentral/ lokal) 
aufgegriffen und herausgearbeitet, daß der lokale Staat nicht nur die (spezifische) Funk- 
tion einer Feinsteuerung von zentralstaatlichen Programmen wahrnimmt, sondern auch 
über eine ‘relative Autonomie’ verfügt, und dadurch im Rahmen der Legitimationsproble- 
matik des Staats auch eine (spezifische) Pufferfunktion zwischen dem Zentralstaat undden 
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lokal Betroffenen erfüllt. Legitimatorische Entlastungsaufgaben und lokale Eigeninteres- 
sen können leicht in Widerspruch zu Feinsteuerungs- und Ausführungsaufgaben geraten. 
Die widersprüchlichen Formen der Staatstätigkeit auflokaler Ebene sind bisher kaum diffe- 
renziert untersucht worden, ebensowenig die Prozesse der Formwandlung und Funktions- 
verschiebung lokalstaatlicher Institutionen und Aktivitäten im historisch-gesellschaftli- 
chen Kontext. 

Methodisch sollte davon ausgegangen werden, daß die Entwicklung der lokalen Ebene 
durch verschiedene Bedingungszusammenhänge bestimmt wird: (a) historische regionale 
Entwicklungsunterschiede, (b) Problemverschiebungen und Verteilungskämpfe zwischen 
den verschiedenen Ebenen der Staatsorganisation, (c) regionale Wirkungen des Weltmarkt- 
zusammenhangs sowie gesamtgesellschaftliche überlokale Einflüsse. Für eine theoretische 
Beschäftigung mit dem lokalen Staat bedeutet dies, (1.) die historische Dimension zu be- 
rücksichtigen und eine statisch funktionalistische Herangehensweise zu vermeiden, (2.) die 
Rückbindung an gesamtgesellschaftliche ökonomische, soziale und regionale Entwicklun- 
gen zu berücksichtigen, {3.) die Widersprüchlichkeit der Strukturen und Handlungsformen 
innerhalb der Staatsorganisation insgesamt und zwischen ihren Ebenen wahrzunehmen, 
d.h. ‘den’ Staat nicht als monolithische Einheit und den lokalen Staat nicht verkürzt instru- 
mentalistisch zu betrachten, (4.) die hegemoniale Ebene einzubeziehen, die gesellschaftspo- 
litischen Leitbilder zu Staatsaufgaben sowie Art und Ebene ihrer Erfüllung. 

Wir können im Rahmen dieses Artikels keine Theorie ‘des’ lokalen Staates entwickeln, son- 
dern unter Berücksichtigung vorliegender Ansätze eher die Funktions- und Struktur-Pro- 
bleme des lokalen Staats diskutieren. Da wir ‘den’ Staat generell als gesellschaftliches Ver- 
hältnis und Ausdruck sozialer Beziehungen verstehen, heißt unsere leitende Fragestellung 
im zweiten Teil: Wie entwickeln sich gesellschaftlich bestimmende Tendenzen der Durch- 
kapitalisierung, Deregulierung und Flexibilisierung auf der lokalen Ebene, und welche 
Rolle spielt der lokale Staat in diesem gesellschaftlichen Umbauprozeß?; im dritten Teil er- 
örtern wir dann Probleme lokaler Gegenmachtbildung. 


2. Der lokale Staat im gesellschaftlichen Umbauprozeß 
Theorien des lokalen Staats 


In unserer Auseinandersetzung mit der Frage nach der spezifischen Funktion der lokalen, 
kommunalen oder städtischen Ebene des Staates in entwickelten kapitalistischen Gesell- 
schaften mit parlamentarisch-demokratischer Verfassung beziehen wir uns auf die Diskus- 
sionslinien, die sich in der seit Anfang der 70er Jahreerschienenen Literatur herauskristalli- 
siert haben. Dabei konzentrieren wir uns auf solche Beiträge, in denen die Frage nach der 
politischen Relevanz lokaler Auseinandersetzungen i.S. der Extreme »Verlängerter Arm« 
vs. »Gegenmacht« eine besondere Rolle spielen. Die »Funkstille« in dieser Frage in der 
deutschen Diskussion, die Krämer und Neef (1985) für die 80er Jahre konstatieren, scheint 
mittlerweile überwunden zu sein: Es kann dahingestellt bleiben, ob aufgrund einer fakti- 
schen Bedeutungszunahme der lokalen Ebene oder nur aufgrund eines vermehrten Inter- 
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esses der Alternativscene an lokalisierbaren Themen und Auseinandersetzungen. In der 

seit Beginn der 70er Jahre geführten Diskussion können wir drei unterschiedliche Sichtwei- 

sen des lokalen Staats ausfindig machen: 

a) “instrumentalistische’ Theorien, die die lokale Ebene als von zentralstaatlichen Vorga- 
ben determiniert ansehen (»verlängerter Arm«); 

b) “funktionalistische Theorien‘, die eine spezifische Funktionsteilung zwischen lokaler 
und nationaler Ebene des Staats annehmen; 

c) Theorien, die von der Widersprüchlichkeit des bürgerlichen Staats ausgehen und diese 
auf lokaler Ebene untersuchen, wobei Staatsform und Staatshandeln als Ausdruck hi- 
storisch sich wandelnder sozialer Beziehungen gefaßt werden. 

a) Die These von der Kommune als »verlängertem Arm« des Zentralstaats hat sich vor 

allem in der deutschen Diskussion entwickelt, die um 1970 in scharfer Abgrenzung gegen- 

über der früheren, stark von der US-amerikanischen Soziologie beeinflußten Kommunal- 
politik-Forschung den Aspekt der Abhängigkeit der Städte von zentralen politischen Vor- 
gaben betonte (Grauhan 1975). Unter dem Eindruck verstärkter Eingriffe des Bundes und 
der Länder in die kommunale Autonomie und Allzuständigkeit in Form von Globalsteue- 
rung und mittelfristiger Finanzplanung, Strukturpolitik, Raumordnung und Landespla- 
nung und Zunahme zweckgebundener gegenüber allgemeiner Finanzzuweisungen wurden 
die Ergebnisse lokaler politischer Prozesse zwar als Kompromiß begriffen, bei dem jedoch 
der Zentralstaat (bzw. in der BRD die Ebene der Bundesländer) »in allen Fällen die Ober- 
hand behält« (Evers 1975, 61; ebenso: Cockburn 1977). Hinsichtlich dieses Ergebnisses un- 
terscheidet sich die von Evers vertretene Position wenig von der eher systemtheoretischen 

Sichtweise Offes im gleichen Band (1975), der die kommunale Autonomie als Fiktion be- 

zeichnet, die von zentraler Ebene aufrechterhalten wird, um eine »Pufferzone« zu schaf- 

fen, in der lokaler Widerstand gegen zentral durchgesetzte Politik aufgefangen wird. 

Eine konsequente Anwendung der These vom »verlängerten Arm« stellt der Ansatz der Im- 

plementationsforschung dar, ein US-Import, dessen kurzer Konjunkturzyklus bei uns Ende 

der 70er Jahre begann: Gefragt wird, wie sich zentralstaatliche Reformprogramme auf der lo- 
kalen Ebene durchsetzen bzw. warum nicht. Die zutreffende Kritik am Implementationsan- 
satz — daß er Inhalt und Zustandekommen des zu implementierenden Programms unkritisch 
voraussetzt — soll hier weniger interessieren, wie Ergebnisse dieser Forschungsrichtung, die 
gerade belegen, daß sehr wohl auf der lokalen Ebene ein Handlungsspielraum, der u.U. Ge- 
genmachtbildung ermöglicht, vorhanden ist, wodurch zentralstaatliche Vorhaben verändert 
oder ganz verhindert werden können (Mayntz 1980). Die empirischen Arbeiten zur Imple- 
mentation haben allerdings zunehmend dem Problem des Zustandekommens von politischen 

Programmen, damit auch der dezentralen Wahrnehmung und Politisierung von Problemen 

Aufmerksamkeit verschafft (Mayntz 1983), bis hin zur Frage, ob es eine »Implementation 

von unten« gebe (Wollmann 1983). Damit kann zumindest eine der widersprüchlichen Funk- 

tionen, die die lokale Ebene zu erfüllen hat, verdeutlicht werden: Der umstandslosen Durch- 
setzung zentralstaatlicher Interessen stehen bestimmte lokale Strukturen entgegen. Die Vor- 

stellung lediglich ausgelagerter Entscheidungen, sei es im Sinne einer »Pufferzone«, sei es im 

Sinne einer »Feinsteuerungg, verstellt den Blick für die andere Seite — die Politisierung loka- 

ler Interessenlagen und deren Rückwirkung auf überlokale/zentrale politische Prozesse. 
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b) Die Möglichkeit, daß sich auf lokaler und zentraler Ebene konkurrierende oder divergie- 
rende oder gar antagonistische Interessen politisch durchsetzen, ist von vorneherein be- 
rücksichtigt in all jenen Ansätzen, die den verschiedenen Ebenen der Staatsorganisation 
unterschiedliche Funktionen zuschreiben. Wegweisend für diese Richtung war Castells’ 
»Question urbaine« (1973), der aus einer marxistischen Position althusserianischer Prä- 
gung ebenfalls die US-amerikanische Gemeindesoziologie und -politologie kritisiert und 
unter dem Eindruck der 1968er Kämpfe die Stadt primär als Ort der Reproduktion der Ar- 
beitskraft definiert hat. Städtische Konflikte sind für ihn vor allem Auseinandersetzungen 
um Fragen der Komsumtion, insbesondere der staatlich/kommunal organisierten »kollekti- 
ven Konsumtion«. Die zentralstaatliche Ebene sei demgegenüber geprägt durch Konflikte 
innerhalb der Produktionssphäre: Klassenkämpfe und Auseinandersetzungen um Alloka- 
tionsprozesse. Die Auseinandersetzungen um Formen und Qualität der kollektiven Kon- 
sumtion in den Städten sieht er als historische Möglichkeit eines Bündnisses verschiedener 
oppositioneller Kräfte, da durch die Steigerung der Arbeitsproduktivität/wachsende orga- 
nische Zusammensetzung des Kapitals und die zunehmende staatliche/gesellschaftliche 
Organisation der Reproduktion die Widersprüche im Bereich der Reproduktion der Ar- 
beitskraft zunehmen. (Castells 1977, 8. 280 ff.) Castells hat dieses Konzept weiterentwickelt 
und definiert die Stadt nunmehr (1983) im Hinblick auf ihre Bedeutung für die Erfüllung ei- 
ner ‘historischen Aufgabe’, die in einern konflikthaften Prozeß zwischen den gesellschaftli- 
chen Akteuren formuliert wird; im Hinblick auf ihre Funktion, die durch ein System von or- 
ganisatorischen Mitteln/Institutionen gemäß der jeweiligen Bedeutung formuliert wird; 
und im Hinblick auf ihre Gestalt. Nach seiner neueren Position können sich städtische 
Konflikte und städtische soziale Bewegungen auf die Verbesserung der kollektiven Kon- 
sumtion, auf die Sicherung der kulturellen Identität, Ausbau der lokalen Kultur und auf die 
Stärkung der lokalen Entscheidungsmacht beziehen. Während sich die »Produktionsver- 
hältnisse« international und die »Machtverhältnisse« nationalstaatlich organisiert haben, 
und entsprechend ein »Klassenverhältnis« und »den Staat« hervorgebracht haben, sind die 
»Erfahrungsverhältnisse« auf die lokale kulturelle Identität bezogen und werden durch das 
»Geschlechterverhältnis« strukturiert. Durch neue soziale Bewegungen, insbesondere 
durch die Frauenbewegung, wird diese historische Hierarchie der (Produktions-, Macht-, 
Erfahrungs-) »Verhältnisse« in Frage gestellt. Die Umkehrung dieser Hierarchie muß Ziel 
oppositioneller Bewegungen sein, um den Primat der Erfahrung über eindimensionale In- 
formation (Medien etc.) und den des Gebrauchswerts über den Tauschwert durchzusetzen 
(Castells 1983, 8. 305 ff.). Die Castells’schen Definitionen der Stadt wirken in hohem Maße 
formalistisch. Die Zuordnung bestimmter Funktionen und sozialer Beziehungen/Konflikte 
zu bestimmten räumlichen Ebenen trägt den Wechselwirkungen zwischen den politischen 
Prozessen auf den verschiedenen Ebenen und der Verteilung der Macht zwischen den Ebe- 
nen kaum Rechnung. Dennoch hat vor allem sein frühes Werk die marxistische Diskussion 
in Frankreich und Großbritannien stark beeinflußt (vgl. Harloce 1977), hat aber auch auf 
weberianische (Pahl 1978) und liberale Konzeptionen (Fürst u.a., 1984, 5. 23) Auswirkun- 
gen gehabt. 

Im Sinne der Fragestellung der STAMOKAP-Position hat Lojkine das Konzept von Ca- 
stells aufgegriffen und modifiziert. Sein Interesse gilt vor allem der Frage, ob es auf der loka- 
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len Ebene spezifische Chancen für oppositionelle Bündniskonstellationen zwischen der Ar- 
beiterklasse und nicht-monopolistischen Kapitalfraktionen gibt. Er stellt somit die Frage 
nach der Klassenbasis der lokalen politischen Akteure und nach möglichen Bündnissen in- 
nerhalb des »lokalen politischen Systems«. Die städtischen Probleme sind für ihn nicht al- 
lein auf die Auseinandersetzung um Qualität und Chancen der kollektiven Konsumtion 
zurückzuführen, sondern auch durch die Konzentration der kapitalistischen Produktion 
bestimmt. Dennoch hält auch er das Feld der kollektiven Konsumtion für entscheidend, 
um auf der lokalen Ebene vom Zentralstaat/Monopolkapital Verbesserungen der Lebensla- 
ge der Arbeiter und Zugeständnisse auf ihre Forderung nach politischer Selbstverwaltung 
zu erlangen. Die Auseinandersetzungen darum vermitteln sich jedoch durch ein jeweils lo- 
kal vorhandenes {historisch entstandenes) System von »Notablen«, die in ihrer ambivalen- 
ten Funktion als »Sprecher« für lokale Interessen und zugleich als »Schaltstelle« für die 
Durchsetzung zentralstaatlich formulierter Interessen fungieren. Die Städte in ihrer Ge- 
samtheit bilden so ein nationales Regelungssystem zur Bearbeitung sozialer Konflikte. Die 
krisenhafte ökonomische Entwicklung beschneidet die kommunalen Ressourcen und stellt 
damit die Grundlage dieses Systems immer wieder in Frage. Empirische Untersuchungen, 
die Lojkine auf dieser methodischen Basis zur Lokalpolitik verschiedener französischer 
Großstädte durchgeführt hat, zeigen allerdings, daß die Strukturen, die sich in den einzel- 
nen Kommunen herausbilden, je nach örtlichen politischen Traditionen und sozialer Zu- 
sammensetzung der Bevölkerung sehr unterschiedlich sind, so daß durchaus unterschiedli- 
che Auswirkungen kommunaler Politik auf die Lebenslage der Bewohner zu beobachten 
sind und die Tendenz kommunalpolitischer Entscheidungen insgesamt nicht einheitlich ist 
(Lojkine 1984). 

Eine etwas eklektizistische Mixtur aus marxistischen Ansätzen Castells’scher Prägung und 
weberianischen Überlegungen zur gesellschaftlichen Macht in der Nachfolge von Pahl 
(1977) stellt die »Duale Theorie vom Staat« dar, die Saunders (1985) entwickelte. Obgleich 
er gerade Castells dahingehend kritisiert, daß die Konsumtion — definiert als sozialer Pro- 
zeß — nicht als Spezifikum der Stadt (als räumliche Einheit) angesehen werden könne, so 
ordnet er dennoch der lokalen Ebene bestimmte soziale Funktionen zu. Zwar entwickelt er 
seine Argumentation von der Feststellung aus, daß die sozialen Verhältnisse, Beziehungen 
und Konflikte, die in den Großstädten des entwickelten Kapitalismus auftreten, keine spe- 
zifisch städtischen Ursachen haben. Daraus folgert er, daß eine »nicht-räumliche« »non- 
spatial«) Soziologie der Stadt entwickelt werden müsse. Dennoch habe der Raum Einfluß 
auf die Ausprägung städtischer sozialer Prozesse. Das Verhältnis der gesamtgesellschaftli- 
chen/zentralstaatlichen zur lokalen Ebene sieht er durch folgende vier Elemente struktu- 
riert, die jeweils ein spezifisches Spannungsverhältnis beinhalten, das aus den widersprüch- 
lichen Funktionen des Staates resultiert: In der »funktionalen Dimension« sind es die Kon- 
flikte um Sicherheit, zum einen als Sicherung der kapitalistischen Produktion zum anderen 
als Sicherung der Konsummöglichkeiten insbesondere von Gruppen, die sich nicht ausrei- 
chend am Markt versorgen können. Saunders’ Funktionalismus fußt auf O’Connors Arbeit 
über die Finanzkrise des Staates. J. O’Connor, der die marxistische Staatsdiskussion stark 
beeinflußt hat, führte die ‘funktionelle’ Aufteilung der Staatsausgaben in »social invest- 
ment, social consumption and social expenses« ein, die entweder die Funktion der Akku- 
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mulationssicherung oder der Legitimationssicherung erfüllen sollen (O’Connor 1974). In 
der »politischen Dimension« geht es um Formen der Einflußnahme (korporatistisch/zen- 
tralstaatlich versus pluralistisch/lokal). In der »organisatorischen Dimension« ist es der 
Konflikt um die Macht zwischen staatlicher und kommunaler Ebene und in der »ideolo- 
gischen Dimension« geht es um die Orientierung an den Werten Privateigentum/Markt 
vs. kollektive Konsumtion/Bürgerrechte. Saunders betont zwar, daß diese vier Dimensio- 
nen eine idealtypische Struktur darstellen und daß jedes Element in der Realität mehre- 
ren Dimensionen zugeordnet werden Kann (und damit unterschiedliche Konfliktlinien in 
sich vereinigt). Dennoch glaubt er, der kommunalen Ebene eher Funktionen der kollekti- 
ven Konsumtion, pluralistisch-demokratische Politikformen und eine bürgerrechtlich-de- 
mokratisch orientierte »Ideologie« zuordnen zu können. Der Schluß, den er unter dem 
Stichwort »Duale Theorie des Staates« zieht, ist methodisch und in der Folge auch poli- 
tisch bemerkenswert. Methodisch insistiert er darauf, daß für beide Ebenen des Staates 
(lokal — national) unterschiedliche Theorien entwickelt werden müssen: Probleme der 
Produktion und Klassengegensätze werden zentral und in korporatistischen Formen 
bearbeitet, die entsprechenden Strukturen sind relativ gut gegen (demokratische) Einfluß- 
nahmen abgesichert. Probleme des Konsums, der Versorgung und entlang dieser struktu- 
rierte soziale Konflikte werden lokal und eher in pluralistisch-konkurrenzhaften Politik- 
formen verarbeitet. Politisch wären daher neue Bündniskonstellationen (quer zu den 
Klassengegensätzen) und eine Einflußnahme von »links« auf der lokalen Ebene eher 
möglich. Als Vermittler in diesen Spannungsverhältnissen sieht er die Pahl’schen »Stadt- 
manager«. 

In der deutschen Diskussion ist der Gedanke, »reproduktionsorientierte Interessen« der 
Ebene der Städte/Kommunen “funktionell zuzuordnen, von der Gruppe um Fürst und 
Hesse aufgegriffen worden (Hesse 1983; Fürst 1983; Hesse u.a. 1983; Fürst u.a. 1984). Ihre 
Arbeiten kreisen um die Frage, wie sich das Verhältnis von Staat und Stadt im Föderalis- 
mus verändert; dabei interessieren sie sich insbesondere für die Auseinandersetzungen in- 
nerhalb des Staatsapparates. In Abgrenzung zu marxistischen Positionen sehen sie einen 
“Antagonismus’ zwischen »produktionsorientierten« und »reproduktionsorientierten In- 
teressen«. Im produktionsorientierten Bereich unterstellen sie eine Gemeinsamkeit zwi- 
schen dem Verwertungsinteresse des Kapitals, dem Arbeitsplatzinteresse der Arbeitneh- 
mer und dem Einnahmeinteresse des Staats im Gegensatz zu den reproduktionsorientierten 
Interessen an Lebensqualität, Selbstentfaltung, Mitbestimmung und Humanisierung der 
Arbeit. Die Bedeutungszunahme der lokalen Ebene, die sie empirisch belegen, begründen 
sie mit einem »Wertewandel in der spätindustriellen Gesellschaft« in Richtung auf die re- 
produktionsorientierten Interessen. Damit verschiebe sich nicht nur das politische Gewicht 
zugunsten der Kommunen, sondern es verändern sich auch die Formen der Regulierung 
von Konflikten zwischen kommunaler und zentraler Ebene in Richtung auf mehr »persua- 
sive« Politik. Gegen diese Tendenz der Bedeutungszunahme entwickle sich jedoch zugleich 
ein Autonomieverlust der Kommunen — infolge von Internationalisierung der Wirtschaft 
und der Durchsetzungskraft nationaler Wirtschafts-, Sozial- und Infrastrukturpolitik 
(Fürst u.a. 1984, S. 23 ff.). Wegen des theoretischen Mangels, der durch die Leugnung un- 
terschiedlicher und ebenfalls ‘antagonistischer’ Interessen im Produktionsbereich entsteht, 


Der lokale Staat — "Ausführungsorgan’oder 'Gegenmacht’ 37 


gelingt es diesem Ansatz nicht, Widersprüche in der Form und Funktion des Zentralstaats 
zu fassen. Das ist um so bedauerlicher, als die Widersprüche zwischen zentraler und lokaler 
Ebene sehr differenziert erfaßt werden und die empirischen Ergebnisse etwa zu Fragen der 
Kommunalfinanzen, der Gebietsreform, der Stadt-, Regional- und Wohnungspolitik ent- 
sprechend ertragreich sind. 

Die Zuordnung bestimmter Funktionen, insbesondere der der kollektiven/sozialen Kon- 
sumtion zur kommunalen Ebene des Staatsapparats, die bei Castells ziemlich rigoros und 
formalıstisch erscheint, differenziert sich bei den anderen Autoren in dem Maße, wie empi- 
risch untersucht wird, welche Funktion in welcher Form auf welcher Ebene vom Staat 
wahrgenommen wird. Dabei zeigt sich auch, daß nationale Unterschiede bestehen: Am aus- 
geprägtesten scheint die Funktionsteilung in Großbritannien zu sein, wo die meisten Auf- 
gaben im Sozialbereich kommunal oder durch kommunale Zweckverbände organisiert 
sind. Zugleich bestehen — bedingt durch bestimmte politische Traditionen, die durch das 
britische Persönlichkeitswahlrecht konserviert werden —, häufig enge Verbindungen zwi- 
schen Kommunalpolitikern und lokalen politischen Gruppierungen oder sozialen Bewe- 
gungen. Dies mag ein Grund für die große Resonanz der Castells’schen Position in der 
britischen Literatur sein. Cockburn, die die Modernisierung des britischen kommunalen po- 
litischen Systems untersucht hat, belegt jedoch eindrucksvoll, wie traditionelle »pluralisti- 
sche« Strukturen im Laufe der 70er Jahre unter dem Einfluß vor allem der Labour-Party 
aufgelöst wurden und einer am industriellen Management orientierten funktionalen Ver- 
waltung Platz gemacht haben (Cockburn 1977). 

Die theoretischen Versuche einer Zuordnung von Staatsfunktionen zu Staatsebenen füh- 
ren offenbar zu keinen überprüfbaren und empirisch gehaltvollen Abgrenzungen. ’Zuge- 
ordnet‘ werden im historischen Entwicklungsprozeß nicht Funktionen, sondern allenfalls 
Aufgaben, die unabhängig von ihrer mehr oder weniger eindeutigen Zuordnung jeweils wi- 
dersprüchliche Funktionen beinhalten. Wir meinen, daß zwar die Zuordnung unterschied- 
licher Aufgaben zu unterschiedlichen Ebenen der Staatsorganisation durchaus eine Form 
der Bearbeitung des Problems widersprüchlicher Interessen und Anforderungen an den 
Staat ist, aber eben nur eine neben anderen, wie etwa die Auslagerung von Aufgaben in halb- 
autonome para-staatliche Organisationen, oder die Verteilung auf unterschiedliche Res- 
sorts innerhalb des Staatsapparates, und die Einführung unterschiedlicher Formen der öf- 
fentlichen/demokratischen Kontrolle (vgl. hierzu Friedland u.a. 1977). Theoretisch läßt 
sich richt bestimmen, welche Funktionen der lokalen Ebene zugewiesen werden, es lassen 
sich auch nicht umgekehrt bestimmte Staatsfunktionen oder politische Formen als spezi- 
fisch städtisch definieren. Es kann lediglich für historisch und national bestimmte Verhält- 
nisse empirisch angegeben werden, welche Struktur der Aufgabenteilung den lokalen Staat 
prägt und wie dabei widersprüchliche Funktionen wahrgenommen werden. Kurz: Der 
funktionalistische Ansatz erklärt nichts; er ordnet nur, wobei die Zuordnungen oft willkür- 
lich erscheinen, stets mehrdeutig bleiben und dabei Gefahr laufen, widersprüchliche histo- 
rische Entwicklungsprozesse innerhalb der staatlichen ‘Funktionserfüllung’ sogar zu ver- 
decken. Weder mit der Vorstellung vom »verlängerten Arm« des Zentralstaats noch mit 
einer Definition bestimmter Funktionen als spezifisch kommunaler ist es möglich, der 
Widersprüchlichkeit des lokalen Staates gerecht zu werden. Vielmehr ist es notwendig, 
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von einem theoretischen Rahmen auszugehen, der es erlaubt, die Widersprüchlichkeit 
selbst zu begreifen, d.h. historische Prozesse auf der Basis der Entwicklung sozialer Bezie- 
hungen zu erklären. 

c) Vor allem Autoren wie Duncan und Goodwin beziehen den widersprüchlichen Cha- 
rakter des bürgerlichen Staats auch auf den lokalen Staat, der nach ihrem Verständnis 
aus lokalen Klassenkonflikten hervorgegegangen ist. Insofern stellt er eine stets wider- 
sprüchliche und prekäre Form des Kompromisses zwischen »Kontrolle« und »Beteili- 
gung« der Arbeiterklasse am politischen Prozeß dar, ist zugleich »A gent« und »Hinder- 
nis« für die Durchsetzung der Interessen des Kapitals. Am Beispiel der Entwicklung der 
englischen Kommunalverfassung und der Politik einzelner »linker« Stadtregierungen 
entwickeln die Autoren historisch, welchen Wandlungen das Verhältnis Zentral- 
staat— lokaler Staat unterworfen war. Im Rahmen dieser historischen Analyse machen 
sie deutlich, welche gesellschaftlichen Beziehungen/Widersprüche jeweils zur Umgestal- 
tung der kommunalen Institutionen geführt haben und welche neuen Konflikte daraus 
hervorgegangen sind. So wird am Beispiel der seit 1980 von der konservativen Zentralre- 
gierung eingeführten Veränderungen dargelegt, daß sie zum einen Ergebnis eines Kom- 
promisses zwischen lokalstaatlichen und zentralstaatlichen Interessen sind, zum anderen 
eine widersprüchliche Struktur hervorgebracht haben, die neues Konfliktpotential birgt. 
Diese Entwicklung hat zu einer verstärkten Kontrolle der Städte durch die Zentralregie- 
rung geführt, wobei es insbesondere um die Durchsetzung eines Sozialabbaus und um ei- 
ne Deregulierung der Stadtplanung geht. Angesichts hoher Arbeitslosigkeit und stagnie- 
render Wirtschaft sind nach Duncan/Goodwin damit zugleich neue Konflikte angelegt: 
Die Zurücknahme wohlfahrtsstaatlicher Leistungen führt zu einer Verschärfung der lo- 
kalen Klassengegensätze und zur Stärkung lokaler oppositioneller Kräfte (Duncan/Good- 
win 1983; Dickens et al. 1985, S. 17 ff.). 

Die von Duncan und Goodwin hervorgehobenen konflikthaften Prozesse finden allerdings 
nicht nur auf der lokalen Ebene statt, sondern charakterisieren gerade auch den politischen 
Prozeß im Nationalstaat insgesamt. Obgleich Goodwin und Duncan betonen, daß es ihnen 
um die Definition des spezifisch Lokalen geht, reduziert sich das am Ende darauf, den loka- 
len Staat als aus /okalen Klassengegensätzen hervorgegangen zu bestimmen. Hier droht die 
Vernachlässigung von Tendenzen, die zu einer Auflösung lokaler Klassenzusammenhänge 
geführt haben, sowie die Vernachlässigung von lokalen gesellschaftlichen Konfliktfeldern, 
die zu den Klassengegensätzen querliegen. Duncan/Goodwin lassen unberücksichtigt, daß 
auch eine ‘relative Autonomie’ des lokalen Staats gegenüber den /okalen Klassenverhältnis- 
sen anzunehmen ist. Zwar betonen sie die Bedeutung der Staatsform auch für die lokale 
Ebene, beschränken sich in ihrer Formanalyse allerdings auf die Bedeutung der rechtsstaat- 
lichen Gestalt der Kommune. 

Für eine Diskussion des lokalen Staates halten wir den Ansatz von Duncan/Goodwin für 
fruchtbar, erstens, weil er den lokalen Staat als Ausdruck sozialer Beziehungen in kapitali- 
stischen Gesellschaften begreift und damit die Widersprüchlichkeit des kapitalistischen 
Staates auch auf der lokalen Ebene berücksichtigt, zweitens, weil er der historischen Ent- 
wicklung dieser sozialen Verhältnisse Rechnung trägt und somit den Wandel der Formen 
staatlicher Funktionserfüllung einbezieht. — Wir folgen einem differenzierten marxisti- 


Der lokale Staat— ‘Ausführungsorgan’oder ‘Gegenmacht’ 39 


schen Verständnis vom bürgerlichen (National-)Staat, und gehen aus von den ‘Leitsätzen’, 
(1.) daß der Staat die ‘Funktion’ wahrnimmt, die Reproduktion der sozialen Beziehungen 
der bürgerlichen Gesellschaft zu sichern (Jessop 1986); (2.) daß er dabei widersprüchlichen 
Anforderungen unterliegt, d.h. zugleich den Akkumulationsprozeß des Kapitals, die Legiti- 
mation der herrschenden gesellschaftlichen Strukturen, und die Reproduktion der Arbeits- 
kraft sichern muß (O’Connor 1974, Gough 1979); diese verschiedenen Anforderungen prä- 
gen zusammen nahezu jede gegebene {historisch gewachsene) Staatsaufgabe, wobei sich in 
konkreten Aufgabenfeldern auf Basis eines politisch vermittelten konflikthaften Prozesses 
unterschiedliche ‘Gewichtungen’ durchsetzen können; (3.) daß auch die Staatsform ein wi- 
dersprüchliches Verhältnis darstellt, indem die zur Reproduktion sozialer Ungleichheit 
bzw. realer Klassengegensätze beitragende Form des sozialen Rechtsstaats auch ein bestän- 
diges Spannungsverhältnis zwischen Demokratie und Kontrolle schafft (Bader u.a. 1976) 
— für die ‘Herrschenden’ das Risiko eines Kontrollverlusts. Die »Autonomie« politischer 
Prozesse im Staat und im politischen System insgesamt, die sich aus der Notwendigkeit der 
permanenten Bearbeitung dieser mehrschichtigen Widersprüchlichkeit ergibt, ist eine »re- 
lative«, das heißt durch vielfache Mechanismen (ökonomische Abhängigkeit, institutionel- 
le Selektivität u.s.w.) an die Ökonomie zurückgebunden (zusammenfassend und kritisch: 
Jessop 1982). Damit ist zugleich gesagt, daß es nicht sinnvoll ist, ahistorisch bestimmte For- 
men »des« lokalen Staats etwa im Verhältnis zum Zentralstaat zu definieren. Demgegen- 
über kann jedoch herausgearbeitet werden, wie sich die Konflikte um Form und Funktion 
der lokalen Ebene der Staatsorganisation entwickeln und von welchen besonderen Wider- 
sprüchen dabei auszugehen ist. 

Zunächst macht die Definition der räumlichen Grenzen des lokalen Staats scheinbar größe- 
re Schwierigkeiten als die des Nationalstaats. Angesichts der augenfälligen Nichtüberein- 
stimmung der funktionalen Beziehungen zwischen Stadt und Umland mit den Grenzen der 
Verwaltungseinheit Stadt hat sich die Stadtsoziologie immer wieder an einer räumlichen 
Definition des Stadtbegriffs abgearbeitet. Wir halten jedoch den Versuch, sich dem Pro- 
blem des lokalen Staats von der Definition räumlicher Grenzen her zu nähern, für wenig er- 
folgversprechend. Ähnlich wie der lokale Staat in überlokale Funktionszusammenhänge 
eingebunden ist, so ist auch der Nationalstaat in globale ökonomische und politische Ab- 
hängigkeiten eingebunden. Die räumliche Ausdehnung dieser Verflechtung bis zu einem 
Netz globaler Abhängigkeiten hatsich lediglich historisch unterschiedlich — ungleichzeitig 
— entwickelt. Auch in Richtung auf kleinräumliche Maßstäbe ergeben sich Differenzie- 
rungen, etwa wenn man innerstädtische Segregationsprozesse oder die Herausbildung 
stadtteilspezifischer politischer Kulturen betrachtet. Auf diese kleinräumigen Differenzie- 
rungsprozesse reagiert auch der Staatsapparat selbst durch weitere EISOLIETEHZIELDUR, 
z.B. durch Schaffung von Ortsteilbeiräten in Großstädten. 

»Lokakk« ist somit zunächst einmal lediglich als Abgrenzung zu regionalen, nationalen, glo- 
balen — kurz: überlokalen politischen Strukturen definiert. Wenn wir in der weiteren Dis- 
kussion des lokalen Staats vor allem die politischen Prozesse im und um den Apparat der 
kommunalen Selbstverwaltung in Großstädten im Auge haben, so hat das vor allem einen 
historischen Grund: Noch weniger als etwa in England stimmt in Deutschland die Vorstel- 
lung von der Kommune als »verlängertem Arın« des Zentralstaats mit der historischen Ent- 
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wicklung überein. Bereits vor der Entstehung eines deutschen Nationalstaats sind zu Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts in Preußen und anderen deutschen Staaten wesentliche Struk- 
turen der Selbstverwaltung der Städte geschaffen worden. Die Form dieser frühen bür- 
gerlichen Kommunalverfassung ist im Zuge der Entfaltung der bürgerlichen Gesellschaft 
und des Nationalstaats mit parlamentarischer Demokratie im Laufe des 19, Jahrhunderts 
zunächst mehrfach umgestaltet worden und hat erst im 20. Jahrhundert die Gestalt einer 
demokratischen Verfassung (wieder-)erlangt (Rodenstein 1974). Festzuhalten bleibt: 
Ebenso wie der Kapitalismus den Staat (wenn auch nicht die bürgerliche Demokratie), so 
hat auch der deutsche Nationalstaat die kommunale Selbstverwaltung (wenn auch nicht 
den Apparat der modernen großstädtischen Verwaltung) bereits vorgefunden. Die Verän- 
derungen, die der lokale Staat im Laufe dieser Entwicklung genommen hat, bezogen sich 
nicht nur auf die Funktionen der lokalen Ebene und die Formen der lokalen politischen 
Prozesse, sondern auch auf die räumlichen Grenzen der Kommunen. Zuletzt ist Ende der 
60er/ Anfang der 70er Jahre (wie in den meisten anderen westeuropäischen Ländern) die 
Zahl der Gemeinden verringert und deren Flächenausdehnung erheblich vergrößert wor- 
den; damit sind auch im ländlichen Raum stadtähnliche Verwaltungseinheiten geschaf- 
fen worden. Die räumlichen Grenzen der Stadt sind selbst Gegenstand sozialer Auseinan- 
dersetzungen und verändern sich im historischen Prozess. In der Auseinandersetzung mit 
dem lokalen Staat kommt es also weniger darauf an, die räumlichen Grenzen dessen, was 
als Stadt bezeichnet wird, möglichst genau zu definieren, sondern darauf, möglichst ge- 
nau anzugeben, wie das jeweilige historische Verhältnis zwischen lokalen und überloka- 
len (also nicht auf die kommunalen Apparate bezogenen) politischen Prozessen struktu- 
riert ist. 


Relative Autonomie’ des lokalen Staats 


Wenn wir davon ausgehen, daß sich aus der mehrschichtigen Widersprüchlichkeit des kapi- 
talistischen Staats die »relative Autonomie« politischer von ökonomischen Prozessen er- 
gibt, so müssen wir fragen, wie sich diese »relative Autonomie« im Hinblick auf die lokale 
Ebene näher bestimmen läßt. Wir wollen dabei versuchen, den Begriff nicht als leere For- 
mel zu verwenden, mit der Schwierigkeiten bei der Definition von Abhängigkeiten verdeckt 
werden, sondern die Bedingungen aufzuspüren, die auch auf der lokalen Ebene eine Eigen- 
dynamik und Eigengesetzlichkeit der politischen Konflikte, Auseinandersetzungen, Dis- 
kurse und Konsensbildungen schaffen und zugleich die politischen Prozesse und Entschei- 
dungen an die Bedingungen und Auswirkungen des kapitalistischen Akkumulationszyklus 
zurückbinden. Das Verhältnis von lokalem zu zentralem Staat ist dabei nur eines von meh- 
reren strukturierenden Elementen. 

Zunächst sind die Städte über die Einnahmeseite ihres Kommunalhaushalts partiell an die 
Entwicklung der jeweiligen örtlichen Wirtschaft zurückgebunden. In allen westeuropäi- 
schen Ländern besteht ein Teil der Einnnahmen der Städte aus direkten Kommunalsteu- 
ern. Auch wenn deren Anteilan den Gesamteinnahmen der Kommunen in der historischen 
Entwicklung zurückgegangen ist, sind die Städte dennoch weiterhin in erheblichem Maße 
auch von diesen Einnahmen abhängig. Dabei kann es sich um eine Besteuerung der städti- 
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schen Grundrente handeln (wie in England mit den rates), um eine Beteiligung an der Ein- 
kommensbesteuerung der Einwohnerschaft mit einer gewissen Quote am gesamten lokalen 
Aufkommen dieser Steuerart oder um eine Besteuerung des Ertrags oder des Umsatzes der 
lokalen Wirtschaft. Welche Form der Steuer überwiegt, bestimmt in gewisser Weise auch 
den kommunalpolitischen Handlungsrahmen: Während sich die Kommunen mit der Höhe 
der Gewerbesteuer an eine Schwelle herantasten können, oberhalb derer eine weitere Erhö- 
hung der Quote zur Senkung des Steueraufkommens (infolge von dadurch geschaffenen 
Abwanderungsanreizen für örtliche Betriebe) führt, stellen Grundsteuern (sofern sie auch 
auf Boden mit Wohnnutzung erhoben werden) auch einen Zugriff auf den Konsumtions- 
fonds der lokalen Bevölkerung dar, ähnlich wie die Beteiligung an der Einkommenssteuer, 
die allerdings das Interesse der Stadtregierung an einer Bewohnerschaft mit höherem Ein- 
kommen eher verstärkt. Gerade eine gewisse Autonomie der lokalen Wirtschafts- und Steu- 
erpolitik erlaubt, daß die einzelnen Kommunen in Konkurrenz zueinander treten können. 
In Deutschland ging es in der Expansionsphase der 50er und 60er Jahre dabei hauptsächlich 
darum, durch Industrie- und Gewerbeansiedlungen die Basis für die Gewerbesteuer zu ver- 
größern. Nach der Umstellung der Gemeindefinanzen auf einere stärkere Beteiligung an 
der Einkommenssteuer geht es seit 1970 vor allem darum, Bewohnerschichten mit höhe- 
rem Einkommen zu gewinnen (die ja außer als Steuerzahler auch als kaufkräftige Nachfra- 
ger große Teile der lokalen Wirtschaft und damit mittelbar auch das Steueraufkommen aus 
anderen Quellen beeinflussen). Der Mechanismus der interkommunalen Konkurrenz — sei 
es zwischen Kernstadt und Umlandgemeinden um zahlungskräftige Bewohner, sei es zwi- 
schen verschiedenen Regionen um expandierende Betriebe — führt in jedem Falldazu, daß 
schon im Interesse der Sicherung und größtmöglichen Steigerung der kommunalen Einnah- 
men die Gemeinden vermuteten oder tatsächlichen Interessen der entsprechenden Betriebe 
undBevölkerungsschichten gerecht zu werden versuchen. In dieser vermittelten Form kön- 
nen bestimmte Interessen der ‘besitzenden Klassen’ in die lokale Politik einfließen. 

Diese Form der Rückbindung an die lokale Ökonomie, die sich nicht etwa als persönliche 
Abhängigkeit oder Beziehungsgeflecht zwischen »Stadtmanagern« herstellt und auch 
nicht Ergebnis der Instrumentalisierung »des« Staates durch »das« Kapital oder einer ent- 
sprechenden Verschwörung ist, stellt sich im politischen Diskurs überwiegend als verobjek- 
tivierter »Sachzwang« dar. Inwieweit dieser Sachzwang allerdings als solcher allgemein 
akzeptiert wird, also konsensfähig ist, ist Ergebnis historisch entstandener politischer Kom- 
promisse und steht unter veränderten Bedingungen jeweils wieder zur Disposition. Wenn 
— wie in englischen Gemeinden mit linker Labour- Mehrheit — die kommunale Finanzau- 
tonomie dazu benutzt wird, durch verbesserte städtische Leistungen für Arbeiter und Un- 
terschicht-Gruppen ein Gegengewicht zur zentralstaatlichen Austerity-Politik zu schaf- 
fen, so kann der Zentralstaat versuchen, die Kompromißgrundlage zu verändern und — 
etwa durch Schaffung steuerfreier »Unternehmenszonen« — den Kommunen die Be- 
steuerungsgrundlagen zu entziehen. Umgekehrt könnte eine geringere Abhängigkeit von 
Kommunalsteuern und ein höherer Anteil an zentralstaatlichen Finanzzuweisungen den 
Konkurrenzdruck der Kommunen untereinander abbauen und damit ihren Handlungs- 
spielraum vergrößern — es sei denn die Form der Verteilung dieser Zuweisungen wäre so 
ausgestaltet, daß eine Konkurrenz der Kommunen um diese Mittel provoziert wird. Je- 
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denfalls wird an diesem Beispiel deutlich, daß die Kommunalpolitik nicht allein schon des- 
halb »besser« oder »demokratischer« wird, weil sie unabhängig vom Zentralstaat erfolgt. 
Entscheidend ist vielmehr, wie der kommunale Handlungsspielraum strukturiert ist und 
wie er ausgenutzt wird. Bisher sorgen die Abhängigkeit der Kommunalsteuern von der lo- 
kalen Wirtschaft und der Mechanismus der interkommunalen Konkurrenz für eine starke 
Rückbindung der lokalen Politik an die lokale Ökonomie. 

Auch in der Ausgabenpolitik sind die Kommunen keineswegs unabhängig von der lokalen 
Ökonomie. Ihre Abhängigkeit betrifft zum einen die Frage von kommunalen Infrastruktu- 
reinrichtungen, die als Voraussetzung für den örtlichen Handel und die örtliche Produktion 
erforderlich sind (oder als erforderlich gelten), zum anderen die Frage von Sozialleistungen 
und Sozialeinrichtungen, die als Ergänzung oder Kompensation von Lohneinkommen oder 
daraus bestrittenem privatem Konsum notwendig sind. Steigende regionale oder lokale 
Dauerarbeitslosigkeit etwa machen höhere kommunale Sozialausgaben notwendig. Die 
Abhängigkeit deslokalen vom zentralen Staat ist an diesem Punkt gerade in den letzten Jah- 
ren wieder deutlich geworden, da zusätzliche Restriktionen für Versicherungsleistungen 
bei Arbeitslosigkeit mehr Dauerarbeitslose von der kommunalen Sozialhilfe abhängig ge- 
macht haben. Eine zentralstaatlich durchgesetzte Entlastung der Arbeitslosenversicherung 
hat zu zu einer höheren Belastung der Kommunalhaushalte geführt. Als Nebeneffekt wur- 
de damit ein stärkerer Druck auf die Städte erzeugt, ihre Politik unter dem Etikett der Ar- 
beitsplatzsicherungenger an den Erfordernissen der lokalen Ökonomie auszurichten. Aller- 
dings ist die Tatsache, daß in der Bundesrepublik die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit 
zentral organisiert ist, die Sozialhilfe aber kommunal, keineswegs eine zwingend vorgegebe- 
ne Struktur des kapitalistischen Staates. Auch begründet die kommunale Verwaltung der 
Sozialhilfe keinen besonders großen Handlungsspielraum, da bundesgesetzliche Regelun- 
gen hier enge Grenzen setzen. — Die Rückbindung der lokalen Politik an die Ökonomie ist 
nicht begrenzt auf die lokale Ebene. Der Staat als »Steuerstaat« ist ja insgesamt in den ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklungsprozeß eingebunden. Daß ein höherer Anteil zentral- 
staatlicher Mittelzuweisung unter bestimmten Bedingungen die kommunale Handlungsau- 
tonomie vergrößern kann, bezieht sich lediglich auf die Autonomie der einzelnen Stadt im 
Verhältnis zur jeweiligen lokalen Ökonomie, während die Kommunen insgesamt Teil des 
Steuerstaats bleiben. 

Wenn wir die doppelte Rückbindung des lokalen Staats an die Ökonomie — zum einen als 
Teil des Steuerstaats, zum anderen in seiner Abhängigkeit von der lokalen Wirtschaft — be- 
tont haben, so bleibt doch der politische Handlungsspielraum, der Aspekt der Autonomie 
des Politischen festzuhalten. Die Rückbindung des Staates an die Ökonomie ist ja keines- 
wegs ein Nullsummenspiel derart, daß das gesellschaftliche Steueraufkommen fixiert wäre 
und nur die Verteilung innerhalb des Staates auf einzelne Ebenen (Bund, Länder, Gemein- 
den) zur Debatte stünde. Die Diskussion um “Staatsquote’ und um ‘keynesianische’ Konzep- 
te der Wirtschaftspolitik zeigt vielmehr, daß unter bestimmten Bedingungen durch Er- 
höhung der Staatsquote und eine entsprechende Ausgabenpolitik, die auch den Ausbau 
sozialstaatlicher Leistungen einschließt, die Akkumulationsbedingungen des privaten Ka- 
pitals und damit auch die Besteuerungsgrundlagen für den kapitalistischen Staat verbessert 
werden können (Gough 1979; M. Krätke 1984; Lutz 1986). 
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Eine solche ‘Autonomie’ des Politischen besteht auch auf der lokalen Ebene. Die Möglich- 
keiten einer lokalen Wirtschaftspolitik sind allerdings gering. Hier können die Kommunen 
lediglich versuchen, auszutesten, wie weit den formulierten oder vermeintlichen Kapital- 
verwertungsinteressen tatsächlich entgegengekommen werden muß. Es gibt aber einen 
weiten Bereich städtischer Politik — von der Sozial-, Bildungs- und Kulturpolitik über die 
Ausgestaltung öffentlicher Einrichtungen bis hin zur Stadtplanung —, in dem eigene, sozial 
orientierte Ziele durch die lokale Politik verfolgt werden können. Im Rahmen zentralstaat- 
licher Mittel und Konditionen kann dies bis hin zu einer eigenständigen kommunalen Be- 
schäftigungspolitik gehen. Empirische Untersuchungen zur Situation von Arbeitslosen 
und Armen in verschiedenen Großstädten der BRD deuten darauf hin, daß gerade in Städ- 
ten, deren eigene ökonomische Basis einen Schrumpfungsprozeß durchmacht, durch kom- 
munale Maßnahmen mehr Erleichterungen und Hilfen für Unterschichtgruppen bereitge- 
stellt werden, als in den »reichen« Städten (Krämer-Badoni/Ruhstrat 1986; Breckner/ 
Schmals 1986). Es hat den Anschein, als hätten die politischen Interessen ökonomisch be- 
nachteiligter Gruppen im lokalen System bessere Durchsetzungschancen, wenn die Wachs- 
tums- und Modernisierungsperspektive ohnehin nicht glaubhaft ist. Derartige Spielräume 
erlauben durchaus eine autonome Orientierung der lokalen Politik. 

Die »relative Autonomie« des lokalen Staats von der Ökonomie ist doppelt bestimmt: ge- 
genüber der eigenen regionalen/lokalen ökonomischen Basis und gegenüber dem Zentral- 
staat, in dessen steuerstaatlichem System die Kommunen die unterste Ebene bilden. Auch 
innerhalb des politischen Systems selber haben die Kommunen bei weitem keine vollständi- 
ge Handlungsautonomie. Es hat sogar den Anschein, als wäre diese weitaus geringer als die 
des Nationalstaats. Doch sind auch die unter US-Hegemonie stehenden Nationalstaaten in 
weitaus geringerem Maße autonom, als das Spiel auf der bundespolitischen Bühne uns weis- 
machen will. Die Kommunalverfassung ist Teil der nationalen Verfassung, die kommunale 
Verwaltung untersteht der Kontrolle der Bundesländer und der nationalen Verwaltungsge- 
richtsbarkeit, die Kommunalpolitik ist auch Teil der Parteipolitik von — überwiegend — 
bundesweit operierenden politischen Parteien. Auf der anderen Seite entstehen immer wie- 
der Konfliktlinien quer zu traditionellen parteipolitischen Kontroversen zwischen der Bun- 
des- oder der Länderebene und den Kommunen: um den Finanzausgleich, um die Sozialpo- 
litik, um einzelne fachpolitische Sektoren wie Wohnungsversorgung, Strukturpolitik oder 
Stadt- und Regionalplanung. Die Artikulation kommunaler Interessen ist im Staatsapparat 
auch institutionalisiert: von kommunalen Spitzenverbänden über die Institution der Ver- 
handlungen über den Finanzausgleich bis hin zur Beteiligung der Kommunen an der Regio- 
nalplanung (zu einzelnen Sektoren vgl. die Beiträge von Hesseu.a. 1983). Diese kommunale 
»Opposition« — seies in institutionalisierten Formen, sei es im Öffentlichen Diskurs — er- 
füllt wichtige Funktionen für die Legitimationsbeschaffung durch den Staatsapparat: Eine 
Vielzahl gesellschaftlicher Probleme werden vom politischen System dadurch perzipiert, 
daß sie auf lokaler Ebene geäußert und wahrgenommen werden und dadurch als politischer 
»Handlungsbedarf« erscheinen. Umgekehrt gelingt auch die Feinsteuerung, also die Ab- 
stimmung auf jeweils lokal unterschiedliche Problemlagen dadurch, daß auf der lokalen 
Ebene autonome Handlungsmöglichkeiten geschaffen werden. In diesem Sinne ist der 
Offe’schen These von der »Pufferzone« zuzustimmen. Allerdings erzeugt diese Form der 
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Legitimationsbeschaffung die Notwendigkeit, einen Raum lokaler Autonomie offenzuhal- 
ten, der auch die Möglichkeit der Entfaltung oppositioneller Ansätze beinhaltet. 

Im Hinblick auf die Rückbindung an die Ökonomie sind die lokalen politischen Konflikte 
‘Klassenkonflikte’: Auseinandersetzungen um die lokale Beschäftigungspolitik, um die 
Ausgabenverteilung, um produktionsbezogene Infrastruktur vs. Sozialleistungen und -ein- 
richtungen. Viele lokalstaatliche Leistungen können jedoch nicht eindeutig einem be- 
stimmten ‘Klasseninteresse’ zugeordnet werden. Bei denjenigen »öffentlichen Gütern«, bei 
denen prinzipiell keine gesellschaftliche Gruppe von der Nutzung ausgeschlossen ist, kann 
es aber klassen-spezifische Bevorzugungen/Benachteiligungen durch die Ausgestaltung 
der jeweiligen Einrichtungen oder Leistungen geben. Eine Vielzahl von lokalpolitischen 
Konfliktpunkten lassen sich jedoch nicht ohne weiteres bestimmten Klassenpositionen zu- 
ordnen, sondern liegen gerade »quer« dazu: Der gesamte Bereich, der mit dem etwas un- 
scharfen Begriff der »Umweltqualität« gekennzeichnet wird, ist dadurch charakterisiert, 
daßes um die Abwehr allgemeiner Risiken oder die Erreichung allgemeiner Qualitäten geht 
(Beck 1986). Stadtplanung und stadträumliche Verteilungen von Einrichtungen, Bildungs- 
und Kulturpolitik sind auf der städtischen Ebene typische »Non-class-issues«. Selbstver- 
ständlich sind Konflikte um derartige Fragen von den Klassenverhältnissen überformt — 
die Bourgeoisie hat allemal bessere individuelle Kompensations- und Abwehrmöglichkei- 
ten als die anderen gesellschaftlichen Klassen — aber sie sind eben nur klassenspezifisch 
überformt und nicht vom kapitalistischem Ausbeutungsverhältnis bestimmt. Dies gilt nicht 
nur auf der lokalen, sondern auch auf der nationalen Ebene — die neuen sozialen Bewegun- 
gen, in denen sich solche Probleme artikulieren, sind ja nicht zwangsläufig städtische oder 
lokale: Frauenbewegung, Friedensbewegung und Ökologiebewegung organisieren sich 
auch national und zunehmend international. Was die Bedeutung der »Non-class-issues« 
für den lokalen Staat ausmacht, ist die Konkretheit, in denen sich die Probleme und Risiken 
auf der lokalen Ebene zeigen. Entsprechend lokalisieren sich auch die Auseinandersetzun- 
gen: Mutlangen wird blockiert, in Kreuzberg oder St. Pauli werden Häuser besetzt, und 
wenn im Wald von Wackersdorf die WAA -Gegner spazierengehen, versucht der Oberpfäl- 
zer Landrat sie als zugereiste Chaoten zu diffamieren. Der lokale Staat ist die Ebene, wo sich 
bei konkreten Konflikten oder auch unter Hinweis auf konkret erreichte Fortschritte oder 
Zugeständnisse oppositionelle Bewegungen quer zu den Klassengegensätzen artikulieren. 
Entsprechend sind auch historisch in der BRD rot-grüne Koalitionen zuerst in Kassel und 
Berlin-Kreuzberg und erst später in einem Bundesland mehrheitsfähig geworden. 


Der gesellschaftliche Umbauprozeß auf lokaler Ebene 


»Die« Funktion »des« lokalen Staats läßt sich nicht theoretisch bestimmen, wir können 
aber feststellen, welche Veränderungen den gesellschaftlichen Entwicklungs- und Umbau- 
prozeh aufder lokalen Ebene charakterisieren, und in welchen Formen der lokale Staat die- 
sen vorantreibt oder modifiziert. Dabei bestehen wir darauf, daß die sozialen Prozesse im 
und um den lokalen Staat weder auschließlich als Klassenkonflikte noch als ausschließlich 
lokale Prozesse begriffen werden können. Auch sind sie weder vom Zentralstaat noch von 
der Ökonomie bzw. ‘den’ Kapitalinteressen vollständig determiniert, vielmehr produzieren 
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sie widersprüchliche und kompromißhafte Strukturen, die sowohl von sozialen/politischen 
Bewegungen als auch von veränderten Kapitalinteressen (direkt oder durch staatliche Or- 
gane vermittelt) wieder zur Disposition gestellt werden. Der lokale Staat ist somit eine Form 
neben anderen, in denen die gesellschaftlichen Widersprüche im kapitalistischen Staat bear- 
beitet werden. 

Wir sehen eine länger anhaltende Phase eines breiten gesellschaftlichen Konsens mit einer 
bestimmten Weise der Bearbeitung dieser gesellschaftlichen Widersprüche — Aglietta und 
Hirsch folgend kann man sie als »fordistisch« oder Altvater folgend als »keynesianisch« be- 
zeichnen — seit Mitte der 1970er Jahre im Umbruch und fragen, welche Veränderungen 
der lokale Staat in diesem Umbauprozeß erfährt bzw. welche Rolle die lokalstaatliche 
Ebene dabei spielt. Wenn von Umbruch der Regulationsweise oder gesellschaftlich-ökono- 
mischem Umbauprozeß die Rede ist, so ist beides damit gemeint: die Kontinuität kapitalisti- 
scher Verwertung und Akkumulation und deren Krise, in der sich neue Formen der Bear- 
beitung gesellschaftlicher Konflikte herausbilden. 


a) Durchkapitalisierung 


Als langfristige Entwicklung, die auch durch den gegenwärtigen Umbauprozeß nicht ge- 
bremst oder umgekehrt wird, sehen wir die Durchkapitalisierung immer weiterer Lebensbe- 
reiche, die auch vor der staatlichen Aufgabenerfüllung selbst nicht halt macht. Die Tatsa- 
che, daß historisch immer mehr Aufgaben vom privaten in den öffentlichen/staatlichen 
Bereich übergegangen sind, ist längst nicht gleichzusetzen mit einer Entkapitalisierung. Es 
kommt nicht in erster Linie darauf an, ob gesellschaftliche Aufgaben durch den Staat oder 
durch privates Kapital/privaten Konsum erfüllt werden (nicht ‘Staat oder Markt’ ist die Al- 
ternative, sondern in welchen Formen dies geschieht). Weithin hat eine zunehmende 
“Durchstaatlichung’ der Gesellschaft erst die Durchkapitalisierung der Reproduktion der 
Arbeitskraft ermöglicht (Lutz 1984), und zwar sowohl durch sozialstaatliche Leistungen, 
durch Kompensation oder Ergänzung der Lohneinkommen als Unterstützung des privaten 
Konsums, als auch durch Übernahme kapitalistischer Produktionsformen in den Staatsap- 
parat (einschließlich der halbautonomen/halbstaatlichen Organisationen) zur Schaffung 
von Infrastruktur- und Sozialeinrichtungen. Der lokale Staat als die Ebene, durch die ein 
ganz wesentlicher Teil der öffentlichen Investitionen getätigt, private Investitionen ange- 
regt und unterstützt und die kollektive/soziale Konsumtion organisiert werden, spielt in die- 
sem Prozeß der Durchkapitalisierung eine wichtige Rolle. 

Exemplarisch wollen wir den Prozeß der Durchstaatlichung/Durchkapitalisierung am Bei- 
spiel der Entwicklung des Massenwohnungsbaus/der Wohnungspolitik darlegen. Während 
bestimmte Risiken der proletarischen Reproduktion durch versicherungstechnische Lö- 
sungen (Altersrente, Indivalität, Krankheit) Ende der 1880er Jahre bearbeitet wurden und 
damit die Grundlage für die Entwicklung des modernen Sozialstaates gelegt wurde, bedurf- 
te es einer dramatischen Verschärfung der Wohnungsnot, ehe die sozialpolitisch schon 
Ende des 19. Jahrhunderts diskutierten Staatseingriffe zur Verbesserung der Wohnungsver- 
sorgung in die Tat umgesetzt wurden. Gegen Ende des 1. Weltkriegs erhielt ein wohnungs- 
politisches Instrumentarium Gesetzeskraft, das nach 1919 von den Sozialdemokraten über- 
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nommen und ausgeweitet wurde. Diese »Wohnungszwangsbewirtschaftung« sah ein Ver- 
bot von Mietsteigerungen, ein Belegungsrecht für freiwerdende Mietwohnungen und den 
Kündigungsschutz für Mieter vor (Niethammer 1979). Ziel dieser Maßnahmen war es, 
angesichts zunehmenden und für die Nachkriegszeit erwarteten weiter steigenden Woh- 
‘nungsmangels die Möglichkeit der Hauseigentümer zu beschneiden, schrankenlose Extra- 
profite auf Kosten der Wohnungsmieter zu machen. Eine entscheidende Weiterentwick- 
lung stellte die staatliche Wohnungsbauförderung dar, die mit dem Hauszinssteuergesetz 
1924 eingeführt wurde. Die aus dem Hauszinssteueraufkommen finanzierten staatlichen 
Subventionen wurden in Form von zinsgünstigen oder zinslosen Darlehen vergeben. Mit 
dieser staatlichen Subvention ist der Mietwohnungsbau, der schon mit der Vorkriegskrise 
um 1910 fast völlig zum Erliegen gekommen war und auch zwischen 1919 und 1923 einnur 
sehr geringes Volumen erreicht hatte, wieder angekurbelt worden. Durch ‘Vergesellschaf- 
tung’ eines Teils der Investitionskosten wurde Bedingungen geschaffen, unter denen priva- 
te Investitionen in den Wohnungsbau wieder profitabel waren. 

Nach dem 2. Weltkrieg wurde das Gewicht staatlicher Interventionen und Subventionen 
angesichts des massiven Wohnungsmangels vergrößert: Die Instrumente der »Wohnungs- 
zwangswirtschaft« im Bestand und die Wohnungsbauförderung, der Ersatz privaten Kapi- 
tals durch öffentliche Mittel, wurden reaktiviert. Allerdings sind bereits in das erste bundes- 
republikanische Wohnungsbaugesetz von 1950 Strukturen eingebaut, die langfristig den 
Rückzug des Staates vorsahen: Neben den in den 20er Jahren bevorzugten gemeinnützi- 
gen, kommunalen oder genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen waren beim ‘Sozia- 
len Wohnungsbau’ in der BRD von vornherein auch private Bauherren zugelassen, und da 
die mit der Förderung verbundenen Bindungen (Miethöhe, Einkommensgrenze für Mieter, 
anfangs kommunales Belegungsrecht) zeitlich befristet sind, ist die spätere Privatisierung 
der öffentlich geförderten Wohnungen von Anfang an vorgesehen worden. Weitere Schrit- 
te, die dem privaten Kapital mehr und mehr Raum im Wohnungssektor eröffnet haben, wa- 
ren die besondere Förderung von Eigenheimen und Eigentumswohnungen {seit 1956), die 
Aufhebung der Bodenpreiskontrolle (ebenfalls 1956), die allmähliche Reduktion der öffent- 
lichen Darlehen zugunsten von Kapitalmarkt-Hypotheken, die schrittweise Aufhebung 
der öffentlichen Mietpreiskontrolle im Vorkriegs-Wohnungsbestand zwischen 1960 und 
1976 (Ausnahme: Berlin-West). Zwischen 1968 und 1972 erfolgte dann eine ‘bahnbrechen- 
de’ Umstellung der Förderung, seit der der Mietwohnungsbau zum überwiegenden Teil 
oder ganz aus privatem Kapital finanziert wird und der Staat einen Teil der Zins- und Til- 
gungsleistungen trägt. Seit Mitte der 70er Jahre hat vor allem die drastische Reduktion der 
direkten Förderung des Mietwohnungsbaus bei gleichzeitiger Ausweitung der steuerlichen 
Anreize für den Erwerb von Wohnungseigentum die Verwertungsmöglichkeiten im Woh- 
nungssektor erheblich ausgeweitet: Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen, 
»Bauherren-« und »Erwerbermodelle« und der Eigenheimbau sind die wesentlichen Berei- 
che, in die seither staatliche Subventionen fließen. Dabei hat das Volumen der staatlichen 
Förderung laufend zugenommen, die Eröffnung immer neuer Kapitalanlagemöglichkeiten 
ist nicht durch eine Rücknahme der staatlichen Mittel sondern durch deren Umstrukturie- 
rung ermöglicht worden: Die Durchkapitalisierung der Wohnungsversorgung ist bis auf 
wenige Randbereiche abgeschlossen. Und sie ist Ergebnis einer weitgehenden ‘Durchstaat- 


Der lokale Staat — “Ausführungsorgan’oder ‘Gegenmacht’ 47 


lichung’ des Wohnungssektors — ohne Subventionen in der einen oder anderen Form, oh- 
ne staatliche oder kommunale Infrastruktur- und Planungs-Vorleistungen geht heute im 
Wohnungsbau »gar nichts« mehr. Staatlicher Mitteleinsatz im Wohnungssektor hat sich 
zu einer großangelegten Umverteilungs-Maschinerie zur Ankurblung einer Kapitalisti- 
schen Bau- und Wohnungswirtschaft entwickelt. 

Diese generelle Tendenz der staatlich gestützten Durchkapitalisierung ist durch Gesetze 
und Verordnungen auf staatlicher Ebene (Bund, Länder) vorangetrieben worden, die Städ- 
te nehmen dabei jedoch eigenständige wichtige Funktionen wahr. Von Bedeutung für die 
lokale Wohnungsversorgung ist vor allem die kommunale Politik in den Bereichen (1.) 
Stadtplanung und Stadtentwicklung, (2.) Kommunaler Grundbesitz/Bodenpolitik, (3.) Bau- 
und Wohnungsaufsicht und (4.) kommunale Wohnungsbauförderung. Diese Aufgabenfel- 
der verteilen sich auf verschiedene Ressorts der Stadtverwaltungen. Ihre jeweilige fachpoli- 
tische Zielsetzung kann Gegenstand von Auseinandersetzungen auf der lokalen Ebene 
sein, zudem stehen die einzelnen Ressorts untereinander in Konkurrenz und Auseinander- 
setzung. So ist z.B. der Konflikt zwischen dem fiskalischen Ziel der Erhaltung und Steige- 
rung der kommunalen Einnahmen und den sozialen und planerischen Aufgaben, die zu 
erfüllen sind, als Konflikt zwischen verschiedenen Ämtern in die Struktur der Kommunal- 
verwaltung eingebaut. Die Großstädte sind vor allem durch den Umbau der Subvention- 
spolitik, die Bund und Länder Mitte der 70er Jahre vorgenommen haben, in die Lage gera- 
ten, sich mit den sozialen Folgen der erweiterten Möglichkeiten privater Verwertung im 
Wohnungssektor auseinandersetzen zu müssen: Das Übergewicht der steuerlichen gegen- 
über direkten Subventionen hat die Möglichkeiten einer sozialen oder räumlichen Steue- 
rung der Wohnungsbauinvestitionen reduziert. Die Kernstädte der Ballungszentren mit 
knappen Baulandreserven, hohen Bau- und Bodenpreisen und einem höheren Anteilan Be- 
wohnern mit geringem Einkommen sind gegenüber Umlandgemeinden und Mittelstädten 
strukturell benachteiligt. Sie wenden z.T. erhebliche Mittel auf, um durch Bereitstellung 
von Bauland, durch ergänzende Subventionen, durch Ankauf von Wohnungs-Belegungs- 
rechten und durch Maßnahmen im Rahmen der Stadtplanung (Erhaltungssatzungen, Ge- 
botsregelungen etc.) entsprechend ihren lokalen sozial- und stadtplanerischen Zielen die 
Entwicklung des Wohnungsmarkts und der Wohnungsversorgung der städtischen Bevöl- 
kerung zu steuern. Dabei ist die Politik auf der lokalen Ebene jedoch auch in sich wider- 
sprüchlich. So kompensieren Maßnahmen wie die Bereitstellung von Bauland aus kommu- 
nalem Grundbesitz oder wie die Verbesserung des Wohnumfelds in innerstädtischen Alt- 
bauquartieren nicht die soziale Selektivität der Eigentumsförderung, sondern können 
höchstens den Abwanderungstendenzen betuchter Stadtbürger entgegenwirken: Die regio- 
nale wird so zu einem Teil in eine kleinräumige innerstädtische Segregation umgemünzt 
(Krätke u.a. 1984, 26 ff.) 

Der generellen Tendenz zur Erleichterung der Kapitalverwertung wird dadurch aber nicht 
entgegengewirkt, vielmehr wird ihr mit kommunalen Maßnahmen noch der Weg geebnet. 
Andererseits entwickeln einzelne Städte Ansätze eines ‘sozial’ orientierten Vorgehens, ins- 
besondere in der Stadterneuerung, versuchen, die Umwandlung von Miet- in Eigentums- 
wohnungen und die Luxusmodernisierung in bestimmten Stadtteilen zu hemmen. Hinzu 
kommen Versuche, eine kompensatorische Politik der Sicherung von Sozialbindungen 
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(durch kommunale Zusatzsubventionen im Neubau und durch Ankauf von Belegungsbin- 
dungen im Bestand, durch eine konsequente Anwendung des Zweckentfremdungsverbots 
usw.) in eigener Kompetenz zu entwickeln. 

Aufder lokalen Ebene der Wohnungsversorgung hat sich die Durchkapitalisierung auch in- 
nerhalb der Staatsorganisation durchgesetzt: Vor allem in Deutschland sind die vom loka- 
len Staat zur Erweiterung des Angebots von Sozialmietwohnungen selbst geschaffenen ‘ge- 
meinnützigen’ kommunalen Wohnungsbauträger in kapitalistisch-angepaßte Formen der 
öffentlichen Gemeinwirtschaft (Krätke 1987) überführt worden. Die Organisation des 
‘gemeinnützigen’ Wohnungsbaus der Kommunen in unternehmerisch verselbständigten Ka- 
pitalgesellschaften, die eine Selbstfinanzierung aus Gewinnen und eine Unternehmensfüh- 
rung nach dem “Verzinsungsprinzip’ aufweisen, verleiht diesen Wohnungsbaugesellschaf- 
ten den Charakter von szaatskapitalistischen Unternehmen. Die kapitalistisch-angepaßte 
Form kommunaler Wohnungsbauträger ist in Deutschland seit den 20er Jahren mehr und 
mehr durchgesetzt worden. Dagegen hat sich z.B. in England unter dem Einfluß kommu- 
nal-sozialistischer Bestrebungen der Arbeiterbewegung bis heute im Grundsatz eine Orga- 
nisationsform des kommunalen Wohnungsbaus gehalten, bei welcher der lokale Staat als 
“Nicht-Kapitalist’ auftritt (Merrett 1979). Im Unterschied dazu wünschten in Deutschland 
die im lokalen Staat herrschenden Kräfte (einschließlich sozialdemokratischer Lokalregie- 
rungen) die »Selbstfinanzierung der kommunalen Unternehmen aus Gewinnen und in 
einigen Fällen darüber hinaus noch Entnahme eines Gewinns« (Weisser 1959). Die staats- 
kapitalistische Organisationsform und Unternehmensführung der ‘gemeinnützigen’ kom- 
munalen Wohnungsbaugesellschaften bedeutet zugleich eine Privatisierung der Geschäfts- 
politik solcher öffentlichen Unternehmen. Im Falle lokaler Konflikte um die Tätigkeit der 
kommunalen Unternehmen oder Proteste dagegen wird vordergründig beklagt, daß sich 
diese von den parlamentarisch-politischen Entscheidungsgremien des lokalen Staats nicht 
ausreichend kontrollieren und programmieren lassen und den Sozialwohnungsbau nach 
eingefahrenen betriebswirtschaftlichen Grundsätzen betreiben (Steinbach 1983). Es wird 
aber ganz außer acht gelassen, daß die kommunalen Wohnungsbauträger (bereits seit den 
20er Jahren) mit bewußter politischer Absicht von der Lokalregierung und Gemeindever- 
waltung verselbständigt wurden — die sog. Organisationsprivatisierung innerhalb des öf- 
fentlichen Sektors. Zur Begründung wurde stets behauptet, daß nur auf diese Weise die ‘Bü- 
rokratisierung eines Wohnungsbaus in eigener Regie der Gemeinde zu vermeiden sei. Tat- 
sächlich war die politische Entscheidung im lokalen Staat, auch im Falle einer direkten 
Beteiligung der Gemeinde am Wohnungsbau nur ‘marktkonforme’ Ausgestaltungen des 
kommunalen Wohnungsbaus zuzulassen, von größerer Bedeutung, ebenso wie das Bemü- 
hen, kommunale Eigenunternehmen vom Einfluß veränderlicher politischer Kräftever- 
hältnisse bzw. von der Möglichkeit, diese für reformsozialistische Experimente einzuset- 
zen, freizuhalten. 

Die Tendenz der Durchkapitalisierung/Durchstaatlichung haben wir am Beispielder Woh- 
nungsversorgung hauptsächlich unter dem Aspekt der Sicherung und Erweiterung von 
Möglichkeiten der Kapitalverwertung im Wohnungssektor dargelegt. Diese Tendenz kann 
jedoch nicht aufden wohnungswirtschaftlichen Aspekt reduziert werden. Die staatliche In- 
tervention und Subvention des Wohnungsbaus war von Anfang an mit städtebaulichen 
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und ‘wohnungsreformerischen’ Zielen verbunden. Fragen der technischen Ausstattung der 
Gebäude, der Mindestgröße für familiengerechte Wohnungen und des ‘hygienischen’ Städ- 
tebaus waren für die Wohnungsreformdiskussion schon im 19. Jahrhundert mindestens 
von ebenso großer Bedeutung wie das Finanzierungs- und Mietpreisproblem. Der öffent- 
lich geförderte Wohnungs- und Siedlungsbau hat viele dieser Reformvorstellungen in die 
konkrete Planung und Realisierung der Wohnanlagen umgesetzt — Wohnungsbau wurde, 
was er das ganze 19. Jahrhundert hindurch kaum je war, ein zentrales Gebiet der Architek- 
tur. Mit der immer rationeller durchgeplanten Wohnung — angefangen bei den Studien 
über Kücheneinrichtungen und Arbeitsabläufe im Haushalt, die etwa zur Entwicklung der 
»Frankfurter Küche« in den 20er Jahren geführt haben, über die Diskussionen um die 
»Wohnung für das Existenzminimum« in den 30er Jahren, die zum Ziel hatte, auf mini- 
mierter Fläche eine rationelle Erfüllung aller Wohnfunktionen zu ermöglichen, bis hin zur 
Normung von Planungsvorgaben für Wohnungsgrundrisse im Rahmen der DIN-Normen 
in der BRD zieht sich ein roter Faden der Standardisierung und Rationalisierung des Woh- 
nens und mittelbar des Alltagslebens. Besonders deutlich kommt diese Tendenz am Beispiel 
des Siedlungsbaus zutage: Bis in frühsozialistische Projekte läßt sich eine Linie zurückver- 
folgen, die mit Mitteln des Siedlungsbaus sozial- und »lebens«-reformerische Ziele anstreb- 
te. Entsprechende Projekte blieben im 19. Jahrhundert noch weitgehend Propaganda und 
waren mehr von der guten Absicht der jeweiligen Reformer als von tatsächlicher Wirksam- 
keit geprägt. Mit der Einführung staatlicher Subventionen war von den 20er Jahren an je- 
doch die materielle Grundlage vorhanden, geschlossene, gegen das übrige Stadtgebiet 
räumlich abgesetzte und gestalterisch durchgeplante Siedlungen zu schaffen. Die Siedlung, 
Großsiedlung, Trabantenstadt wurde in immer weitergehender Durchplanung zum Leit- 
motiv des Massenwohnungsbaus. Erst die Krisenerscheinungen Mitte der 70er Jahre ha- 
ben einen Bruch in dieser Entwicklung bewirkt. Nicht erst in der Nachkriegszeit, schon in 
den 20er Jahren war die Siedlung nicht nur ein Wohnungsversorgungs-, sondern auch ein 
sozialpädagogisches Konzept. Die Auswirkungen auf proletarische Lebensverhältnisse, 
Alltagserfahrungen und politische Einstellungen ergeben sich natürlich nicht allein aus 
wohnungsreformerischen Konzepten. Aber aus dem Zusammenwirken verschiedener ge- 
sellschaftlicher Entwicklungen, vor allem aus dem Ausbau zentralstaatlicher Sozialleistun- 
gen, hauptsächlich in den 60er Jahren (Renten- und Sozialversicherungsreform, Bildungs- 
reform, Ausbau des Gesundheitswesens), ergab sich eine Neubestimmung der Funktionen 
von Familie und Nachbarschaft/ Verwandtschaft — informelle Hilfeleistungen werden zu- 
nehmend weniger erforderlich, durch öffentliche Sozialleistungen und modern ausgestatte- 
te Wohnungen/Wohngebiete unterstützt, wird die Familie auf ihren ‘Kern’ reduziert und 
auf die Funktion der physischen und vor allem der psychischen Reproduktion in geschütz- 
ter Intimität beschränkt. Politische Öffentlichkeit und von Klassenlagen her strukturierte 
Milieus wurden im Rahmen dieser Gesamtentwicklung zerstört. »Rückständigen«, d.h. 
nicht-kapitalistischen Formen der Versorgung wird der Boden entzogen (Gronemeyer/ 
Bahr 1977; Hartmann 1980). Besonders kraß und daher besonders konflikthaft hat sich die 
Durchsetzung dieses Durchstaatlichungs-/Durchkapitalisierungsprozesses in der Sanierung 
innerstädtischer Altbauquartiere und der dadurch erzwungenen Anpassung ihrer Bewoh- 
ner an»moderne« Lebensformen vollzogen (Tessin 1983; Becker/Schulz zur Wiesch 1982). 


50 Stefan Krätke/Fritz Schmoll 


Deregulierung 


Die langfristige Tendenz der Durchstaatlichung der Gesellschaft/Durchkapitalisierung der 
sozialen Reproduktion setzt sich nicht kontinuierlich, sondern in krisenhaften Entwicklun- 
gen durch: Schon am Beispiel der Wohnungspolitik und des Siedlungsbaus sind die Brüche, 
die eng mit ökonomischen und politischen Krisen korrespondieren, erwähnt worden. Wir 
können die gegenwärtige gesellschaftliche Entwicklung als tiefgreifenden Umbauprozeß 
verstehen, bei dem es nicht allein um eine Umstellung der technischen Grundlagen der Ak- 
kumulation von Kapital geht (die etwa mit der Durchsetzung neuer »Basisinnovationen« 
abgeschlossen wäre), sondern in der die gesellschaftliche Regulation der Akkumulation und 
die Formen der politischen Konsensbeschaffung neu organisiert werden (Hirsch/ Roth 
1986; Altvater u.a. 1983). Eine wesentliche Strategie der Durchsetzung von gesellschaftli- 
chen Prozessen der Anpassung an veränderte Verwertungsbedingungen besteht in der De- 
regulierung oder Liberalisierung bisher staatlich regulierter Bereiche der gesellschaftlichen 
Reproduktion nach dem Motto »Mehr Markt — weniger Staat«. Dieses »weniger« bedeu- 
tet nicht, daß staatliche Einflußnahme oder staatliche Subventionsleistungen generell zu- 
rückgenommen würden, sondern daß ihre Form geändert wird: Staatlich vermittelte Sozial- 
garantien, die Teil des »keynesianischen« oder »fordistischen« Klassenkompromisses 
waren, werden abgebaut in der Hoffnung, daß Marktprozesse Anpassungsleistungen cher er- 
zwingen können, als staatliche Maßnahmen, und daß der Markt sich selbst legitimiert als 
scheinbar objektiv und klassenneutral. Der Rückzug des Staates aus der Regulierung sozia- 
ler Beziehungen ist keine der Durchstaatlichung entgegengesetzte Tendenz, sondern ein 
mittelfristiger Prozeß, mit dem der Umbau der Gesellschaft und die Herausbildung neuer 
Formen der staatlichen Intervention beschleunigt wird. 

Bleiben wir beim Beispiel der Wohnungspolitik und des Wohnungsbaus: Bis Mitte der 70er 
Jahre hat der Staat ausschließlich den Neubau von Wohnungen subventioniert. Die Über- 
produktion von teuren Neubauwohnungen in bestimmten Regionen und städtischen La- 
gen, die sich 1974 als Wohnungsbaukrise bemerkbar machte, wurde mit als Argument 
benutzt, um von einem ausreichenden Wohnungsangebot und von der Notwendigkeit zu re- 
den, Investitionen in den Bestand innerstädtischer Quartiere umzulenken. Der Kauf von 
Wohnungen aus dem Wohnungsbestand wurde nun vor allem durch Steuererleichterun- 
gen gefördert. Parallel dazu wurden neben die Sanierungsförderung (die bis dahin nahezu 
ausschließlich zur Subventionierung von Abriß und Neubebauung innerstädtischer Quar- 
tiere eingesetzt wurde) sowohl Steuernachlässe als auch direkte Subventionen für die Mo- 
dernisierung von Altbauwohnungen eingeführt. Dieses Instrumentarium — später noch 
um»Wohnumfeldmaßnahmen« wie Verkehrsberuhigung und andere Verschönerungspro- 
gramme für Innenstadtquartiere ergänzt und verfeinert — hat die Vermarktung von Alt- 
baubeständen in zuvor unbekanntem Maßstab ermöglicht. Altbauten, als Investition 
längst abgeschrieben bzw. entwertet und damit bloße Rentenquelle, wurden durch Moder- 
nisierungsinvestitionen in einen neuen Verwertungszyklus geschleust; Luxusmodernisie- 
rungen führten zu rasanten Mietsteigerungen u. damit zur Bewohnerverdrängung. Be- 
sonders lukrativ gestaltet sich das Modernisierungsgeschäft, wenn gleichzeitig Miet- in 
Eigentumswohnungen umgewandelt werden und die nach Verdrängung der bisherigen 
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Bewohner freien Wohnungen verkauft werden — das Geschäft professioneller »Um- 
wandler«. Im Gegensatz zur geplanten Flächensanierung vollziehen sich diese Prozesse un- 
geplant, entsprechend den Marktgesetzen, damit aber auch kleinteilig und fast unmerklich. 
Als Marktprozesse reagieren sie sensibel auf die zyklische Zinsbewegung undaufräumliche 
Umstrukturierungsprozesse. Da die Subvention in Form von Steuervergünstigungen ge- 
währt wird, besteht ein Rechtsanspruch — während ein Investor, will er direkte Subventio- 
nen erhalten, in ein (wie immer begründetes} kommunales Sanierungsprogramm aufge- 
nommen werden muß. Die »private«, steuerlich bezuschußte Wohnungsmodernisierung 
vollzieht sich planlos. Statt der massenhaften Vertreibung von Bewohnern ganzer Stadttei- 
le entwickeln sich kleinräumige Segregationsprozesse: In ehemals stabilen Stadtteilen bil- 
den sich Inseln des Luxus mit relativ homogener Yuppi-Bevölkerung heraus. Ohne daß sich 
die baulich-räumliche Struktur sehr verändert, haben sich die sozialen Verhältnisse inner- 
halb dieser physischen Struktur radikal gewandelt. 

Ein großer Anreiz für die Städte, solche »Gentrification«-Prozesse einzelner Stadtteile zu 
unterstützen, z.B. durch kommunal finanzierte Wohnumfeldverbesserung, wurde mit der 
Beteiligung der Städte an der Einkommensteuer geschaffen. Auf lokaler Ebene ist aber 
auch die soziale »Kehrseite« dieser Prozesse zu bearbeiten: Vernichtung preiswerten 
Wohnraums führt zur Verschärfung der Wohnungsnot in anderen Stadtquartieren. Durch 
Sicherung kommunaler Belegungsbindungen und durch ergänzende Neubauförderung, 
aber auch durch Sozialhilfeaufwendungen zur Abwendung von Obdachlosigkeit müssen 
die Städte die sozialen Folgen solcher Aufwertungs- und Segregationsprozesse auffangen, 
was vor allem in wachsenden Regionen mit knappem Wohnungsangebot schwierig ist: Nir- 
gendwo ist das Problem der Obdachlosigkeit in der BRD größer als im »reichen« München. 
Es ist auch nicht so, daß die Bevölkerung die Folgen dieser scheinbar neutralen Marktpro- 
zesse ohne Widerstand über sich ergehen ließe: Die Welle der Hausbesetzungen um 1980 
stellt nur die vorderste Front eines breiten Widerstands gegen staatlich und kommunal ge- 
förderte Wohnraumvernichtung und Häuserspekulation dar. 

Sozialplanung und Mieterberatung, die Ausarbeitung von Modellen der Bewohnerbeteili- 
gung, die Entwicklung von Planungsverfahren für die»behutsame« oder »bewohnerorien- 
tierte« Stadterneuerung, die Anwendung regulativer Instrumente auf lokaler Ebene sind 
gegen Deregulierungstendenzen gerichtete Maßnahmen, die sich in der politisierten Aus- 
einandersetzung mit städtischen sozialen Bewegungen im lokalen Staat entwickelt haben 
(S. Krätke u.a. 1984). Es sind überwiegend Formen der Problembearbeitung, die besonders 
gut »lokalisierbar« sind: Als stadtplanerische Instrumente sind sie in der Regel begrenzt auf 
kleine, räumlich definierte Teilgebiete der Stadt. Dennoch bewirken sie — konsequent an- 
gewendet — innerhalb dieser Gebiete eine Beschränkung der Marktprozesse. 


c) Flexibilisierung und Fragmentierung 


Der gesellschaftliche Umbauprozeß, insbesondere soweit er sich marktvermittelt oder in 
marktähnlichen Formen durchsetzt, nimmt dem Klassenzusammenhang und traditionel- 
len gesellschaftlichen Beziehungen ihre Bedeutung für die Lebensplanung und Alltagsbe- 
wältigung. Er fragmentiert soziale Zusammenhänge und erzwingt von den Individuen 
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größtmögliche Flexibilität. Die sich zunehmend in kleinteiligem Maßstab vollziehende Um- 
strukturierung — Mobilisierung der Arbeitskräfte, Flexibilisierung der Arbeitszeit, Frag- 
mentierung von sozialen Beziehungen und individuellen Lebensläufen, kleinräumige 
Segregationsprozesse — lokalisiert Problemkonstellationen und gibt ihnen — trotzihrer allge- 
meinen Ursachen und weiten Verbreitung — den Anschein der Einmaligkeit. Die lokalen 
Probleme, so heißt es, seien nicht mit globalen Mitteln zu bearbeiten. 

Gerade die räumliche Dimension des gesellschaftlichen Umbauprozesses, die Verlagerung 
der Zentren akkumulationsfähiger Kapitale, legt die Auffassung lokal jeweils unterschiedli- 
cher Verhältnisse nahe. Wir beobachten derzeit eine Veränderung der Topographie unse- 
rer Gesellschaft, wie sie sich durch die historische Entwicklung der Standortpräferenzen 
des privaten Kapitals herausgebildet hat: Eine neue Welle der Umgestaltung einer vorge- 
fundenen räumlichen Struktur. Dies geschieht vor dem Hintergrund einer zunehmenden 
Unterwerfung des Globus unter die Vorherrschaft der kapitalistischen Zentren. Im natio- 
nalen Maßstab und in kleineren räumlichen Einheiten betrachtet ist dies ein historisch 
durchaus nicht unbekannter Prozeß: die bevorzugten Standorte früherer Prosperitätspha- 
sen, wie etwa das Rhein-Ruhr-Gebiet oder die Nordseeküstenstädte; werden als verbrauch- 
te Regionen zurückgelassen, expandierende Kapitale suchen zunehmend neue Zentren, 
vornehmlich die Regionen um Stuttgart und München sowie Teile der »Rheinschiene« zwi- 
schen Basel und Frankfurt a.M. Während allerdings in der Phase des ökonomischen 
Wachstums in bereits etablierten Industriezentren (v.a. in der Wiederaufbauphase aber 
auch schon in den 20er Jahren) vor allem die Erosion ländlicher Gebiete und dasanhaltende 
Wachstum der großstädtischen Ballungszentren häuptsächlicher Ausdruck einer räumli- 
chen Polarisierungstendenz waren, ist gegenwärtig eine Differenzierung der Probleme je 
nach industrieller Basis und Entwicklungsdynamik einer Region oder Stadt festzustellen. 
In wachsenden Regionen bestimmt nach wie vor die Ausdehnung von Cityfunktionen und 
die Verdrängung von Bewohnern aus den Innenstädten sowie die Übernachfrage nach 
Wohnraum die städtebauliche Entwicklung. In Regionen mit schrumpfender Ökonomie ist 
demgegenüber eine Tendenz zur Entleerung gewisser, weniger attraktiver Stadtteile zu be- 
obachten. Das Auswuchern der verstädterten Gebiete in das Umland ist aber auch dort kei- 
neswegs gestoppt, ökologische Folgeprobleme wie Flächenversiegelung, Verkehrsbela- 
stung usw. nehmen auch in Ballungszentren mit zurückgehenden Einwohnerzahlen weiter 
zu. Diese neuen räumlichen Entwicklungstendenzen ersetzen die bisherige Land-Stadt- 
Wanderung keineswegs, sondern überlagern sie nur: Die Entleerung ländlicher Gebiete 
hält an, lediglich die Ziele der Abwanderung haben sich geändert (Häußermann/Siebel 
1986; Läpple 1986). 

Auch mit Hinweis auf diese Differenzierung städtischer Entwicklungstypen wird auf die 
Notwendigkeit spezifisch lokaler Problemlösungskompetenz verwiesen. 

Diese sei die eigentliche Aufgabe des lokalen Staats: Angepaßt, flexibel und dezentral die 
kleinräumig je unterschiedlichen Probleme zu lösen. Der lokale Staat reagiert auf kleinteili- 
ge Problemkonstellationen tatsächlich auch mit weiterer Dezentralisierung: Ortsteilbeiräte 
werden gebildet, Stadtteilentwicklungsprogramme aufgestellt, Selbsthilfeansätze lokaler 
Gruppen und alternative Projekte werden vor allem auf kommunaler Ebene unterstützt. 
Die Ambivalenz dieser Strategien wird vor dem Hintergrund der langfristigen Tendenzen 
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Durchstaatlichung/Durchkapitalisierung und der mittelfristigen Umbaustrategie Deregu- 
lierung deutlich: Auf der einen Seite werden damit lokale, konkret erfahrbare Verbesserun- 
gen erzielt — diejenigen, die sich engagiert haben für ihren Stadtteil oder ihr Projekt, kön- 
nen Ergebnisse vorweisen, die in sozialer Hinsicht vielfach besser sind, als die vom Staat 
oder Kapital bereitgestellten Möglichkeiten. Dies gilt in besonderem Maße für einige »sensi- 
ble« Bereiche: Sofern die Intimität des Privaten berührt wird — wie in Fragen des Woh- 
nens, der psychischen und physischen Gesundheit oder der individuellen oder Gruppenbe- 
ziehungen ist die Mitwirkung der »Betroffenen« Voraussetzung dafür, daß Maßnahmen 
überhaupt ohne größeren Widerstand durchgeführt werden können und schließlich von 
den »Betroffenen« auch als Erfolg akzeptiert werden. Das zeigt die andere Seite solcher fle- 
xibler Vorgehensweisen: potentieller Widerstand wird im Vorfeld ausgeräumt, wo er den- 
noch aufkommt, sind seine Entstehungsbedingungen genauestens bekannt, die internen 
Konfliktlinien bestimmter Gruppen {Beispiel Hausbesetzer) können leicht für weitere Frag- 
mentierungen ausgenutzt werden, konfligierende oder konkurrierende Interessen werden 
in den lokalen Gruppen belassen, bleiben somit deren internes Problem und sind gegen wei- 
tere Politisierung neutralisiert. Zugleich werden die entsprechenden Persönlichkeiten her- 
angezogen, die schwierige und sensible Problemlagen durchschauen und bearbeiten kön- 
nen — Selbsthilfe professionalisiert sich. 

K. Homuth (1984) hat exemplarisch anhand der »behutsamen Stadterneuerung« in Berlin- 
Kreuzberg dargelegt, wie die traditionellen Apparate ergänzt werden um »weiche« Regu- 
lierungsformen, die sich in und um die para-staatliche Organisation »Internationale Bau- 
ausstellung/IBA-Alt« etabliert haben. Mit den Mitteln der üblichen Sanierungspläne 
durch den Senat von Berlin und den Bezirk Kreuzberg war das Projekt der Erneuerung ei- 
nes der größten Berliner Altbauquartiere nicht mehr durchführbar — Kreuzberg war nahe- 
zu »unregierbar«. Das Kartell von Wohnungsbauunternehmen und staatlicher Planung 
war am massiven Widerstand der Bewohner gescheitert — dieser Widerstand hatteeine viel 
breitere Basis, als bloß die öffentlichkeitswirksamen Hausbesetzungen um 1980. In vielfäl- 
tiger Form, häufig durch passive Verweigerung jeglicher Mitwirkung, hat die Bevölkerung 
der Kreuzberger Sanierungsgebiete von der Mitte der 70er Jahre an, als die Folgen der 
Kahlschlagsanierung deutlicher wurden, alle weiteren Planungs- und Baumaßnahmen ob- 
struiert. Mit der IBA hat der Senat in Berlin engagierte Planer eingeschaltet, die im ersten 
Schritt dafür gesorgt haben, daß alle bisherigen Sanierungspläne vom Tisch kamen. Anlaß 
genug für die Wohnungsunternehmen, die sich im Gebiet als Sanierungsträger mit Hilfe öf- 
fentlicher Subventionen eingekauft hatten, nach Rückzugswegen zu suchen. Der Druck 
auf die Sanierungsträger verschärfte sich durch die Hausbesetzungen und der Berliner Se- 
nat sah sich genötigt, denjenigen Unternehmen, die sich nicht mehr auf die Verfahren der 
IBA einlassen wollten, Austauschgrundstücke anzubieten. Damit war der Weg frei für zwei 
entscheidende Schritte: Erstens konnten besetzte Häuser »legalisiert« werden, d.h. durch 
Einschaltung weiterer Organisationen, wie der selbstverwalteten »Stattbau« oder der Ar- 
beiterwohlfahrt, wurden verantwortliche Verhandlungspartner geschaffen, die den Trans- 
fer von »Staatsknete« in die besetzten Häuser im Gegenzug für gewisse Minimalstandards 
an »Ordnung«, nämlich legale Eigentumsverhältnisse und Teilnahme an den Stadtpla- 
nungsverfahren, organisierte. Zweitens war so viel Vertrauen beider übrigen Gebietsbevöl- 
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kerung (der großen Mehrheit »normaler« Mieter) geschaffen, daß Partizipationsverfahren 
(Hausversammlungen, Erneuerungskommission) etabliert werden konnten, durch die sich 
der Bewohnerwiderstand im Mitwirkungsbereitschaft ummünzen ließ. Zugeständnisse fie- 
len den Mitarbeitern der IBA nicht in den Schoß, sondern wurden in ständigen Auseinan- 
dersetzungen der Staatsseite (Land Berlin-W) und der Kapitalseite (Wohnungsunterneh- 
men als Sanierungsträger) abgerungen. 

Das Ergebnis ist ein bis heute prekärer Kompromiß. Einzelne Errungenschaften können 
sich durchaus sehen lassen: Im fast flächendeckend bearbeiteten Gebiet um das Kottbusser 
Tor sind in großer Zahl Wohnungen in Ordnung gebracht worden, ohne daß eine nennens- 
werte Verdrängung von Bewohnern stattgefunden hat. Andererseits sind im ausgedehnten 
Gebiet südöstlich der Skalitzer Str. — wo nur punktuell einzelne Häuser bearbeitet werden 
— nach wie vor in vielen Gebäuden bauliche und soziale Verhältnisse anzutreffen, die mit 
dem Wort Wohnungsnot nur dürftig umschrieben sind. Die Wirkung des lokalen, fexiblen 
Ansatzes ist räumlich eng begrenzt: lokalisiert. Außerhalb dieser Grenzen ist alles beim al- 
ten geblieben oder noch schlimmer geworden. Ähnliches gilt für die Hausbesetzer: Als »Be- 
wegung« sind sie schon 1981/82 zerschlagen worden. Legalisierungswilligen, d.h. denjeni- 
gen Gruppen, die sich zu einer gewissen Anpassung bereitfanden, wurde unter dem Dach 
intermediärer halbautonomer Organisationen öffentliche Unterstützung zuteil. Die Gelder 
sind aber so bemessen, daß die Gruppen buchstäblich alle Hände voll zu tun haben, um die 
heruntergekommenen Wohnhäuser bewohnbar zu machen. Hinzu kommen die üblichen 
internen Gruppenkonflikte — eine politische Aktivität über den Rahmen des eigenen 
Blocks — geschweige denn des Bezirks — geht von diesen Gruppen nicht mehr aus. Und im- 
merhin ist nahezu die Hälfte dieser Gruppen — die militanteren — mit Polizeigewalt aus 
den Häusern vertrieben worden. Eine Vielzahl von potentiellen Konflikten hat sich der Ber- 
liner Senat mit dem flexiblen Verfahren »IBA« überhaupt vom Hals gehalten, d.h. depoliti- 
siert. Der Anspruch, die Angelegenheiten des Quartiers im Quartier zu lösen, kann den 
Mächtigen im Land nur recht sein. Letztendlich wurde der halbautonome, parastaatliche 
Apparat IBA als »Puffer« zwischen Stadtregierung und Bevölkerung geschoben, für die le- 
gitimatorische Entlastung der herrschenden Stadtpolitik funktionalisiert. Zugleich behiel- 
ten die IBA- Aktivitäten den Charakter einer »symbolischen« Problembearbeitung in fol- 
gendem Sinne: Die IBA durfte in ihrem beschränkten Gebiet eine weitgehende Reduktion 
von Abrißmaßnahmen, einen kostensparenden reduzierten Maßnahmenumfang bei der 
Altbauerneuerung durchsetzen, manche Selbsthilfegruppen fördern, und die betroffenen 
Stadtteilbewohner am Planungsprozeß beteiligen, d.h. vor allem ausgiebigst befragen. Wei- 
testgehend unberührt ven diesen Fortschritten/Zugeständnissen und außerhalb der IBA- 
Kompetenzen blieb jedoch die für die Gebietsentwicklung auf Dauer maßgebliche Frage 
der Trägerschaft, der Verwertungsinteressen und künftigen Mieterhöhungsspielräume im 
behutsam aber nachhaltig aufgewerteten Kreuzberg. Eben die Verhinderung einer Re- 
formpolitik in diesen bedeutsamen Punkten durch die herrschenden Kräfte machte die 
halbautonome IBA -Institution zum Organ einer symbolischen Problembearbeitung. Die 
IBA -Planer selbst haben dabei eine Beteiligungsillusion gefördert, den Glauben, daß bereits 
eine ausgiebige Befragung/Beteiligung die Interessen der Stadtteilbewohner zu wahren in 
der Lage sei. 
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3. Probleme lokaler Gegenmacht 


Oppositionelle Stadtpolitik hat nicht nur örtliche Variationen in der Handlungsweise ‘des’ 
lokalen Staates mitgeprägt, sondern historisch wiederholt Konstellationen einer lokalen 
Gegenmacht zustandegebracht. Lokale Gegenmacht ist dabei nicht in technokratischem 
Sinne zu verstehen, nicht auf formell dezentralisierte Entscheidungsbefugnisse und Pro- 
blembearbeitung zu reduzieren, nicht durch konkurrierende Ansprüche der lokalen Staats- 
apparate gegenüber zentralstaatlichen Instanzen gegeben. Innerstaatliche Verteilungs- 
kämpfe um öffentliche Mittel und Handlungskompetenzen haben häufig vor allem eine 
legitimatorische Funktion für die Staatsapparate beider Ebenen. Die klassische Vertei- 
lungsauseinandersetzung zwischen zentralem und lokalen Staat ist insofern noch keine 
Ausdrucksform von Betrebungen zur lokalen Gegenmachtbildung, da sie nichts über den 
möglichen sozialen Inhalt verbesserter Handlungsautonomie auf lokaler Ebene besagt. 
Woraufes ankommt, ist der soziale Inhalt einer oppositionellen Stadtpolitik. Lokale Gegen- 
macht wäre danach einzugrenzen auf lokale gesellschaftlich-politische Konstellationen, die 
inhaltlich dem herrschenden gesellschaftlichen Entwicklungs- oder Umbauprozeß und der 
herrschenden Staatspolitik entgegentreten. Die vielen historischen Beispiele ‘roter Gemein- 
den’ in verschiedenen europäischen Ländern zeigen, daß lokale Gegenmacht immer nur 
zeitweilig und begrenzt erfolgreich war, da sie vielfältigen Gegenreaktionen ausgesetzt und 
vom anhaltenden Wandel gesellschaftlicher und politischer Kräfteverhältnisse bestimmt 
war. Dies festzustellen bedeutet keineswegs ein generelles Scheitern, Chancenlosigkeit oder 
Unfruchtbarkeit oppositioneller Stadtpolitik und lokaler Gegenmachtbildung. Vielmehr 
erweist sich der lokale Staat in dieser Perspektive aufs Neue als eine relativ autonome Ebe- 
ne, die Einflußbereich und Ausdruck historisch sich verändernder sozialer Beziehungen 
und Kräfteverhältnisse ist. Instrumentalistische oder funktionalistische Theorien des loka- 
len Staates (vgl. oben) können den widersprüchlichen historischen Entwicklungsprozeß lo- 
kaler Gegenmachtbildung und ihrer Zurückdrängung nicht hinreichend erfassen. Wir wol- 
len im Folgenden die Probleme und die Möglichkeit einer lokalen Gegenmachtbildung, die 
ihrem sozialen Inhalt nach dem gesellschaftlichen und politisch herrschenden Trend entge- 
gentritt, d.h. sich weder darauf reduziert, mehr staatliche Mittel für die kommunale Ebene 
zu beanspruchen, noch sich damit zufriedengibt, formelle Dezentralisierung und Beteili- 
gungsrechte zu erhalten ohne Änderung der Ziele und des sozialen Inhalts lokalstaatlicher 
Politik, erörtern. 

Lokale Gegenmachtbildungen und ‘Reforminseln’ sind und bleiben, wie auch jede sozial- 
staatliche Reformpolitik in kapitalistischen Gesellschaften (Heimann 1929/1980), wider- 
sprüchliche Errungenschaften: Wenn und soweit es ihnen (zeitweilig) gelingt, in lokal be- 
grenztem Rahmen den Kapitalismus ein Stück weit zu modifizieren, durch Maßnahmen 
einer Teilsozialisierung ev. sogar sektoral zu überwinden, und z.B. durch erweiterte und 
verbesserte soziale Dienstleistungen auf kommunaler Ebene die Lage der städtischen (Arbei- 
ter-) Bevölkerung zu verbessern, tragen sie zugleich immer auch materiell zur Stabilisie- 
rung, zur Sicherung der Reproduktion und ev. zur Modernisierung Kapitalistischer gesell- 
schaftlicher Strukturen im überlokalen Rahmen bei. Ebenso widersprüchlich erscheint die 
legitimatorische Rolle lokaler Reforminseln: Materielle Errungenschaften lokaler Reform- 
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politik können einerseits im Rahmen der fragmentierten Staatsorganisationeine legitimato- 
rische Entlastungsfunktion erfüllen; andererseits kann eine lokale Gegenmacht ev. reform- 
sozialistische Experimente realisieren und Alternativen als praktisch machbar vorführen. 
R. Danneberg hat 1930 über das “Rote Wien’ gesagt: »Der Kapitalismus kann nicht von den 
Rathäusern aus beseitigt werden. Aber große Städte vermögen schon in der kapitalistischen 
Gesellschaft ein tüchtiges Stück sozialistischer Arbeit zu leisten« (Danneberg 1930/ 80). 
Die Demonstration von praktisch realisierten Alternativen in lokal begrenztem Rahmen 
kann so u.U. eine Beispielfunktion mit überlokaler Ausstrahlungskraft wahrnehmen, die 
die Legitimation der überlokal herrschenden Politik zu untergraben hilft, und damit als Mo- 
dell für angestrebte weiterreichende gesellschaftliche Strukturveränderungen fungieren 
kann. So haben in England ‘linke’ Kommunalregierungen (z.B. in Sheffield und London) in 
den letzten Jahren durch ihre lokal begrenzten Reformalternativen dem Thatcherismus 
mehr Legitimationsverluste beigebracht, als die parlamentarische Opposition auf der natio- 
nalstaatlichen Ebene (Duncan/Goodwin 1985). Die Möglichkeit lokaler Gegenmachtbil- 
dung beruht letztlich auf dem Einfluß der jeweiligen besonderen lokalen Kräfteverhältnis- 
se. Es ist die Ungleichzeitigkeit und Ungleichmäßigkeit gesellschaftlicher Strukturen und 
Entwicklungsprozesse auf räumlich differenzierter und disaggregierter Ebene, die auch ei- 
ne ungleichmäßige räumliche Verteilung und Konzentration von Oppositionspotentialen 
hervorbringt oder ermöglicht. Darüber hinaus bringt die konkrete Wahrnehmbarkeit loka- 
ler Problemstellungen ev. ein erhöhtes Mobilisierungspotential im Kreise der Betroffenen 
und eine beschleunigte Politisierung gesellschaftlich begründeter Konfliktlagen; beides zu- 
sammengenommen eröffnet die Chance, gerade von der lokalen Ebene ausgehend beispiel- 
hafte Veränderungen einzuleiten, wobei die konkrete Erfahrbarkeit von Teilerfolgen wie- 
derum einen selbstverstärkenden Mobilisierungseffekt auslösen kann. 

Sind räumlich ungleichmäßige, ‘spezifisch’ lokale Kräfteverhältnisse aber von lokalen Kllas- 
senverhältnissen bestimmt? Duncan/Goodwin sind dieser Auffassung, und begründen sie 
mit dem Verweis auf vielfältige historische Beispiele lokaler Gegenmacht, denen (mehr oder 
weniger eindeutig) eine spezifisch lokale Klassenbasis zugeordnet wird: Tatsächlich schei- 
nen sich gerade in England bis auf den heutigen Tag immer wieder ‘rote Gemeinden’ (z.B. 
Poplar in den 20er, Clay Cross in den 70er Jahren) als lokale Gegenmacht der Arbeiterklas- 
se gebildet zu haben. Sie sind nur weniger spektakulär in Erscheinung getreten bzw. im Aus- 
land weniger bekannt geworden als z.B das ‘Rote Wien’ oder das ‘Rote Bologna’. Duncan/ 
Goodwin heben hervor, daß es sich in den von ihnen untersuchten Fällen um kleinere Ge- 
meinden handelte, und darüber hinaus speziell solche, deren Bevölkerung fast ausschließ- 
lich aus Angehörigen der Arbeiterklasse bestand (Duncan/Goodwin 1985). Über Kommu- 
nalwahlen verschaffte die Arbeiterbevölkerung ‘Ratsherren aus der Arbeiterklasse’ die 
Mehrheit, die daraufhin entgegen allen zentralstaatlichen Richtlinien die wohlfahrtsstaatli- 
chen Handlungsspielräume des lokalen Staats als einen Gewinn für die Arbeiterklasse auf- 
faßten, z.B. den kommunalen Wohnungsbau im Sinneeiner sozialen Dienstleistung der Ge- 
meinde kräftig ausbauten, d.h. aus der Sicht des Zentralstaats ‘finanziell unverantwortlich’ 
handelten. Ähnliche Beispiele für eine klassenbestimmte und -bewußte lokale Gegenmacht 
inrelativ kleinen, sozial homogenen Gemeinden analysiert Lojkine für Frankreich (Lojkine 
1985). Die Gegenreaktion des Zentralstaats bestand (in England) meist darin, autoritativ 
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die Gebietseinheiten zu reorganisieren, d.h. die kleinen roten Inseln in viel größere, sozial 
heterogene und daher klassenbewußter Politik weniger zugängliche Gebietseinheiten ein- 
zugliedern. 

Die in der marxistischen Stadtforschung untersuchten Beispiele, in denen lokale Klassen- 
verhältnisse den lokalen Staat als Gegenmacht zugunsten der örtlichen Arbeiterklasse 
funktionalisierbar machten, natürlich zeitlich begrenzt und durch überlokale Restriktionen 
beschränkt, erscheinen insgesamt doch als eine Reihe von (mehr oder weniger überzeugend 
dargestellten) Einzelfällen, die keine verallgemeinernde Aussage zulassen. Vieles spricht 
dagegen, daß der lokale Staat generell von den je spezifischen lokalen Klassenverhältnissen 
bestimmt wird: 

1. Je größer eine lokale politische Gebietseinheit, um so größer wird vermutlich die Hetero- 
genität ihrer Klassen- und Sozialstruktur, um so geringer die Chance, Kommunalpolitik 
eindeutig zugunsten einer bestimmten Klasse zu funktionalisieren. Die Schwierigkeiten 
klassenbezogener Kommunalpolitik werden noch größer unter Berücksichtigung der zu- 
nehmenden sozialen Polarisierung innerhalb von Bevölkerungsschichten mit gleicher Klas- 
senzugehörigkeit (Hirsch/Roth 1986). 

2. Der lokale Staat ist konfrontiert mit überregional wirksamen Entwicklungen, die klassen- 
übergreifende Risiken produzieren (z.B. mit überregionalen Standortentscheidungen 
verbundene Umweltrisiken) (Beck 1986), ebenso wie mit lokalen Entwicklungen, die klassen- 
übergreifende Auswirkungen haben (z.B. lokale Betriebsschließungen, deren soziale Folge- 
wirkung auch die Existenzbasis der örtlichen Mittelklassen untergräbt). 

3. Ein Hindernis für den Einfluß lokaler Klassenverhältnisse besteht darin, daß der lokale 
Staat eine ‘relative Autonomie’ eben auch gegenüber bestimmten Klassenverhältnissen be- 
sitzt. Mann kann in diesem Zusammenhang z.B. die aus der liberalen politischen Theorie 
stammende These, daß der lokale Staat seine Leistungen und Steuern unter dem Druck des 
‘voting by foot’ gemäß den ‘Präferenzen’ der lokalen Bevölkerung ausgestalten müsse, als Il- 
lustration aufgreifen und umkehren: Allenfalls besserverdienende Bevölkerungsschichten, 
deren Klassenzugehörigkeit durch Einkommenskriterien natürlich nicht eindeutig zu be- 
stimmen ist, haben als gerngesehene Steuerbürger die Chance, durch Abwanderung aus der 
Gebietseinheit den betroffenen lokalen Staat indirekt unter Druck zu setzen, die örtlichen 
Lebensbedingungen nach ihrem Interesse aufzuwerten; die minderverdienenden und ar- 
men Bevölkerungsschichten, die auch den größten Teil der örtlichen Arbeiterbevölke- 
rung umfassen, verfügen nicht über solche Wahlfreiheit, haben weit geringere Chancen, den 
lokalen Staat durch drohende Abwanderung unter Druck zu setzen. Hinzu kommt, daß der 
lokale Staat immer weniger von der Steuerkraft der lokalen Einwohnerschaft abhängig ist. 
4. Die mögliche Wirksamkeit lokaler Klassenverhältnisse wird weiter relativiert dadurch, 
daß der vieldiskutierte Prozeß der Auflösung sozialer, politischer und kultureller Klassen- 
zusammenhänge (Hirsch/Roth 1986) im Konkreten gerade auf der lokalen Ebene stattfin- 
det. Nur auf dieser Ebene hatten klassenkulturelle Lebenszusammenhänge oder -milieus 
historisch ja auch eine wahrnehmbare konkrete Existenzform. Sowohl die klassenübergrei- 
fende Veränderung von lokalen Lebensbedingungen {und Wohnbedingungen) als auch die 
Auflösung lokaler Klassenzusammenhänge hat allerdings zunehmend Raum geschaffen 
für lokale politische Bündniskonstellationen, die quer zu den Klassenverhältnissen liegen. 
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Lokale Gegenmacht: ‘Betriebsunfall’ oder ‘Klassen-Kompromiß’? 


So ist lokale Gegenmachtbildung nach wie vor möglich, aber nicht (mehr) unbedingt von 
Klassenverhältnissen bestimmt, vielmehr von klassenunspezifischen politischen Kräftever- 
hältnissen auf lokaler Ebene. Diese können wiederum stark von örtlichen politischen Tradi- 
tionen beeinflußt sein (Lojkine 1985). P. Dunleavy hat in diesem Zusammenhang hinzuge- 
fügt, daß die Politik des lokalen Staats nicht direkt oder allein vom /okalen politischen 
Druck bestimmt wird, so daß man die Bedeutung der lokalen politischen Kräfteverhältnisse 
auch nicht überschätzen sollte. Weite Bereiche der ‘lokalen’ Politik werden vielmehr von 
Leitbildern und Optionen bestimmt, die überlokal auf einer gesellschaftlich und staatlich 
übergreifenden Öffentlichkeitsebene geprägt, professionell verbreitet, und dann auf der lo- 
kalen Ebene aufgegriffen bzw. übernommen werden (Dunleavy 1984, 77). 

Ganz allgemein betrachtet ist die Möglichkeit lokaler Gegenmachtbildung in der wider- 
sprüchlichen Form des lokalen Staats angelegt: 

1. Die demokratisch-rechtsstaatliche Form des lokalen Staats, der somit auch über lokale 
Wahlentscheidungen beeinflußbar wird, im Unterschied zur ebenso möglichen Form eines 
rein weisungsgebundenen dezentralen Vollzugsorgans des Zentralstaats, bringt erstens ei- 
nen Legitimationsgewinn für die gesamte Staatsorganisation: Die auf der lokalen Ebene 
konkret erfahrbaren sozialen Beziehungen und Konflikte (darunter auch Klassenkonflikte) 
sowie Reproduktionsrisiken werden vom lokalen Staat in rechtsstaatlicher Form bearbei- 
tet, d.h. in rechtliche Beziehungen oder Ansprüche formell gleicher Stadtbürger transfor- 
miert (Duncan/Goodwin 1982). Formelle Gleichbehandlung aller Bürger läßt den lokalen 
Staat — ebenso wie den Staat insgesamt (Bader u.a. 1976) — als neutrale Instanz erschei- 
nen, die allen gesellschaftlichen Gruppen in gleichartiger Weise öffentliche Dienstleistun- 
gen zukommen läßt oder auch Einschränkungen auferlegt. Dies verschafft dem Staat seine 
Legitimationsbasis und sichert zugleich die Reproduktion der realen sozialen Ungleichheit 
und Klassengegensätze. Eine relativ eigenständige lokale Staatsorganisation bezieht dar- 
über hinaus eine zusätzliche Legitimation aus dem Glauben, daß die Kommune eine Insti- 
tution sei, die speziell zur Berücksichtigung der ‘örtlichen’ Belange und des ‘lokalen Bedarfs’ 
geschaffen sei. Die Existenz und Aufrechterhaltung eines /okalen Staats in einer politisch 
relativ autonomen demokratisch-rechtsstaatlichen Form bringt in diesem Zusammenhang 
eine zusätzliche Legitimationsebene für die gesamte Staatsorganisation. 

2. Die parlamentarisch-demokratische Form des (heutigen) lokalen Staats macht ihn zu- 
gleich von Wahlentscheidungen der formell gleichberechtigten Stadtbürger beeinflußbar. 
Auch auf der lokalen Ebene wird die Demokratie im Regelfall allerdings als» Herrschaft mit 
Zustimmung der Beherrschten« funktionieren. Zugleich schafft die demokratische Form 
der Herrschaft ein fortdauerndes »Spannungsverhältnis zwischen Demokratie und Kon- 
trolle« (Duncan/Goodwin), das ebenso auf der Ebene des Zentralstaats existiert (Bader u.a. 
1976). Ein von demokratischen Wahlentscheidungen beeinflußbarer lokaler Staat ist 
grundsätzlich auch dem Zugriff einer lokalen Opposition ausgesetzt, die die reale gesell- 
schaftliche Übermacht von Kapital und besitzenden Klassen zu modifizieren sucht — 
wenn auch nur mit den stets begrenzten Handlungsressourcen des lokalen Staats, undin der 
Regel ständig bedroht von einem dem entgegengesetzten Zentralstaat. Daß ein demokrati- 
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schen Einflüssen ausgesetzter lokaler Staat immer auch ein Risiko für das Kapital und die 
besitzenden Klassen darstellt, hat sich am Beispiel der ‘roten Gemeinden’ historisch wieder- 
holt erwiesen. 

Das Spannungsverhältnis von Demokratie und Kontrolle birgt eben das Risiko des Kon- 
trollverlusts für die herrschenden Klassen bzw. die (damit nicht identischen) politisch herr- 
schenden Gruppierungen. Besonders gefürchtet im Fall des Kontrollverlusts war stets das 
“finanziell unverantwortliche’ Handeln linker Kommunalregierungen, die die redistributi- 
ve Funktion der kommunalen Finanzen umzukehren suchten, d.h. öffentliche Haushalts- 
mittel und Steuererträge, die für die Förderung ‘der Wirtschaft’ vorgesehen waren, in 
unerwünschtem Ausmaß über soziale öffentliche Dienstleistungen oder direkte Soziallei- 
stungen den unteren Klassen der Stadtbevölkerung zukommen ließen, oder wie jüngst im 
Falle englischer linker Lokalregierungen eine alternative, an ökologisch und sozial sinnvol- 
len Produkten/Arbeitsplätzen orientierte Wirtschaftsförderung einzuleiten versuchten. 
Ganzabgesehen von der ebenso gefürchteten überlokalen Ausstrahlungskraft und Beispiel- 
funktion praktisch demonstrierter Alternativen. 

Theoretisch kann lokale Gegenmachtbildung als historisch immer wieder möglicher ‘Be- 
triebsunfall’ parlamentarisch-demokratischer Institutionen des lokalen Staates interpre- 
tiert werden. Die institutionell offengehaltene Möglichkeit lokaler Gegenmachtbildung 
bringt dabei auch einen Legitimationsgewinn für die gesamte Staatsorganisation. Wann 
und wo der ‘Betriebsunfail’ des lokalen Staatesreal vorkommt, kann allerdings nicht theore- 
tisch bestimmt werden. Hierzu gibt es die teils entgegengesetzte Auffassung, daß lokale Ge- 
genmacht (der Arbeiterklasse) notwendiger Bestandteil eines ‘Klassen-Kompromiß’ sein 
kann, daß der bürgerliche Staat bei der Regulierung des Konflikts zwischen Kapital und Ar- 
beit generell gezwungen sei, auch der Arbeiterklasse Einfluß und Leistungen zuzugestehen, 
daß solche Leistungen aber gerade auf der Ebene des lokalen Staates möglich und real ver- 
breitet sind: Ein Klassen-Kompromiß auf der Ebene des lokalen Staates besteht dann z.B. 
darin, der Arbeiterklasse bzw. einer von ihren Interessenvertretern gestellten Lokalregie- 
rung Handlungsspielräume im Bereich sozialer Aufgaben zuzugestehen (z.B. bei schuli- 
schen Einrichtungen, Sozialwohnungen/Gemeindebauten, kommunalen Sozialleistun- 
gen), zugleich aber von dieser lokalen Gegenmacht mehr oder weniger stillschweigend 
anerkennen zu lassen, daß im Bereich ökonomischer bzw. produktionsorientierter Aufga- 
ben, insbesondere bei der Wirtschaftsförderungspolitik den Zielen und Programmen von 
Zentralstaat und Unternehmerschaft zu folgen ist. J. Lojkine z.B. interpretiert den ‘Kom- 
munalsozialismus’ der Arbeiterstadt Lille in dieser Weise als Zugeständnis (mit Legitima- 
tionsfunktion) und Klassen-Kompromiß in der Form einer Aufgabenteilung (Lojkine 
1985). Die Konstellation einer lokalen Gegenmacht als Ausdruck eines Klassen-Kompro- 
misses kann in konkreten historischen Fällen durchaus auftreten, und dürfte gerade in 
Deutschland für viele sozialdemokratisch regierte Gemeinden historisch belegbar sein. 
Doch scheint hier bei Verallgemeinerungsversuchen besondere Vorsicht geboten: Die Vor- 
stellung, daß ein Klassen-Kompromiß auf lokaler Ebene die Form einer Aufgabenteilung 
annimmt, ist stark von der fragwürdigen funktionalistischen Theorie des lokalen Staats ge- 
prägt (vgl. oben). Historisch gegebene ‘soziale’ Aufgabenfelder des lokalen Staats sind nicht 
konfliktfrei von Kapiıtalinteressen abzulösen: Zum einen konkurrieren ‘soziale’ Aufgaben 
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stets mit Ansprüchen auf eine vorrangige öffentliche Mittelverwendung zugunsten 
‘der Wirtschaft’, zum anderen hängt es von der konkreten Form staatlich/kommunaler 
Aufgabenerfüllung ab, ob kapitalistische Strukturen modifiziert, zurückgedrängt, oder 
auch öffentlich unterstützt und gefestigt werden. Es macht z.B. einen Unterschied, 
ob soziale Aufgaben im lokalen Bau- und Wohnungssektor in der Form nicht-kapitalisti- 
scher kommunaler Eigenproduktion/Trägerschaft oder in Form kommunaler Subventio- 
nierung privater Kapitalanlagen erfüllt werden. Entweder enthält der vermutete Klassen- 
Kompromiß bloß eine Aufgabenteilung, die die Aufrechterhaltung kapitalistischer Struk- 
turen auch im Bereich ‘sozialer’ Aufgaben verdeckt (das ist in Deutschland für die von 
sozialdemokratischen Gemeinderegierungen eingegangenen Klassen-Kompromisse 
symptomatisch), oder die bloße Aufgabenteilung reicht nicht aus, um einen Klassen-Kom- 
promiß zu begründen, der reale soziale Zugeständnisse an die Arbeiterklasse enthält. Wenn 
Zugeständnisse/Kompromisse auf der Ebene des lokalen Staats zunehmend weniger 
von eindeutig klassenbezogenen Kıäfteverhältnissen bestimmt werden (vgl. oben), ist 
auch die soziale Basis möglicher lokaler Kompromiß- Arrangements differenzierter zu be- 
trachten. 


Staatliche Reaktionsweisen gegen lokale Gegenmacht 


Lokale Gegenmachtbildungen haben historisch immer nur eine zeitweilige und prekäre 
Existenzmöglichkeit gehabt. Dies trifft allerdings auch für andere Versuche einer Gegen- 
machtbildung zu, zumal für solche mit reformsozialistischen Intentionen und Vorhaben. 
Das bedeutet keineswegs ein prinzipielles Scheitern, sondern zeigt, daß Gegenmachibildun- 
gen stets umkämpft sein werden, wenn und soweit sie lokale/überlokale Kapitalinteressen 
und zentralstaatliche Vorgaben bedrohen. Selbst wenn sich eine Gegenmachtposition nicht 
dauerhaft halten läßt, kann nicht ohne weiteres von Scheitern gesprochen werden. So 
hatten z.B. trotz militärischer Niederschlagung des ‘Roten Wien’ im Jahre 1934 viele Er- 
rungenschaften der reformsozialistischen Kommunalpolitik noch eine jahrzehntelang fort- 
dauernde gesellschaftspolitische Ausstrahlungskraft. Eine Grenze für die mögliche Wirk- 
samkeit jeder Gegenmachtbildung auf der Ebene des lokalen Staats besteht ganz allgemein 
darin, daß lokale Konstellationen die überlokalen Bedingungen ihres Wirkens nicht greifen 
können; es sei denn, sie entwickeln sich zu einer überlokalen Gegenmacht. Bekanntlich 
können sowohl das Kapital als auch die besitzenden Klassen reformsozialistische Elemente 
mit Investitionsstreiks oder Abwanderung bedrohen. Die Realisierbarkeit solcher Drohun- 
gen ist durch Mobilitätshemmnisse mehr oder weniger geschmälert. Das ortsgebundene Im- 
mbobilienkapital z.B. kann nicht einfach abwandern, sondern eher mit Desinvestition re- 
agieren. Daß lokale Gegenmacht überlokale Bedingungen nicht ändern kann, bringt u.U. 
auch eine Entlastung: Überlokal agierende Kapitalgruppen z.B. werden von lokal begrenz- 
ten reformsozialistischen Experimenten, vor allem von solchen im Bereich der Reproduk- 
tion der Arbeitskraft nicht direkt in ihren Interessen berührt und können daher gelassen 
bleiben. Eine direkte Herausforderung stellt lokale Gegenmacht immer für den Zentral- 
staat dar, indem sie die herrschende staatliche Politik zu unterlaufen und zu delegitimie- 
ren sucht, dabei aus der Sicht des Zentralstaats öffentliche Mittel ‘verschwendet’ bzw. 


Der lokale Staat— “Ausführungsorgan’ oder 'Gegenmacht’ 61 


‘zweckentfremdet’. Dem Zentralstaat stehen zur Bekämpfung einer lokalen Gegenmacht 
eine Reihe von Gegenreaktionen offen: 

1. Die radikal antidemokratische Reaktionsweise: Dies bedeutet im Extremfall die militäri- 
sche Niederschlagung einer lokalen Gegenmacht (Beispiel Rotes Wien), häufiger jedoch die 
Auflösung/ Abschaffung der lokalen demokratischen Institutionen bzw. eine dementspre- 
chende autoritative Reorganisation der innerstaatlichen Gebietskörperschaften. Jüngstes 
Beispiel hierfür war die Auflösung der Londoner Stadtregierung und anderer regionaler Ge- 
bietskörperschaften, die sich zu einer lokalen Gegenmacht gegen den Thatcherismus ent- 
wickelt hatten. Die radikal antidemokratische Reaktionsweise bleibt eine Extremlösung, da 
die autoritative Abschaffung demokratischer Institutionen auf lokaler Ebene das Legitima- 
tionspotential der gesamten Staatsorganisation nachhaltig untergräbt. 

2. Die autoritär zentralistische Reaktionsweise: Sie beinhaltet zum einen Kompetenzbe- 
schneidungen für die lokale Ebene, meist durch selektive Zentralisierung von Kompeten- 
zen (Beispiel: Wenn ein ‘alternativer’ Baustadtrat auf Stadtteilebene Baugenehmigungen 
restriktiv handhabt, um die Spekulation zu behindern, wird versucht, die Kompetenzen des 
Genehmigungsverfahrens auf die nächsthöhere noch ‘loyale’ Ebene der Staatsorganisation 
zu verlegen). Die autoritär-zentralistische Reaktion umfaßt zum anderen das finanzielle 
Aushungern, die Beschneidung und Zentralisierung der Ressourcen, die eine lokale Gegen- 
macht zur Realisierung ihrer Zielsetzung benötigt. Das finanzielle Aushungern hat sich hi- 
storisch als die effizienteste Form zentralstaatlicher Gegenreaktion erwiesen (Beispiel: der 
“finanzielle Marsch auf Wien’, durchgesetzt mit Hilfe mehrmals novellierter zentralstaat- 
licher Abgabenteilungsgesetze, war in den 30er Jahren bei der Bekämpfung der reformso- 
zialistischen Kommunalpolitik erfolgreich, schon lange vor der militärischen Nieder- 
schlagung). Da die Zentralisierung finanzieller Ressourcen auf den höheren Ebenen der 
Staatsorganisation historisch als anhaltender allgemeiner Trend erscheint, kann das selekti- 
ve finanzielle Aushungern einer lokalen Gegenmacht als Sachzwang legitimiert werden. 
Allerdings findet eine lokale Reforminsel dann auch leichter Verbündete bei den anderen 
lokalen Gebietskörperschaften, die ganz unabhängig vom sozialen Inhalt ihrer Kommunal- 
politik ständig mit dem Zentralstaat im Verteilungskampf um finanzielle Ressourcen lie- 
gen. Zentralisierung von Ressourcen und Kompetenzen umfaßt die allgemein bekannteste 
Reaktionsweise des Zentralstaats. Darüber hinaus gibt es Reaktionsweisen, die weniger of- 
fensichtlich sind: 

3. Die technokratisch flexible Reaktionsweise: Sie besteht in der Fragmentierung und Ver- 
selbständigung von Ausführungsapparaten des lokalen Staats, in der Schaffung von halb- 
autonomen/halbstaatlichen ’Para- Apparaten’, die regelmäßig von den lokalen parlamenta- 
risch-demokratischen Instanzen abgekoppelt sind, und in vielen Fällen in privatwirtschaft- 
lichen Formen organisiert werden, die eine Durchkapitalisierung der lokalstaatlichen 
Aufgabenerfüllung ermöglichen bzw. mit sich bringen. Es handelt sich hier um Prozesse des 
Formwandels lokalstaatlicher Aktivitäten und Ausführungsapparate, die historisch bereits 
frühzeitig eingeleitet worden sind (ganz deutlich z.B. in Deutschland in den 20er Jahren als 
Reaktion/Vorbeugung gegen kommunalsozialistische Bestrebungen der Arbeiterbewe- 
gung). Diese Formwandlung ist weit verbreitet, wenig auffällig — wer wird schon innerhalb 
des öffentlichen Sektors ‘nicht-kapitalistische’ und ‘kapitalistisch-angepaßte’ Formen un- 
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terscheiden —, und besonders gut mit dem Argument vorgeblich höherer Effizienz techno- 
kratisch legitimierbar. Der Formwandel war nicht unbedingt von zentralstaatlicher Seite 
initiiert, sondern historisch in vielen Fällen vom lokalen Staat selbst vorangetrieben worden 
— und zwar als vorbeugende Maßnahme gegen die Wirksamkeit lokaler Gegenmachtbil- 
dungen. Die marxistisch orientierte Stadtforschung hat solche Prozesse kaum analysiert. 
Duncan/Goodwin betonen zu Recht, daß es für die Untersuchung des lokalen Staates nicht 
so sehr entscheidend sei, welche Funktionen/Aufgaben er wahrnimmt, als vielmehr in wel- 
cher Form er diese Funktionen/Aufgaben erfüllt (Duncan/Goodwin 1985/1986). Diese 
These sollte nicht nur auf die rechtsstaatliche Form des lokalen Staats bezogen werden, son- 
dern auch auf die konkreten Organisations- und Handlungsformen der verschiedenen Ap- 
parate des lokalen Staats. Dearlove (1979) hat für England untersucht, wie einer lokalen 
Gegenmachtbildung ganz allgemein durch Umstrukturierung des lokalen Staats begegnet 
wird, und zwar in der Form, »wichtige gesellschaftliche Angelegenheiten der von Wahlen 
beeinflußten Sphäre lokaler Politik zu entziehen« (vgl. auch Duncan/Goodwin 1985). Wir 
können heute allerdings eine klassische und eine moderne Variante der Fragmentierung 
und Aufgliederung des lokalen Staats unterscheiden: 

a) Die klassische Variante besteht in der Schaffung halbautonomer öffentlicher Unterneh- 
men als Ausführungsapparate/Aufgabenträger des lokalen Staats. Sie umfassen vor allem 
die kommunalen Unternehmen der Energie-, Versorgungs- und Wohnungswirtschaft, und 
wurden (in Deutschland seit den 20er Jahren zunehmend) in privatwirtschaftlicher Rechts- 
und Organisationsform als Kapitalgesellschaften mit einer kapitalistisch-angepaßten Un- 
ternehmensführung verselbständigt (vgl. zur kommunalen Energiewirtschaft: Hennicke 
u.a. 1985; zur kommunalen Wohnungswirtschaft: S. Krätke 1985). Häufig ist es gerade dieser 
‘lokale Staatskapitalismus’, der hinter den Konflikten um lokale öffentliche Dienstlei- 
stungen steht, und einen ganz entscheidenden Grund für das vielbeklagte sog. Staatsversa- 
gen auf kommunaler Ebene darstellt. Auch zeigt sich hier, daß “Dezentralität’ beider Erfül- 
lung von Staatsaufgaben auf lokaler Ebene eine inhaltlich beliebig ausfüllbare Leerformel 
darstellt: Dezentrale Aufgabenerfüllungkann konkret in staatskapitalistischen Formen auf 
Kosten sozialer Inhalte erfolgen. Die Schaffung halbautonomer kommunaler Unterneh- 
men war wie gesagt nicht nur eine geeignete Voraussetzung für die Durchkapitalisierung lo- 
kalstaatlicher Aufgabenerfüllung, sondern auch für ihre Entdemokratisierung und -politi- 
sierung, indem sie dem Einfluß gewählter Lokalregierungen weitestgehend entzogen sind. 
Die Durchkapitalisierung öffentlicher Unternehmen war historisch auch mit einer fort- 
schreitenden Konzentration und Zentralisierung verbunden, so daß die ‘staatskapita- 
listische’ Unternehmensorganisation in den meisten Fällen längst die /okale Dimension 
überschritten hat. In der Energieversorgung z.B. stehen den Kommunen heute große über- 
regionale Verbundunternehmen in öffentlicher Hand gegenüber, die ihre Politik den noch 
vorhandenen kommunalen Eigenbetrieben aufzwingen. Die Kommunen benutzen aller- 
dings die Politik der staatseigenen Energiekonzerne gern als Entlastungsargument, um die 
häufig aktive eigene Mitwirkung am Prozeß der Durchkapitalisierung öffentlicher Aufga- 
benerfüllung als Sachzwang hinzustellen. 

b) Die moderne Variante der Fragmentierung des lokalen Staats besteht in der Schaffung 
neuer, aus dem traditionellen Verwaltungsapparat ausgelagerter halbautonomer Institutio- 
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nen zur ‘symbolischen Problembearbeitung’ und flexiblen Konfliktverarbeitung. Beispiele 
hierfür sind die »Internationale Bauausstellung Berlin (Abteilung Stadterneuerung)«, oder 
auch die »Stiftung Nachbarschaftliche Träger« in Hessen. R. Friedland u.a. haben die mo- 
derne Strategie der symbolischen Problembearbeitung auf der Ebene des lokalen Staats am 
Beispiel der USA untersucht: »Dieser Verfahrensweise entspricht die beobachtbare Ten- 
denz, auf Forderungen aus der Bevölkerung mit neuen Programmen und neuen Behörden 
zu antworten. Das neue Progrmm oder die neue Behörde sind eine sichtbare, wenn auch 
hauptsächlich symbolische Antwort, und die Schaffung dieses Programms oder dieser Be- 
hörde lenkt die Unzufriedenheit von denjenigen Instanzen ab, die wirkungsvollere Antwor- 
ten geben könnten« (Friedland u.a. 1985/232). Meist handelt es sich hierbei um eine flexible 
Reaktionsweise des lokalen Staats selbst {nicht des Zentralstaats) gegenüber einer drohen- 
den lokalen Gegenmachtbildung innerhalb seiner Gebietseinheit (z.B. in einzelnen Stadt- 
quartieren). Die halbautonomen Fara-Apparate können für die Neutralisierung eines Be- 
troffenenwiderstands, der mit den eingefahrenen normalen Prozeduren des lokalen Staats 
nicht mehr aufgefangen werden kann, dienlich sein (Clark/Dear 1984). K. Homuth hat die 
flexible ‘pädagogische’ Regulierung des Betroffenenwiderstands durch die IBA in Berlin 
herausgearbeitet (Homuth 1984). 

Die ‘Stiftung Nachbarschaftliche Träger’ wurde als neue halbautonorme öffentliche Institu- 
tion zur Sicherung preiswerter Wohnungsbestände und Förderung von Selbsthilfe-Wohn- 
projekten noch von der rot/grünen Koalition in Hessen eingerichtet. Problem: Keine 
Rechtsform für neue Trägerschaften, auch nicht eine Stiftung, ist “an sich’ fortschrittlich. 
Der Erfolg besteht hier darin, ein paar Millionen Mark ‘Staatsknete’ zur Förderung von 
Selbsthilfeprojekten abgezweigt zu haben, der Mißerfolg besteht im Verzicht auf eine refor- 
mierte öffentliche Trägerschaft: Die Stiftungsverfassung enthält nicht eine einzige präzi- 
sierte gemeinwirtschaftliche Bindung und ist für eine staatskapitalistische Form der Un- 
ternehmensführung und Mittelbewirtschaftung offengehalten. Die beteiligten Grünen 
glauben mit rührender Naivität, daß eine neue Organisationsform bereits eine alternative 
Wirtschaftsführung gewährleisten könne, und daß man mit Hilfe einer selbständigen öf- 
fentlichen Stiftung die klassische Strategie des lokalen und zentralen Staats, nämlich durch 
rechtliche Verselbständigung öffentlicher Organisationseinheiten/Aufgabenträger diese 
vorm Einfluß wechselnder politischer Konstellationen freizuhalten, einfach mal umkehren 
könne. Tatsächlich kann die neue hessische Regierungsmehrheit natürlich auch eine solche 
Stiftung wieder auflösen, oder eben noch einfacher finanziell aushungern. Keine alternati- 
ve Politik oder Gegenmacht kann sich mit technokratischen Vorkehrungen dem Einfluß 
wechselnder politischer Kräfteverhältnisse entziehen. Das einzige tragfähige Argument da- 
für, daß für Reformprojekte neue halbautonome staatlich/kommunale Organisationsein- 
heiten/Aufgabenträger geschaffen werden sollten, hat nichts mit Entpolitisierung zu tun: 
Aus dem normalen staatlichen/kommunalen Verwaltungsapparat organisatorisch ausge- 
gliederte neue Institutionen eröffnen vor allem die Möglichkeit, sie mit einem Mitarbeiter- 
stab zu versehen, der den reformpolitischen Bemühungen gegenüber offen ist und diese 
aktiv unterstützt. Bekanntlich kann eine von der Lokalregierung politisch beschlossene 
Reform durch den ‘Betroffenenwiderstand’ des ausführenden Verwaltungsapparats mehr 
oder weniger wirksam behindert oder unterlaufen werden. 
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‚Probleme eines stadtpolitischen oppositionellen Leitbilds 


Eine lokale Gegenmachtbildung wird stets umkämpft sein, wird meist nur zeitweilig undin 
Grenzen reformpolitisch erfolgreich sein können. Als Ausdruck veränderter sozialer Bezie- 
hungen und Kräfteverhältnisse ist lokale Gegenmacht selbst dem weiteren Entwicklungs- 
prozeß sozialer Beziehungen und Kräfteverhältnisse ausgesetzt, d.h. eine prinzipiell prekä- 
re Errungenschaft. Sie hat stets mit verschiedenen Gegenreaktionen des Zentralstaats zu 
rechnen, was nicht bedeutet, daß lokale Gegenmachtbildung chancenlos sei, sondern auf 
ihren stets begrenzten Spielraum verweist. Allerdings wird meist umstritten sein, wieweit 
im konkreten Fall lokaler Gegenmachtbildung der reformpraktische Handlungsspielraum 
und -bedarf oppositioneller Stadtpolitik reicht. 

In den vergangenen Jahren ist eine Revue aufeinanderfolgender stadtpolitischer Leitbilder 
vorbeigezogen: Erst das ‘Rote Wien’, dann das ‘Rote Bologna’, später hatte Rotterdam 
Konjunktur (mit seiner Stadterneuerungspolitik), gefolgt von London (mit seiner kommu- 
nalen Wirtschaftspolitik), zuletzt gar Salzburg (mit seinen harmlos progressiven Stadtge- 
staltungskonzepten). Solange stadtpolitisch oppositionelle Leitbilder an einzelnen Städten 
mit einer wirklich oder vermeintlich erfolgreichen oppositionellen Kommunalpolitik fest- 
gemacht, zwecks Befriedigung von Identifikationsbedürfnissen räumlich lokalisiert wer- 
den, kann ein fortschreitender Desillusionierungsprozeß wohl nicht ausbleiben, denn auch 
die konkret lokalisierbaren Reforminseln sind und bleiben stets prekäre Errungenschaften. 
Statt dies im Auge zu behalten, scheinen die enttäuschten Oppositionellen leider ihre An- 
sprüche an ein stadtpolitisches Reformmodell mehr und mehr zurückzuschrauben. Wie 
könnte sonst die radikale und sektoral übergreifende Kommunalpolitik des historischen 
“Roten Wien’ auf eine Stufe gestellt werden mit den späteren Leitbild-Städten, deren gesell- 
schaftspolitischer Ansatz viel weniger radikal war und meist sektoral eingeschränkt blieb? 
Wie könnte man sonst die alternative wirtschaftspolitische Konzeption des Greater Lon- 
don Council, die immer noch eine gesellschaftspolitisch weiterreichende Qualität hatte, in 
eine Reihe stellen mit den braven Salzburger Bemühungen um eine bessere Stadtgestal- 
tung? Die stadtpolitische Opposition hat noch keinen Maßstab bzw. keine Kriterien, nach 
denen die Erfolge oder Mißerfolge von Leitbild-Städten nachvollziehbar und differenziert 
diskutiert werden könnten. Auf der anderen Seite sind in den vergangenen Jahren Konzep- 
te alternativer Kommunalpolitik sektoral für Konkrete Sachbereiche und Konfliktfelder 
sehr weit entwickelt worden. Aber Versuche, solche sektoral tragfähigen und in Einzelfäl- 
len reformpraktisch realisierten Ansätze zu verallgemeinern, um daraus ein übergreifendes 
stadtpolitisches Leitbild zu gewinnen, führen bisher noch meist zu inhaltsentleerten For- 
meln (wie z.B. Dezentralisierungoder Rekommunalisierung). Offenbar müßte ein stadtpoli- 
tisches oppositionelles Leitbild auf einer Ebene zwischen unzureichenden Generalformeln 
(wie Kommune als Gegenmacht’) und den ‘guten’ sektoralen Alternativkonzepten ent- 
wickelt werden. 

Im Lager der oppositionellen Stadtpolitik hat in den letzten Jahren zunehmend das Leitbild 
der ‘Entstaatlichung’ Verbreitung gefunden. Hierbei hat sich u.a. A. Evers als Ideologiepro- 
duzent hervorgetan (Evers 1937), für die Ebene des lokalen Staates z.B. K. Gretschmann 
(Gretschmann 1983 (a) und (b)). Hintergrund der grünen/linken Entstaatlichungskonzepte 


Der lokale Staat — "Ausführungsorgan’oder 'Gegenmacht’ 65 


sind die autoritär-etatistischen Durchsetzungsformen der herrschenden Politik und das of- 
fenbare Staatsversagen, das besonders im Bereich sozialer Dienste, aber auch in anderen 
sozialstaatlichen Aufgabenfeldern festgestellt und mit den Formeln ‘Entmündigung’ und 
“Bürokratisierung’ umschrieben wird. All diese Erscheinungen sind auch auf der Ebene des 
lokalen Staats ausgeprägt. Der populäre Gegenentwurf heißt “Entstaatlichung’ und zielt in 
Abwandlung des gleichlautenden neoliberalen Leitbilds auf die Stärkung von Selbsthilfe 
und Selbstverwaltung, die eine »Resozialisierung« (Evers 1987) bzw. eine »Rückverlage- 
rung von bislang meist staatlich erbrachten kollektiven Leistungen in die gesellschaftliche 
Sphäre« (Gretschmann 1985) mit sich bringen soll. 

Ausgangspunkt solcher Konzeptionen war ursprünglich eine zutreffende Sozialstaatskritik 
in Form der konkreten Analyse und Kritik einer bürokratisierten staatlichen Aufgabener- 
füllung im Bereich personenbezogener sozialer Dienstleistungen (Altenpflege, Jugend- und 
Sozialarbeit, Gesundheitsdienste u.ä.); konkrete Reformkonzepte zielten darauf, für unbü- 
rokratisch flexible, von den Betroffenen selbst beeinflußte und kontollierbare Handlungs- 
formen, für ‘Selbstorganisation’ Raum zu schaffen. Derartige Vorhaben sind selbstver- 
ständlich unterstützenswert, u.a. dadurch, daß oppositionelle Stadtpolitik ihnen auch 
weiterhin öffentliche Mittel im tatsächlich benötigten Umfang zu verschaffen sucht. 

Die Problematik beginnt vielmehr da, wo die für bestimmte Aufgabenfelder entwickelten 
Lösungsvorschläge zur Reorganisation des Sozialstaats von ihrem Entstehungszusammen- 
hang abgelöst und zu einem übergreifenden Leitbild der Entstaatlichung hochstilisiert wer- 
den, das auf nahezu alle bislang staatlich erbrachten Leistungen übertragbar sei: 

Hinter dem ‘Anti-Etatismus’ der Leitbildproduzenten verbirgt sich eine ahistorische und 
apolitische, kurz: fetischistische Aufassung vom Staat — dieser wird auf einen eigenständi- 
gen »bürokratischen« Apparat mit vielerlei»Systemmängeln« reduziert, »Staatsversagen« 
wird oberflächlich modelltheoretisch begründet. Staatsform und Staatshandeln werden 
nicht als Ausdruck des Entwicklungsprozesses sozialer Beziehungen und gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse gefaßt. Das hat folgende Konsequenzen: Die modische Entstaatli- 
chungs-Ideologie wird zu einer Stütze der herrschenden Staatsbürokratie, indem struktu- 
relle Änderungen sowohl der Organisationsform staatlich/kommunaler Institutionen/Auf- 
gabenträger als auch der dort konkret herrschenden staats-kapitalistischen Praktiken nicht 
mehr reformpolitisch thematisiert werden; stattdessen können notwendige gesellschaftli- 
che Problemlösungen mit dem Leitbild der Entstaatlichung auf die Betroffenen selbst abge- 
schoben werden — ganz im Sinne der davon unberührten, nämlich bloß entlasteten Staats- 
bürokratie. So produziert das oppositionelle Lager selbst »Tabus der Nichtveränderbarkeit« 
(Beck 1986), wohingegen informierte ‘bürgerliche’ Beiträge zur Staatswirtschaft noch stets 
betonen, wie sehr die konkrete Art der Budgetverwendung und der wirtschaftlichen Orga- 
nisation Öffentlicher Aufgabenerfüllung von politischen Entscheidungen geprägt wird. 
Wie ‘der’ Staat unter konkreten historischen Bedingungen den herrschenden gesellschaftli- 
chen Entwicklungs- oder Umbauprozeß reguliert, unterstützt oder modifiziert, ist politisch 
vermittelt, kein ahistorischer Modellautomatismus, sondern von gesellschaftlichen Kräf- 
ten gestaltet. Harmlos erscheint vielleicht noch die Vorstellung radikaler ‘Anti-Etatisten’, 
man solle jede gesellschaftlich notwendige Buchführungs- und Verwaltungstätigkeit in die 
Selbstverwaltung, d.h. in Eigenarbeit bzw. unbezahlte Konsumarbeit der Betroffenen über- 
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führen — das ergibt praktisch nur die Vision einer totalen Bürokratisierung des Alltags. Der 
Übergang zueiner neuen Variante der neoliberalen ‘Selbstheilungskräfte’ ist vielmehr dort 
erreicht, wo Reformkonzepte unter dem Leitbild der Entstaatlichung den z.B. von Arbeits- 
losigkeit oder Wohnungsnot Betroffenen undifferenziert anempfehlen, sich doch Arbeits- 
plätze oder Wohnungen selbst zu kaufen, natürlich in kleinen Gemeinschaften. Beim Vor- 
dringen neuer Leitbilder scheint mehr und mehr aus dem Blick zu geraten, daß tragfähige 
Reformkonzeptionen nicht ohne differenzierte Berücksichtigung von unterschiedlichen 
Aufgabenfeldern und unterschiedlichen sozialen Lebenslagen auskommen. Mangelnde 
Differenzierung kann zu höchst affirmativen Bewertungen der herrschenden staatlich/ 
kommunalen Politik führen. So z.B. wenn Evers partiell entbürokratisierte soziale Dienst- 
leistungen der Kommunen mit deren ABM-Programmen in einen Topf wirft und das Gan- 
ze als»innovative lokale Initiativen« bewertet, wobei dann auch die ganz der herrschenden 
Staatspolitik angepaßte kommunale Praxis der Schaffung eines zweitklassigen flexibilisier- 
ten Arbeitsmarkts mit diskriminierten prekären Arbeitsverhältnissen als ‘innovative’ Lö- 
sung gefeiert wird (Evers 1987 und Blanke u.a. 1986). 

Was schert es die Ideologen, daß Selbsthilfe nicht nur neue Gemeinschaften aktiviert, son- 
dern auch die Anforderung der Selbstfinanzierung mit sich bringt, die bei vielen Aufgaben 
unter den Bedingungen zunehmender sozialer Polarisierung in der Gesellschaft praktisch 
zur Ausgrenzung großer Teile von Betroffenen aus dem Fortschrittsmodellstaatsunabhän- 
giger Selbsthelfer führen wird. Kehrseite des Selbsthilfegedankens ist das Selbstfinanzie- 
rungsideal, beides zusammen die Kehrseite des Leitbilds Entstaatlichung’. Betrachtet man 
diese Leitbildproduktionen in weltweiter Perspektive, dann erscheinen sie als eine Übertra- 
gung der herrschenden Weltbank-Rezepte für Länder der Dritten Welt auf die von zuneh- 
mender sozialer Polarisierung betroffenen kapitalistischen Industrieländer: Das Konzept 
der Weltbank für die Armen heißt seit Ende der 60er Jahre »sich selbst helfen und sich 
selbstfinanzieren«, und es fungiert weltweit als Entlastungsstrategie für die herrschenden 
Staatsbürokratien, vor allem zur Entlastung von gesellschaftlich notwendigen öffentlichen 
Ausgaben in *unproduktiven’ sozialen Aufgabenfeldern. 

In fortgeschrittenstem Maße affirmativ formuliert K. Gretschmann das Leitbild Entstaatli- 
chung/Selbsthilfe für die Ebene des lokalen Staats (Gretschmann 1983b/81): Es gibt nun 
mal ‘Finanzknappheit’, und daß soziale Aufgaben »zur Kürzung anstehen« wird bereits als 
Selbstverständlichkeit hingenommen; daß hier möglicherweise kein Naturgesetz wirkt, 
sondern ausgehend vom gesellschaftlichem Umbauprozeß eine klassenorientierte Umver- 
teilung der verfügbaren öffentlichen Budgetmittel stattfindet (vgl. auch Gough 1979), 
kommt nicht in Betracht. Gretschmann schreitet lieber gleich zur Lösung der von ihm ent- 
problematisierten und entpolitisierten Frage: Die Aufrechterhaltung der, wie Gretsch- 
mann sagt, zur Kürzung »anstehenden« Aufgaben soll nämlich »fiskalisch kostengünstig« 
sichergestellt werden — durch Selbsthilfe und Selbstfinanzierung der Betroffenen. Und 
wenn die Betroffenen wider Erwarten nicht genug Geld haben, soll man nach Gretsch- 
mann’s Ratschlag verstärkt auf private Spenden zurückgreifen, wie sie in den USA im kom- 
munalen Bereich ausgeprägt sind. Entstaatlichung also nicht nur als fiskalische Entla- _ 
stungsstrategie, sondern auch noch weitergedacht als ‘Amerikanisierung’ der kommunalen 
Aufgabenerfüllung durch private Wohltätigkeit. In dieser Weise hat sich das undifferen- 
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ziert abgehobene, analytisch schwach begründete Leitbild der Entstaatlichung mit der herr- 
schenden (Einsparungs- und Umverteilungs-) Politik der zentralen und lokalen Staatsbüro- 
kratien aufs Beste arrangiert. 

Der Bedeutungszuwachs der lokalen Ebene wird vor allem von neo-konservativen Kräften 
vorangetrieben — zumindest in der BRD. Das Konzept des »modernen« Flügels der CDU 
ergänzt die rein marktorientierte Umbaustrategie um neue Elemente: Wir nennen dies das 
»Markt-plus-Konzept«. Die Unterstützung von Selbsthilfemaßnahmen, der Ausbau eines 
besonderen städtischen Kulturmarktes, die weitere Dezentralisierung in Richtung auf eine 
Art Stadtteilpolitik und die Anreicherung des lokalen Staatsapparats mit weichen Regulie- 
rungsformen bzw. Para-Apparaten, in denen erweiterte Mitwirkungsmöglichkeiten für die 
Stadtbürger eingeräumt werden — all dies bereitet der CDU schon von ihrer Grundposition 
her weniger Schwierigkeiten als den Sozialdemokraten. Man kann es nicht mehr als Zufall 
abtun, daß eine ganze Reihe ehemaliger großstädtischer SPD-Hochburgen seit der 2. Hälfte 
der 70er Jahre in CDU-Hände gefallen sind: Neo-Konservative können sich den Forderungen 
nach kleinteiligen und angepaßten Politikformen und Verwaltungsverfahren gegenüber 
flexibel zeigen. Sie haben keinen sozialdemokratischen Zentralismus, keine umfassende 
Planung zu legitimieren und durchzusetzen. Deregulierung, gesellschaftliche Fragmentie- 
rungund verstärkte Marktorientierung harmonieren bestens mit einer Tendenz im alterna- 
tiven Lager, der eskaum noch um soziale Inhalte und politische Ziele geht, wenn nur die Be- 
ziehungsebene stimmt. Nicht was man will, sondern wie man miteinander umgeht, das 
zählt. Eine Politik, die soziale Verhältnisse zunehmend von den Gesetzen des Markts struk- 
turieren läßt, Kann solche Forderungen leicht aufgreifen und liegt damit voll im Trend. Auf 
einem Markt kultureller Angebote, in der Konkurrenz um knappgehaltene staatliche Sub- 
ventionen, in den Arenen dezentralisierter Stadtteilpolitik haben alle politischen und kultu- 
rellen Praktiken scheinbar die gleiche Chance. Eine CDU-Politik, die solche Entwicklun- 
gen forciert, ist weit mehr als nur konservativ. Sie versteht es, in zentralen Bereichen die 
Durchkapitalisierung voranzutreiben und gleichzeitig die gesellschaftlichen »Ränder« zu 
stabilisieren. Wir haben an anderer Stelle am Beispiel der aktuellen Berliner Wohnungspoli- 
tik dargelegt, wie ein Rückzug aus der politischen Verantwortung für Wohnungsversor- 
gung und Stadtentwicklung und die Übergabe dieser wichtigen gesellschaftlichen Aufgaben 
an die Privatinitiative des Marktes flankiert wird von flexiblen, auf die jeweiligen örtlichen 
oder gruppenspezifischen Erfordernisse zugeschnittenen Unterstützungsmaßnahmen 
(Schmoll 1986). So bindet die CDU — zumindest in ihrem modernen Flügel — ein Gutteil 
auch berechtigter Kritik an mangelnder Transparenz und Flexibilität der staatlichen Ver- 
waltungen, ohne daß sie die konservative Grundposition einer optimalen Bedienung der 
Kapitalverwertungsinteressen aufgeben muß. Für diese neue CDU-Linie ist es entschei- 
dend, daß die lokale Ebene in ihre Konsensbeschaffungs-Strategien möglichst weitgehend 
eingebunden ist. Gerade weil sie zugleich die übergreifende, lokal sich nur noch als Sach- 
zwang vermittelnde Durchkapitalisierung unterstützt und vorantreibt, kann sie lokalisier- 
baren politischen Prozessen mehr Eigenentwicklung zugestehen und Vorhaben einer wei- 
tergehenden Dezentralisierung unterstützen. Auf der lokalen Ebene werden übergreifende 
Entwicklungstendenzen kaum noch thematisiert. Natürlich ist diese Linie innerhalb der 
CDU nicht unumstritten und Erfolge, wie die scheinbare Ruhe, die damit in Berlin (W) er- 
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zielt wurde, überdecken nur eine prekäre Situation, wie sich spätestens seit dem 1. Mai 1987 
in Kreuzberg erneut zeigt. Dennoch erfreut sich diese Position bisher einer erstaunlichen 
Hegemoniefähigkeit auf lokaler Ebene. Wir meinen, daß die Hegemonie dieses rechten 
»Markt-plus«-Konzepts auch damit zusammenhängt, daß auf der Linken dem bisher kein 
Leitbild für eine lokale Opposition gegenübergestellt werden konnte. 

Allerdings sind Konzepte für die Steuerung künftiger Entwicklungen, die auch räumliche 
Differenzierungen berücksichtigen, seit Mitte der 70er Jahre selbstverständlich auch im op- 
positionellen Lager entwickelt worden. Sowohl was die zentralstaatliche Wirtschaftspolitik 
angeht, alsauch was Entwicklungskonzepte für einzelne Regionen, Städte oder sogar Stadt- 
quartiere anlangt, wird gerade von links-alternativer Seite eine stärkere Orientierung auf 
die endogenen Potentiale der jeweiligen räumlichen Einheit gefordert: Seies als Konzept ei- 
ner stärker nachfrage- und binnenmarktorientierten Wirtschaftspolitik in Opposition zu 
monetaristischen und exportorientierten wirtschaftspolitischen Strategien; sei es als Ansät- 
ze einer besonderen lokalen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, mit der die örtliche/ 
regionale Qualifikationsstruktur auf Felder eines regional spezifischen sozialen Bedarfs 
orientiert werden soll; sei es mit dem raumplanerischen Konzept der »endogenen Entwick- 
lung« in Abkehr vom »sozialdemokratischen« Paradigma »gleichwertiger Lebensverhält- 
nisse«. So sinnvoll es auch im jeweiligen Einzelfall sicher ist, angesichts ausbleibender 
globaler oder nationaler Entwicklungsimpulse die Aufmerksamkeit stärker dem lokal vor- 
handenen Potential zuzuwenden, so widersprüchlich bleibt dennoch der Effekt solcher An- 
sätze: Sie stellen immer auch einen Beitrag zur Integration oppositioneller Kräfte dar, bin- 
den diese ein in die Prozesse räumlichen und sozialen Umbaus, stellen ein wesentliches Feld 
dar, auf dem — bei gleichzeitigen Verlagerungen und Umstrukturierungen im gesellschaft- 
lichen Zentrum — die Stabilisierung der neuen Peripherie organisiert wird. 

Begriffe wie »Dezentralisierung«, »Selbsthilfe«, »Endogene Entwicklung« oder »ökologi- 
sche Stadterneuerung« können immer auch Varianten neo-konservativer oder neo-libera- 
ler stadtpolitischer Praxis etikettieren. Solche einfachen und griffigen Generalformeln fin- 
den zwar am leichtesten Verbreitung, auch innerhalb eines links-alternativ orientierten 
Diskurses, sind aber meist zu undifferenziert, um eine oppositionelle Stadtpolitik wirksam 
anleiten zu können. ‘Dezentralisierung’ wäre z.B. funktionalisierbar zur Verhinderung ak- 
tiver Umverteilungsprozesse, die nur auf gesamtstädtischer oder sogar überlokaler Ebene 
ansetzen können; ‘Selbsthilfe’ wird bereits weithin zur Lasten- und Kostenabwälzung auf 
die Betroffenen funktionalisiert; ‘ökologische Stadtentwicklung’ kann in der Praxisauch als 
neue Werbeformel für eine nach wie vor klassenorientierte Aufwertung von Stadtquartie- 
ren und den Ausbau von Umweltschutz als big business benutzt werden. 

Gegen eine Vereinnahmung ursprünglich kritischer oder oppositioneller Konzepte ist ein 
Rückbezug auf die zu verändernde herrschende Praxis und Politik hilfreich, indem z.B. ge- 

gen die Bürokratisierung des lokalen Staats nicht die Leerformel Dezentralisierung, son- 

dern die Forderung nach Demokratisierung der Kommunen durch Betroffenenbeteiligung, 
und gegen die fortschreitende Durchkapitalisierung des lokalen Staats die Forderung nach 
Entkapitalisierung kommunaler Aufgabenerfüllung gesetzt wird. Kein noch so griffiges ‘al- 
ternatives’ Schlagwort kann die Aufgabe ersetzen, für die verschiedenen historisch gewach- 
senen Aufgabenfelder der Stadtpolitik differenzierte und problemadäquat konkretisierte 
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Gegenkonzepte zu erarbeiten. Gegenkonzepte unter dem Leitbild “Entkapitalisierung und 
Demokratisierung lokalstaatlicher Aufgabenerfüllung’ sind z.B. für die kommunale Ener- 
giewirtschaft (Hennicke u.a. 1985) und für die kommunale Wohnungswirtschaft (s. Krätke 
u.a. 1984) in detaillierter Form vorgelegt worden. 

Zur Betroffenenbeteiligung auf kommunaler Ebene gibt es heute leider ebenso viele Model- 
le wie Beteiligungsillusionen: Beteiligungsrechte sind ja kein Selbstzweck, ihr gemeinter 
Sinn ist es doch, den Interessen der Betroffenen mehr Geltung zu verschaffen. Die Beteili- 
gungsillusion wird u.a. von stadtpolitisch oppositionellen Kräften selbst erzeugt, in dem 
Wunderglauben, daß formelle Beteiligungsrechte bereits eine inhaltliche Änderung der Ge- 
schäftspolitik der am lokalen Entwicklungsprozeß beteiligten privaten und öffentlichen 
Träger herbeiführen könnten. Hierbei haben sich u.a. viele paternalistisch-wohlmeinende 
IBA -Planer hervorgetan; die bis zum Exzess nach ihren Wünschen befragten, aber prak- 
tisch — z.B. in existentiell wichtigen Fragen der Mietentwicklung — stets hingehaltenen 
Betroffenen haben inzwischen vielfach den Glauben an Beteiligungsmodelle verloren. Das 
Zugeständnis von Beteiligungsrechten oder ausgiebigen Betroffenen-Befragungen dient 
eben häufig als zusätzliche Legitimationstechnik für eine unveränderte Praxis in all den 
Punkten, wo privat- oder staatskapitalistische Verwertungsinteressen gefährdet werden 
könnten. Die unveränderte Praxis der verwertungsgerechten Aufwertung von städtischen 
Altbauquartieren kann dabei selbstverständlich in flexiblen, zeitweilig ‘behutsamen’ For- 
men realisiert werden. 

Zur Überwindung lokaler Begrenztheit und technokratischer Selbstbeschränkungeiner op- 
positionellen Stadtpolitik wäre es notwendig, auf lokaler Ebene entwickelte Reformkon- 
zeptionen mit Ansätzen zu weiterreichenden überlokalen Veränderungen zu verbinden: 
Statt Selbstbeschränkung auf lokale Nischenpolitik also lokale Reformansätze mit einer 
überlokalen. Veränderungsperspektive vorantreiben. Das kann u.a. heißen, die lokale 
Durchsetzung von Beteiligungsrechten nicht von Konzeptionen zur Erhaltung und Ver- 
besserung sozialer Sicherungen loszulösen, denn nicht allein die Form des Entscheidungs- 
prozesses auf lokaler Ebene, sondern der soziale Inhalt der Stadtpolitik ist zu verändern. Die 
Hegemoniefähigkeit lokaler Gegenmachtbildung entwickelt sich möglicherweise erst 
dann, wenn ein stadtpolitisches oppositionelles Leitbild so mit einem überlokalen gesell- 
schaftlichen Zukunftsentwurf verbunden wird, daß dem neoliberalen Leitbild wirksam ent- 
gegengetreten werden kann. Andererseits sollte das Problem nicht verkannt werden, daß 
hegemoniefähige Leitbilder auch schnell wieder diskreditiert werden können, wenn sich 
über die konkreten Formen ihrer reformpraktischen Umsetzung keine Einigkeit herstellen 
läßt, oder wenn praktisch unzulängliche Realisierungsformen ein generell überzeugendes 
Leitbild untergraben (Beispiel: das Leitbild Gemeinwirtschaftlichkeit). 

In der linken Diskussion und Praxis haben Ansätze einer Verbindung lokaler mit überloka- 
len Perspektiven oder lokal-überlokale »Doppelstrategien« durchaus auch eine Tradition. 
Aus der aktuellen Debatte um derartige weiterreichende Perspektiven einer »alternativen 
Kommunalpolitik« sind vor allem vier Aspekte hervorzuheben, die ein die lokale Begrenzt- 
heit überwindendes Moment beinhalten. Zunächst können auch sektorale Reformvorha- 
ben zumindest die Möglichkeit in sich tragen Demokratisierungsforderungen auf den loka- 
len Staat insgesamt und darüber hinaus auch auf die zentralstaatliche Politik zu beziehen. 
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Erweiterte Mitwirkungs-, Selbstbestimmungs- und Kontrollrechte, die in einzelnen Projek- 
ten oder Sektoren verwirklicht worden sind, können Beispielfunktionen gewinnen. Gerade 
die als vorgeblicher Sachzwang vermittelte Begrenztheit lokaler Ansätze führt häufigauch 
zur erweiterten Politisierung der Debatte um die Rahmenbedingungen selbst. So hat die 
Hausbesetzerbewegung der frühen achtziger Jahre dazu geführt, daß die Wohnungs- und 
Baupolitik politisiert wurde und auch nach der Zerschlagung der Besetzerbewegung politi- 
siert geblieben ist. Ferner kann eine Bündelung unterschiedlicher Einzel-Projekte, -Vorha- 
ben und -Initiativen einen wichtigen Beitrag zur Überwindung der lokalen Begrenztheit sol- 
cher Ansätze leisten. Nicht nur die gemeinsame Unterstützung bestimmter Forderungen 
und Aktionen durch oppositionelle Gruppen ist hier zu nennen, auch die Entstehung der 
Grünen als Oppositionspartei auf Bundesebene — wie kritisch man im einzelnen deren Ak- 
tivitäten auch einschätzen mag — beinhaltet den Aspekt der Bündelung lokaler Ansätze. 
Schließlich weist auch das Konzept der » Vernetzung«, also der nicht-zentralistischen Orga- 
nisation eines übergreifenden Verbundes einzelner — auf bestimmte Lokalitäten, Politik- 
sektoren oder Einzelvorhaben bezogener Initiativen in diese Richtung. Wichtig bleibt für 
alle diese Versuche, daß sie nicht in selbstauferlegter Beschränkung nur den Erfahrungsaus- 
tausch und vielleicht noch gemeinsame politische Aktionen als alleinige Aufgabe sehen, 
sondern gerade auch jene Fragen und Entwicklungsprozesse thematisieren und politisie- 
ren, die von der neo-konservativen Lokalisierungs- und Dezentralisierungsstrategie ausge- 
klammert und als Sachzwang oder naturgegeben dargestellt werden. 
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Margit Mayer 
Städtische Bewegungen in den USA: 
‘Gegenmacht’ und Inkorporierung 


Einschätzungen über die Rolle von städtischen Bewegungen für gegenwärtig in der BRD 
stattfindende Umstrukturierungsprozesse sind von unterschiedlichsten und bisweilen 
merkwürdig konvergierenden politischen Interessen geprägt. Nicht nur die Ökolibertären 
bei den GRÜNEN propagieren die Nutzbarmachung kleiner Netze und intermediärer 
Strukturen, auch innerhalb der CDU wird die Öffnung gegenüber »alternativer Basiskul- 
tur« und Selbsthilfeinitiativen gefordert. Diesen Interessen an einer neuen »Sozialgesell- 
schaft« entspricht in SPD-Kreisen eine Aufwertung von alternativen ökonomischen Pro- 
jekten im Rahmen von Ansätzen zu einer unkonventionellen Beschäftigungspolitik. Was 
jedoch die jeweiligen Verwirklichungschancen oder die faktischen sozialstaats- oder be- 
schäftigungswirksamen Effekte solcher Einbindungsstrategien sein könnten, ist in der 
BRD — da die Wirkungen lokaler Modellprojekte nur mit Vorsicht generalisiert werden 
dürfen — noch schwer ausmachbar. Über den Status der veränderten städtischen Bewe- 
gungen und über ihre Rolle in gegenwärtig stattfindenden Restrukturierungsprozessen 
kann viel spekuliert und politisch gestritten werden, vor allem so lange einer verbreiteten 
Einbeziehung gesellschaftlicher Selbstorganisationspotentiale noch massive Barrieren und 
politische Vorbehalte entgegenstehen. 

Ein Blick in die USA, wo gesellschaftliche und politische Strukturen eine relativ bruchlose 
Inkorporierung sozialer, v.a. städtischer Bewegungen in die auf Umbau des Wohlfahrts- 
staats zielenden Strategien erlaubten, kann deshalb für die hier geführte Diskussion sehr 
nützlich sein. Die städtischen Bewegungen der USA haben sich während der letzten 20 Jah- 
re grundlegend transformiert; das Terrain für politisches Handeln der Bewegungen hat sich 
— sowohl aufgrund zunehmender gesellschaftlicher Spaltungsprozesse als auch wegen der 
Inkorporierungsprozesse — verändert. Die Dimensionen eines verschobenen politischen 
Konfliktszenarios zeichnen sich deshalb in den USA deutlicher ab. Bei allen Unterschieden, 
sowohl was die Dynamik sozialer Bewegungen als auch den Kontext der politischen Kultur 
in den beiden Gesellschaften betrifft, können aus dieser Entwicklung wichtige Hinweise für 
die hiesige Auseinandersetzung gewonnen werden. 


Städtische Bewegungen: Von Protest zu Programm 


Während der 60er Jahre erfuhren die US-amerikanischen Metropolen eine Revolte, die 
verschiedentlich sogar als »städtische Revolution« bezeichnet wurde (Bell/Held 1969; Mol- 
lenkopf 1983). Im ganzen Land führten Stadtteilgruppen Kampagnen durch, um sich men- 
schenwürdige Wohnverhältnisse zu erkämpfen, Kaputtsanierung zu verhindern, oder sich 
Einfluß in öffentlichen Einrichtungen zu verschaffen. Dabei wurden sowohl phantasievol- 
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le wie militante Methoden eingesetzt, pragmatische Aktionen wie Demonstrationen oder 
Blockaden von Räumungsbaggern hatten genauso ihren Platz wie das Experimentieren mit 
»utopischen« Lebensformen. Bisweilen schienen sogar die in der amerikanischen Gesell- 
schaft so tief verwurzelten Rassenschranken überwindbar, wo in »Urban Homesteading«- 
Projekten genauso wie in öffentlichen Hearings Schwarz und Weiß neue Erfahrungen des 
Zusammenarbeitens machten. Diese Phase innovativer und kämpferischer Aktionen im 
Kontext der städtischen Krise hatte als Voraussetzung auch die Ghetto- Aufstände seit 
1964; und sie entfaltete sich im Kontext einer umfassenden gesellschaftlichen Umbruchsi- 
tuation: Die Bürgerrechtsbewegung, die entstehende Frauenbewegung, die Studenten- und 
Antivietnamkriegs-Bewegung beeinflußten den städtischen Protest genauso wie die Aus- 
dehnung der amerikanischen Alternativkultur. 

Resultat war jedenfalls eine starke und spürbar präsente städtische Bewegung, der es gelun- 
gen ist, unkonventionellen Protest als wirksames Mittel zur Realisierung ihrer Forderun- 
gen (»Protest as a political resource«, vgl. Lipsky 1968) einzusetzen. Eine Folge waren die _ 
relativ massiven staatlichen Zuwendungen für die marginalisierte städtische Bevölkerung 
(Präsident Johnsons »War against Poverty«), die auch eine wichtige Basis für die Konsoli- 
dierung des Protests wurden. Aus vielfältigen Quellen gespeist und vom Kontext der gegen- 
kulturellen Mobilisierung der 60er durchwirkt, vermischte sich hier eine höchst heterogene 
Protestkultur zudem, was Beobachter schließlich als »Neighborhood Movement« bezeich- 
neten. Dies Neighborhood Movement machte auch während der 70er Jahre noch Schlag- 
zeilen, obwohl die Akteure nicht mehr die Aufständischen der schwarzen Ghettos waren, 
sondern verschiedene »Citizen Groups«, die sich in unterschiedlichen Formen für ihre 
»Community« engagieren (Boyte 1980; 1984). Neben traditionellem »Community Organi- 
zing« mobilisieren inzwischen auch die sog. »Aufwerter« für ihren Stadtteil: Der Übergang 
von alternativen Squattern zu Luxusmodernisierern war im rasanten Umstrukturierungs- 
prozeß vieler Großstädte ganz fließend, vor allem weil auch letztere Gruppe durchaus aktiv 
für verbesserte städtische Dienstleistungen und mehr Mitspracherechte, aber auch für Um- 
weltschutz und urbane Lebensqualität kämpft. Daneben sind nach wie voreine Vielfalt von 
ethnischen und kulturellen Interessenorganisationen und politischen Gruppen Teil des 
Neighborhood Movement. 

Diese verschiedenen Richtungen lassen sich analytisch auseinanderhalten; in der Realität 
existieren sie meist in Überlappungen und Überschneidungen. Es ist wichtig, die jeweiligen 
sozialen Träger und die Gründe für ihre Mobilisierung zu unterscheiden, um die sich her- 
ausbildenden neuen Konfliktlinien und die Chancen politischen Handelns unter Bedingun- 
gen zunehmender »Lokalisierung« und »Privatisierung« von gesellschaftlichen Auseinan- 
dersetzungen erkennen zu können. Es sind insbesondere vier Trends unterscheidbar, die 
vor dem Hintergrund städtischer Umstrukturierungsprozesse zu sehen sind. 

1. Eine Richtung innerhalb der amerikanischen städtischen Bewegungen ist als defensive 
Reaktion etablierter Arbeiter-Quartiere auf einen » Angriff von außen«, auf den drohenden 
Verlust bestimmter Privilegien zu verstehen. Dieser Angriff kann sowohl die Form von 
Aufwertung (Gentrifizierung) als auch die von Verfall des Viertels annehmen. Typisch ist 
das stabile (ethnisch-) weiße Arbeiterviertel, mittlere Einkommensschichten, die sich in den 
alten industriellen Städten und Sektoren von Veränderungen ihrer Umgebung (d.h. häufig 
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auch: der Veränderung der rassischen Zusammensetzung ihres Viertels) beeinträchtigt 
sehen. Das Ziel, ihr Viertel zu verteidigen und eigenständig zu kontrollieren, beinhaltet 
sowohl Opposition gegen staatliche Maßnahmen (die gewachsene Zusammenhänge zerstö- 
ren) und gegen Banken und Firmen (die dem Stadtteil durch »Disinvestment« oder Deindu- 
strialisierung schaden), als auch gegen die vermeintlichen Eindringlinge, wobei dann zuwei- 
len die rassistischen Untertöne des amerikanischen Populismus zum Tragen kommen. 

2. Die zweite Gruppe sind selbstorganisierte Initiativen in verslumenden, von Ausgrenzung 
bedrohten Stadtteilen, von marginalisierten und unorganisierten Bevölkerungsgruppen. 
Sie haben längst damit begonnen, ihre von Planern und Investoren benachteiligten oder 
von traditionellen politischen Institutionen ignorierten Interessen selbst in die Hand zu 
nehmen. Wo Verfall und Leerstand um sich griffen, wo Sozialprogramme gekürzt und ge- 
strichen wurden, versuch(t)en diese Gruppen, auf möglichst pragmatische Weise das Über- 
leben ihres Stadtteils zu sichern. Dazu nutzte man die geknüpften Verbindungen zu und 
Druckmöglichkeiten gegenüber der Stadtverwaltung genauso wie verschiedenste Formen 
von Selbsthilfe und eigene Stadtteilentwicklungsstrategien. Die Führung dieser Gruppen, 
die einen mobilisierten (oft schwarzen oder hispanischen) Stadtteil repräsentieren, wurde 
im Lauf der Zeit sehr häufig in die unteren Ränge des politischen Systems aufgenommen, 
wo sie in die Verwaltung der Programme, die sie ursprünglich kontrollieren wollten, einge- 
bunden wurden. Gekoppelt mit der Suche nach Interessen auf dem freien Markt, die beiden 
Überlebensanstrengungen behilflich sein könnten, setzte sich diese Methode als gangbarste 
durch. Die Stadtteilgruppen wurden zu gemeinnützigen stadtteilbezogenen (Wohnungs- 
bau- und Entwicklungs-) Gesellschaften und Dienstleistungsorganisationen. 

3. In einem andern Teil der amerikanischen städtischen Bewegungen waren und sind die 
neuen Mittelklassen treibende gesellschaftliche Kraft und ausschlaggebender politischer 
Akteur. Als Produkt und Träger der Ausdehnung des tertiären Sektors (und dadurch ausge- 
löst des ‘Back-tö-the-City Movement’) ist ihre Interessenlage von hohen Ansprüchen an 
»Lebensqualität« und urbaner Kultur bestimmt. Ihre Aktivitäten entzünden sich an tradi- 
tionellen Defiziten in der amerikanischen Versorgung des Reproduktionsbereichs wie an 
zunehmenden Umweltproblemen, die in besonders krassem Maß in den »boomtowns« des 
»Sunbelt« zum Ausbruch kommen (Houston, Dallas). Ihre Haltung zum Staat umfaßt die 
Bandbreite von traditionellen Forderungen nach mehr Einfluß auf die Kommunalregie- 
rungbis hin zuradikaldemokratischen Kommunalisierungsvorstellungen. Bisweilen finden 
bei dem Versuch, eine »gebrauchswert«-orientierte Haltung zur Stadt und zu städtischer 
Kultur durchzusetzen, bemerkenswerte Politisierungsprozesse statt. Genauso häufig je- 
doch führt die Voraussetzung zur Entfaltung des angestrebten Lebensstils, die Aufwertung 
und Attraktivierung des Viertels, aber auch zu Verdrängung und Marginalisierung minori- 
tärer und armer Gruppen. 

4. Schließlich sind diejenigen Teile der Neighborhood-Bewegung zu nennen, in denen das 
treibende Element von der Gefährdung der lokalen Kultur bzw. ihres Territoriums ausgeht. 
Sowohl Gruppen, deren Anliegen die Autonomisierung ethnischer Normen, als auch sol- 
che, die um autonome kulturelle Normen kämpfen, sind hier gemeint. Beispiel für erstere 
wäre die »Latino Community« in vielen amerikanischen Großstädten oder auch Harlem in 
New York; Beispiel für letztere die»Gay Community« in San Francisco. Das heißt, Minori- 
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täten, die in der Auseinandersetzung mit der hegemonischen Kultur ihre Identität zu finden 
und zu verteidigen suchen, organisieren sich dazu auf territorialer Basis, um ein größeres 
Maß an Sicherheit zu erreichen (vgl. St. Epstein 1987). Auch dieses Potential entwickelt 
sich in durchaus unterschiedliche Richtungen, zu »subkulturellen Stämmen« wie zu viru- 
lenten Herausforderungen für die städtische Administration. 

5. Auch eine fünfte Kategorie, die jedoch nicht eigentlich einem soziostrukturellen Träger 
zuzuordnen ist, nämlich die überregional organisierten politischen Verbände, wäre zu nen- 
nen. Gruppen wie »Citizens Action«, ACORN (Association of Community Organizations 
for Reform Now) oder NPA (National People’s Action) versuchen, auf überregionaler und 
nationaler Ebene die diversen Manifestationen des Neighborhood Protests zu koordinieren 
und zu verschärfen. Sie definieren sich als »multi-ethnisch« und »multi-issue«, d.h. Proble- 
me des kollektiven Konsums (Steuern, Stromtarife, Gesundheitsversorgung, AKWs) wer- 
den genauso thematisiert wie Umwelt-Issues oder Einschränkungen von Bürgerrechten 
(Delgado 1986: 213). Als »soziale Bewegungs-Organisationen« (SMOs) reflektieren sie für 
die städtische und Community-Ebene das im amerikanischen Bewegungssektor vorherrt- 
schende Vertrauen in die Funktionstüchtigkeit der demokratischen Institutionen. Das Ein- 
klagen angemessener Dienstleistungen und die Verteidigung eines gewissen Lebensstan- 
dards sind hier eher Vehikel zur Erreichung des primären Ziels, »grassroots empowerment« 
und offene Partizipationskanäle herzustellen, damit das existierende Institutionengeflecht 
(wieder) im Interesse der Stadtteilbevölkerung funktioniert. Auch diese politischen Organi- 
sationen sind während der letzten Jahre zunehmend in die Interessengruppen-Politik einge- 
stiegen, diekompetitiv und vornehmlich in derelektoralen Arena ausgetragen wird. Fast al- 
le dieser Organisationen führen Fortbildungsprogramme für ‘Führungskräfte’ durch, wo 
Kenntnisse der »Mikro-Beziehungen der Macht, Umgang mit den Medien, Ressourcen- 
Entwicklung, Verhandlungs-Qualifikationen und Kampagnen-Planung« vermittelt wer- 
den (Delgado 1986). Bis auf die für Wahlkampagnen nützlichen Fertigkeiten sind dies alle- 
samt Qualifikationen, für die v.a. in der heute vorherrschenden Form von Stadtteilarbeit, 
der Community Development Corporatation (s.u.), großer Bedarf besteht. In einzelnen Or- 
ganisationen steht auch Widerstand gegen drohende US-Intervention in Lateinamerika auf 
der Tagesordnung oder Haushaltskürzungen und Rüstungsausgaben. Dennoch muß man 
sehen, daß die »Organizers« immer weniger die ursprünglichen politischen Motivationen 
der Gründergeneration der Stadtteilaktivisten teilen. 

Das Profil der amerikanischen städtischen Bewegungen hat sich im Verlauf der letzten Jah- 
re unter dem Druck der ökonomischen Krise und unter dem Einfluß diverser lokal- und bun- 
desstaatlicher Strategien gewandelt. Während die städtischen Bewegungen der 60er Jahre, 
egal welche räumliche Segregation sie verteidigten, sich in der Auseinandersetzung mit 
staatlichen Interventionen und privaten Investorinteressen häufig spontan politisierten, 
und während ihre Organisationen vor allem auf Konfrontation und Mobilisierung setzten, 
wird heute das Ziel (der Verbesserung der jeweiligen Lebenssituation) primär durch eigene 
Entwicklungsaktivitäten verfolgt. Wo vormals militante, konfrontationslustige Stadtteil- 
gruppen Sit-ins oder Streiks inszenierten, öffentliche Hearings oder den geschäftsmäßigen 
Gangder Behörden störten — wie die Renegades in New York oder die Commandos in Mil- 
waukee — haben wir längst stadtteilverankerte Entwicklungsgesellschaften, Ausbildungs- 
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und Arbeitsbeschaffungsprojekte, Drogenprojekte, und andere auf Feinsteuerung beru- 
hende Strategien zur Revitalisierung city-naher Wohngebiete. Die Karriere von vielen sol- 
cher Stadtteilgruppen wird in einem Bild (New York Times, 5. Dez. 1981) eingefangen: Der 
Geschäftsführer der Commandos, »a school drop-out (d.h. ohne Schulabschluß) und ehe- 
maliger Straftäter ... trägt heute einen Aktenkoffer, verhandelt Verträge und sitzt hinter ei- 
nem polierten Nußbaumschreibtisch. In der Nähe steht die schwarze Fahne mit der golde- 
nen geballten Faust, das Symbol der Commandos« (ibid, Übersetzung M.M.). Eine andere 
Beobachtung der New York Times, die den subtilen Veränderungsprozessen immer eng auf 
der Spur blieb: »Die Stadtteilgruppen, die früher im ganzen Land verbesserte Dienstleistun- 
gen von den Rathäusern forderten, erbringen diese jetzt selbst«, meldete die New York 
Times 1983 (John Herbers, »Cities turn to Private Groups to Administer Local Services«, 
23.5.1983): Ob sieStraßen reparieren oder Gehsteige bauen, Sozialstationen managen oder 
Obdachlosenayle betreiben, Parks unterhalten, Wohnungen renovieren oder Behinderten 
helfen — »solche Herunterzonungen von staatlicher Kompetenz — unvorstellbar in der 
Vergangenheit — schreiben das jüngste Kapitel der rapide sich entwickelnden Rolle von 
Stadtteilgruppen und ‘Privatisierung’ der lokalen Regierungen« (ibid). Diese Beschreibun- 
gen unterscheiden nicht zwischen den unterschiedlichen Ausformungen und Funktionen, 
die einer Community-based Organization (CBO) — je nach ihrer Lage — zukommen. Es 
macht jedoch einen Unterschied ob die Organisation in einem revitalisierenden Arbeiter- 
viertel, im ausgegrenzten Ghetto oder in einer gentrifizierenden Lower East Side angesie- 
delt ist. Insgesamt jedoch gilt, daß das Bild des sozialen Bewegungssektors in amerikani- 
schen Städten heute, im Gegensatz zu den 60er Jahren, vor allem von drei Kennzeichen 
geprägt ist: 

1. Beobachter konstatieren eine »bewegungsarme« Situation. Lediglich punktuelle Protest- 
aktivitäten um Bodennutzungs- und Wohnungskonflikte seien entflammt, z.B. bei der Er- 
neuerung von Times Square in der Stadt New York, oder ähnlichen, wenn auch nicht ganz 
so protzigen, Ausdehnungs- und Aufmotzungsprozessen der zentralen Geschäftsbereiche 
in den Großstädten, die sog. »global city«-Funktionen (und damit'unternehmensbezogene 
Dienstleistungen) an sich ziehen konnten. Alles was die Clinton Coalition of Concern (die 
sich gegen das Stadterneuerungsprojekt am Times Square organisierte) herausschlagen 
konnte, waren einige Garantien für »low-income housing« und »small business«, in ande- 
ren Fällen führt der Druck auf die lokalen Politiker und Institutionen bisweilen auch zu 
weitergehenden Konzessionen an die urbane Lebensqualität und Auflagen für die großen 
Entwicklungsgesellschaften, Beiträge für Verbesserungen in ärmeren Stadtteilen abzu- 
zweigen (vgl. die sog. Linkage-Programs in San Francisco oder Boston, Keating 1986). 

2. Die vorherrschende Form von Stadtteilaktivität in den 80er Jahren ist »development«, 
d.h. die Herstellung oder Erneuerung von Gebäuden und/oder gewerblichen Unterneh- 
mungen. »Development« setzt jedoch, im Gegensatz zum klassischen Community-Organi- 
zing nach dem Alinsky-Modell, erhebliche Kapitalressourcen, ausgebildetes Personal und 
technisches und planerisches Kow-how voraus. Um an diese nötigen Ressourcen zu gelan- 
gen, müssen die Gruppen ins Kreditgeschäft einsteigen, und zu diesem Zweck ihre techni- 
sche Kompetenz und Zuverlässigkeit unter Beweis stellen. Sie werden in dieser Hinsicht nie 
mit Kapitalgesellschaften konkurrieren. Viel wichtiger ist deshalb der Eindruck, daß eine 
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CBO (und zur sie) den politischen Willen ihrer Basis repräsentiert und diesen falls nötig mo- 
bilisieren kann. Das kompensiert für mangelndes Kapital und einschlägige Erfahrung (vgl. 
Kolodny 1985: 16). Gefragt ist also ein Balanceakt zwischen institutionellem und prakti- 
schem Erfolg (als Entwicklungsgesellschaft) und politischer Vertretung, die imstande ist, 
sensibel die Interessen ihrer Basis aufzugreifen. Dazu muß die Organisation ihre aktivisti- 
sche, basisorientierte Dimension unbedingt beibehalten (Gardner 1983; Friedman/Schwe- 
ke 1981). 

3. Das dritte Merkmal heutiger Stadtteilaktivität ist ihre Beteiligung an /mplementations- 
Junktionen städtischer Dienstleistungen. Auch hier konvergierte die zunächst aus den 
staatlich und ökonomisch induzierten Verfalls- und Ausgrenzungsprozessen geborene 
Selbsthilfe- Aktivität, mit der man bspw. durch Besetzung und Renovierung leerstehender 
Häuser und Verwandlung von Schrotthalden in blühende Gärten— zunächst durchaus ge- 
gen herrschendes Recht und Eigentum — Fakten schuf, mit schnell Schule machenden lo- 
kalpolitischen Strategien zur Lösung der kommunalen Finanz- und Integrationskrise. Die 
Beispiele aus dem zitierten NYT- Artikel sind nur ein kleiner Ausschnitt für die vielfältigen 
(lokal)staatlichen Dienstleistungen, deren Erbringung inzwischen abgewälzt wird auf ge- 
meinnützige und basisnahe Stadtteilorganisationen. 

Ein Resultat des breiten Neighborhood Movement der 60er und 70er Jahre ist also, daß ei- 
ne Reihe von Forderungen der städtischen Bewegungen mit Konzessionen erfüllt, mit in- 
tensivierten Formen von Bürger- und Betroffenenbeteiligung institutionalisiert und durch 
Übertragung von Implementationsfunktionen in die Kompetenz der ‘Betroffenen’ gestellt 
wurden. In diesem Prozeß hat sich nicht nur die Funktion städtischer Selbstorganisation ge- 
wandelt (und zwar nicht unbeeinflußt von den wechselnden staatlichen Strategien); sie spie- 
gelt inzwischen auch die ihr zugrundeliegende gesellschaftliche Polarisierung, die während 
der letzten 15 Jahre die Stadtentwicklung erfaßt hat. Stadtteilaktivität als (vornehmlich 
mittelklasse-geprägte) Citizen Action tritt in den Hintergrund; sie konzentriert sich zuse- 
hends mehr im Bereich der gesellschaftlich Marginalisierten (ungeschützte Arbeitsverhält- 
nisse, Informalisierung) einerseits und der an Lebensqualität orientierten, tertiären oder in 
der aufgewerteten Produktion beschäftigten Yuppies andererseits. Je nachdem ob die Com- 
munity-Development Corporation (CDC), die »alternative service delivery organization« 
oder auch die punktuelle ‘Kampforganisation’ sich auf die Ressourcen und Potentiale der 
ersteren oder letzteren Gruppe bezieht, entwickelt sie sich nach recht unterschiedlichen Ge- 
setzmäßigkeiten und innerhalb unterschiedlicher Handlungszwänge. — Besonders deut- 
lich läßt sich diese Unterschiedlichkeit am Beispiel der krass polarisierten ‘Boomtowns’ ä la 
Houston illustrieren: Wo die Organisationen der hispanischen, schwarzen und neuen Im- 
migrantenbevölkerung seit Jahren ohnmächtig den Zumutungen einer ohne alle Umwelt- 
oder soziale Auflagen expandierenden Privatindustrie ausgeliefert war, führen erst die 
Auswirkungen der »Externalisierungen« auf die Lebensqualität der hochbezahlten Ange- 
stellten der multinationalen Konzerne, und deren Organisationen, die sowohl Ressourcen 
als auch politischen Einfluß mobilisieren können, zu sichtbaren Konflikten, Öffentlichkeit, 
und Ansätzen von Abhilfe (vgl. Feagin 1985; Fisher 1987). 
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Staatliche Inkorporierungsstrategien und -formen 


Auf lokaler Ebene wird bereits seit den frühen 70er Jahren mit sozial innovativen, auch al- 
ternativen Mechanismen und Verhandlungsformen, und mit Einbeziehung neuer basisna- 
her Trägerorganisationen experimentiert. Diese hatten schließlich Qualitäten ganz eigener 
Art unter Beweis gestellt; nämlich dort, wo es ihnen gelang, sterbende Stadtteile zu revitali- 
sieren, indern sie — durch Mobilisierung lokaler und ethnischer Bindungen, durch erkämpfte 
Subventionen aus verschiedenen Bundes- und Kommunalmitteln und Geldern von Stiftun- 
gen, Banken und Privatunternehmen — eigene Ausbildungs- und Arbeitsbeschaffungs- 
Programme zusammenstellten, und diese häufig auch mit eigenen Wohnraumsanierungs- 
und Stadterneuerungsprojekten verknüpften. Das heißt natürlich nicht, daß die städtische 
Verwaltung in einem Akt weitsichtiger Planung solche Selbsthilfe- Ansätze koordiniert auf- 
gegriffen hätte. Die städtischen Programme und Modelle, die bspw. in New York aufgelegt 
wurden (New York spielte während der 70er Jahre eine Vorreiterrolle in dieser Hinsicht), 
waren zunächst eine disparate und unkoordinierte Reaktion auf den Druck der Mietergrup- 
pen und Community-Organisationen einerseits, und auf die Finanzkrise, das Sanierungs- 
problem verrotteter Stadtteile, und das Problem sozialer Integration von Minoritäten und 
Armutsbevölkerung andererseits. Das Community Management Program (1972) und das 
Sweat Equity Homesteading wurden erst 1978 in einer eigenen Verwaltungseinheit (Divi- 
sion of Alternative Mangement Programs) innerhalb des Amts für Stadterneuerung koordi- 
niert. Die verschiedenen DAMP-Programme zeichnen sich dadurch aus, daß sie Eigenar- 
beit der Mieter voraussetzen. Auswertungen der Modellprojekte zeigten bald, daß sowohl 
verbesserte Mietzahlungsraten als auch die Frequenz der Privatisierungen für den »Erfolg« 
der Experimente im Sinne der Stadtverwaltung sprachen. Die städtische Förderung von 
Selbsthilfe und Selbstorganisation in New Yorker Stadtteilen erwies sich zweifelsfrei als 
»anspruchssenkend« (Katz 1987). 

Der Transformationsprozeß des “Neighborhood Movement’ fand aber nicht nur lokal, in 
Interaktion mit örtlichen Programmen statt. Er ist viel genereller eine Reaktion auf die ver- 
änderte ökonomische Situation (seit der Krise Mitte der 70er Jahre) und auf die staatliche 
Wende zu einer neuen konservativen Austeritätspolitik. Neben Ausgabenkürzungen, Pri- 
vatisierung und Abbau sozialer Dienste besteht der neue Regulationsmodus auch aus der 
subsidiären Mobilisierung gesellschaftlicher Eigenarbeit und kleinunternehmerischer In- 
novationspotentiale. Auf lokaler Ebene wurden diese Potentiale flexibel aufgegriffen. Das 
amerikanische Institutionengefüge (mit seiner offenen und fragmentierten Struktur) und 
die politische Tradition der USA ermöglichen nicht nur das Eingliedern vormals ausge- 
schlossener Gruppen in politische Repräsentations- und Verhandlungsstrukturen, sondern 
auch, deren Organisationen für die Implementation bestimmter Programme und Dienstlei- 
stungen in städtischen Vierteln zu engagieren. Diese Indienstnahme »gesellschaftlicher 
Selbstorganisation« erreichte allerdings im Kontext des Reaganschen »New Voluntarism« 
eine qualitativ neue Ebene. 

Die jeweiligen bundesstaatlichen Maßnahmen strukturieren das Terrain, in dem die städti- 
schen Organisationen operieren. So bewirkten die Mittel und Programme der 60er Jahre 
einerseits Sanktionierung und Legitimierung der stadtteilbezogenen Interessenvertretung 
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(und dabei auch die Herausbildung gemeinsamer Handlungsebenen zwischen schwarzen 
Gruppen und eher mittelständischen »Citizens Organizations«), sie induzierten anderer- 
seits aber auch eine Abhängigkeit der Gruppen von staatlichen Zuwendungen. Intensiviert 
wurde diese Abhängigkeit durch die (unter der Carter Administration) vom Office of Neigh- 
borhood Development verteilten Gelder, mit denen Programmentwicklung, Verwaltung 
und Gehälter der Organisationen subventioniert wurden. In Carter’s Urban Policy wurden 
die Probleme der Stadtteile (erstmals seit dem Model Cities Act von 1966) wieder zum Ob- 
jekt nationalstaatlicher Politik gemacht. Die lokale Gemeinde und ihre Stadtteil-Organisa- 
tionen wurden zum »Dritten Partner« in den städtischen Revitalisierungsbemühungen 
erklärt. Mit der Gründung der National Neighborhood Commission konnte sich die Stadt- 
teilbewegung sogar mit personellen Verflechtungen einen Stützpunkt innerhalb der Staats- 
bürokratie (im Ministerium für Wohnungswesen und Stadtentwicklung) errichten. Diese 
systematischen Konzessionen an die Stadtteilbevölkerung (wenn auch bescheiden im Ver- 
gleich zu den Milliarden, die unter den Model Cities und Community Action Programmen 
der 60er Jahre autorisiert waren) verfolgten vor allem den Zweck, private Investitionen zu 
veranlassen, Privatisierungsprozesse mit Hilfe staatlicher Instrumentarien zu effektivieren 
und den privaten Sektor systematisch an der städtischen Wiederbelebung zu beteiligen (v.a. 
UDAG, vgl. Gatons/Brintnall 1985). 
Resultat dieses Prozesses waren stabile Ansprechpartner auf der lokalen Ebene, die 
— formell und informell an Verhandlungsstrukturen und legislativen Prozessen beteiligt 
wurden, 
— zum unverzichtbaren Partner in sog. Public/Private Partnerships wurden, 
— und eine Rolle bei der Implementation gewisser öffentlicher Dienstleistungen über- 
nahmen. 
Nachdem diese Entwicklung in die Wege geleitet war, bedeutete die Reduktion bzw. Eliminie- 
rung von Förderprogrammen für Stadtteil- und marginalisierte Interessen, wie sie 1981 mit 
der Reagan- Administration einsetzte, keineswegs das Ende dieser Formen routinisierter Re- 
präsentation und Einbindung lokaler Interessen, aber sie transformierte ihre Funktion. 
Zwar zielte schon die Cartersche ‘Neighborhood Policy’ primär auf die Mobilisierung des 
Privatsektors für die städtische Revitalisierung, wobei Community Organizations als rele- 
vante Vehikel angesehen wurden. Aber solange mit Hilfe staatlicher Mittel noch Rechte 
der Neighborhoods erkämpft und gewährleistet werden konnten (bspw. das Recht, bei der 
Verteilung von CDBG-Geldern [Globalzuweisungen für Stadtteilentwicklung] Betroffe- 
nen-Interessen geltend zu machen, oder auch das Recht, selbst ein Instandsetzungsprojekt 
durchzuführen), bestand für die Community Organization noch ein Zusammenhang zwi- 
schen politischem Mobilisierungspotential und eigener Programmaktivität. Sobald jedoch 
{unter der Reagan- Administration) staatliche Mittel nur noch für spezifische Projekte! und 
auf bestimmte Art erhältlich wurden, entwickelten sich die Gruppen zunehmend zu (Co-) 
Produzenten/Verwaltern öffentlicher Güter und Dienstleistungen. Wie unter früheren Re- 
publikanischen Administrationen auch, wird bundesstaatliche Einmischung in lokale 
Marktprozesse seit 1981 wieder abgelehnt. Städtische Politik seit Reagan kennt also kaum 
explizit auf Städte bezogene Programme; sie setzt sich vielmehr zusammen ausden Wirkun- 
gen von Steuerkürzungen, Erhöhung der Militärausgaben und Streichungen bei den Sozial- 
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ausgaben (Glickman 1984). Mit dieser Kombination und mit dem »New Federalism« (also 
der Herunterzonung von staatlicher Entscheidungsbefugnis auf einzelstaatliche, regionale 
und lokale Ebenen) und dem »New Voluntarism« (der Delegation staatlicher Kompeten- 
zen an soziale Organisationen) intervenierte die bundesstaatliche Administration sehr wohl 
und mit folgenschweren Effekten für die Städte und Stadtteile. 

Der Neue Föderalismus, der auf gesteigerte Flexibilität der Lokalregierungen zielt, machte 
die Einzelstaaten für die Erbringung bestimmter Dienstleistungen verantwortlich, senkte 
die Bundesausgaben für Reformprogramme und ersetzte zweckgebundene Zuweisungen 
durch »Block Grants«, deren Verteilung in das Ermessen der Lokalregierung gestellt wurde 
(was unter den durchschnittlichen lokalen Bedingungen bedeutete, daß sich der Anteil für 
Stadtteile stark verringerte, vgl. Petersen 1984). Steuerlichen Anreizen kommt für die 
Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik eine größere Rolle zu als je zuvor. Zusätzlich 
ermöglichen die im Economic Recovery and Tax Act (ERTA, 1981) beschlossenen Maßnah- 
men und Steuerkürzungen vor allem den großen Unternehmen erhöhte Mobilität: Stand- 
ortwechsel (in Niedriglohngebiete und solche mit niedrigem gewerkschaftlichen Organisa- 
tionsgrad) wurden erleichtert, bereits existierende Markttendenzen also verschärft. Unter 
den auch nominal auf die Stadtentwicklung bezogenen Programmvorschlägen sind die 
»Unternehmenszonen« zentral. Dies Konzept sieht vor, daß in (vom Bundesministerium 
für Wohnungswesen auszuwählenden) Stadtteilen Steuern und Auflagen reduziert und In- 
vestitionssteuer vergünstigungen für Wohnungsbau und -modernisierung erlassen werden, 
die Kapitalertragssteuer eliminiert und andere Anreize mehr geboten werden, damit Fir- 
men sich dort ansiedeln (Butler 1981; Bendick/Rasmussen 1986). 

Neben Modifikationen der CDBG- und anderer Programme aus der Carter-Ära, die vor al- 
lem auf eine finanzielle Benachteiligung der Stadtteile hinausliefen, beteiligte sich die Bun- 
desregierung mit einer Reihe von Modellprojekten an der Suche nach gangbaren tripartisti- 
schen Arrangements. Eine Reihe von Pilotprogrammen explorieren, in welchem Maß der 
Staat eine Rolle spielen kann bei der Umstrukturierung bestimmter Arbeitsmärkte und Pro- 
duktionsweisen — sei’s durch die Herstellung prekärer, ungeschützter Arbeitsplätze, oder 
durch die Herunterzonung und Delegation bestimmter staatlicher Kompetenzen. Neben 
dem erwähnten Enterprise Zones Program setzen auch die Alternatives to Service Delivery 
im Stadtteil verankerte Organisationen (CBÖs) als notwendiges Element voraus. 

Ein 1982 verabschiedetes Programm Partnerships for Service Delivery fordert Nachbar- 
schaftsorganisationen auf, »kreative und innovative« Arrangements zur Erbringung und 
Organisation von Dienstleistungen in allen möglichen kommunalen Bereichen (Umwelt, 
Verbrechensbekämpfung, Gesundheit, Erziehung, Freizeit etc.) zu entwickeln. Diese Be- 
reiche zeichnen sich dadurch aus, daß Dezentralität in der Erbringung der Dienstleistung 
effizienter ist, und daß die Interaktionsbeziehung zwischen »Konsumenten« und »Produ- 
zenten« ein bestimmtes Maß an Sensibilität erfordert. Ein anderes Beispiel sind die sog. 
Community Development Partnerships: Sie sind Auszeichnungen für solche Stadtteilgrup- 
pen, denen es gelang, den lokalen Einsatz von CDBG-Mitteln mit einem besonders hohen 
Anteil von Privatinvestitionen zu verknüpfen (so daß also bspw. ein 1 CDBG-$ 13 private $ 
locker machte). Eine der wenigen Stadtteil-Einrichtungen, die noch direkt von der Bundes- 
regierung finanziell unterstützt wird, ist das National Center for Neighborhood Enterprise, 
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das die Fähigkeit von Stadtteilgruppen, unternehmerisch tätig zu werden, erforscht, er- 
probt und propagiert. Hier werden die »Mediating Structures«-Konzepte des American 
Enterprise Institute angewandt, um die Rolle von Stadtteilorganisationen bei der Lösung 
städtischer ökonomischer und sozialer Probleme zu testen. Die propagierte Lösung heißt: 
»Ineffektive und veraltete soziale Wohlfahrtsprogramme« sind durch neue Formen mar- 
ginalisierter Industrien zu ersetzen (Berger/Neuhaus 1981; Woodson 1982, 1983). Beibe- 
halten wurden Programme (wie Neighborhood Housing Services), die die Kooperation 
zwischen Privatfirmen, Banken, der Kommune und Stadtteilorganisationen bei der Reinve- 
stition in verfallenen Stadtteilen fördern. 
Neben Kürzungen und Umgewichtungen hat auch die Art und Weise, in der die verbleiben- 
den staatlichen Zuwendungen an die Gruppen gelangen, Auswirkungen auf deren Hand- 
lungsspielräume und Handlungsweise. So stieg der Anteil der durch Steuerbefreiung und 
Suspendierung von Regulierungen zustandegekommenen Unterstützung. Als Folge orien- 
tierten sich die Stadtteilgruppen hin zu Aktivitäten, die mit Steuereinsparungen und Kredit- 
garantien »belohnt« werden (Clarke 1984), Je effizienter die Gruppen in der Auswahl der 
Projekte und in der Verhandlung ihrer Geschäfte sind, umso größer ihre Chance, ein eige- 
nes Einkommen zu generieren. Die Anwendung komplizierter, technischer steuerlicher 
Prozeduren (in der Stadtteilrevitalisierung) hat allerdings eine Veränderung der Politikform 
zur Folge: Öffentliche Auseinandersetzungen (über die Verteilung direkter Zuschüsse) ent- 
fallen, »unsichtbare« Vergünstigungen wie Steuerkredite eignen sich nicht für Mobilisie- 
Tungsprozesse. 
Schließlich testen noch eine Reihe von Demonstrations-Projekten auf Bundesebene, mit 
welchen Arrangements die größtmöglichen Anteile von Eigenarbeit und lokalen Ressour- 
cen involviert werden können. Für das seit 1985 laufende Neighborhood Development De- 
monstration Program bewarben sich über 300 Neighborhood-Organisationen, von denen 
44 ausgewählt wurden. Auch hier ist die Voraussetzung für den Bundes-Zuschuß (von ma- 
ximal 50000 $ für maximal 1 Jahr) das Auftreiben sogenannter »Matching Funds«, also 
Mitteln von Privatpersonen, Firmen, Geschäften oder sonstigen vor Ort angesiedelten In- 
stitutionen. Förderungswürdige Aktivitäten umfassen lokale Beschäftigungsinitiativen, 
Gründung von gewerblichen Betrieben, Erneuerung von Bausubstanz, Förderung und Fi- 
nanzierung von freiwilligen Stadtteilerneuerungsinitiativen. Die penible ‚Auswahl der 
Gruppen (sie müssen bereits 3 Jahre erfolgreich tätig sein, in ihrem Aufsichtsrat müssen 
mindestens 51 % Stadtteilvertreter sein) und die Art der Zahlung (nicht nur die Verknüp- 
fung mit vor Ort mobilisierten Mitteln, sondern auch die vierteljährliche Zahlungsweise 
nach Eingang von Leistungs- und Finanzbericht) gewährleisten, daß nicht unbestimmte 
stadtteilorientierte Selbstorganisation gefördert wird, sondern 
— Planungs- und ‘Fundraising’-Kompetenz in ganz bestimmter Form, 
— Personalmanagementkapazitäten, um Angestellte und ehrenamtliche Mitarbeiter effi- 
zient zu koordinieren, 
— Finanzierungs- und juristische Qualifikationen, um Tochtergesellschaften zu verwal- 
ten, und 
— ein entsprechend ausgebildetes Personal, das jedes Programm auch implementieren 
kann. 
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Weitere Demonstrationsprojekte sind unter dem Namen Quality of Life Initiatives vom 
Ministerium für Wohnungswesen und Stadtentwicklung lanciert worden: Im National 
Self-Sufficiency Project (1984) wurden 35 Mio $ bereitgestellt, um lokale Public/Private 
Partnerships für eine besonders bedürftige Bevölkerungsgruppe, alleinerziehende Eltern 
{also meistens arbeitslose Mütter), nutzbar zu machen. Das Programm richtet sich an 
»hoch-motivierte« Alleinerzieher, um ihnen den Übergang von der Sozialhilfe- Abhängig- 
keit zu produktiver Beschäftigung zu erleichtern. Auch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
für arbeitslose Jugendliche werden im lokalen Partnerschafts- Verfahren getestet: Die seit 
1983 laufende Minority Youth Training Initiative kombiniert die Ausbildung Jugendlicher 
inder Wohnungsinstandhaltung und -bewirtschaftung mit anschließender Arbeitsbeschaf- 
fung unter der Ägide einer Partnerschaft, die aus Bürgermeister, Sozialer Wohnungsbaube- 
hörde und Privatsektor besteht. Obwohl die geringen Mittel, die in diesen Medellprojekten 
ausgegeben werden, auf den niedrigen Stellenwert verweisen, den solche Programme (im 
Vergleich zu früheren) einnehmen, zeigt jedenfalls die Tatsache, daß nur noch und aus- 
schließlich die Entwicklung solcher Neighborhood Development Organizations gefördert 
wird, die bestimmte Kriterien erfüllen, den Trend auf: Aktive, gemeindebezogene Interes- 
senvertretung wird sowohl gefördert und in Verhandlungszusammenhängen vorausge- 
setzt, als auch kanalisiert in der Weise, daß sie sich der ökonomischen Norm der Public-Pri- 
vate Partnership anpassen muß. 

Gleichzeitig findet die Formierung von Stadtteilinteressen auch im Kontext einer breiten 
ideologischen Mobilisierung statt, die allem Anschein nach mit Erfolg private Firmen von 
den Vorteilen einer sozialen Definition des Profits, und davon »Philantrophie als Investi- 
tion« zu betreiben, überzeugt hat (President’s Task Force on Private Sector Initiatives 
1984; Fosler/Berger 1982). Einzelne Konzerne (wie Control Data oder Xerox Co.) beteili- 
gen sich finanziell und personell an tripartistischen Arrangements innerhalb der lokalen 
Gemeinde. Daneben haben sich verschiedene Vermittler- und Anlageberatungsorganisa- 
tionen gebildet, um die von Privatkapital zur Verfügung gestellten Mittel zu koordinieren 
und ihren Einsatz zu effektivieren. Parallel zu dieser vermittelten Vergabe von Darlehen 
und Zuschüssen an die »fortgeschrittensten« gemeindebezogenen Selbsthilfe-Organisatio- 
nen wird »begleitend erforscht« (z.B. von LISC, der von der Ford-Stiftung gegründeten 
Local Initiatives Support Corporation), wie eine bundesweite intermediäre Organisation 
Konzerne dazu bewegen könnte, bereitwilliger in gemeindebezogene wirtschaftliche Ent- 
wicklung zu investieren (Vidal u.a. 1985). LISC-subventionierte Projekte komplementie- 
ren die aktuelle staatliche Strategie, indem sie auf die»Urban Underclass« zielen, die aus der 
‘National Urban Policy’ ausgegrenzt wurde. Staatlich verordnete »Trickle-down Austeri- 
ty«, so wird hier argumentiert, könne die Problemkonstellation einer South Bronx nicht 1ö- 
sen — »Self-help Community Development« sei die einzige effektive Mikrostrategie zur 
Behebung der sich in solchen Problemzonen manifestierenden Strukturprobleme (Sviridoff 
1982). 

Zusammengefaßt läßt sich also festhalten: Alle Bundesprogramme (UDAG, JIPA, CDBG), 
genauso wie eine Reihe von Einzelstaatsprogrammen setzen voraus, fördern oder belohnen 
die Beteiligung privater Firmen und Dienstleistungsunternehmen an der Produktion Öf- 
fentlicher Güter. Neben den staatlichen Anreizen haben einige Konzerne auch eigene 
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Gründe, sich in solchen Partnerschaften zu engagieren: Große Arbeitgeber innerhalb einer 
bestimmten Region bspw. müssen angesichts gegenwärtiger städtischer und Arbeitsmarkt- 
Umstrukturierungen sicherstellen, daß funktionale Reproduktionsmöglichkeiten für ihre 
Angestellten existieren, denn eine umfassende Bau- und Raumplanung wird weder zentral 
gesteuert noch unterstützt. Der zweite Partner in diesen Public/Private Partnerships, die 
Kommune, profitiert auch — obwohl sie weder gleichberechtigt noch gleich mächtig neben 
dem überlokalen Kapital steht — von der Partnerschaft, insofern diese ihr erhöhte Flexibili- 
tät und Innovationskapazität bei der Bewältigung von Stadtteilentwicklungsproblemen 
ermöglicht. Unentbehrlich ist der dritte Partner, die jeweilige Form von Stadtteilrepräsen- 
tanz, weilihr Wissen und ihre Glaubwürdigkeit im Viertel Voraussetzungen für die Durch- 
führung lokaler Projekte sind. Viele Stadtteilorganisationen begrüßen die Public/Private 
Partnerships und ihre eigene Rolle darin, weil sie Arbeitsplätze — z.B. für »aufstrebende 
Mitglieder der Underclass« — erschließen (Cunningham/Kotler 1983: 185; vgl. für viele 
weitere Beispiele Citizen Participation, 6/1, 1986). Aber nicht alle Stadtteilgruppen und ih- 
re Zusammenschlüsse favorisieren so gradlinig die Ziele der Public/Private Partnerships. 
Trotz Kritik können sie jedoch mit ihrer Lobby-Praxis in Washington (z.B. National Low 
Income Housing Coalition) den Sog nicht aufhalten, in den ihre Basis vor Ort gerät. Wäh- 
rend sie in Washington »demokratischere« Gegenvorschläge unterbreiten, konsolidiert 
sich in den Regionen die organisatorische, politische und finanzielle Infrastruktur der Pub- 
lic/Private Partnership. Ihre Präsenz führte faktisch zur Marktanbindung der Gruppen 
entweder in der Form, daß private Kreditgeber und Investoren die Führung übernehmen, 
oder in der Form, daß noch brachliegende Eigenressourcen (an Arbeitskraft, Ersparnissen 
oder Solidargemeinschaft) »kapitalisiert« werden. 


Die Rolle von Community-Based Organizations (CBOs) in der gespaltenen Gesellschaft 


Die beschriebenen Tendenzen von Einbeziehung der Protestbewegungen sind offensicht- 
lich Teil einer umfassenderen staatlichen Strategie, die die Revitalisierung von Marktkräften 
in bislang ausgesparten oder vernachlässigten Bereichen als gesellschaftliches Steuerungs- 
mittel einsetzt. Das Resultat für die Bewegungen ist ambivalent, denn die Einbeziehung be- 
wirkt einerseits soziale Integration auf niedrigerem und konkurrenzbetonten Niveau; aber 
sie bietet andererseits auch Chancen, weil aktive, stadtteilverankerte Selbstorganisation 
nun vorausgesetzt und sanktioniert ist. Community Organizations geraten dabei wohl in 
die Rolle lokaler Selbstregulierungsinstanzen, die eingebettet sind in die umfassende Auste- 
rity- und ökonomische Restrukturierungspolitik. Aber diese neue Rolle bedeutet nicht 
gleich »gelungene Integration«, sondern zunächst einmal nichts anderes als eine Verschie- 
bung des politischen Konfliktszenarios, die von den Beteiligten noch gar nicht in vollem 
Umfang wahrgenommen wird. 

Die vielfältigen Segmentierungen und Polarisierungen in der heutigen Gesellschaft können 
nicht mehr mit den formalen Great Society-Programmen bearbeitet werden. Die sich her- 
ausbildenden neuen Formen staatlicher Intervention sind jedoch nur dann effektiv, wenn 
sie auf die Mitwirkungsbereitschaft dezentraler Organisationen setzen können. Neighbor- 
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hood Organisationen, die die Interessen marginalisierter und/oder oppositioneller städti- 
scher Gruppen politisch repräsentieren, werden heute angehört bei der Politikformulierung 
und wirken mit bei der Implementierung sie betreffender Programme — vor allem weil sie 
spezifisch vor Ort verankert sind. Diese politische Aufwertung der dezentralen Interessen- 
organisationen — die ja auch die Gefahren überschießender Partizipationspotentiale und 
abnehmender Berechenbarkeit birgt — wird konterkariert durch die privatwirtschaftliche 
Ökonomisierung, in die alle Gruppen (die darauf angewiesen sind) gedrängt werden. 
Neighborhood Organisationen in den ausgegrenzten Stadtteilen sind scheinbar »darauf 
angewiesen«, denn viele, vor allem aber ihre Beratungs- und Betreuungsorganisationen, 
beteiligen sich aktiv an der Entwicklung weg von sozialstaatlicher Unterstützung hin zu ge- 
sellschaftlicher Eigenarbeit und kleinunternehmerischer bzw. informeller Innovationspo- 
tentiale. Sie unterstützen auch die Gesetzentwürfe, die die Verwendung von staatlichen 
Transferzahlungen an Arbeitslose (Arbeitslosenversicherung, Aid to Families with Depen- 
dant Children, General Assistance) für Betriebsgründungen erlauben würden. Sie sehen, 
schulen und vermarkten die besonderen Fähigkeiten der CBOs, wo es um die Mobilisierung 
von Eigenaktivität und die Schaffung von flexiblen Arbeitsplätzen in Bereichen marginaler 
Produktion geht. Manche profilieren sich auch durch ihre Fähigkeit, die Widerstände in der 
marginalisierten Bevölkerung, sich dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stellen, kleinzuar- 
beiten. So istes z.B. ein Ziel des “Training Program’ des National Congress of Neighborhood 
Women, schwarze “Welfare Mothers’ zu überzeugen, einen unterbezahlten und prekären 
Arbeitsplatz anzunehmen. 

Das Development Training Institute dagegen favorisiert das Genossenschaftsmodell, weil 
hier (teures) Kapital durch (billige) Arbeitskräfte ersetzt werden könne, und »niedrige Löh- 
ne im Tausch für die Beteiligung am Wachstum und Wert der Firma« gern hingenommen 
würden (McNeely 1985: 9). Diese Beratungsorganisation schlägt, wie andere auch, den 
Gruppen die Ausweitung der »informellen und Heimarbeit« vor mit dem Argument, daß 
»ein riesiger potentieller Abnehmermarkt existiere in den vielen jungen, wohlhabenden 
innerstädtischen Angestellten (...) die meist nicht die Zeit haben, solche Dienstleistun- 
gen für sich selbst zu erbringen« (ebd.). Solche Vorstellungen passen sich nahtlos ein in 
die gespaltene Stadt, wo Schattenwirtschaft ein expansiver Sektor für die steigende Nach- 
frage nach arbeitsintensiven Dienstleistungen geworden ist. Der »Yuppifizierung« einer- 
seits entspricht so die gestiegene Nachfrage nach »vergesellschafteten Dienerinnen und 
Dienern«, wie Gorz die schlecht bezahlten ‘Nicht- Arbeitsplatz-Besitzer’ genannt hat 
(Gorz 1985). 

Wo die Gruppen der staatlich definierten Rolle entsprechen, wirken sie mit an der Herstel- 
lung eines neuen Regulationsmodells (und tragen so die fortschreitende Durchstaatlichung 
der Gesellschaft ein Stück weiter). Dies Regulationsmodell bindet Wirtschaftsförderung 
undSozialpolitik prozessual an »Betroffeneninteressen« an und verkoppelt damit die Rück- 
nahme staatlicher Leistungen mit privatwirtschaftlicher Ökonomisierung und politischer 
Neutralisierung virulenter gesellschaftlicher Interessen. Es basiert also auf einem keines- 
wegs widerspruchsfreien Balanceakt heterogenisierter gesellschaftlicher Interessen, in dem 
die Entfaltung autonomer und demokratisierender Potentiale weder durch die Marktan- 
bindung noch durch die staatliche Norm völlig reguliert werden kann. Es hängt nach wie 
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vor von den politischen Zielen, konkreten Utopien und den Ressourcen, die die Bewegun- 
gen mobilisieren können, ab, mit welchem Erfolg sich in diesem neustrukturierten Feld Po- 
litik machen läßt. 


»A Tale of Two Cities« 


Die amerikanischen Städte waren in den letzten 20 Jahren Schauplätze rasanter Verschie- 
bungen. Während der 60er Jahre erschien die »Krise der Stadt« als Abwanderung einkom- 
mensstarker weißer Mittelschichten in die ‘Suburbs’, als Kapitalflucht und Desinvestition 
ganzer Branchen und als Aufstände innerstädtischer Bevölkerungsgruppen in den Slums 
der Großstädte. Während der 70er Jahre setzte die ‘Finanzkrise’ den verschiedenen Ab- 
wanderungs- und Erosionsprozessen der Sektoren, die vormals wirtschaftliches Wachstum 
und städtische Einnahmen bedeutet hatten, die Krone auf. Diese Prozesse waren jedoch 
gleichzeitig »nur« die Negativ-Seite neuer Wachstumstrends, die auf der Basis internatio- 
nalisierter Produktion und.der Peripheralisierung bestimmter Produktionsbranchen bereits 
seit Mitte der 70er Jahre einsetzten. Im Gegensatz zum wirtschaftlichen Wachstum der 
50er und 60er Jahre (das eine breite Schicht konsumfähiger Arbeiter- und Mittelschichten 
mitproduzierte) gehen die gegenwärtigen Wachstumstrends einher mit der Abnahme vor- 
mals dynamischer industrieller Sektoren und Berufsgruppen. Die städtische Krise erzwang, 
und die neue Mobilität der Konzerne ermöglichte eine verstärkte interkommunale Konkur- 
renz um die Ansiedlung der Branchen und ihrer Professionals, die eine zukunftsorientierte 
Wachstumsperspektive ermöglichen. Resultat ist ein neuer Hierachisierungsprozeß nicht 
nur zwischen Städten, sondern auch ein sozialräumlicher Differenzierungsprozeß inner- 
halb der Städte. Die gleichzeitig stattfindenden Prozesse von 
— rapider Expansion hochentwickelter, unternehmensbezogener Dienstleistungen und 
hochtechnologischer Produktion, 
— Abnahme traditioneller Aktivitäten sowohl im Dienstleistungs- als auch im Produk- 
tionsbereich, und 
— der Entwicklung neuer, abgewerteter, jedoch stark expandierender ökonomischer Sek- 
toren 
polarisieren die städtische Beschäftigungs- und Einkommensstruktur. Der Bedarf an hoch- 
bezahlten technischen und professionellen Positionen (in unternehmensbezogenen Dienst- 
leistungen genauso wie in der Produktion und Anwendung von Hochtechnologien) wächst, 
an traditionellen »blue and white collar jobs« dagegen besteht kein Bedarf mehr; aber die 
Nachfrage nach billigen, unqualifizierten, flexiblen Arbeitskräften steigt exponentiell: In 
den abgewerteten (aber wachsenden) Produktionsstätten (auch High Tech- und Elektro- 
nik-Industrie haben einen hohen Niedriglohnanteil, inklusive Sweatshops und »industrial 
homework«) und im Dienstleistungsbereich. Dieser Prozeß hat seine sozialräumliche Ent- 
sprechung in der Ausdehnung von teurer Wohnraum- und Geschäfts-Gentrifizierung ei- 
nerseits und abgespaltenen, marginalisierten Communities andererseits. Besonders dort, 
wo die Zahl hochbezahlter Arbeitsplatzbesitzer eine kritische Masse erreicht, entstehen 
nicht nur die Bedingungen für die Attraktivierung der Innenstädte, d.h. sowohl bauliche 
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Aufwertung als auch Reorganisation der Konsumstruktur und der urbanen Lebensstile. 
Diese Prozesse setzen die Verfügbarkeit eines riesigen Reservoirs von billigen Arbeitskräf- 
ten voraus. Die Gentrifizierung hoher Einkommensschichten bringt also die verstärkte 
Nachfrage nach arbeitsintensiven Dienstleistungen mit sich, die wiederum zur Ausweitung 
des informellen Sektors beiträgt: 

»Die Nachfrage nach billigen Arbeitskräften zur ‘Bedienung’ der Lebensstile der hochbezahlten Ange- 
stellten, der rapide expandierenden oberen Schichten der Professionals, ist ein Schlüsselfaktor in der 
Ausbreitung des informellen Sektors in Städten wie New York oder Los Angeles (Sassen-Koob 1984: 
157, Übersetzung M. M.)«. 

Folglich sind die Städte längst Schauplätze von Revitalisierungsschüben und Aufwertungs- 
prozessen in den Innenstädten und umliegenden Stadtteilen geworden. Völlig separat da- 
von, aber in struktureller gegenseitiger Abhängigkeit, reproduzieren sich die Stadtteile der 
Minoritäten und neuen Immigranten: ein Heer gesellschaftlicher Dienerinnen und Diener. 
In dieser polarisierten städtischen Struktur spielen die städtischen Bewegungen und ihre Or- 
ganisationen Rollen mit jeweils unterschiedlichen Wirkungen. Die Community Organiza- 
tions, die gegen Verfallund Verslumung angetreten waren, bereiteten mit ihren Selbsthilfe- 
Renovierungsprojekten und der Aktivierung der Community durch vielfältige Projekte 
häufig der bald mit Macht einsetzenden Revitalisierung innerstädtischer Bereiche den 
Weg. Ihnen folgende Organisationen waren mehr und mehr von den »A ufwertern« getra- 
gen, den neuen professionellen Schichten und Angestellten der multinationalen Konzerne, 
die hier ihre Headquarters aufgeschlagen hatten. In ihren an urbaner Kultur und Lebens- 
qualität orientierten Zielen sind sie identisch mit der dritten Strömung des Neighborhood 
Movement, den neuen Mittelklassen. Wo sie sich mit Enklaven alternativer Kultur und pro- 
gressiver Politik vermischen, bildet sich immerhin ein Hindernis für das plan- und schran- 
kenlos wachsende Unternehmertum. In der »zweiten Stadt« (euphemistisch »pockets 
ofpoverty« genannt), wo keine oder ungeschützte Arbeitsplätze die Regel und Informalisie- 
rung die Tendenz ist, sind die CBOs auf andere Weise ambivalent. Eingebunden in die ‘Ko- 
operation’ mit Stadt/Staat und Privatunternehmen sorgen sie dafür, daß die »urban under- 
class« und die ausgegrenzten Stadtteile nicht völlig »abgehängt« (und unregierbar und 
unverfügbar) werden. Obwohl sie sich den Flexibilisierungs- und Privatisierungstendenzen 
kaum in den Weg stellen (oft sogar selbst an der Bereitstellung ungeschützter und schlecht 
entlohnter Arbeitsplätze mitwirken), bleibt die Notwendigkeit ihrer Selbstorganisation als 
Voraussetzung und Mittel gesellschaftlicher Steuerung doch eine permanente Paradoxie 
angesichts ihrer zunehmenden Marginalisierung. 

In der Bundesrepublik sind Inkorporierungsprozesse sozialer Bewegungen weniger über 
Marktorientierung und entsprechende Entpolitisierungsprozesse gelaufen als parteienver- 
mittelt und über Ansätze von dezentral-korporativen Strukturen (vgl. Mayer 1987). Dabei 
hat sich auch hier ein neues Beziehungsgeflecht zwischen Alternativgruppen, Staat und 
Verbänden herausgebildet. Wo der Staat mit materieller und/oder ideeller Unterstützung 
von Bewegungsorganisationen interveniert hat, implizierte die damit verbundene institu- 
tionelle Rahmensetzung und der Druck auf die Projekte und Interessenvertretungen, ihre 
Praxis als verallgemeinerungsfähige, effektive Lösungsstrategien anzubieten, ebenfalls ge- 
wisse Transformationen und Spaltungen. Zum Beispiel konnten die Instandbesetzerprojek- 
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te in West Berlin der frühen 80er Jahre die Chancen ihrer Legalisierung dadurch erhöhen, 
daß sie kiezbezogene, kulturelle und Jugend-Projekte in ihre Arbeit und ihr Haus miteinbe- 
zogen. Sie konnten dadurch wesentlich zur Sozialintegration von »schwierigen« Kiezen 
beitragen und sicherten sich so die Rolle von »Vorzeigeprojekten« für Randgruppen. 
Gleichzeitig trat neben diese Klientel des (1982 eingerichteten) Berliner Selbsthilfe-Förder- 
programıms (also neben die Marginalisierten, die Zugang zu technischer Unterstützung und 
Beratung über IBA oder SPI hatten) eine zweite Kategorie: mittelständische und professio- 
nelle Angestellte, die als Eigentümer-{nicht Mieter-)Gemeinschaften ihr Hausrenovierten. 
Ein Teil der Alternativgruppen wurde so zu Wegbereitern eines gehobenen urbanen Le- 
bensstils, während andere Projekte Bindegliedfunktionen zu den aus dem ersten Arbeits- 
markt Ausgegrenzten wahrnahmen. Das in den USA beobachtete Muster von »Verarbei- 
tung« statt Skandalisierung der neuen Armut ist auch hier bereits erkennbar. Die für die 
BRD-Situation spezifischen Grenzen und Widersprüche der »sozialen Experimente auf lo- 
kaler Ebene« (Evers 1986) müssen allerdings im Kontext hier stattfindender gesellschaftli- 
cher und politischer Umstrukturierungsprozesse herausgearbeitet werden. Das US-Beispiel 
zeigt jedenfalls, in welche Richtung die Fragestellungen entwickelt werden müssen, um die 
Chancen von »unkonventionellen lokalen Initiativen« im Rahmen der veränderten Kon- 
fliktszenarien zu bestimmen. 


Anmerkungen 


1 Gelder für die Entlohnung des Mitarbeiterstabs oder für Verwaltungskosten würden die Projekte 
nur »unselbständig« machen, lautete die allseits vorgetragene Begründung. 
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Karl Homuth 
Identität und soziale Ordnung 
Zum Verhältnis städtischer Kultur und gesellschaftlicher Hegemonie 


»Von Kultur zu reden war schon immer wider die Kultur. Der Generalnenner 
Kultur enthält virtuell bereits die Erfassung, Katalogisierung, Klassifizierung, 
welche die Kultur ins Reich der Administration hineinnimmt.« 
(Horkheimer und Adorno: Dialektik der Aufklärung) 


Aspekte des städtischen Kulturbooms — eine Einleitung 


Seit einigen Jahren erleben die meisten bundesdeutschen Großstädte eine breit angelegte 
kulturpolitische Offensive: Sie betrifft nicht allein aufwendig inszenierte und mit Methoden 
der Werbung vermarktete Massenspektakel wie Stadtjubiläen, Festivals und gesamtkunst- 
verdächtige Feuerwerke. Sie umfaßt gleichermaßen die ästhetisierende Ausgestaltung von 
Stadträumen, den Trend zur sogenannten postmodernen Architektur, die öffentliche Prä- 
sentation avantgardistischer Kunst, die ohnehin existierende Staatsoper, Ausstellungs- und 
Museenkultur, die Anlage ökologischer Nischen und die dezentralen Projekte der Alterna- 
tivkultur. Man gewinnt den Eindruck, als käme diese Angebotsstruktur den kulturellen Be- 
dürfnissen verschiedenster sozialer Gruppen entgegen. Damit scheinen die Kommunen ih- 
rer selbstgestellten Aufgabe gerecht zu werden, Kultur zu demokratisieren, von einem 
ästhetischen zu einem eher soziodynamischen Kulturverständnis zu gelangen, das das ge- 
samte städtische Leben wie auch die Stadtentwicklung ergreift. Sie intendieren, kulturelle 
Chancengleichheit und mehr Urbanität herzustellen, das heißt den Alltag der Menschen er- 
fahrungsreicher, vielfältiger, intensiver und menschlicher zu machen. Sie schöpfen damit 
einen von zentralstaatlichen Vorgaben relativ unabhängigen Gestaltungsbereich aus; Kul- 
turpolitik gilt heute als »die eigentliche und vielleicht noch die einzige Domäne für kommu- 
nale Initiativen« (Sauberzweig 1986: 14). 

Zwei Tendenzen erscheinen mir hier bedeutsam. Zunächst erweitert sich dasSpektrum des- 
sen, was als legitime und eigenständige kulturelle Praxis Anerkennung findet. Um die Di- 
mensionen zu verdeutlichen, nenne ich einige Beispiele: Der kulturelle Rahmen integriert 
heute den Wandel des Freizeitverhaltens und die wechselnden Moden der Jugendkulturen; 
er nimmt lebensreformerische Experimente der alternativen Szene und symbolische Pro- 
testformen der sozialen Bewegungen auf; er umschließt den sichtbaren Alltag ausländi- 
scher Arbeitsimmigranten ebenso wie die Deutschtümßelei der Vertriebenenverbände und 
den Lebensstil der Yuppies. Solch kultureller Pluralismus gilt gemeinhin als Indiz urbaner 
Vitalität und eines toleranten, weltoffenen Sozialklimas oder gar als Möglichkeitsfeld indi- 
vidueller Emanzipation. 

Gleichzeitig manifestieren sich gegenläufige Entwicklungen. Habermas (1985: 11 ff.) etwa 
weist auf den affirmativen Charakter der postmodernen Fassadenarchitektur hin: Die 
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Rückkehr zum Eklektizismus ordne sich dem Muster des politischen Neokonservatismus 
ein, der gesellschaftliche Probleme dem öffentlichen Bewußtsein entziehe und zu Stilfragen 
umdefiniere. Der Hang zum Historismus mache geschichtliche Überlieferungen in idealer 
Gleichzeitigkeit disponibel und ermögliche der »unsteten, vor sich selbst fliehenden Gegen- 
wart eine Kostümierung in geliehenen Identitäten« (ebd. 13). Man kann sogar weitergehen: 
Architektur vertrete nur sinnfällig die heute verbreitete Planungspraxis, zentrale städtische 
Räume mit nationaler Symbolik aufzuladen und sie exklusiven Nutzungen vorzubehalten. 
Sie begleite die Renaissance des Mythos in Politik und Alltagsleben (Glotz u.a. 1985), also 
den Versuch, die geistig-moralische Wende in der Wahrnehmung und im Denken der Indi- 
viduen zu verankern. Aus einer ähnlichen Perspektive argumentieren auch Kritiker des po- 
pulistischen Charakters städtischer Kulturpolitik, der die »Stillegung der Kultur bei forcier- 
tem Betrieb« zu verantworten habe (Cornel 1986). Sie befürchten, daß sich schwelende 
soziale Konflikte so dethematisieren lassen; verordnete Kultur fungiere als sozialer Kitt, um 
den stadtpolitischen Konsens zusammenzuhalten (Mythos Berlin 1985). 

Die sich teils widersprechende Vielfalt der Einschätzungen korrespondiert mit der Unüber- 
sichtlichkeit der kulturellen Phänomene. Sie resultiert daraus, daß man mit divergierenden 
Kulturbegriffen operiert, verschiedene Kultursegmente beurteilt, sich auf jeweils andere 
Inhalte bezieht oder unterschiedliche politische Maßstäbe anlegt. Sofern überhaupt Diskus- 
sionen zwischen einzelnen Positionen zustande kommen, kranken sie an einer fehlenden 
Verständigungsbasis (siehe: Die Grünen 1987). Häufig drängt sich die Frage auf, um wases 
eigentlich geht, wenn von Kultur die Rede ist. Um Funktion und Bedeutung städtischer 
Kultur im Kontext neokonservativer Politik nun eingehender zu beleuchten, schlage ich 
vor, die beiden skizzierten kulturpolitischen Tendenzen an ihren historischen Schnittpunkt 
zurückzuverfolgen. Er liegt in den Widersprüchen sozialdemokratischer Gesellschaftsre- 
form, deren funktionale Stadt- und Sozialplanung soziale und kulturelle Freisetzungspro- 
zesse beschleunigte. Im Focus stadtpolitischer und sozialpädagogischer Diskussionen 
möchte ich nachzeichnen, warum kulturpolitische Interventionen zur Sicherung der gesell- 
schaftlichen Integrationsfähigkeit sich als notwendig erweisen. Danach werde ich zu bele- 
gen versuchen, daß Kulturpolitik nicht als vordergründige Kosmetik wirkt, sondern tief in 
den Bedürfnissen der Menschen wurzelt. Hierzu entwerfe ich ein theoretisches Suchkon- 


zept, das den soziokulturellen Bereich als politische Arena faßt. Und schließlich soll die 
»Kulturmetropole Berlin« den empirischen Rahmen abstecken, in dem ich Kulturpolitik 


auf ihre Eignung als Instrument einer hegemonialen Ordnung prüfe. 


Kulturpolitik als staatliche Intervention 


Ganz im Sinne Marx’scher Dialektik darf man festhalten, daß das sozialdemokratische 
»Modell Deutschland« auch auf städtischer Ebene jene Widersprüche produzierte, die 
schließlich zu seinem Scheitern und seiner Transformation beitrugen. Die stadtpolitischen 
Maßnahmen sind weithin bekannt: Man saniert die Innenstädte flächenweise, errichtet 
Großsiedlungen an der städtischen Peripherie, baut die Verkehrssysteme aus und zieht ein 
Netz sozialer Versorgungsapparate über die Stadt. Der städtische Raum wird soradikal um- 
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gestaltet, ökonomisiert, entsinnlicht, fragmentiert und verregelt, daß Hartmann von einer 
»zweiten Zerstörung Deutschlands« sprechen kann (1980). Damit betreibt die sozialdemo- 
kratische Strategie auch die Modernisierung von Lebensverhältnissen (Gude/Homuth 
1983): Sie enteignet, normiert, durchstaatlicht und segmentiert den Alltag der Individuen, 
sie forciert den Zerfall traditioneller sozialer und kultureller Milieus. Die Veränderung und 
Neuordnung städtischer Räume transportiert gleichzeitig neue Orientierungs- und Verhal- 
tensmuster; diese vermitteln sich über die stumme Gewalt von Sachzwängen, die etwa der 
normalen Abwicklung staatlicher Dienstleistungen, der durchkalkulierten Funktionalität 
der Konsumparadiese und dem technisch angemessenen Umgang mit Neubauten, Freizeit- 
anlagen und Verkehrseinrichtungen entspringen. Damit gewinnt die räumliche Struktur 
die Eigenschaft eines codes, einer verschlüsselten Information, die soziale Situationen defi- 
niert, klare Handlungsanleitungen vorgibt und so den Alltag in quantifizierbare Funktio- 
nen aufgliedert: Dies beschreibt den verhaltenssteuernden Mechanismus, der auch postmo- 
derner Stadtgestaltung innewohnt, weil er die Funktionalisierung des Raumes beibehält 
und sich in »Verpackungsdesign«, Kulissenarchitektur und eine ästhetisierende Zitierwut 
kleidet, die das Individuum bestenfalls animiert und gleichzeitig zur Passivität verurteilt 
{Posener 1987). 

Einen zweiten Strang städtischer Intervention des sozialdemokratischen Reformprojekts 
möchte ich als Sozialisationspolitik kennzeichnen.! Damit meine ich den Versuch, den Mo- 
dernisierungsschub städtischen Lebens mit Hilfe wissenschaftlich fundierter Sozialpla- 
nung, einem Netz institutioneller Sozialdienste und besonders über Bildungsangebote zu 
befördern und individuelle Härten abzufedern. Mir ist hier vor allem der Hinweis wichtig, 
daß mit der Zerstörung überkommener sozialräumlicher Milieus und lokaler Kulturformen 
auch traditionelle Verhaltensroutinen, Kommunikationsstrukturen, Deutungsschemata 
und Identitätsmuster an Geltung verlieren: Das Person-Umwelt-Gefüge vieler Menschen 
erweist sich als aufgestört und instabil. Diesen Mangel sollen nun professionelle Leistungen 
auffüllen. Dabei geht es darum, soziale Desorientierung zu verhindern und Sinnzusammen- 
hänge zu stiften, emotionale Defizite zu kompensieren und therapeutische Hilfen zu geben, 
schließlich soziale Kompetenzen zu vermitteln, Gruppenerlebnisse zu initiieren und Gebor- 
genheitsbedürfnisse zu befriedigen, oder allgemein: Schwierigkeiten bei der Lebensbewälti- 
gung zu normalisieren. So entstehen künstliche soziale Lernräume (Alheit 1980), die die 
Aneignungsmöglichkeiten der städtischen Umwelt auf administrativ kontrollierbare Bah- 
nen beschränken. Es formen sich normierte Biografieverläufe (Beck 1986), insofern die 
Individuen ihre Hoffnungen an die institutionell bereitgestellte Angebotsstruktur binden. 
Allerdings bleiben die Normen abstrakt; sie fordern vor allem Anpassungsbereitschaft, Fle- 
xibilität, Kooperationsfähigkeit und Leistungswillen. 

Nun charakterisiert es die soziale Entwicklung der 70er Jahre, daß die zentral veranlaßten 
und bürokratisierten Formen sozialdemokratischer Stadtpolitik dysfunktionale Ergebnisse 
zeitigten und das angestrebte Integrationsziel verfehlten: Die mittelständisch geprägte Ge- 
genkultur untergrub den gesellschaftlichen Konsens, indem sie ideologische Fundamente 
und dominierende soziale Beziehungsmuster in Frage stellte. Neue soziale Bewegungen 
meldeten sich vor allem in den Städten zu Wort; ihr Engagement galt der Verteidigung und 
konkreten Umgestaltung von Lebensweisen; ihre Aktionen zeigten ein hohes Maß an über- 
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schießender Subjektivität, Kreativität, Phantasie und Eigensinn. Jugendliche Subkulturen 
demonstrierten ein wachsendes Potential an latenter und offener Abweichung. Und 
schließlich mußte man registrieren, daß sich auch sogenannte Normalbürger zunehmend 
isoliert, unbeheimatet, einflußlos und eigener Erfahrungswege beraubt fühlen; dem suchte 
man zunächst mit dezentralisierter »kommunaler Kulturpolitik« entgegenzuwirken, die als 
Bildungsaufgabe didaktisch aufbereitet und auf die jeweiligen Rezeptionsumstände zuge- 
schnitten werden sollte. 

An dieser Einbruchstelle deutet sich bereits ein sanfter Übergang von breit angelegten So- 
zialisationsprogrammen zu einer stärker differenzierenden Kulturintervention an: Steue- 
rungsdefizite zentralisierter Bürokratien bemüht mansich zu kompensieren, indem man be- 
stimmte Funktionen der Sozialpolitik auf die kommunale Ebene herunterstuft (Peters 
1983: 9 ff.) und flexibilisiert. Damit erweitern sich — und darauf kommt es in dieser Argu- 
mentation an — die Kommunikationsfähigkeit und.die Interaktionsspielräume lokaler Ver- 
waltungen. Trotz reduzierter finanzieller Ressourcen und Personalkapazitäten gelingt es 
ihnen, in den vorprofessionellen Raum etwa der Bürgerinitiativen, Selbsthilfegruppen, Kul- 
turprojekte und Stadtteilbewegungen einzudringen (Ferchhoff 1983). 

Dieser Umschwung läßt sich nicht aus der abstrakten Gegenüberstellung von zentraler und 
lokaler Politik erklären. Man muß vielmehr berücksichtigen, welche aufeinander bezoge- 
nen Teilprozesse die Spezifik dezentraler Intervention ausmachen: Am Beispiel Berlin- 
Kreuzbergs habe ich herausgearbeitet (Homuth 1984a; 1984b; 1985), daß administrative 
Organisationsformen entbürokratisiert und neue, im zwischenmenschlichen und soziokul- 
turellen Bereich operierende Interventionstechniken erprobt werden. Diese Wandlungen 
erfordern und werden gleichermaßen bedingt durch ein verändertes Selbstverständnis, eine 
engagierte Fachlichkeit und eine neue Zusammensetzung der professionellen Akteure; es 
finden Bewegungen der Entprofessionalisierung und Reprofessionalisierung statt, in deren 
Verlauf die Institutionen sich ein spezialisiertes Wissen über Wahrnehmungsweisen und 
Problembewältigungen verschiedener Sozialgruppen verschaffen. Sie verzeichnen einen 
doppelten Dispositionsgewinn: Mit Hilfe informeller Arbeitsweisen vermögen sie soziokul- 
turelles Sinnpotential, oppositionelle Phantasie, ökologisches Verantwortungsbewußtsein 
und alternative Innovationskraft in die kapitalistische Gesellschaftserneuerung einzubau- 
en. Und gleichzeitig werten die Institutionen im Stadtteil bereits vorhandene Problemlö- 
sungsansätze auf. Sie verweisen anderswo verursachte Problemlagen an die »Betroffenen« 
und den vermeintlich überschaubaren und gestaltbaren lokalen Bezugsrahmen zurück; 
dort beteiligen sie sich daran, die vor Ort wahrgenommenen Defizite partiell zu beseitigen 
und zu kompensieren, in Herausforderungen und Qualitäten umzudefinieren und zu sym- 
bolisieren, also: kleinzuarbeiten und Konfliktpotential zu entschärfen. Die professionellen 
Akteure leisten behutsame Vertrauens- und Beziehungsarbeit und:tragen dazu bei, lokales 
Verantwortungsbewußtsein zu bestärken und — zumindest die als maßgeblich erachteten 
— Sozialgruppen mit dem Stadtteil zu identifizieren. 

Diese Form der Intervention gewinnt eine besondere Qualität: Es handelt sich um eine si- 
tuationsbezogene, non-direktive Steuerung sozialer Prozesse, die ihre inputs vor allem aus 
den Aktivitäten und soziokulturellen Bedürfnissen der »Betroffenen« bezieht. Ihre Schwer- 
punkte verschieben sich von sozialer Leistungsverwaltung und vorfabrizierten Sozialisa- 
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tionsangeboten zu kultureller Animation. Nicht zufällig läßt sich eine programmatische 
und konzeptionelle Annäherung von kommunaler Sozial- und Kulturarbeit beobachten. 
Allerdings kristallisiert sich immer deutlicher heraus, daß sich diese beiden Interventions- 
verfahren an eine.unterschiedliche Klientel richten (Homuth/Kappeler/Liebel 1987) und 
aus verschiedenen Perspektiven agieren. Während Sozialarbeit in erster Linie dem Repara- 
turschema verhaftet bleibt, leitet Kulturarbeit die Idee der Prävention; sie soll den reakti- 
ven Charakter herkömmlicher Sozialarbeit zugunsten von Problemprophylaxe überwin- 
den: Kulturarbeit wirkt positiv; sie gibt sich als Frucht eines institutionellen Lernprozesses. 
Sie vermeidet es, das Individuum auf sein spezielles Problem zu reduzieren und zu stigmati- 
sieren, sondern zielt vorgeblich auf den »ganzen Menschen«. Anders formuliert richtet sie 
sich darauf, individuelle Darstellungswünsche und gemeinschaftliche Gestaltungsbedürf- 
nisse aufzunehmen, zu fördern und zu spiegeln. Soziale Kulturarbeit zensiert nicht vor- 
schnell die Inhalte, sondern bemächtigt sich des Prozesses, in dem die Menschen nach sinn- 
haftem Austausch mit ihrer sozialen und räumlichen Umwelt streben. 

Ich fasse kurz zusammen: Die heutigen Versuche, Kulturpolitik als Instrument sozialpoliti- 
scher Steuerung auf großstädtischer Ebene einzusetzen, gehen auf die sozialdemokratische 
Sozialisationspolitik zurück. Hier bilden sich die spezifischen Sozialtechniken heraus, die 
dann auf dezentrale Ansätze und unterschiedliche Problemlagen übertragen und mit oppo- 
sitionellem know-how angereichert werden. Ihr Schwerpunkt liegt weniger darauf, Vertei- 
lungskonflikte um materielle Güter zu regeln undein gesellschaftlich verbindliches Norma- 
litätsmodell durchzusetzen. Vielmehr zielt Kulturpolitik darauf ab, das in Bewegung 
geratene städtische Sozialgefüge genau auf der Ebene zu stabilisieren, auf der die Probleme 
gesellschaftlicher Umstrukturierungsprozesse zu Tage treten: Dies ist die soziokulturelle 
Ebene, und die Interventionen richten sich auf die hier sich manifestierenden Diskurse, 
Orientierungsversuche, Anpassungsschwierigkeiten, Verunsicherungen und Bedürfnisla- 
gen. Kulturpolitik bezieht sich auf die individuelle Wahrnehmung und Verarbeitung von 
Problemen; sie knüpft am Fühlen, Denken und Handeln der Menschen an: Sie führt einen 
Kampf um »Köpfe und Bäuche«. 

Ich möchte nun die Funktionsweise und die mögliche Tragweite dieser vorrangig indirekt 
operierenden und sich liberal gebenden Strategie ausloten. Es gilt der Frage nachzugehen, 
mittels welcher Mechanismen es möglich sein kann, soziokulturelle Praxis für politische 
Gestaltungsabsichten zu funktionalisieren. Dazu konzentriere ich mich im nächsten Unter- 
suchungsschritt darauf, Licht in die black-box des soziokulturellen Prozesses zu bringen. 
Um hier beobachten zu können, verwende ich ein Set verschiedener theoretischer Instru- 
mentarien. Ich möchte ein Suchraster konstruieren, das mögliche Verbindungslinien zwi- 
schen individuellen psychischen Vorgängen, sozioökonomischen Entwicklungen und poli- 
tischen Interventionen zu erkennen erlaubt.? 


In der soziokulturellen Arena vollzieht sich Identitätspolitik 


Mit dem Begriff Soziokultur umschreibe ich eine spezifische politische Arena, in.der sich he- 
gemoniale Gesellschaftsstrukturen reproduzieren und weiterentwickeln. Sie umfaßt weit 
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mehr als die Konkurrenz um Realitätsdefinitionen und den Wandel von Lebensformen 
(Habermas 1985: 159); dieser Aspekt betrifft vorwiegend die sich manifestierenden Inhalte. 
Darüberhinaus geht es aber auch um die Weise, wie Individuen und soziale Gruppen ihre 
Umwelt wahrnehmen und sich anzueignen versuchen, wie sie sich darstellen und um Aner- 
kennung ringen, wie ihre Hoffnungen und Wünsche auf Resonanz stoßen und wie sie zu 
einer psychosozialen Identität finden; diese Perspektive lenkt auf die Formen kultureller Ver- 
mittlungsprozesse und die darin enthaltenen Spielregeln. Und schließlich markiert die so- 
ziokulturelle Arena einen flexiblen politischen Rahmen, der legitime kulturelle Praktiken 
von kriminellen, asozialen und staatsfeindlichen Abweichungen trennt, also die Integra- 
tionsfähigkeit des politischen Systems indiziert: »Eine hegemoniale Ordnung schreibt nicht 
den spezifischen Inhalt der Ideen vor, sondern die Grenzen, innerhalb denen Ideen und 
Konflikte sich bewegen dürfen« (J. Clarke u.a. 1979: 82). Auf dieser Ebene kommen gesell- 
schaftliche und staatliche Institutionen ins Spiel. 

Die Konzeption von Soziokultur als einer politischen Arena will die gängigen Dichotomien 
vermeiden, die etwa in Gegenüberstellungen »Kultur von oben« versus »Kultur von 
unter« und »Massenkultur« versus »Hochkultur« implizit immer noch die Diskussion do- 
minieren (Die Grünen 1987). Solche Positionen argumentieren inhaltsanalytisch und ideo- 
logiekritisch. Damit verankern sie die These von Manipulation und Überwältigung der In- 
dividuen durch die Kommunikationsmedien bzw. die Fülle der verbreiteten Informationen 
bereits in der Fragestellung; sogenannte Massenkultur erscheint aus dieser Sicht als passi- 
ver Reflex und eindimensionale Zurichtung durch gesellschaftliche Agenturen. Vor dieser 
Negativfolie läßt sich beinahe jede gegenkulturelle Initiative als neue soziale Bewegung ein- 
stufen bzw. jede als authentisch goutierte jugendliche Subkultur als widerständig stili- 
sieren. 

Tatsächlich vollziehen sich in der soziokulturellen Arena jedoch eine Reihe von vielschich- 
tigen Austauschbeziehungen zwischen Individuum sowie räumlicher und sozialer Umwelt. 
Ideologien etwa spiegeln nicht einfach verdinglichte Verhältnisse als falsches Bewußtsein 
wider; vielmehr durchläuft das tätige, sinnliche Erkennen einen individuellen Konstitu- 
tionsakt, in den praktische und situative Abwägungen, habitualisierte Sozialstrukturen, 
spezifische Gefühlslagen und gleichsam verkörperlichte Erfahrungen eingehen (vgl. dazu 
etwa Bourdieu 1984: 727 ff.). 

Selbst unter restriktivsten Bedingungen verhält sich das Individuum nicht bloß reaktiv, son- 
dern bewältigt die sich ihm stellenden Anforderungen und Probleme durchaus aktiv: Un- 
tersuchungen etwa zu totalitären Vergesellschaftungsmodi (Erdheim 1984) belegen eine 
enge, durch Identifikation erzeugte Korrespondenz zwischen verbreiteten individuellen 
Wünschen und gesellschaftlichen Institutionen als Organisationsformen des sozialen Un- 
bewußten; in dieselbe Richtung weist auch das ethnopsychoanalytische Rollenverständnis 
Parins (Parin 1983). Weiterhin zeigen psychosomatische Krankheiten in letzter Instanz 
nicht resignative Fluchttendenzen des Individuums an, sondern müssen eher als aktive 
Konfliktdethematisierung verstanden werden, durch die dem Individuum primäre und se- 
kundäre Krankheitsgewinne zuwachsen (Moersch 1978; Horn u.a. 1983). Ebenso verdeut- 
licht das Konzept »kritische Lebensereignisse« (Filipp 1981), daß die von tiefgreifenden Stö- 
rungen eines gegebenen Person-Lebenswelt-Gefüges Betroffenen über ein differenziertes 
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Potential an individuellen und kollektiven »coping«-Strategien verfügen: Sie können die 
Realität partiell entwirklichen, umdeuten oder verleugnen, die eigenen Wünsche restriktiv 
umformen und das eigene Selbstbild verändern, sie können soziale Stützungssysteme akti- 
vieren und schließlich Widerstand leisten. 

Ich betone den aktiven Charakter soziokultureller Praktiken, um die Aufmerksamkeit von 
ihren Inhalten auf die Art und Weise und den Rahmen zu lenken, in denen die Individuen 
sich mit Problemen des Alltags konfrontieren und an gesellschaftlichen Prozessen teilneh- 
men. Denn hierin liegt der zentrale Wirkungsmechanismus einer hegemonialen Ordnung: 
Sie degradiert die Individuen nicht zu widerspruchsunfähigen Marionetten; vielmehr grün- 
det sie auf Zustimmung, insofern sie soziokulturellen Differenzen verschiedener Sozial- 
gruppen untereinander wie auch den gesellschaftlichen Institutionen gegenüber anerkennt 
und integriert, über die die Individuen ihre Identität bilden und ihre elementare Selbstach- 
tung stabilisieren können. Hegemonie lebt geradezu davon, bestehende und sich neu ent- 
wickelnde soziokulturelle Muster zu bestätigen und behutsam zu modellieren, weil diese als 
selbst-gemacht empfunden werden: »Sie liefern sozusagen die glaubwürdigsten und loh- 
nendsten Erklärungen für das Individuum, seine Zukunft und besonders für den Ausdruck 
seiner Lebensenergie. Sie scheinen die Dinge zu ‘bezeichnen’ und ‘sinnvoll zu machen’« 
(Willis 1979: 251). Soziokulturelle Hegemonie stellt ein dynamisches Gleichgewicht her, 
das durch die Verkoppelung von eigensinnigen und potentiell widerständigen Tendenzen 
mit tolerierbaren Artikulationsmustern gehalten wird. 

Die soziokulturelle Arena bildet einen ebenso komplexen wie sensiblen Politikbereich, weil 
hier verschiedenartige Wirkungsmechanismen und Entwicklungsdynamiken koexistieren 
und sich wechselseitig beeinflussen:: Sozioökonomische Umbauprozesse etwa treffen 
gleichzeitig aufüberkommene Vergesellschaftungsweisen und lebensreformerische Experi- 
mente; die Entscheidungslogik administrativer Verfahren stößt auf ihr fremde Diskursfor- 
men und Problemlösungsansätze; technologischer Fortschritt produziert sozial unkalku- 
lierbare Nebeneffekte, massenmedial verbreitete Ideologien und industriell gefertigte 
Konsumgüter erhalten in subkulturellen Milieus, besonderen lokalen Zusammenhängen 
und sozialen Bewegungen eigenständige Bedeutungen und Verwendungen (Hebdige 1983). 
Damit erweist sich die soziokulturelle Arena als ein widersprüchlich determiniertes Feld, 
auf dem die gesellschaftlichen Individuen sogenannte objektive Bedingungen und Verän- 
derungen erkennen, verarbeiten, mit Sinn versehen und zu Handlungsroutinen, (Über-) 
Lebensstrategien, Weltbildern und Selbstkonzepten synthetisieren müssen: Diese Prozesse 
meint der Begriff Soziokultur. Die gesellschaftlichen Verhältnisse werden in symbolischen 
Ordnungen gleichsam verdoppelt, ohne daß sich das »wahrgenommene Sein« umstandslos 
und deckungsgleich auf eine wie auch immer definierte objektive Realität zurückführen 
oder gar aus ihr ableiten ließe (Bourdieu 1987). Im Gegenteil: Man muß zur Kenntnis neh- 
men, daß auch die verzerrte, »die falsche Erkenntnis der Wahrheit der Klassenverhältnisse 
untrennbar zur Wahrheit dieser Verhältnisse gehört« (ebenda 369). 

Hieraus ergibt sich ein methodisches Postulat: Man muß zunächst versuchen, die relative 
Autonomie und die immanente Logik soziokultureller Formen anzuerkennen und zu be- 
greifen. Denn gesellschaftliche Entwicklungen bieten sich unausweichlich auch als indivi- 
duell und kkollektiv zu bearbeitende Konflikte und Probleme dar. Dies meint Gramsci, wenn 
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er kritisiert, der Irrtum der Intellektuellen bestehe darin zu glauben, »daß man wissen kann, 
ohne zu verstehen und insbesondere zu fühlen, und daß man begeistert sein kann..., ohne 
die elementaren Leidenschaften des Volkes zu spüren« (Gramsci 1983: 93 f.). Und gleicher- 
maßen muß man die soziokulturellen Praktiken auf das gesellschaftliche System beziehen, 
das sie hervorbringt (Bourdieu 1985 b: 28). Um also die Schaltstelle zu bestimmen, von der 
aus individuelle Bewältigungs- und Abwehrreaktionen sich sozioökonomischen Funktio- 
nalisierungen und politischen Interventionen zuordnen, werde ich einen komplementären 
Ansatz verfolgen (Devereux 1984 a, 1984 b). Ich beleuchte den soziokulturellen Prozeß so- 
wohl von der Seite hegemonialer Strukturbildung als auch aus der Perspektive individueller 
Verarbeitung. Komplementarität bedeutet also hier, den soziokulturellen Prozeß doppelt 
zu erklären: von der Gesellschaft und vom Individuum her.? 

Die soziokulturelle Arena läßt sich also als ein Transformationsfeld begreifen, auf dem ver- 
schiedenartige, oft gegenläufige und widersprüchliche gesellschaftliche Prozesse durch die In- 
dividuen hindurch gebrochen und ausbalanciert werden. Über welche Mechanismen funktio- 
niert diese Vermittlung? Um dieser Frage näher zu kommen, kann die auf verschiedenen 
Ebenen geführte Diskussion über /dentität dienen (vgl. Aigner 1987). Identität bezeichnet die 
Dialektik zwischen inneren, auf psychische Stabilität abzielenden Vorgängen und dem Be- 
streben, die Außenwelt zu erkennen und zu verändern, sich anzupassen und abzugrenzen 
(Fetcher 1983; Nunner-Winkler 1985). Identität beschreibt keinen Zustand, sondern eine le- 
benslange Leistungsanforderung an das Individuum, gesellschaftlich produzierte Attributio- 
nen, Rollenerwartungen und Verhaltenszumutungen mit eigenen Fähigkeiten und Überzeu- 
gungen, mit eigenen Wünschen, Bedürfnissen und Hoffnungen zu harmonisieren. 

Im Gegensatz zu den meisten in Soziologie und Psychologie diskutierten Identitätsmodel- 
len betone ich, daß zur Identitätsbildung tätige und verändernde Aneignung der sozialen 
und räumlichen Umwelt gehört (Ottomeyer 1980). Diesen zentralen Aspekt schneiden die 
gängigen Identitätstheorien ab; sie verkürzen Identität zueinem Kommunikations- und In- 
teraktionsproblem und naturalisieren damit gleichsam die gesellschaftlichen Bedingungen, 
die ein spezifisches Identitätsmodell aufherrschen: Identität über äußerliche soziale Aner- 
kennung und intime Nähe zu finden. Sie verkennen den auf den Individuen lastenden 
Zwang, sich mit einer zerstückelten und verdinglichten Realität und den dort herrschenden 
Spielregeln zu identifizieren.* Dennoch eignen sich solche Theorien, die Schwierigkeiten zu 
beschreiben, unter denen sich soziale Abgrenzungs-, Anpassungs- und Anerkennungspro- 
zesse vollziehen. Ihr Ansatz, den Kampf um Anerkennung implizit zum ontologischen Tat- 
bestand zu erheben und als zentrales Identitätsproblem zu behandeln, mündet in therapeu- 
tische und pädagogische Lösungskonzepte, um psychosoziale Integrationsdefizite zu kom- 
pensieren und auszugleichen. Die hier erprobten Interventionspraktiken liefern Hinweise 
darauf, in welcher Weise auch Kulturpolitik soziale Prozesse zu steuern vermag. 
Zunächst gilt jedoch festzuhalten, daß Identität den gesellschaftlich vermittelten Prozeß 
bezeichnet, in dem sich das Individuum sich selbst und anderen gegenüber dingfest macht; 
die Assoziation zur erkennungsdienstlichen Identifizierung (Kamper 1986; Nunner-Wink- 
ler 1985) stellt sich nicht zufälligein. Das Individuum verfängt sich in unerbittlichen Selbst- 
zweifeln: Wer bin ich? Bin ich wirklich authentisch? Wie sehen mich die anderen? Weil es 
seine psychische Stabilität sichern will und dazu der sozialen Anerkennung bedarf, folgt die- 
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se innere Inquisition einer immanenten Logik. Sie verläuft jedoch unbefriedigend, insofern 
die Anerkennung äußerlich bleibt: Sie heftet sich an soziales Prestige und beruflichen Sta- 
tus, die Cleverness im Konkurrenzkampf und die erfolgreiche Anpassung etwa an neue 
Technologien; sie knüpft sich an die Präsentation vorgefertigter Images, das Beherrschen 
standardisierter Rollen und immer mehr an den flexiblen Umgang mit unterschiedlichen 
Normensystemen: Man muß mehr als normal sein (Lyotard 1986, 181; Böhnisch 1984: 
112). 

Dieser Identifizierung anhand verifizierbarer Merkmale, die es als jederzeit ersetzbar und 
beliebig austauschbar abstempeln, trachtet das Individuum durch verschiedene Strategien 
zu entkommen: Es versucht, sich über herausragende Leistungen hervorzutun, sich durch 
bestimmte Stilisierungen, Hobbies, Konsumgewohnheiten, Verkehrsformen und Aktivitä- 
ten abzugrenzen; es speist seine Identität aus der Macht gesellschaftlicher Institutionen 
oder es bindet die Hoffnung, als besonderes Selbst angenommen zu werden, an interperso- 
nale Beziehungen oder therapeutische Milieus. 

Wir begegnen hier einer pathogenen Konfliktstruktur: Nicht etwa steht das Individuum di- 
vergierenden äußeren Anforderungen gegenüber, die es trotz inneren Schwankens durch 
Entscheidung für eine bestimmte Handlungsalternative lösen kann. Vielmehr ist es in einem 
double bind (Bateson 1985; Hack 1977: 97 ff.) gefangen, einer ängstigenden zweideuti- 
gen Information, die das Individuum in ein nicht bewußtes und daher nurschwer aufhebba- 
res Dilemma stürzt: Es macht nicht die Erfahrung eines Widerspruchs, sondern eine para- 
doxe Erfahrung, die sich unkontrolliert in der Psyche festsetzt. Das vereinzelte Individuum 
verstrickt sich in die herrschende soziokulturelle Dynamik: Es sieht sich veranlaßt, unter 
den Bedingungen marktvermittelter Austauschbarkeit und Anonymität nach Besonde- 
rung und Anerkennung zu streben; in einer von Konkurrenz dominierten Gesellschaft auf 
menschliche Nähe zu hoffen; schließlich in verplanten, entsinnlichten und zerstückelten 
Sozialräumen (Levebvre 1977) nach Betätigungsmöglichkeiten und in einer zerstörten Um- 
welt nach authentischen Naturerlebnissen zu suchen. Man kommt also nicht umhin, die 
zweifelhafte Identitätssuche der Individuen auf pathogene Strukturen der Gesellschaft 
selbst zu beziehen. 

Hierzu erscheint mir der Begriff /dentitätspolitik° tauglich: Er charakterisiert verschiedene 
staatliche Maßnahmen, die Einfluß auf die soziokulturelle Arena nehmen. Mit ihm verbin- 
det sich nicht die absurde Vorstellung einer zentralen inhaltlichen Planung sozialer Prozes- 
se bis in die Gedanken und Gefühle der Individuen hinein; stattdessen kann er als heuristi- 
sches Instrument nützen, die Mechanismen und Strukturen staatlicher Interventionen 
über ihre Wechselwirkung mit der soziokulturellen Praxis der Individuen zu rekonstruie- 
ren. Ein solches Verfahren darf sich nicht darauf beschränken, die Rahmensetzungen zu 
beschreiben, über die gesellschaftliche Institutionen ihre Hegemonieansprüche geltend ma- 
chen. Hierin liegt sicherlich ein zentraler Untersuchungsgegenstand; denn man wird nicht 
vergessen, daß die fragilen Grenzziehungen zwischen Kultur und intolerierbarer Abwei- 
chung letztlich auf der Gewalt und Durchsetzungsbereitschaft staatlicher Ordnungsagen- 
turen basieren. Jedoch funktioniert kulturelle Hegemonie nicht terroristisch (Lyotard 
1986: 136, 184); sie muß in der Praxis der Individuen ankern. 

Über die Produktion anachroner Stadtbilder, die Anlage künstlicher Natur, das recycling 
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überholter Ideologieversatzstücke und fremder Kulturen, die Präsentation »menschlicher« 
Politikerimages, die Inszenierung scheinhafter und flüchtiger Gemeinschaftserlebnisse, 
über pädagogisierende, professionelle Beziehungsarbeit und schließlich über die Gewäh- 
rung kontrollierbarer Aktionsfelder werden Wunsch und Streben nach Selbstverwirkli- 
chung, Bestätigung und Sinn mit Lebensersatz abgespeist.® 


Die »Kulturmetropole Berlin« als soziales Ordnungsmodell 


Die Tragfähigkeit des vorgestellten theoretischen Suchkonzepts möchte ich nun am Bei- 
spiel Berlins demonstrieren. Diese Stadt gilt dem Senat als Testfall und mögliches Vorbild ei- 
ner »humanen Stadtentwicklung«; der programmatische Anspruch »Kulturmetropole 
Berlin« weist direkt auf die Bedeutung der soziokulturellen Arena als Medium und Kampf- 
fläche hegemonialer Bestrebungen. Als empirische Basis dienen mir drei Problemfelder, die 
ich mit der Methode der »dichten Beschreibung« (Parin 1983: 366 f.) darstellen werde: (a) 
Die Schaffung urbaner Erlebnis- und Orientierungsräume, (b) das Wirken von Identitätspo- 
litik und (c) das Funktionieren des kulturellen Marktes. Abschließend (d) möchte ich auf 
mögliche Grenzen von Kulturpolitik hinweisen. 


Die Schaffung urbaner Erlebnis- und Orientierungsräume 


Es wundert nur auf den ersten Blick, wenn der Berliner CDU-Politiker Lehmann-Brauns 
(1985) bemängelt, daß die Berliner Bezirke mit Ausnahme Kreuzbergs und der Winterfeld- 
platzgegend kulturelles Brachland seien. Er schlägt vor, die »weitgehend intakten Stadtku- 
lissen« des Wedding, von Moabit und Neukölln kulturell wiederzubeleben: Erdenktan Ca- 
fes, kosmopolitische Kneipen, extravagante Treffs für Künstler, freie Theatergruppen, 
Cabarets, Buchhandlungen, Galerien, Kunstpfade und vieles mehr. Er hofft, mittels Senats- 
förderung privatwirtschaftliche Initiativen anstoßen zu können, um kleinteiliger und flexi- 
bler weiterzuführen, womit die etatistische sozialdemokratische Planung bereits begonnen 
hatte: den abstrakten und zerstückelten städtischen Raum mit einem urbanen Schleier zu 
umhüllen. Die Gemütlichkeit des heimischen Wohnzimmers soll sich im bezirklichen Maß- 
stab breit machen; das Lokalkolorit der »Kieze« soll Gefühle der Geborgenheit und des Be- 
heimatetseins wecken, unverwechselbare Orientierungspunkte für emotionale Bindungen 
schaffen (Sauberzweig 1986, Fink 1983). Es geht darum, den »Schein subjektiver Autono- 
mie über den Raum wiederherzustellen« (Hartmann 1980: 100); an die Stelle der physi- 
schen Aneignung, also des realen individuellen und kollektiven Verfügens, treten Angebo- 
te der psychischen Identifikation. 

Ganz im Sinne einer solchen Dekorierung des städtischen Raums funktionieren nicht nur 
die zentralen Massenspektakel; sie bilden nur die high-lights einer ganzen Reihe beinahe 
schon alltäglicher Vorgänge. Dazu zähle ich Kunstaktionen auf öffentlichen Plakatwän- 
den, die architektonische Wiederentdeckung der Fassade und des urbanen Platzes, staatlich 
geförderte Wandmalereien und die geschmackvolle Farbgestaltung historischer Stra- 
Benzüge, die Anlage ökologischer Inselchen und den Ausbau technischer Museen, schließ- 
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lich amtlich veranstaltete Straßentheater und Gauklerfeste, die Umwidmung von stillgeleg- 
ten Bahnhöfen in Basare und Theater, die Beförderung von Graffiti in den Rang der Kunst 
und die Gestaltung von Boutiquen im Tante-Emma-Laden-Stil: Egal ob Natur oder Indu- 
striekultur, egal aus welcher historischen Epoche architektonische Zitate entlehnt werden, 
und egal, welche Aussagen künstlerische Praxis vermitteln will: Nichts entgeht dem »urba- 
nen recycling«. Die Inhalte sind nebensächlich und austauschbar. Das Ziel ist die Anima- 
tion oder besser: Reanimation von Gefühlen der Aktivität und Gemeinschaft. Die message 
lautet: »It’s your life, enjoy it!« 

Der Architektur- und zwar keineswegs nur der sogenannten postmodernen — fällt dabei 
die Rolle zu, vorwiegend Bilder zu produzieren und zu transportieren: Bilder von Stadt, an 
denen sich die Menschen orientieren müssen und in denen sie nach Identifikationspunkten 
suchen. Man kann sagen, daß diese Bilder fiktive und gleichzeitig realistische Anteile ent- 
halten. Sie sind fiktiv, weil die Menschen darin ihre eigene Praxis nicht wiedererkennen 
können; denn sie sind nach formalen Kriterien fabriziert und aus unterschiedlichen und ar- 
tifiziellen Elementen zusammengesetzt; sie entziehen sich daher der Nachahmung und der 
kollektiven Aneignung. Doch trotzdem sind sie real bedeutsam, insofern sie Wünsche, Be- 
dürfnisse und Hoffnungen repräsentieren; in diesem Sinne wirken sie als Mythen: Sie 
erzählen grundlegende Geschichten, die jeder zu kennen vermeint, sie übermitteln Bot- 
schaften scheinbar existenzialer Bedeutung. So funktioniert Architektur als eine Art gesell- 
schaftlicher Kühlschrank: Sie antwortet auf die Suche nach Identität, auf die Frage nach 
persönlichem und gesellschaftlichem Sinn, in dem sie Objekte des Begehrens und der Angst 
aufnimmt und symbolisiert. Sie entschärft Wünsche, Bedürfnisse und Ängste, kühlt sie ge- 
wissermaßen ab, nimmt ihnen die drängende Brisanz und hält sie doch gegenwärtig (Erd- 
heim 1984: 218 ff., Friedländer 1984: 39 ff.). Architektur treibt ein doppeltes Spiel mit den 
Menschen: Sie fordert zur Identifikation auf und versperrt sich der Aneignung. Die Inhalte 
versprechen, was die Formen verbieten; oder: die Formen laden ein, wo der Inhalt ver- 
schwindet. 


Das Wirken von Identitätspolitik 


Es wäre verfehlt, »urbanes recycling« als durchsichtiges Manöver der Wende-Politiker ab- 
zutun; es handelt sich um weit mehr als oberflächliche Stadtkosmetik: »urbanes recycling« 
beinhaltet wesentlich /dentitätspolitik. Es geht um die Kompensation zerstörter gesell- 
schaftlicher Bezugssysteme und die Transformation der seit Ende der 70er Jahre leerlaufen- 
den sozialdemokratischen Integrationsmaschinerie. 

Vergegenwärtigen wir uns die Ausgangssituation: Nicht von ungefähr machte das Schlag- 
wort der »Unregierbarkeit Berlins« die Runde. Bankrotte Sanierungspolitik, Wohnungs- 
not, Hausbesetzungen, Straßenschlachten und administrative Konzeptionslosigkeit offen- 
barten das Desaster sozialdemokratischer Stadtpolitik. Konventionen über politische 
Legitimität verloren an Verbindlichkeit. Das Vertrauen auf staatliche Entscheidungs- und 
Handlungskompetenz war fundamental erschüttert. Im Kampf um soziale Besitzstände, 
um die Durchsetzung von Lebenskonzepten und die Eroberung von Chancen prallten kon- 
kurrierende Sozialgruppen unvermittelt aufeinander: Es entbrannte ein brutaler Kleinkrieg 
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zwischen »Faschoskins« und Besetzern. Angeheizt durch ausländerfeindliche Initiativen 
»gegen ethnische Überfremdung« griffen Jugendliche türkische Läden an. Am Rande von 
Demonstrationen eskalierte gewalttätige Selbstjustiz, und es bildeten sich Bürgerwehren. 
Anläßlich des Fußballänderspiels Deutschland : Türkei bestand in der linksalternativen 
Szene tagelang Alarmbereitschaft zur Verteidigung des Kreuzberger Kiezes. Feindselige 
Kontroversen durchzogen offen Gewerkschaften, Kirchen und Verwaltungen. 

Den sicherlich spektakulärsten Angriff auf die sozialen Ordnungsmuster brachte eine breite 
Welle sogenannten Jugendprotestes hervor: Gewisse Teile der »Szene« schienen einen 
regelrechten Krieg gegen die Polizei und andere Symbole der Macht zu führen. Sie rekla- 
mierten Ansprüche auf selbstbestimmtes Leben, ohne dafür geforderte Leistungen zu er- 
bringen. Sie verweigerten den Dialog, zu dem es ohnehin professioneller Vermittler und 
Dolmetscher bedurfte. Sie sprühten Parolen, die offenbar keine Botschaft enthielten. Und 
sie verkündeten ein Programm, das keines war: no future. 

Im wahrsten Sinne des Wortes: Viele Berliner verstanden ihre Welt nicht mehr. In der Tat 
hatte die Besetzerbewegung, um mit Marx zu sprechen, »keine Ideale zu verwirklichen«. 
Was durch sie einen soziokulturell und politisch gebrochenen Ausdruck fand, war vielmehr 
die Tatsache, daß sich in der Berliner Wirklichkeit längst tiefgreifende gesellschaftliche Um- 
bauprozesse und Spaltungen vollzogen hatten, die das System sozialdemokratischer Verge- 
sellschaftung sprengten. 

Ich muß mich hier darauf beschränken, einige knappe Hinweise zu geben: Der sozioökono- 
mische Umbruch umfaßt den Niedergang der industriellen Massenproduktion, die Flexibi- 
lisierung des traditionellen Beschäftigungssystems, die Entwertung überkommener Arbeits- 
tugenden, Berufsbilder und Ausbildungen, den Abbau sozialstaatlicher Sicherungsnetze 
sowie die Ausbreitung neuer kultureller Diskurse und lebensreformerischer Experimente. 
Die vereinzelten Individuen sehen sich damit konfrontiert, neue Risiken des sozialen Ab- 
stiegs zu kalkulieren, sich wechselnden Verhaltenszumutungen anzupassen oder diese ab- 
zuwehren, sich in einer kaum überschaubaren Flut von Informationen zurechtzufinden, 
unter pluralisierten Realitätsdeutungen und Zukunftsentwürfen auszuwählen: Gefordert 
ist eine » Technologie des Selbst« (Lasch 1984: 58) als Strategie des Alltagshandelns; das In- 
dividuum muß seine Biographie nun selbst zusammenbasteln (Beck 1986: 216 ff.). In dieser 
Lage erfährt sich das Individuum als zunehmend fragmentiert, zwischen unterschiedlichen 
Rollenerwartungen und Verhaltensanforderungen hin- und hergerissen. Auf das eigene 
Selbst zurückgeworfen, wird der Alltag zur Überlebensbühne. Dies um so mehr, nachdem 
sozial verankerte Sicherungssysteme sich in der sogenannten Ellenbogengesellschaft aufge- 
löst haben, in der die einfache Spielregel »Jeder gegen Jeden« heißt. Winkler (1984: 104) be- 
fürchtet daher sogar einen allgemeinen Verlust der Vergesellschaftungsfähigkeit. 
Identitätspolitik bedeutet nun den Versuch, die unterschiedlichsten und teils widerstreiten- 
den Bestrebungen nach sozialer Orientierung und persönlicher Identität gesellschaftlich zu 
integrieren. Diese Politik gibt sich kommunikativ, lebensweltnah, gewährend und aufge- 
schlossen: Sie bedient nationalistische Bürgerinitiativen dabei, verbrauchte Ideologien auf- 
zupolieren. Sie fördert türkische Beratungsläden und gewährt Folkloregruppen Übungs- 
und Auftrittsmöglichkeiten. Sie wirbt in einer Anzeigenkampagne um Sympathie für aus- 
ländische Arbeitnehmer. Sie richtet Stellen für Ausländer-und Frauenbeauftragte ein. Sie 
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zeigt Verständnis für jugendliche Fußballfans. Sie legt ein Millionen-Programm für Selbst- 
hilfeprojekte auf. Sie bewertet alternative Experimente als zukunftsweisend. Sie unter- 
stützt freie Theatergruppen und Geschichtswerkstätten. Sie wartet mit einem sich liberal 
gebärdenden Aids-Konzept auf. Sie ermutigt engagierte Bürger, verschüttete lokale Tradi- 
tionen neu zu beleben. Sie experimentiert mit bürgernaher »behutsamer Stadterneuerung«: 
Identitätspolitik liegt an einem soziokulturellen Klima, in dem sich die Individuen als han- 
delnde Subjekte, das heißt als selbstverantwortlich, einzigartig und kompetent fühlen 
sollen. 

Hier gewinnt der derzeitige Boom von Kulturpolitik seinen Stellenwert: Ihre wesentliche 
Leistung besteht darin, soziales Engagement nach gesellschaftlicher und politischer Selbst- 
bestimmung, das sich im Drang nach Veränderung, nach Differenz und als sogenanntes ab- 
weichendes Verhalten äußert, in kulturelle Praktiken umzudefinieren. In den Alltag 
pflanzt sie so künstliche Milieus ein, in denen die Menschen das Gefühl haben, durch eige- 
nes Tun zu sich selbst zu finden und Anerkennung, Zuwendung und Geborgenheit zu er- 
langen. Doch Gefühle täuschen bisweilen. Die neuen kulturellen Milieus sind artifizielle 
Prothesen, die höchst instabile Placebo-Effekte erzeugen. Die künstlichen und asozialen 
Identitäten, die sie hervorbringen, bestehen in der gesellschaftlichen Wirklichkeit nur um 
den Preis der Realitätsverleugnung: Sie dienen nicht nur als Außen-Image, sie wirken auch 
als »Maske nach innen«; sie erzwingen vom Individuum, das »eigentliche Selbst« von der 
Brutalität des Existenzkampfes in Alltag und Beruf abzuspalten.’ Die Enteignung des städ- 
tischen Lebensraums ersetzen sie durch inneres Wachstum. Der Zersplitterung des Raums 
begegnen sie mit der Autosuggestion eines heilen und ganzen Selbst. Der permanenten und 
beschleunigten Veränderung des Raumes antworten sie mit dem Fetisch des individuellen 
Stils, der selbst allerdings schnell wechselnden Moden unterliegt. Je mehr abstrakte Zwänge 
in sie eindringen, desto bedeutsamer wird es, sich des eigenen Körpers zu vergewissern {Ritt- 
ner 1986). Je mehr Wahrnehmung und Erfahrung der Umwelt heute verläßlich nur noch 
über technische Meßapparaturen und wissenschaftliche Reflexionen zugänglich sind, wird 
die eigene Authentizität zum letzten Rückzugspunkt. Wo die reale Besetzung des äußeren 
Raums ohnmächtig wird, kommt es zur übermächtigen psychischen Besetzung von ab- 
strakten Idealen, zu Größenphantasien und zur Identifikation mit dem Erfolgreichen. Um 
die soziale Isolation zu überwinden, stürzt man sich in selbstbezogene Gemeinsamkeit. — 
Wenn Habermas die Vergesellschaftung der späten Nachkriegszeit als »staatsbürgerlichen 
Privatismus« gekennzeichnet hat, so darf man heute in Anlehnung an Bruhn von sozialem 
Autismus sprechen: »Der soziale Autismus verinnerlicht die Gesellschaft, reduziert sie auf 
jene Momente, die dem subjektiven Erleben zugänglich sind, also ‘betroffen’ machen. Ge- 
sellschaft wird auf Marionettentheater heruntergebracht, in der sich jeder selbst an der 
Strippe hat« (1984: 69 f£.). 


Das Funktionieren des kulturellen Marktes 
Diese sich immer klarer manifestierenden Entwicklungstendenzen muß man parat halten, 


wenn es nun um die innerhalb der soziokulturellen Arena sich vollziehenden gesellschaft- 
lichen Differenzierungsprozesse geht: Jenseits sozioökonomischer Umbauprozesse und 


Identität und soziale Ordnung 103 


Spaltungen gilt Berlin als»Stadt der Chancen« (Diepgen 1985), insofern die vereinzelten In- 
dividuen ihre Identität und Hoffnungen in die hier herrschende kulturelle Toleranz und 
Vielfalt investieren; ihnen steht ein verlockendes Angebot bereit, in dem sie zwischen alten 
und neuen, alternativen und konservativen, avantgardistischen und eher gefälligen Kultur- 
gütern auswählen dürfen. Urbanität gibt sich als das Versprechen, »die Stadt biete jedem 
wünschbaren Entwurf menschlicher Lebensformen eine Realisierungschance« (Lüscher/ 
Markopoulos 1982: 113). 

Es existiert also ein Markt verschiedenartigster kultureller Produkte und Praktiken. Sich ih- 
rer nach Belieben bedienen zu können, erscheint als individuelle Freiheit: Es eröffnet sich 
den Individuen vermeintlich ein weites Möglichkeitsfeld, sich öffentlich darzustellen, sich 
unterschiedlichen »Szenen« zuzuordnen und am urbanen Geschehen zu beteiligen. Tat- 
sächlich jedoch ist der Markt städtischer Kulturen vielfach segmentiert; und der Zugang zu 
bestimmten Kulturformen, der Eintritt in bestimmte »Szenen« und die Teilnahme an be- 
stimmten Aktivitäten verlangt dem Individuum bestimmte Leistungen ab: Es muß diejeni- 
gen Eigenschaften verkörpern, Symbolsysteme beherrschen und Werteskalen vertreten, 
durch die ein spezifisches Kultursegment sich gegenüber anderen definiert; esmuß sich mo- 
dellieren, um den verschiedenen Selektionskriterien zu genügen. Wie das Individuum seine 
Persönlichkeit öffentlich zu präsentieren vermag, entscheidet darüber, welche gesellschaft- 
liche Position es einnehmen kann. Es entsteht das, was Sennett (1986) als»Tyrannei der In- 
timität« denunziert: Politische und soziale Verhältnisse werden an individuellen psychi- 
schen Maßstäben bemessen, äußere Prozesse mit inneren Zuständen kurzgeschlossen. 
Diese Tendenz wird durch die herrschenden Gesetzlichkeiten des kulturellen Marktes ge- 
stützt und forciert: Es lassen sich drei dominierende und miteinander konkurrierende Regu- 
lierungsmuster ausmachen, denen die soziale Verteilung kultureller Produkte und Praktiken 
folgt. Obwohl unter ihnen durchaus Gemeinsamkeiten bestehen und sie sich gegenseitig 
durchdringen, unterscheide ich plakativ zwischen einem traditionell orientierten, einem 
progressistischen und einem dem alternativen Milieu entstammenden Regulierungsmu- 
ster. Immanent ist allen dreien schließlich eine Tendenz, die ich Erwerb von Marktanteilen 
nennen möchte. 

Beim traditionell orientierten Muster regelt sich die Teilhabe an der städtischen Kultur über 
schulische und kulturelle Bildung, beruflichen und sozialen Status, die zur Verfügung ste- 
hende Zeit und nicht zuletzt über die Finanzmittel, die aufzuwenden man bereit und in der 
Lage ist. Dieser Verteilungsmodus, der sich auf Gliederungsprinzipien der überkommenen 
bürgerlichen Gesellschaft bezieht, reproduziert und variiert traditionelle Normensysteme 
und Hierarchien. Das implizite Differenzierungskriterium heißt soziokulturelle Kompe- 
tenz, die dem Individuum entsprechend dem von ihm verkörperten Habitus zugeschrieben 
wird. 

Beim progressistischen Regulationsmuster kommt es eher auf die psychische Disposition zu 
demonstrativem Konsum und Ich-zentrierter Selbstbehauptung an. Jung, dynamisch, fle- 
xibel, positiv, aufgeschlossen, selbstbewußt, durchsetzungbereit, aufstiegsorientiert und er- 
folgreich heißen die Eigenschaften, die hoch im Kurs stehen und mit rücksichtsloser Leich- 
tigkeit die urbane Dynamik prägen. Der Lebensstil solcherart situierter Mittelschichten 
zeichnet sich durch selektiven Raumgebrauch, örtliche Mobilität, Traditionslosigkeit, 
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Trendbewußtsein und soziales Abgrenzungsgehabe aus. Kultur dient ihnen als Medium zur 
Dekoration der Persönlichkeit und der Präsentation eines gewollt exklusiven Ambientes. 
Sie finden im abstrakten städtischen Raum eine geeignete Kulisse zur Selbstinszenierung. 
Vor allem aber praktizieren sie ein »aktives Handlungsmodell des Alltags« (Beck 1986: 
217), das die Maxime: »Du bekommst nur, was Du Dir nimmst!« propagiert. 

Ferner haben verschiedene soziale Bewegungen einen alternativen Regulationsmechanis- 
mus verbreitet, beidem moralisierende Maßstäbe an Politik und Alltagsleben angelegt wer- 
den: Subjektive Betroffenheit legitimiert kulturelle Orientierungsversuche, lebensreforme- 
rische Experimente und gesellschaftliches Engagement; es geht darum, »echte« Gefühle, 
mitmenschliche Sensibilität, eine aufrechte Gesinnung, persönliche Integrität und das ehr- 
liche Bemühen um Selbstveränderung auszuweisen. Glotz (1985) berührt in seiner Polemik 
am alternativen Milieu einen durchaus zutreffenden Sachverhalt, wenn er grünen Politi- 
kern vorhält, sich als »bessere Menschen« zu stilisieren. 

Schließlich läßt sich ein allgemeiner Trend zum Erwerb von kulturellen Marktanteilen ver- 
merken. Umgetrieben von dem beunruhigenden Gefühl, möglicherweise ein vielleicht 
wichtiges Ereignis zu versäumen, nicht mitreden zu können, den Anschluß zu verlieren oder 
die jeweils relevanten Leute nicht zu kennen, sehen sich viele Menschen dazu veranlaßt, so- 
zusagen überall mitzumischen: Kultur degradiert zurakkumulierbaren Äußerlichkeit, über 
die man gegebenenfalls verfügen, zum erwerbbaren Besitz, den man zum Nachteilder Kon- 
kurrenz wuchern lassen kann. Hier tritt klar zutage, daß man soziale Anerkennung über 
Flexibilität, Darstellungsvermögen und Dispositionsfähigkeit erlangen will. 
Entsprechend ihrer Zugänglichkeit, insbesondere der erforderlichen subjektiven Kompe- 
tenz, haften den verschiedenen kulturellen Produktionen und Rezeptionsweisen in der all- 
täglichen Erfahrung verankerte Wertigkeiten an. Es entstehen so — um Bourdieu (1984) zu 
folgen — gesellschaftliche Klassifizierungssysteme, in denen sich soziokulturelle Differen- 
zen abbilden. Sie repräsentieren nicht nur den jeweils erreichten gesellschaftlichen status- 
quo, sondern beinhalten auch die Spielregeln, unter denen der Einzelne seine Position ver- 
ändern kann. Solange sich das Individuum an diesen Klassifizierungssystemen orientiert, 
vermittelt sich ihm deutlich, welche kulturelle Praxis, konkret: welche Genüsse, Zerstreu- 
ungen, Symbolisierungen, Freizeitaktivitäten, Geselligkeiten, Selbstkonzepte, Zukunfts- 
hoffnungen und Weltbilder passend, nützlich, erreichbar und legitim sind und welche 
nicht: Es lernt so, wo es gesellschaftlich hingehört. Die Integrationskraft dieses Mecha- 
nismus beruht darauf, daß die Individuen an seinem Funktionieren aktiv mitwirken: Sie 
müssen sich als handelnde Subjekte im freien Spiel der sozialen Kräfte begreifen, wo sie be- 
reits dessen Produkte sind. Dies wird um so mehr der Fall sein, wie die Individuen die beste- 
henden soziokulturellen Trennungen gleichsam naturalisieren und auf persönliche Eigen- 
schaften wie Wissen, Leistungsfähigkeit, Durchsetzungsvermögen oder Talent, Begabung, 
Kreativität und Neigung oder vielleicht Risikobereitschaft und Verantwortungsbewußt- 
sein zurückführen: Der Zwang erscheint als Selbstzwang. 

Manerkennt, daßsich ein kulturelles Netz über den städtischen Sozialkörper legt, das sozia- 
le Konflikte und gesellschaftliche Polarisierungen nur ausschnitthaft und mehrfach gebro- 
chen darstellt. Die »Kulturmetropole Berlin« bildet das Modell eines neuen hegernonialen 
Konsensrahmens, der die konkurrierenden soziokulturellen Klassifikationssysteme zusam- 
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menführen, unterschiedliche politische Diskurse integrieren und Gewinner wie Verlierer 
der sozioökonomischen Umbauprozesse vereinen soll. Das Kulturelle gewinnt die Bedeu- 
tung eines pseudokonkreten Orientierungssystems. Es gibt das Terrain ab, auf dem sich 
heute der Kampf in und von Berufsgruppen, Generationen, Szenen und sozialen Schichten 
um die Rangfolge in der gesellschaftlichen Ordnung abspielt. Wohlgemerkt: um die Rang- 
folge, nicht um die gesellschaftliche Ordnung selbst. 


Grenzen von Kulturpolitik 


Die politische Wirksamkeit von Kulturpolitik hängt davon ab, obes gelingt, sozioökonomi- 
sche Polarisierungen und zentrifugale oppositionelle Diskurse in ein System soziokulturel- 
ler Differenzen zu überführen und dort integrativ aufzufangen. Das hegemoniale Potential 
dieser indirekten Gesellschaftssteuerung beruht darauf, daß sie ein breites Spektrum an Le- 
bensweisen und Identitätsentwürfen unter marktvermittelten Spielregeln zur Aushand- 
lung freistellt: Was den Individuen als Lösung ihrer Probleme sich ausgibt, verlagert diese 
bloß in sie hinein. Am Erfolg dieser Politik bis weit in das alternative Milieu hinein hege ich 
keine Zweifel. Die Frage jedoch ist, ob der Rahmen der soziokulturellen Arena ebenso fest 
wie flexibel genug ist, um Auflösungsprozessen an den Rändern standzuhalten. Hier mel- 
den sich nach den Kreuzberger Ereignissen im Mai 1987 ernsthafte Zweifel an. 

Wo liegen nun die Probleme und Grenzen dieser Politik, die sich doch offensichtlich mehre- 
re Jahre bewähren konnte? Ich möchte hier darauf verzichten, die bislang gehandelten Er- 
klärungsansätze der Kreuzberger Randale in ihrer Ratlosigkeit vorzuführen. Stattdessen 
werde ich zeigen, daß Kulturpolitik an soziale Bedingungen geknüpft ist, die sie selber kon- 
terkariert. Genauer: Die Mechanismen des soziokulturellen Marktes verfestigen und ver- 
stärken in spezifischen lokalen Konstellationen soziale Polarisierungen; sie provozieren 
psychosoziale Identitätsmuster, die sich der soziokulturellen Arena partiell entziehen. In 
Kreuzberg leben drei große, in sich heterogene Sozialgruppen, die sich hauptsächlich sozio- 
kulturell unterscheiden: die linksalternative Szene, die Ausländer und der hier verbliebene, 
großenteils marginalisierte Rest deutscher Stammbevölkerung. Die kulturellen Angebote 
sprechen die örtliche Bevölkerung nur selektiv an: Sie richten sich schwerpunktmäßig an 
politische potentiell aktive Gruppierungen und an artikulationsfähige und kooperationsberei- 
te Initiativen (Homuth 1984). Wenig partizipieren jene Bevölkerungsgruppen, die regle- 
mentierender Armutspolitik anheimfallen oder — wie etwa eine zunehmende Anzahl türki- 
scher Jugendlicher — kaum auf ihre Probleme zugeschnittene Entwicklungsmöglichkeiten 
vorfinden. Gleichwohl erleben auch sie Wirkungen von Kulturpolitik: Sie fühlen sich als 
vergessene Minderheit oder in der Position von sozialen Außenseitern, denen die Gesell- 
schaft Darstellungs- und Handlungsfelder vorenthält. Besonders kraß werden die trennenden 
"Mechanismen des kulturellen Marktes im alternativen Milieu als sozialer Differenzie- 
rungsprozeß erfahrbar: Zwischen staatlich finanzierten Selbsthilfeprojekten, Arbeitslosen- 
gruppen, Handwerkskollektiven, neuen Selbständigen, Kulturinitiativen, pädagogischen 
Projekten, ABM-Beschäftigten, dem professionell in Gebiet tätigen Mittelstand, der zuzie- 
henden Schickeria-Szene, den Punkern, den Sozialhilfeempfängern etc. entstehen neue 
Hierarchien; man grenzt sich ab; zwischen einzelnen Kiezen und zwischen politischen Strö- 
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mungen bestehen starke Rivalitäten; es herrscht Konkurrenz um soziale Räume: Kneipen, 
Veranstaltungslokale, Fabriketagen, Wohnungen, Läden, Freiflächen; es zeichnen sich 
kleinsträumliche Segregationstendenzen ab; gemeinsame Kommunikationsprozesse vereb- 
ben zugunsten von szenenspezifischer interner Selbstverständigung. 

Nun besteht bekanntlich seit jeher die Tendenz des Liberalismus, dem vermeintlich Tüchtigen 
freie Bahn zu gewähren; für die Unterlegenen besteht die Freiheit des Marktes im Entbeh- 
ren. Dies gilt auch für den soziokulturellen Markt, insofern der Staat nicht kompensierend 
und regulierend eingreift: Daß Identitätspolitik zwar intensiv bemüht ist, den soziokulturel- 
len Rahmen um potentiell widerständige Sozialgruppen herumzuziehen, läßt sich an der 
»Berliner Linie« gegenüber der Besetzerbewegung seit Beginn der 80er Jahre nachvollzie- 
hen (Sonnewald/Raabe-Zimmermann 1983). Der Senat komponierte gerichtliche, polizeili- 
che, sozialpädagogische und städtebaulich-wohnungspolitische Teilstrategien; er differen- 
ziert und schafft soziokulturelle Identifikationsmöglichkeiten (Homuth 1985). Er vertraut 
der Integrationsmacht seines kulturellen Relativismus derart sicher, daß er noch im Früh- 
jahr 1987 Geschichte und Relikte des Häuserkampfes im Stile eines als Touristenführer 
sich gebenden Eroberers präsentiert. 

Diese gönnerhafte Gestus gründet auf Erfahrung: Man erkennt die in Kreuzberg existieren- 
den soziokulturellen Praktiken als eigenständig, berechtigt und sinnhaft an und billigt ih- 
nen eigene Entwicklungen zu; man registriert innere Differenzierungsprozesse und kann 
auf das kooperative Einschwenken lokaler Schlüsselpersonen in den neuen sozialen Kon- 
sens bauen. Die innere Kolonialisierung scheint geglückt (Lindner 1981; vgl. auch Dia- 
mond 1975: 229). Jedoch berücksichtigt man nicht, daß der soziokulturellen Dynamik 
Selektionsmechanismen innewohnen, die verschiedene Sozialgruppen aus der soziokulturel- 
len Arena herausdriften lassen: Man vernachlässigt diejenigen, die sich in einer prekären 
und perspektivlosen sozialen Lage befinden, nicht über anerkannte soziokulturelle Kompe- 
tenzen verfügen und in der Konkurrenz um lokale Ressourcen ständig Mißerfolge ein- 
stecken müssen, sich abgeschoben, nicht beachtet, reglementiert und benachteiligt fühlen. 
Die Erfahrung gesellschaftlicher Marginalisierung, mit der sich viele zu arrangieren begin- 
nen, wird durch lokale Stigmatisierungen und Abgrenzungsprozesse überformt, reaktiviert 
und emotional verstärkt. Ihre Identifikationsprozesse mit dem Stadtteil erleiden schmerzli- 
che Brüche, weil die neuen Trennungen geleistetes Engagement entwerten und gemein- 
schaftliche Lernprozesse und Hoffnungen in Frage stellen. Ein vermeintlicher Neubeginn 
in Kreuzberg scheint zu Ende zu gehen: Ein Stück Geschichte verflüchtigt sich, das eine Zu- 
kunft versprach; und ein klar zu benennender Verursacher dieser angehaltenen Entwick- 
lung, ein konkreter Gegner als Ziel von gerichteten Widerstandsaktionen fehlt. 

Diese Entwicklungen sind dazu geeignet, einzelne Individuen und soziale Gruppen in Ver- 
haltensmuster zu treiben, die ich mit dem Begriff »negative Identität« (Erikson 1974: 177 
ff.) zu fassen versuche: Sie verweigern geforderte Anpassungsleistungen, sie umgebende 
Rationalitäten und Lebensweisen und identifizieren sich mit ihrem Stigma. Die Punker et- 
wa folgen einem elaborierten Modell negativer Identität; sie geben eine kulturelle, eine 
gleichsam magische Antwort auf soziale Diskriminierung und gesellschaftlichen Orientie- 
rungsverlust, indem sie sich eigene Normen geben, selbstdramatisieren, provozierend Auf- 
merksamkeit erregen undsich unabhängig erklären (Hebdige 1985). Hier wird der Wille zur 
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Selbstbehauptung als stilisierte, sich aggressiv gebärdende Exotik manifest. Allerdings darf 
man nicht vergessen, daß es zur Ausformung und Adaption solch durchgreifender Kulturi- 
sierung sozialer Abweichung eines komplexen Vermittlungsprozesses bedarf, in den unter- 
schiedliche Materialien eingehen und an dem verschiedene Instanzen mitwirken (Hebdige 
1983; J. Clarke u.a. 1979). Identitätsgewinne erwachsen aus der Zugehörigkeit zu einer 
abgesonderten Szene und der bestätigenden, kalkulierbaren Gegenreaktion des sozialen 
Umfelds. Genau diese Bedingungen existieren aber in Kreuzberg nur bedingt: Sie werden 
massiv durch die sich kontinuierlich vollziehenden räumlichen und sozialen Umstrukturie- 
rungsprozesse behindert; soziokulturelle Differenzierungen dringen bis in die einzelnen Mi- 
lieus und führen am unteren Ende der sozialen Hierarchie zu diffusen Identitäten; abgese- 
hen von zunehmenden Bandenbildungen unter Jugendlichen bleibt das latente Bedürfnis, 
sich zumindest negativ abzugrenzen, gegenstandslos und läuft leer. Allerdings besteht ein 
starker innerer Druck, Gelegenheiten zu inszenieren und auszukosten, die kurzlebige und 
situativ beschränkte Erlebnisse von Gemeinschaft, Grandiosität, Erfolg und Aktivität ver- 
schaffen. 

Vor diesem Hintergrund entfaltet sich die innere Plausibilität der Vorgänge in der Nacht 
vom 1. zum 2. Mai: Nach dem Rückzug der Polizei scheinen nicht nur die staatlich sanktio- 
nierten sondern auch die in Kreuzberg üblichen, selbstregulativen Spielregeln aufgehoben 
und umgekehrt. Die Aktionen entziehen Straßen und Plätze dem Verkehr und verwandeln 
sie in Interaktionsmedien. Man setzt gemeinsam Barrikaden in Brand, zerstört Telefonzel- 
len und einen U-Bahnhof, reißt das Pflaster auf, plündert Geschäfte und teilt dieerbeuteten 
Alkoholika. Wie Baudrillard schon sagt: »Es ist kein Zufall, daß die Autos brennen, wenn 
die Straße wieder zum sozialen Raum wird« (1978: 33). Die Wut richtet sich gegen alle Ob- 
jekteund Strukturen, die alstrennendempfunden werden; sie macht auch vor den Selbsthil- 
feeinrichtungen und alternativen Läden nicht halt. Soziale und kulturelle Grenzen werden 
niedergerissen; soziale Schamgefühle und Gewissensängste verschwinden; für Stunden hält 
sich eine ausgelassene Feststimmung, die Sache macht Spaß, und viele fühlen das Hochge- 
fühl, richtig zu leben. Hier ereignet sich keine dumpfe Hungerrevolte, sondern eine lustvol- 
le und spontane Eruption, die an vergangene, kollektive Erfahrungen anknüpft, sie wieder 
präsent macht und niemanden ausschließt: Neben randaleerprobten Szeneleuten finden 
»normale« deutsche und türkische Jugendliche, ausländische Familienväter und Rentne- 
rinnen aus kirchlichen Seniorenclubs zusammen. 

Allerdings demonstrieren diese Ereignisse vor allem Ohnmacht. Sie sind durchzogen vom 
Gefühl negativer Identität, das in letztlich autodestruktiven Aktionen sich entlädt; sie ver- 
sperren sich moralischen und diskursiven Erklärungszugängen. Die Beteiligten verfolgen 
kein positiv bestimmbares politisches Ziel: sie wollen nicht argumentieren, sondern das Er- 
lebnis taktiler Nähe einsaugen. Die äußere Realität wird von einer in Szene gesetzten inne- 
ren Bilderwelt verdrängt; damit überträgt sich — freilich außerhalb des erlaubten Rahmens 
— das Modell der Feiern zum Berliner Stadtjubiläum auch auf Kreuzberger Verhältnisse. 
Welche Attraktivität von diesem Modell ausgeht, läßt sich daran ermessen, daß sich keines- 
wegs nur Kreuzberger Außenseiter an der nächtlichen Randale beteiligt haben. Und selbst 
aus Stellungnahmen führender Politiker schimmert deutlich eine affektive Ambivalenz ge- 
genüber diesen Ereignissen (etwa Momper 1987) hervor. — Nun stellt sich die Frage, ob die- 
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se Vorgänge den herrschenden soziokulturellen Konsens gefährden können. Anders for- 
muliert: Gehen von solchen Eruptionen politische Impulse aus, die Solidarisierungsprozes- 
se auslösen? Und: Führen sie zu einer Repolitisierung sozialer Problemlagen. Meine Ant- 
wort lautet nein: Am Beispiel Kreuzbergs läßt sich belegen, daß die Reaktionen auf die für 
viele völlig überraschenden Ereignisse deutlich dem Muster soziokultureller Differenzie- 
rung folgen. 

Zunächst will ich hervorheben, daß die allgemein distanzierende Kritik an der Eruption, ihrer 
Ziellosigkeit und ihrem blinden Aktionismus selbst im Lager der sogenannten Autonomen 
geteilt wird. Das situative Erlebnis der Befreiung, das viele verspürt haben, transformiert 
sich schnell in rationale Urteile, soziale Abgrenzungsversuche, pädagogische Maßregeln 
und politische Funktionalisierungen. Im Gegensatz zur Hausbesetzerbewegung, mit der 
sich ein breites links-alternatives und liberales Spektrum zu solidarisieren vermochte, feh- 
len übergreifende positive, politische Leitbilder wie auch lokale Entwicklungsvorstellun- 
gen, unter denen verschiedene Interessenlagen und Lebensweisen zusammenfinden könn- 
ten. Die heute formulierten Positionen tragen defensiven Charakter: Sie richten sich gegen 
verstärkte Präsenz und willkürliche Übergriffe der Polizei im Quartier; sie verlangen die In- 
tegration der dazu fähigen und bereiten Jugendlichen durch dezentrale Maßnahmen der 
Arbeitsbeschaffung, der Sozialarbeit und der Sozialpädagogik. Zwar politisieren diese For- 
derungen die Diskussion über die soziale Situation in Kreuzberg; auch richten sie sich gegen 
das Gespenst der Stigmatisierung und Ghettoisierung des gesamten Stadtteils. Jedoch defi- 
nieren sie gleichzeitig die Alternativen, um die es vorgeblich geht: Repression versus Selbst- 
organisation, staatliche Deregulierung versus Förderung lokaler Initiativen. In dieser Ge- 
genüberstellung verflüchtigen sich sowohl die soziokulturellen Differenzierungsprozesse, 
denen die besondere Form der Kreuzberger Ereignisse Ausdruck verleiht, als auch die ge- 
sellschaftlich produzierten Widersprüche, die nun als /okalspezifisch zu bearbeitende, wenn 
nicht lösbare Probleme erscheinen. 

Tatsächlich also verläuft diese Diskussion in einem Rahmen, der dem herrschenden Kon- 
sens verhaftet bleibt: Sie operiert mit Problemdefinitionen, die soziokulturellen Pluralismus 
und lokale Selbstregulation als positive Alternativen gegen zentrale staatliche Eingriffe 
handeln. Möglicherweise gelingt es sogar, mit Hilfe dezentraler Programme einigen, noch 
nicht resignierten Teilen marginalisierter Gruppierungen neue Integrationsperspektiven zu 
eröffnen. Allerdings bestehen die soziokulturellen Differenzierungsmechanismen unge- 
schmälert und unthematisiert fort. Unter der Drohung, daß polizeiliche Interventionen je- 
derzeit erfolgen können, nehmen innere Selektion und Disziplinierung ihren Lauf. Sie be- 
wirken eine Reorganisierung im unteren Gesellschaftsdrittel: Sie trennen »kriminelle« und 
manifest defizitäre »Randständige« von kulturfähigen, noch zur zivilen Gesellschaft zu 
zählenden Bevölkerungsschichten. Wahrscheinlich wird die Neustrukturierung künftige 
gewaltsame Ausbrüche marginalisierter Gruppierungen nicht verhindern können; sie 
zwingt ihnen aber Formen auf, die diese als sprachlos, ohnmächtig, unverantwortlich, irra- 
tional und asozial abstempeln. 
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Anmerkungen 


1 Die Zusammenhänge dieser Politik mit der Entwicklung des Arbeitsmarktes und dem dort prognc- 
stizierten Qualifikationsbedarf sowie dem Ausbau des »Sicherheitsstaates« (Hirsch 1980) muß ich 
an dieser Stelle unberücksichtigt lassen. 

2 Ich beanspruche nicht, unterschiedliche Forschungsperspektiven und sich teils wiedersprechende 
methodische Ansätze zu einem konsistenten Konzept des soziokulturellen Prozesses zu verknüp- 
fen. Daher führe ich hier keine wissenschaftstheoretische Diskussion (dazu z.B. Willis 1983; 
Ottomeyer 1980); vielmehr bezwecke ich, einen neuen, sich entwickelnden T'ypus politischer Inter- 
vention aus verschiedenen Blickwinkeln zu problematisieren. Wenn ich zunächst abstrakt von 
»Individuen« spreche, leugne ich nicht die Existenz sozialer Schichten und Klassen; jedoch geht es 
mir darum, gerade den übergreifenden, sozialen Problemlagen dethematisierenden Charakter von 
Kulturpolitik zu begreifen. Ich vermute, daß Kulturpolitik dazu beiträgt, den von Beck (1986) skiz- 
zierten, fortgeschrittenen Individualisierungsprozeß weiter voranzutreiben. 

3 Ich halte also daran fest, daß die Menschen ihre eigene Geschichte machen; sie machten sie aber 
unter »unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und überlieferten Umständen« (Marx). Dies sind 
neben den Produktionsverhältnisssen auch die gesellschaftlichen Beziehungssysteme und Macht- 
strukturen; in sie ist das Individuum bis in seine innerste Zelle verstrickt: Sie durchdringen und be- 
grenzen die soziokulturelle Praxis (Foucault 1978; Elias 1976; Bourdieu 1984). 

4 Inder gesellschaftlichen Praxis der Menschen vollzieht sich ein genuin bipolarer Prozeß: sich mit 
der natürlichen und sozialen Umwelt auseinanderzusetzen und ein Bewußtsein seiner selbst zu ge- 
winnen. Was als Einheit sich in der Interaktion von Kleinkind und Mutter (Wahl 1985) oder in be- 
stimmten Formen kunsthandwerklichen Schaffens noch beobachten läßt, nämlich die Bestätigung 
des Menschen über sinnlich-körperliche und sich vergegenständlichende Praxis, beginnt auf ge- 
sellschaftlicher Ebene historisch mit der Trennung von Hand- und Kopfarbeit zu zerfallen. Die Be- 
wegung des Anerkennens spaltet sich von produktiver Tätigkeit ab und bindet sich an kommunika- 
tive, über den Markt vermittelte Prozesse. Selbstbewußtsein, bürgerliche Identität konstituiert 
sich über abstrakte Selbstbehauptung, die Abgrenzung gegenüber anderen, die Kolonisierung der 
inneren Natur beigleichzeitiger Unterwerfung unter die staatlich garantierten Gesetze des Waren- 
tausches. In diesem Sinne können Horkheimer und Adorno davon sprechen, der Mensch schrump- 
fe zum Knotenpunkt konventioneller Reaktionen und Funktionen zusammen, die sachlich von 
ihm erwartet werden; er werde auf eine abstrakte Größe reduziert (1986: 13). »Das “identisch be- 
harrende Selbst’ ist ein ‘Opfer des Selbst’, weil die Einheitlichkeit des Selbst bezahlt wird mit der 
Unterdrückung und Reglementierung der inneren Natur« (Wellmer 1985: 150). 

5 Der Begriff Identitätspolitik hat in der Literatur unterschiedliche Bedeutungen. Einmal kenn- 
zeichnet er eine Art Image-Pflege durch individuelle Informationskontrolle: etwa die besondere 
Hervorhebung bestimmter positiver, persönlicher Merkmale bei einer $tellenbewerbung (Haußer 
1983: 71). Ferner nennt Goffman (1967: 153 ff.) Identitätspolitik die zentrale Aufgabe der profes- 
sionellen Repräsentanten von Stigmatisierten bzw. »Randgruppen«, einen möglichst authenti- 
schen und gesellschaftlich anerkannten Status für ihre Klienten durchzusetzen. Ich kehre hier diese 
Bestimmungen um: Unter Identitätspolitik fasse ich jene soziopolitischen und kulturellen Inter- 
ventionen, die animativ, definitorisch, strukturierend oder begrenzend dem Individuum vermit- 
teln, was und vor allem wie es über sich und seine soziale Position denken und empfinden kann. 

6 Hier wird deutlich, daß Identitätspolitik zunächst als Strukturpolitik funktioniert: Sie fördert ein 
spezifisches System, einen begrenzten Zusammenhang, aus dem Identität erwachsen soll. Dabei 
greift sie durchaus vorhandenes Entwickiungspotential auf und knüpft an Identifizierungsbedürf- 
nisse an; sie stellt zu Identifikationsmodellen verdichtete Angebote und Handlungsvorbilder be- 
reit. Solche Strukturbildung funktioniert deshalb, weil Identitätsbildung als Modell-Lernen erfolgt 
(Haußer 1983: 146 ff.). In anderer Terminologie: »Charakter« ist nichts anderes als gelernter Kon- 
text, den wir uns als persönliche Eigenschaften zuschreiben (Bateson 1985: 385 ff.). Und auch 
Bourdieu kennzeichnet den persönlichen »Habitus« als nicht bewußt vollzogene Inkorporierung 
sozialer Strukturen, der sich durch Gewohnheitshandeln im Alltag bestätigt (1984). 
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7 Hier spaltet sich Identität vollständig in einen Außen- und einen Innenbereich; eine Vermittlung 
beider Perspektiven findet nicht mehr statt. Sennett (1986: 411 ff.) beschreibt diesen Zerfall des In- 
dividuums am Beispiel amerikanischer Angestellter: Diese sprechen über sich in Form von »me« 
oder »I«. »Me« bezeichnet das passive Selbst, dem sein Leben nur zustößt, »I« das aktive Selbst, 
das de facto jedoch mit vorgegebenen Definitionen und Rollenanforderungen verschmilzt. Um 
dennoch den Schutzmechanismus der Unterscheidung von »I« und »me« und damiteine Differenz 
zur sozialen und räumlichen Umwelt aufrecht erhalten zu können, verlagern sie das authentische 
»I« nach innen: Sie erzeugen es aus der Gefühlswelt, aus den »eigentlichen« aber nichtentfalteten 
individuellen Potentialen — oder was sie dafür halten. (Vgl. auch Ottomeyer 1980: 178 ff., Lasch 
1982: 126 ff.; Lasch 1984; Kamper 1986: 125 ff.). 
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Detlev Ipsen 
Räumliche Vergesellschaftung 


Reflexive Entwicklung — eine Einleitung 


Dem Raum so sagt Simmel, hafte wenig Verhaltensbestimmendes an. Gerade deshalb zeige 
sich in der räumlichen Bestimmtheit die Art der Vergesellschaftung besonders deutlich. 
Dies ist ein Programm für ein theoriegeleitetes Verständnis räumlicher Entwicklungen und 
räumlich indizierter Vergesellschaftung. Diese Arbeit will für eine Theorie des Raumes An- 
stöße geben und nimmt dabei bewußt in Kauf, eher Vermutungen und Thesen zu formulie- 
ren, als über gesichertes Wissen zu berichten. Der Plan für ein derartiges Vorhaben begrün- 
det sich auf individuell erfahrener Praxis. Vor nunmehr fünf Jahren kam ich, aus meiner 
Sicht zufällig, in eine der eher kargen deutschen Mittelgebirgslandschaften, den Vogels- 
berg, um mit Studenten an einem Entwicklungsplan für eine der dort gelegenen kleineren 
Städte zu arbeiten. Eines Abends saßen wir, die Studenten, einige Gewerkschafiler, andere 
Bürger der Stadt und ich, bei einem Bier zusammen, da sagte einer der Einheimischen: Ir- 
gendwann werden sie einen Zaun um den Vogelsberg ziehen und uns alle begaffen, wie die 
Affen im Zoo. Ohne die Bedeutung dieser Aussage richtig einschätzen zu können — wir 
werden noch sehen, daß sie eine beinahe notwendige psychische Reaktion auf die Moderni- 
sierung darstellt — hat mich die hier zum Ausdruck kommende zynische Hoffnungslosig- 
keit beeindruckt. Ich wollte mehr wissen über diesen Raum, nicht an planungsbezogener 
Soziologie arbeiten, sondern Entwicklungslinien, Hoffnung und Hoffnungslosigkeit entzif- 
fern. Meine Neugier wurde durch die ersten Erfahrungen noch bestärkt. Bei den Vorge- 
sprächen für die Konzeption einer eher historischen Studie drängte sich mir der Eindruck 
auf, daß es nicht einfach die Armut ist, die das Verhältnis der Menschen zu ihrem Raum in 
dieser Region bestimmt. Eher scheint mir das Gegenteil der Fall zu sein, vorherrschend ist 
ein weit verbreiteter Wohlstand, der sich in neuen oder renovierten Häusern, in großen, 
neuen Autos und inneuen Kücheneinrichtungen bemerkbar macht. Dennoch ist Unzufrie- 
denheit, das Gefühl am Rande zu stehen, von außen mißbraucht zu werden, ein weit 
verbreitetes Gefühl. Dies schließt Bindung und Liebe zur Landschaft nicht aus. Beides zusam- 
men erst bringt die Spannung hervor, die ich zu bemerken glaubte. Die erste Studie ist nun- 
mehr abgeschlossen. Sie hat versucht, einige Grundzüge des Modernisierungsprozesses, der 
den ländlichen Raum in den letzten 30 bis 40 Jahren überzogen hat, nachzuzeichnen. Ich 
werde auf einige Aspekte dieser Studie im nächsten Abschnitt noch kurz zu sprechen kom- 
men. Doch die Frage nach dem » Wohin« der Entwicklung ist geblieben. Sehr schnell wird 
klar, daß Wissenschaft die Frage nach dem »Wohin« einer Entwicklung nicht zu klären be- 
fugt ist. Dies sind Fragen der Macht, wenn es gut geht, der demokratischen Macht. Doch 
Wissenschaft kann bei der Orientierung behilflich sein, indem sie den Stand der Entwick- 
lung und die darin zum Ausdruck kommenden Kräfteverhältnisse verdeutlicht. Eine zweite 
Untersuchung über perspektivisches Handeln im ländlichen Raum befindet sich in Arbeit. 
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Die in diesem Beitrag zur Diskussion gestellten theoretischen Überlegungen sollen die empi- 
rischen Erfahrungen zu- und einordnen. 

Anlaß für diese Arbeit sind jedoch nicht nur diese, auf den ersten Blick auf einen bestimm- 
ten Raum bezogenen Erfahrungen. In den letzten Jahren haben sich in Österreich und in 
Hessen, zum Teil auch in England und in Frankreich neue Konzepte ländlicher Entwick- 
lung zu Wort gemeldet. In Österreich wird in einem Programm experimenteller Regional- 
politik eigenständige Entwicklung staatlich gefördert. Gerade in den Berggebieten und peri- 
feren Regionen werden Personengruppen angeregt, ihre Primärprodukte zu verarbeiten 
und zu vermarkten, neue Produktionen aufzunehmen, um Importe zu substituieren. In 
Hessen gründete sich vor zwei Jahren ein Verein zur Förderung eigenständiger Regional- 
entwicklung, der wesentlich mit öffentlichen Mitteln finanziert wird — nach den Landtags- 
wahlen muß man ein »finanziert wurde« befürchten — und der Beratungstätigkeit für ein 
ebenso öffentlich unterstütztes Subventionsprogramm für alternative Projekte ländlicher 
Entwicklung durchführt. Schneller als man vermuten konnte, hat sich so zumindest in er- 
sten Ansätzen ein Programm endogener und regionsbezogener Entwicklung durchgesetzt. 
Während zugleich von einer Krise der herkömmlichen Raumplanung die Rede ist, werden 
diese Programme aber sehr wohl weiterhin betrieben, manchmal sogar mit noch dezidierte- 
ren Plänen einer weitergehenden Zentralisierung. Wie ist diese Situation einzuschätzen, 
sind die alten und die neuen Programme wirklich gegensätzlich oder ergänzen sie sich? Was 
ist es für ein Entwicklungspfad, der hier beschritten wird? Und noch ein Motiv für die For- 
mulierung dieser theoretischen Skizze ist zu nennen: Nicht nur in der ländlichen Entwick- 
lung, sondern auch in der der Städte kreuzen sich im Moment unterschiedliche Entwick- 
lungseinrichtungen. Wachstum und zumindest offiziell verkündeter und wohl auch 
geglaubter Optimismus in einigen Städten, Pessimismus, Schwäche, Verfall in den anderen. 
Einige Indikatoren verweisen darauf, daß sich die Zentren der wirtschaftlichen und kultu- 
rellen Entwicklung insgesamt und großräumig verschieben. Und dies geschieht nicht nur 
national, sondern zugleich in verschiedenen Ländern — Verschiebungen vom frostbelt 
zum sunbelt, von Nord nach Süd. Zugleich werden schon die ersten Krisenerscheinungen 
aus den sunbelt-Regionen gemeldet. Schließlich bemerkt der sozialwissenschaftliche Beob- 
achter, daß im Moment viele liebgewordene Schemata nicht mehr greifen. Von einfachen 
Dingen, wie dem Verhältnis des ländlichen Raumes zur Stadt, läßt sich nicht mehr einfach 
reden. Nicht nur, daß es Land nicht mehr gibt oder uns schon immer vorhandene Unter- 
schiede zwischen verschiedenen ländlichen Regionen mehr ins Auge fallen. Nein, die alten 
Gleichungen gehen nicht mehr auf. Daß man auf dem Land zwar weniger verdient, aber da- 
für lebe man doch gesünder — wer mag das bei saurem Regen und Schlimmerem noch sa- 
gen. Auch die Gleichung vom ruhigen Land und der lauten Stadt ist durch Motorisierung, 
Mechanisierung und den Tiefflugverkehr der Kriegsflugzeuge aufgehoben; die Relation 
von Schön und Häßlich hat Monokulturen und Flurbereinigung relativiert. Und um die 
Reihe zu beenden: Auch die Gleichung vom ökonomischen Wohlstand hier und relativer 
Armut dort, wer mag das — die Stadtwüsten von Glasgow, Liverpool und Duisburg im Au- 
ge — so einfach noch behaupten. Und mehr noch: die kausalen Vernetzungen, an die wir 
uns gewöhnt haben, der Zusammenhang von Klassenlage und Verdienst, Geschlecht und 
Geschlechterrolle, Legitimität und Macht, sind locker und brüchig geworden. So reden wir 
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oft über Dinge und Zusammenhänge und haben das Gefühl einer Kluft zwischen Wort und 
Wirklichkeit. 


Der Weg in die Moderne — ein Weg von gestern 


Der Fordismus als eine gesellschaftliche Formierung hat die Modernisierung der letzten 
dreißig Jahre wesentlich bestimmt. Er hat die Transformation der Städte in gleicher Weise 
beeinflußt, wie die des Landes und damit auch ein spezifisches Verhältnis von Stadt und 
Land bestimmt. Einiges spricht dafür, daß diese Formierung dem Ende zugeht. In der Ge- 
schichte der Transformation der Räume würde damit ein neues Kapitel aufgeschlagen. Wer 
rechtzeitig die Kräftekonstellationen erkennt, hat eine größere Chance, die Entwicklung, 
die ja nie deterministisch ist (sondern sich als Resultante von Kraft und Gegenkraft ergibt), 
zu beeinflussen. 

Unsere These ist schnell formuliert: Die Entwicklung des ländlichen Raums ab dem 
IL. Weltkrieg, in vieler Hinsicht wäre es für Deutschland exakter, den Beginn der Entwick- 
lung mit dem Nationalsozialismus zu datieren, ist am ehesten als Modernisierungsprozeß 
zu verstehen, der sich räumlich als Integration in den nationalen Raum ausdrückt. Auf je- 
den Fall wurde in dieser Zeit kein Raum »periferisiert«, vergessen und verlassen. Eher blieb 
kein Stein auf dem anderen und keine soziale Bindung so wie sie einmal war. Parallel hierzu 
wurden auch die Städte einer Modernisierung unterzogen, lokale und nicht-kapitalistische 
Lebensformen lösten sich auf, Klassenspezifische und ständische Kulturen wurden zerrie- 
ben. Auf dem Land sind die Dörfer nicht mehr Kristallisationspunkte der Vergesellschaf- 
tung, die identitätsstiftenden Prügeleien der Jugend des Dorfes A mit der des Dorfes B fin- 
den ihr Ende, Maßstäbe der Entfernung verändern sich, vergangene Zeit ist nicht mehr 
Quelle der Legitimation, die Gegenwart rückt in den Mittelpunkt. Wenn wir esim Vogels- 
berg richtig beobachtet haben, greifen drei aufeinander bezogene Integrationsprozesse, 
wenn auch regelmäßig mit zeitlichen Verschiebungen und Verwerfungen ineinander. 
Die Marktintegration zieht sowohl Produktion wie Konsumtion in Märkte oder marktähnli- 
che Tauschformen hinein. Der Autobahnbau der 30er Jahre hat vielerorts erstmal »freies« 
Geld in die Dörfer gebracht. Bis in die 20er Jahre hinein konnten wir dörfliche Ökono- 
mien identifizieren, die vornehmlich auf Naturaltausch beruhten. Lediglich im Jahresver- 
lauf unausgeglichene (rein traditionell bestimmte) Quanten des Tausches wurden über Geld 
verrechnet, meist auch nur gutgeschrieben. Die ökonomische Expansion der Industrie in den 
fünfziger Jahren erzwingt und ermöglicht die Freisetzung handwerklicher und bäuerlicher 
Arbeitskraft und integriert sie in umfassendere Arbeitsmärkte. Die gleichzeitige Beibehal- 
tung häuslicher Produktion macht die Einkommen für den Ankauf langlebiger Konsumgü- 
ter disponibel. Da die häusliche Produktion vornehmlich durch Frauen in unentgeltlicher 
Arbeit geleistet wird, kann man von einer Semimodernisierung der Produktion und Repro- 
duktion reden. Gerade die Aufrechterhaltung ständischer Elemente (traditionell gebunde- 
ner Arbeit) ermöglicht die Teilnahme am Konsumgütermarkt (U. Beck, 1986). 

Die nach unseren Beobachtungen häufig zeitlich vorangehende kulturelle Integration löst 
lokale Kommunikationsformen auf und transportiert wesentliche Elemente eines moder- 
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nen Lebensstils in den ländlichen Raum. Das in Hessen weitaus flächendeckende Pro- 
gramm zur Errichtung von Dorfgemeinschaftshäusern diente keineswegs traditionellen 
Kommunikationsformen. Nicht selten wurde in diesen Gemeinschaftshäusern der erste, 
vom Rundfunk finanzierte, Fernsehapparat aufgestellt. Die erste Waschmaschine fand 
hier ihren Platz. Die Dorfgemeinschaftshäuser dienten so der Einübung in moderne waren- 
zentrierte Lebensstile. Der individuelle Besitz dieser Produkte schuf über die symbolische 
Teilhabe an der Moderne vermittelt ein neues Prestigesystem. Darüber hinaus waren die 
Dorfgemeinschaftshäuser häufig Modelle moderner Architektur und brachten auf diese 
Weise den Funktionalismus jedem Einzelnen räumlich nahe. 

Als letztes folgte die administrativ politische Integration. Die rechtliche Auflösung der Dör- 
fer als Selbstverwaltungsorgane löst diese zu guten Teilen selber auf. Die neuen Großge- 
meinden sind nur profesionell zu verwalten, so daß die eigentlich staatlichen Instanzen des 
Landes, der Regierungsbezirke und der Kreise nunmehr mit »Ihresgleichen«, Verwaltungs- 
fachleuten und Juristen, zu tun bekommen. Die Willensbildung in den Gemeinden organi- 
siert sich von diesem Zeitpunkt an über Parteien, so daß auch politisch ein zentraler Zugang 
bis in die letzte Gemeinde hinein gewährleistet ist. Die Tatsache, daß gerade im ländlichen 
Raum immer noch zahlreiche Wählergemeinschaften den politischen Willensbildungspro- 
zeß beeinflussen und dergestalt ein zu den Parteien querliegendes Organisationsprinzip vor- 
handen ist, verdeutlicht nur, daß gerade die administrativ-bürokratische Integration zeit- 
lich am Ende der Modernisierungsprozesse angesiedelt ist und von besonders ausgeprägten 
Widerständen begleitet war und ist. 

Diese drei wesentlichen Integrationsformen werden von Prozessen einer nur halben Indivi- 
dualisierung begleitet. Die Familie, häufig sogar die Drei-Generationenfamilie, bleibt die 
zentrale Einheit der Vergesellschaftung. Die Integration in den Arbeits- und Gütermarkt, 
die Individualisierung kultureller Standards und Verhaltensweisen wirken jedoch zentrifu- 
gal und erzeugen oft erhebliche Spannungen. Männer, die ihrem eigenen Selbstverständnis 
nach häufig nur vorübergehend aus der landwirtschaftlichen Arbeit aussteigen, belasten 
die Frauen mit der übriggebliebenen landwirtschaftlichen Arbeit. Häufig ist diese Bela- 
stung »symbolisch verstärkt«: eine Bäuerin berichtete uns, daß ihr Mann die Stallarbeiten 
morgens nicht mehr übernehmen könne, da ihn seine Arbeitskollegen wegen des Stallge- 
ruchs diskriminierten. Diese kurze Skizze kann nicht vollständig sein, sie hat darüber hin- 
aus den Nachteil, daß die bislang verwendete Begrifflichkeit den Modernisierungsprozeß 
verkürzt erfaßt, sozusagen an die kurze Leine genommen beschreibt. Immerhin läßt sich 
auch schon so zeigen, daß die Prozesse nicht wahllos und unverbunden abgelaufen sind, 
sondern ein aufeinander bezogenes System deutlich wird. Es läßt sich auch zeigen, daß mit 
der Moderne die räumliche Dimension von Zentrum und Periferie an Bedeutung gewinnt. 
Da sich nun alles und zwar ständig ändert, hat die Veränderung ihren räumlichen Aus- 
gangspunkt, das Zentrum. Gerade dadurch, daß die Entlegenheit zunehmend überwunden 
ist, wird das qualitative Gefälle von Zentrum und Periferie erfahrbar. Die Teilhabe an der 
Moderne und ihren ephemeren Stilen läßt die Periferie stets hinterherlaufen. Nur so auch 
scheint mir die anfangs zitierte Reaktion, am Rande zu stehen, schließlich gar als Faktotum 
in einem großen Freigehege zur Besichtigung freigegeben zu werden, verständlich. Das Ge- 
fühl des Hinterwäldlers entsteht ganz nahe beim Zentrum und ist dennoch reale Distanz. 
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Die Modernisierung ist ein langfristiger Prozeß, der weder mit den oben beschriebenen Inte- 
grationsprozessen beginnt, noch mit ihnen beendet ist. Die Lösung vom Feudalherren, die 
Säkularisierung und die Konstituierung privater Eigentumsvorstellungen, um die wesentli- 
chen Stichpunkte zu benennen, sind alle im letzten Jahrhundert angelegt. Auf der anderen 
Seite rücken die Phasen der Modernisierung gerade in ländlich peripheren Regionen zeit- 
lich zusammen. Die Auflösung der Allmende und Überführung in private Bewirtschaftung 
findet im Vogelsberg in den 20er Jahren statt. Der Fürst hat keine feudalen Rechte mehr. 
Doch ist er der größte Wald- und Landbesitzer und ist als soziale Rolle noch sichtbar. 
Die Aufklärung als institutionelle Ausdifferenzierung von Wissenschaft, Kunst und Reli- 
gion und als inhaltliche Freisetzung des Denkens von traditionell Vorgegebenem schwingt 
auch bei der letzten Modernisierungsphase noch mit. Zumindest die Jugend empfindet dies 
als »städtischen« Einfluß, der frei macht und den Blick aus der Beengtheit in die »andere« 
Welt lenkt. Am deutlichsten jedoch ist die Freisetzung von Technik als beliebighandhabba- 
res Instrument zur Extrahierung und Transformierung des Naturstoffes und die völlige 
Durchsetzung der protestantischen Ethik als verselbständigte Arbeitsnorm und Demon- 
stration systematischer Lebensführung zu beobachten. Beides knüpft an unmittelbar emp- 
fundene Probleme und Erfahrungen an. Die Natur als der Geruch der Tiere, als Jauche, die 
bei Regen bis an die Küchentür heranreicht, als Bäche, die über das Ufer treten undalle We- 
ge verschlammen, als Bäume, deren Laub in unendlichen Mengen den herbstlichen Hof be- 
deckt — diese Natur kann nun technisch beseitigt, eingedämmt und auch in den schlechte- 
sten Lagen zu besonderen Erträgen gezwungen werden. Mit der Zähmung der äußeren Natur 
verbunden ist die Disziplinierung der inneren. Arbeit wird zum Symbol einer systemati- 
schen Lebensführung. Wer nicht, wenig, unregelmäßig arbeitet, verliert ein Stück Recht- 
fertigung seines Daseins, weil er nicht teilhaben kann an dem modernen Leben. Die Härte, 
mit der sich dies durchsetzt, kann an die existenzielle Härte, mit der man früher um das 
nackte Überleben kämpfen mußte, anknüpfen. Doch sind die Wirkungen völlig andere. Die 
als Arbeit in den Markt integrierte systematische Lebensführung erbringt relativ gesehen 
hohe Einkommen, die am wenigsten in Güter des alltäglichen Genusses umgesetzt, sondern 
in die Existenz investiert werden. Neue Häuser, Ställe, Maschinen aller Art, Autos sind das 
Ergebnis. Damit paßt der kulturelle Prozeß die freigesetzte Arbeit in das industrielle System 
ein und trägt entscheidend zu dem ökonomischen Wachstum bei, das ihn ausgelöst hat. 


Bemerkungen zu den Mechanismen der Modernisierung 


Über die Mechanismen, mit denen sich die Modernisierung in der Periferie durchgesetzt 
hat, seien an dieser Stelle nur einige Bemerkungen gemacht und im übrigen auf die schon er- 
wähnte Studie, die sich gerade diesen Fragen widmete, verwiesen. Modernisierung setzt 
sich in der Regel nur gegen Widerstände durch, doch kann sich der Widerstand nicht for- 
mieren, daer kein Konzept hat. Wenn die örtliche Molkerei aufgelöst wird, obgleich sie Ge- 
winne erwirtschaftet; wenn die örtliche Raiffeisenkasse trotz Gewinnen fusioniert wird; 
wenn die örtliche Quelle »geschlossen« wird und jeder das Wasser über eine Wasseruhr ab- 
gerechnet bekommt — immer regt sich Widerstand. Aber er kann sich nur als Partikularin- 
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teresse äußern oder auf die Tradition, daß es doch schon immer so war, berufen. Widerstand 
ohne eigenes Entwicklungskonzept bleibt schwach, und esist kein Zufall, daß heute, wo das 
Konzept der Moderne an Anziehungskraft verliert und konkurrenzierende Entwicklungs- 
vorstellungen einer ökologisch angepaßten Zukunft formuliert werden, der Widerstand ge- 
gen Straßenbau und Mülldeponien formierbar ist. Modernisierung ist weder ein im ganzen 
geplanter Prozeß noch entwickelt sie sich naturwüchsig. Der Staat bereitet die Modernisie- 
rung vor, unkoordiniert von Sachbereich zu Sachbereich, doch im Effekt systematisch. Das 
Wasser wird zur Ware, weil der Staat mit seinen Gesundheitsbehörden hygienische Beden- 
ken gegen die örtliche Quelle anmeldet. Ein Wissenschaftler der benachbarten Universität 
findet in der Tat für die Gesundheit möglicherweise schädliche Bakterien. Das Wasser kann 
jedoch weiter getrunken werden, bis die neuen Bohrungen durch den staatlich subventio- 
nierten Wasserversorgungsverbund angelegt sind. Sind die neuen Wasseranschlüsse gelegt, 
ist ein in sich widersprüchliches System entfaltet. Zum einen kostet Wasser nun Geld, wird 
auch nicht mehr pauschal verrechnet, sondern individuell — über Wasseruhren. Zum an- 
deren ist der Wasseranschluß nun in jedem Haus, Wasser kann bequem verbraucht werden. 
Undschließlich ist Wasser nun reichlich vorhanden, Voraussetzung für die Elaborierung ei- 
ner Hygienekultur, die sich in der Einrichtung neuer Bäder und der Installierung von 
Waschmaschinen äußert. Die staatlich gelenkte Modernisierung kann nun privat verwertet 
werden. Der Staat braucht Akteure im sozialen Netz, er kann den Prozeß nicht durch seine 
Beamten verordnen. Meist sind es einzelne Bürgermeister, die »man sich hält«, häufig nur 
marginal in ihrer eigenen ländlichen Kultur verankert, doch zunehmend wichtig, weilsieet- 
was — meist Geld, aber auch Baugenehmigungen, durch ihre Kontakte vermitteln können. 
Die Machtposition dieser Agenten der Modernisierung ist nicht auf moderne Art, d.h. for- 
mal legitimiert, sondern eher ständisch. Sie sind Männer, die das Gehör des Fürsten finden, 
doch ist der Fürst nunmehr eine Bürokratie. So nutzt die Modernisierung traditionelle 
Strukturen, indem moderne Personen mit ständischer Macht ausgestattet werden. 


Raumentwicklung und Fordismus 


Die Theorie der Modernisierung, von der bislang in einigen Aspekten die Rede war, ist eine 
Evolutionstheorie, die einige kulturspezifische Zusammenhänge sich verändernder Verge- 
sellschaftung benennt. Die Ausdifferenzierung von Wissenschaft, Kultur und Religion zu 
eigenständigen institutionellen Komplexen und die damit einhergehende Freisetzung von 
Entwicklungsmöglichkeiten ist das grundlegende institutionelle Muster. Die Freisetzung 
des Einzelnen von traditionellen Bindungen und Sicherheiten und die damit erreichte Mo- 
bilisierung handelnder Subjekte ist die wesentliche sozialpsychologische Komponente. Mit 
beidem historisch verbunden ist die Entwicklung des Kapitalismus und des industriellen 
Produktionsapparates. Die Theorie der Modernisierung zeichnet diese widersprüchliche 
Einheit nach und versucht komplexe Bedingungen ihrer Entwicklung zu formulieren. Die 
Modernisierungstheorie hat es bislang allerdings nicht vermocht, Phasen moderner Verge- 
sellschaftung aus systematischen Bedingungen heraus zu identifizieren. Die Regulations- 
theorie macht dagegen gerade dies zu ihrem zentralen Anliegen (Boyer, 1985) und schlägt 
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vor, zwischen einem System extensiver Akkumulation, dem Fordismus und einem poten- 
tiellen Regime flexibler Akkumulation zu unterscheiden. 

Der Fordismus wird in diesem Rahmen als ein kohärentes System von institutionellen Re- 
gelungen, Organisationsformen der Produktion und kulturell bestimmten Lebensstilen be- 
griffen. Er ist zugleich ein System, das aus existierenden Ungleichzeitigkeiten heraus lebt, 
sich schon aus diesem Grunde nicht idealtypisch homogenisiert. B. Lutz (1984) hat die Dy- 
namik des Fordismus als eine Art innere Landnahme bezeichnet. Dies kann man sowohl im 
übertragenen als auch im wörtlichen Sinn verstehen. Im übertragenen Sinn existiert das for- 
distische System in und durch die Einverleibung traditioneller und vorkapitalistischer 
Form der Reproduktion. Indem die Haushaltsproduktion, die Erholung und die Kultur ver- 
marktet werden, schafft sich das System Akkumulationsräume. Insofern benötigt der For- 
dismus sowohl im inneren der Lebenswelten als auch im Raum ein Verhältnis von Zentrum 
und Periferie. Es wäre allerdings irreführend, das Bild der Landnahme zu strapazieren und 
sich den Prozeß schließlich als innere Kolonisation vorzustellen. Dabei wird ja immer unter- 
stellt, daß ein fertiges Vergesellschaftungskonzept in die Kolonie hineingetragen wird, in 
unserem Fall also »die Stadt« das »Land« nimmt. Vielmehr findet die räumliche Vergesell- 
schaftung des Fordismus in den Städten und auf dem Land statt und bestimmt zugleich das 
Verhältnis von Stadt und Land zueinander. 

Der Fordismus ist zum einen ein System der Rationalisierung der Produktion über eine ex- 
treme Verfeinerung der Arbeitsteilung und eine funktionale Integration der arbeitsteiligen 
Handlungen zu einem — von wenigen gesteuerten — Endergebnis. Zum anderen wird die 
Reproduktion in zunehmenden Maße vermarktet. 
Vorkapitalistische Formen der Reproduktion werden in kapitalistische umgewandelt. Wir 
stellen die These auf, daß eine funktionelle Zonierung des Raumes sowohl dem Prinzip der 
verfeinerten Arbeitsteilung entspricht als auch eine funktionale Integration ermöglicht. 
Zugleich eignet sich diese Form der Raumnutzung für eine schrittweise Vergesellschaftung 
des Raums im Sinne einer kapitalistischen »Inwertsetzung«. Die Modernisierung verläuft 
somit »Stück für Stück« und zergliedert dementsprechend die mögliche Gegenbewegung 
der betroffenen sozialen Gruppen. In den Städten äußertesich die Zonierung zum einen un- 
mittelbar im städtebaulichen Funktionalismus. Die Lebensfunktionen der Bewohner wer- 
den räumlich zoniert: Arbeiten und Wohnen, Einkaufen und Erholung finden an jeweils 
getrennten Orten statt. Integriert werden die Funktionsbereiche vornehmlich über den 
Individualverkehr (das Auto ist nicht nur Ausgangspunkt, sondern auch Kernpunkt des For- 
dismus). Mittelbar äußert sich die Zonierung in umfassenden Modernisierungsprogram- 
men, die einerseits bestimmten Funktionen zur Durchsetzung verhelfen sollen — Auswei- 
tung von Geschäfts- und Bürovierteln —, zum anderen sozialen Umsetzungen dienen. Die 
Dynamik dieser Gentrifizierung kann sich durch öffentliche Programme ergeben oder 
durch eine Liberalisierung des Wohnungsmarktes hergestellt werden. In einigen Fällen, wie 
bei der Ausweitung der steuerlichen Abschreibung (erhöhte Abschreibung nach $ 7b), greift 
der Staat im Sinne eines Anreizsystems ein, um die Marktdynamik zu erhöhen. Das Ergeb- 
nis ist nicht nur eine Veränderung der räumlichen Verteilung sozialer Gruppen im städti- 
schen Raum. Ökonomisch werden Nutzungen und Nutzergruppen einer Allokation unter- 
zogen, die eine optimale Entfaltung jeweils benachbarter Nutzungen ermöglicht. Ein Büro- 
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viertel und ein Wohnquartier von Arbeitsemigranten stören sich, da diese Nachbarschaft 
nicht nur die funktionale, sondern auch die soziale Ungleichheit thematisiert. Soziologisch 
werden gewachsene Netze nicht-ökonomischer Austauschbeziehungen zerschlagen. Die 
Erhöhung der Grundrenten läßt den Sektor der handwerklichen Produktion für die Repro- 
duktion (zunächst einmal) verschwinden. Das Ergebnis ist wiederum ökonomisch eine er- 
höhte Marktintegration. Auf dem Land äußert sich das Prinzip der Zonierung zunächst im 
landwirtschaftlichen Bereich. Die verstärkte Einbeziehung der Landwirtschaft in ein staat- 
lich reguliertes Marktsystem führte ja nicht nur zur Vernichtung zahlreicher bäuerlicher 
Existenzen, sondern zwingt die verbleibenden Bauern zur ökonomisch ausgerichteten Be- 
wirtschaftung. Der Hebel der Ökonomisierung war die Mechanisierung, die als Arbeitser- 
leichterung leicht akzeptiert werden konnte. Stellt man jedoch von Pferden auf den Traktor 
um, so muß über die Art der eingesetzten Maschine entschieden werden. Ein Schlepper für 
Ackerfrucht ist mit einem für Obst- und Weinbau nicht zu vergleichen. Überall, wo die 
Boden- und Klimabeschaffenheit den Anbau einer bestimmten Marktfrucht nahelegt, läßt 
sich eine vielseitige Bewirtschaftung schon unter dem Gesichtspunkt des Kapitaleinsatzes 
nicht mehr länger halten. Da der Einsatz von Kunstdünger und Herbiziden zudem untaug- 
liches Land »tauglich« macht, ist in diesen Fällen der Zug zur Monokultur nicht mehr auf- 
zuhalten. Hinzu kommt die interne Arbeitsorganisation. Der Landwirt kann — wie mir ei- 
ner einmal sagte — nicht mehr jedem Vieh nachlaufen. Hat man sich für die Schweinemast 
entschieden, haben Hühner keinen ökonomischen Raum mehr. Die Monokultur ist wohl 
die strikteste Anwendung des Prinzips der Zonierung. Neben der Hand leistet sie auch die 
Einbeziehung der Reproduktion in den Markt. Selbstversorgung macht keinen ökonomi- 
schen Sinn mehr. In vielen Gebieten ist es soweit jedoch nicht gekommen. Gerade in den 
Mittelgebirgen, in denen keine Nutzung so effizient ist, daß sich eine Monokultur anbieten 
würde, entwickelt sich eine duale Ökonomie des Bodens. Ein Teil wird zum Eigenverbrauch 
und zum einfachen Tausch bewirtschaftet, ein anderer Teil ist inden Agrarmarkt integriert. 
Der Marktbezug der Reproduktion zielt in diesen Fällen nicht auf die Konsumtion, sondern 
auf die Investition. Um bei knappen Arbeitskräften eine ausgefächerte Haushaltsproduk- 
tion leisten zu können, wird diese rationalisiert. Wasch- und Spülmaschine, Kühlschränke 
und Tiefkühler, schließlich der elektrische Mixer, Büchsenöffner und Brotschneider wer- 
den als Investitionsgüter angeschafft. 

Da immer weniger Arbeitskräfte in der Landwirtschaft ein Auskommen finden und zudem 
das dörfliche Handwerk nicht mehr konkurrenzfähig ist, entwickelt sich auf dem Land zu- 
nehmend die gleiche Trennung von Arbeit, Wohnen und Konsum wie in der Stadt. Das 
Land gleicht einer räumlich gestreckten Stadt, häufigist dabei der notwendige Zeitaufwand 
nicht größer als in der Stadt, so daß sich die Zeitregimes angleichen. Die Zonierung leistet so 
auch ihren Beitrag zur Kodifizierung der Lebenswelten, jener Gleichartigkeit der Lebens- 
verhältnisse, die den eigentlichen Sinn der Raumordnungspolitik ausmacht. Da der Fordis- 
mus ökonomisch auf Massenproduktion setzt, seine Effizienz die der großen Zahl ist, ist die 
Kodifizierung ein notwendiges Element. Die Zonierung kennzeichnet jedoch nicht nur die 
Raumnutzung in ihren jeweiligen Binnenverhältnissen, sondern setzt auch Räume zuein- 
ander in Beziehung. Die Ausweisung von Vorranggebieten, solche für Landwirtschaft, an- 
dere zur Sicherung von Ressourcen, dritte zur Erholung, ist ein plausibles großräumiges 
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Ordnungsschema, stellt man die fordistische Massenproduktion in den Mittelpunkt der 
Landnutzung. Da die Menge der Produkte den Gewinn ausmacht, ist die große Fabrik die 
notwendige Architektur. Die vielen Menschen, die in diesen Fabriken arbeiten, die Zulie- 
ferbetriebe, die marktförmige Versorgung dieser Menschen, all dies sind Faktoren der Ag- 
glomeration, die sich dann nicht mehr aus sich selber versorgen kann, ihre Ressourcenpro- 
bleme zur Kostenminimierung auf das Land überträgt und auch keine geeigneten Flächen 
zur Erholung aufzuweisen hat. 

Wir werden im nächsten Abschnitt diskutieren, inwieweit diese Prinzipien heute noch ihre 
Gültigkeit haben, ob sich ein Wechsel des Akkumulationsregimes andeutet und sich dem- 
entsprechend auch die Prinzipien der räumlichen Entwicklung ändern. 


Wetterleuchten — die Krise des Fordismus? 


Wir versuchten die Realität, der wir begegnen und die wir gestalten, mit Begriffen zu erfas- 
sen. Dabei ist offensichtlich, daß es sich bei Begriffen um Symbole handelt, die Realität je- 
doch nicht als symbolisch begriffen wird. Im allgemeinen vergewissern wir uns des Reali- 
tätsgehalts unserer Begriffe durch Kommunikation. Im Gespräch korrigieren wir allerdings 
vornehmlich die Auffüllung der Begriffe; eine Diskussion über die Lebensbedingungen in 
der Stadt und auf dem Land arbeitet mit vorgegebenen Begriffen: Lebensqualität, Stadt, 
Land — und füllt diese mit Beobachtungen und Bewertungen. Von Zeit zu Zeit bemerken 
wir jedoch, daß die Begriffe selber nicht mehr dazu taugen, um sich über die Realitätein Bild 
zu machen. Wenn wir heute den Begriff Individuum benutzen, dann verbindet sich damit 
eine bestimmte an bürgerlichen Idealen orientierte Sicht der Person als selbständige und 
freie Existenz. Wenn wir nun behaupten, der Fordismus habe einen Individualisierungs- 
schub hervorgebracht, dann schwingt nur noch die Freisetzung von traditionellen Bindun- 
gen mit: die relative Lösung von familiären Verpflichtungen, die Lösung von lokalen Kultu- 
ren, die Arbeitsemigration... Mit anderen Worten: Beide Begriffsbedeutungen haben nur 
noch eine geringe Überschneidungsmenge, durch die wahrscheinlich mehr an Realitätsge- 
halt verschleiert als entziffert wird. Zur Zeit kann man den Eindruck haben, daß viele der 
mehr oder weniger expliziten Ansicht sind, es sei notwendig, neue Begriffe zu finden, um 
den Realitätsgehalt zu erhöhen. Begriffe lassen sich jedoch nicht voluntaristisch bilden, in 
gewisser Hinsicht muß sich die Realität erst formieren und uns die Begrifflichkeit aufdrän- 
gen. Dies ist offensichtlich im Moment noch nicht der Fall. Nur so lassen sich die Hilfslö- 
sungen wie postindustriell, postfordistisch, postmodern verstehen. Diese Begriffe signalisie- 
ren allerdings, daß eine Vielzahl von Beobachtern der gesellschaftlichen Entwicklung der 
Ansicht sind, daß sich etwas tut, was über die normalen Veränderungen, die wir innerhalb 
eines Schemas beurteilen können, hinausgeht. Da die Beobachter, die die oben genannten 
Begriffe formuliert haben, recht unterschiedlichen Denkrichtungen und wissenschaftli- 
chen Disziplinen angehören, kann man einigermaßen sicher sein, daß in der Tat prinzipielle 
Veränderungen wahrscheinlich sind. 

Die Theorie der Regulation ist eine zumindest noch unvollkommene Theorie. Soweit ich se- 
he, ist sie nicht in der Lage anzugeben, unter welchen Bedingungen ein Akkumulationsregi- 
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me durch ein anderes abgelöst wird (nebenbei gesagt: ich hielte es für angemessener, von Re- 
gulationsregimen zu reden, um ökonomische Verkürzungen des Ansatzes zu vermeiden). 
Sind Probleme der institutionellen Regulierung ausschlaggebend, sind es Widersprüche im 
Komplex von Arbeit und Lohn? Bedarf der Fordismus spezifischer Formen von Ungleich- 
heit, ein bestimmtes Reservoir vorindustrieller Beziehungen und ist dies nun erschöpft? Er- 
lahmt die Wachstumsdynamik und mit ihr das Potential an Konsensbildung zwischen den 
verschiedenen sozialen Klassen? Kurzum: Im Moment jedenfalls steht uns keine Theorie 
zur Verfügung, die angibt, daß sich bei Veränderung bestimmter » Variablen« eine ganze 
gesellschaftliche Formation verändert. So ist unser Anspruch sehr viel bescheidener, wir 
sarnmeln einige Hinweise auf mögliche Veränderungen und benennen so sensible Aspekte 
der Entwicklung. Eventuell gelingt es uns, Optionen der Entwicklung zu beschreiben und 
damit die Basis für pespektivisches Handeln zu verbessern. Auch wenn nur ein geringer Teil 
der abhängig Beschäftigten im engeren Sinne tayloristischen Arbeitsverhältnissen unter- 
worfen ist, so orientieren sich doch viele Arbeitsbereiche an bestimmten Elementen dieses 
Systems. Eine der rigidesten Orientierungspunkte ist das Zeitregime. Die Arbeitszeit wird 
streng (zumindest in einem nominellen Sinn) von der nicht- Arbeitszeit getrennt. Während 
der Arbeitszeit unterwirft sich jede Arbeitskraft den autoritär oder funktional vermittelten 
Anforderungen und verschiebt eigene Interessen und Bedürfnisse. Wenn überhaupt, so 
verwirklichen sich die als eigen empfundenen Bedürfnisse konspirativ und äußern sich 
somit als latentes Widerstandspotential. Die äußere Unterwerfung unter betrieblicher Zielset- 
zung impliziert eine innere Kontrolle expressiver und emotionaler Äußerungen. Kompen- 
siert wird der Verzicht auf Befriedigung eigener Interessen und die Unterdrückung expres- 
siver Bedürfnisse durch zwei institutionelle Komplexe: die Chance der Teilhabe am Kon- 
sum und die Chance der Verwirklichung expressiver Bedürfnisse durch zwei institutionelle 
Komplexe: die Chance der Teilhabe am Konsum und die Chance der Verwirklichung ex- 
pressiver Bedürfnisse in der staatlich geschützten Kleinfamilie. Wir nennen dies die Kom- 
pensationsgleichung des Fordismus. Wodurch könnte diese Gleichung gefährdet werden? 
Die materielle Kompensation wird ständig durch durch die relative Entwertung des Kon- 
sums gefährdet. Jeder Konsumakt schöpft seinen Wert aus spezifischen Gebrauchsvorstel- 
lungen und der relativen Seltenheit, mit der der Kauf getätigt werden kann. Jede Belohnung 
entwertet sich mit ihrer Häufigkeit. Gelingt es nicht, ständigneue Warenqualitäten zu offe- 
rieren und damit ein System der hierarchischen Exklusivität zu installieren, so gerät die 
Kompensationsgleichung aus dem Gleichgewicht. Warum aber sollte es nicht gelingen, 
ständig neue Kaufanreize zu inszenieren? Das Problem liegt in der Gebrauchswertorientie- 
rung des Kaufaktes. Nur wirklich neue Gebrauchswerte wirken dauerhaft als Anreiz und 
als Instrument, Exklusivität zu realisieren. Liegen die Gebrauchswerte eng beieinander — 
wie etwa beim Videorecorder und dem Kabelanschluß, die sich als zwei Techniken zur An- 
eignung des gleichen Produktes erweisen, so wird der Anreiz zu gering. Dafür lohnt es sich 
nicht, zusätzlich zu arbeiten. Die Vertreiber der Produkte erdenken sich als Ausweg den 
kollektiven Zwangskonsum (jedes Wohnungsunternehmen kann alle Wohnungen zwangs- 
weise an das Kabelnetz anschließen und die Kosten als Miete umlegen); doch läßt sich dage- 
gen Widerstand relativ leicht organisieren, wie in diesem Fall geschehen. Warum aber soll 
es nicht gelingen, dauerhaft neue Gebrauchswerte anzubieten? Die Grenze liegt hier wohl 
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weniger in der technischen Möglichkeit als in einem entsprechend großen Nachfragepoten- 
tial, das den Gebrauchswertzuwachs auch bezahlen kann. Löhne und Gehälter treten nicht 
nur als Nachfragepotential auf, sondern auch als Betriebskosten. Die Argumentation ist 
hinreichend, um zu verdeutlichen, daß damit ein sensibler Bereich angesprochen ist, da die 
Gefährdung des Systems mit zunehmendem Wohlstand nicht ab, sondern eher zunimmt. 
Die zweite Kompensation, die Realisierung expressiver Bedürfnisse in der Familie, steht 
durch ein prisoners dilemma unter ständigem Druck. Realisiert sich die Ehe als quasi-stän- 
disch, so erschwert die Ungleichzeitigkeit dieser Konstruktion die Selbstidentifikation (in 
der Regel) der Frau. Zentrale Werte der dominanten Kultur kann die Frau nur vermittelt 
über den Mann verwirklichen — eine Regelung, für die es keine hinreichende Legitimation 
mehr gibt. Nehmen beide Partner am Arbeitsmarkt teil, so funktioniert der Tausch Geld 
und Sicherheit gegen Fürsorge und Liebe nicht mehr, die Belastungen sind gleichartig, die 
Entlastungsbedürfnisse ähnlich. Die Institution wird auf reine Emotionalität reduziert, die 
langfristig keine Stabilität sichern kann. In diesem Spannungsfeld wird die Versorgung von 
Kindern, älteren Menschen und Kranken zur Zuspitzung des Problems. Das fordistische 
System hält für soziale Integration kein Anreizsystem parat, im Gegenteil, alle sozialen Lei- 
stungen gehen auf Kosten der Teilnahmechance am Konsum und gefährden so die erste 
Kompensationsgleichung. Staatlicher Ausgleich über Kinder- und Erziehungsgeld löst die- 
ses Problem weniger, als daß es den Widerspruch indiziert. 

Kultur ist das zunächst einmal eigenständig gedachte System grundlegender Sehweisen und 
Wertsetzungen, die sich als Verhaltensstile oder materialisiert äußern. Kultur ist im Zusam- 
menhang zu der sozialen und wirtschaftlichen Organisation zu sehen, doch nicht abgeleitet. 
Gerät das fordistische System in eine kulturelle Krise? Der Fordismus ist aus der Sicht der 
abhängig Beschäftigten eine Antwort aufden Mangel. Gelöst wird der Mangelan Essen, an 
Wohnraum, an Bewegungsmöglichkeit, an Gerätschaften zur Arbeitserleichterung. Durch 
die Lösung dieser Mangelprobleme legitimiert sich das System. Insofern ist die grundlegen- 
de kulturelle Dimension materialistisch. Verknüpft wird der Materialismus mit der Dimen- 
sion Freiheit, die als Wahlfreiheit auftritt. Es ist die Freiheit, zwischen verschiedenen Kon- 
sumgütern zu wählen, zwischen Wohn- und Ferienorten, zwischen Parteien. Es ist immer 
die Freiheit, unter Vorgaben zu wählen, insofern ist sie passiv. Schließlich verbindet sich 
der Fordismus mit der Idee des Fortschritts. Fortschritt konnotiert mit mehr als dem quan- 
titativen Mehr an Gütern und Wahlmöglichkeiten. Es schwingt die Idee der Emanzipation 
zumindest mit. Kulturell ist in der Tat Bewegung zu spüren. Wenn die großen Konzerne 
sich zu ganzseitigen Anzeigen genötigt sehen, in denen Energie und Bleiverbrauch, der Se- 
gen der Chemie oder des Betons gepriesen werden, dann indiziert dies einen Verlust an 
Selbstverständlichkeit der Leitidee des materiellen Fortschritts, ein Verlust an utopischer 
Energie (J. Habermas, 1980). Was sind die Mechanismen, die Gründe, die zu einer kulturel- 
len Krise des Fordismus führen können (gemeint ist wirklich »können«, denn noch ist die 
Faszination, die von der Warenweit und der Fortschrittsidee ausgeht, als dominante Strö- 
mung ungebrochen)? Sicherlich ist es nicht die Entstehung motivationspsychologisch abge- 
leiteter postmaterieller Werte. Maslow, der aus der richtigen Einsicht »erst kommt das Fres- 
sen, dann kommt die Moral« eine falsche Theorie gemacht hat, wird vollends banalisiert, 
wenn man aus der These, es gebe eine Hierarchie von Bedürfnissen, eine gesellschaftliche 
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Evolutionstheorie macht. Sind es nicht gerade die traditionellen Lebensverhältnisse, die ei- 
ne ausgefächerte und lebendige Volkskultur getragen haben, auch wenn unter diesen Be- 
dingungen eine Vielzahl von materiellen und Sicherheits-Bedürfnissen nicht befriedigt wa- 
ren. Sind es nicht die Gesichter und Körperhaltung der Handwerker, die Eigenständigkeit 
und Selbstdarstellung äußern, auch wenn ihre materielle Lage der der Arbeiter unterlegen 
war (siehe entsprechende Dokumente im städtischen Museum Rüsselsheim). Nein, da hal- 
ten wir es eher mit Habermas, daß es die Moderne selber ist, die zur kulturellen Verarmung 
führt, die Lebenswelten kolonisiert, auch wenn wir gegen die Habermas’sche Sicht einige 
Einwände erheben müssen. 

Die Kolonisierung der Lebenswelt zeigt sich in einer Bedrohung der kommunikativen Infra- 
struktur, die von zwei sich gegenseitig verstärkenden Tendenzen bedroht sei: zum einen 
durch eine Verdinglichung, zum anderen durch kulturelle Verarmung. Die Verdinglichung 
sei das Ergebnis verselbständigter, mediengesteuerter Subsysteme, die mit kulturellen Deu- 
tungen, die jenseits des Erfahrungshorizonts der Lebenswelt entstanden seien, »versach- 
licht« in die Lebenswelt eindringen. Die kulturelle Verarmung sei auf die Ausdifferenzie- 
rung von Wissenschaft, Kultur und Moral als eigenständige Expertenkulturen zurückzu- 
führen (als solche sind sie weder auf die Lebenswelt bezogen, noch durch sie kontrollierbar). 
Sie dringen jedoch informativ in die Lebenswelt ein und verursachen eine Abkopplung un- 
glaubwürdig gewordener Traditionen. »Die Ausdifferenzierung von wirtschaftlichen und 
administrativen Handlungssystemen schießt über die Grenze der in modernen Gesellschaf- 
ten funktional notwendigen Institutionalisierung von Geld und Macht hinaus; diese Subsy- 
steme entfalten eine unaufhaltsame Eigendynamik und unterlaufen systematisch auf sozia- 
le Integration angewiesene Handlungsbereiche« (A. Kiwitz, 1986). 

»Die Lebenswelt wird an verrechtlichte und formal organisierte Handlungsbereiche assimi- 
liert und gleichzeitig vom Zufluß ungebrochener kultureller Überlieferung abgeschnitten« 
(J. Habermas, 1980, S. 483). So können die »mit der Rationalisierung der Lebenswelt eröff- 
neten Spielräume für moralisch praktische Willensbildung, expressive Selbstdarstellung 
und ästhetische Befriedigung nicht ausgenutzt werden« (J. Habermas, 1980, S. 385). 

Die so formulierte Entfremdungstheorie weist keinen Weg, wie die Menschen auf diese $i- 
tuation reagieren, sie bleibt in sich verfangen, weil sie in dem nicht mehr realitätsgerechten 
Rahmen von Tradition vs. Moderne formuliert ist. Auch die Lebenswelt, die uns heute tra- 
ditionell erscheint, ist vielfältig durch die Moderne geprägt. Um ein Beispiel zu nennen: Ein 
Sarntaler Hirte, der in unserer Anwesenheit ein Lamm schlachtete, sagte an seine Familie ge- 
wandt und das Schaf zwischen seinen Beinen streichelnd, nie töte man ein Tier, es seidenn, 
man braucht es zum Essen und an uns — die Fremden gewandt —: Ich töte das Lamm mit 
einem Stich in das Nervensystem. Es hat keinen Schmerz. So wird die Opferszene utilitari- 
stisch und instrumentell gedeutet, doch die Würde des Aktes ist authentisch. Ein zweites 
Beispiel: Ein Bauer und Fischer der Insel Palma, der uns in seinem Keller mit Feigen, Oran- 
gen und Wein verköstigte, sagte: Die Feigen sind gut zum Wein, die Orangen haben viel Vi- 
tamin C und im Wein ist keine Chemie. Es ist gut hier zu leben, — für mich. Das »Zu-dem- 
Stehen«, was man selber produziert, benützt aufgeklärte Argumente, nicht traditionelle 
Selbstverständlichkeit. Er kann mit der Moderne instrumentell umgehen, ist ihr nicht aus- 
geliefert. Die traditionellen Verhaltensweisen erweisen sich so als modern; doch sind sie in 
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der Moderne doppelt emanzipiert: Emanzipiert zum einen von traditionellen Fesseln, zum 
anderen von dem Diktat, an allem Modernen zu jedem Zeitpunkt und in jeder Hinsicht teil- 
haben zu müssen, weil einen andernfalls das Traditionelle einholt und überwältigt. Der 
Kolonisierte ist der, der sich der Moderne nicht gewiß ist und deshalb seinen Handlungsspiel- 
raum verringert oder verliert. Benutzen wir die beiden Beispiele für eine theoretische Kon- 
struktion. Die kulturelle Krise des Fordismus indiziert sich mit einem Verlust an Totalität, 
mit der die kulturelle Moderne Gültigkeit einfordern kann. Im Schatten einer Binneneman- 
zipation, die sich sowohl gegen Traditionalismen als auch gegenüber der Moderne distan- 
zieren kann, werden auch konservative Einstellungen undantimodernistische Werte aufge- 
wertet. So ist die soziale Trägerschaft der Binnenemanzipation durchaus heterogen. Neue 
soziale Bewegungen, Teile der Neokonservativen, partielle Spiritualisten und Metamoder- 
ne erschüttern gemeinsam, wenn auch mit unterschiedlich gemeintem Sinn, die Hegemonie 
der Moderne. Diese hat sich nun nicht nur gegen Traditionalismen durchzusetzen. Dies hat 
sie erfolgreich eingeübt und der Tradition nur eine Bewahrungslogik überlassen, jede Ent- 
wicklungslogik aber für sich okkupiert. Nunmehr treten Strömungen auf, die eigenständig 
Entwicklungsperspektiven aufweisen und die darüber hinaus bestimmte Elemente der Mo- 
derne funktionalisieren. Bestimmte Waren ja, ständig konsumieren nein, bestimmte Tech- 
niken ja, andere dezidiert nicht. Diese Form der Instrumentalisierung gilt auch für den auf- 
geklärten Rationalismus selber. Sich der Rationalität bewußt, kann es diskursfreie Räume 
geben, kann mythologisches Denken einen Platz einnehmen ohne Platz zu greifen. Eine 
empirische Bestimmung muß sich von der idealtypischen Konstruktion wieder lösen und 
die Indikatoren der kulturellen Bewegung eher in den Bruchstellen von Tradition, Moderne 
und Binnenemanzipation suchen. 


Die Vergesellschaftung des Raumes -— Modus und Phase 


Ähnlich wie sich in den Regulationsformen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens Ver- 
änderungen ausmachen lassen, sind auch Veränderungen der Raumorganisation zu beob- 
achten, deren Tragweite allerdings noch nicht abzusehen ist. 

Es ist wahrscheinlich, daß sich mit dem Regulationsregime auch die Vergesellschaftung des 
Raumes sowohl in den Prinzipien seiner internen Organisation als auch in der Art der Be- 
ziehung von Teilräumen zueinander ändert. Die traditionelle Landbewirtschaftung in den 
Alpen hat, um ein Beispiel zu nennen, ein ausgeklügeltes System von Nutzungs- und 
Schutzregeln entwickelt. Je nach Höhenlage und Jahreszeit wechselte auch die Siedlung 
(Winter-Maien-Sommerdorf), Bachregulierungen sicherten die Bewässerung, Schutzwäl- 
der wurden gegen Lawinen und Muren angelegt. Die Entsteinung der Äcker und Wiesen 
zog vielerorts ein Netz von Steinmauern über das Land, das die kleinklimatischen Bedin- 
gungen verbesserte. Die Umstellung auf semikapitalistische Landwirtschaft ließ zahlreiche 
Nutzungen unrentabel werden, eskam und kommt zur Aufforstung von Almen, die Acker- 
frucht verschwindet weitgehend, die Beweidung erfolgt nicht mehr weitflächig mit Hirten, 
sondern möglichst dorfnah in eingezäunten Flächen. Die aufkommende touristische Nut- 
zung überzieht die Alpen mit einem Netz von »Aufstiegshilfen«, um für die Skifahrer 
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lange Abfahrten zu schaffen, werden Schneisen durch die Schutzwälder gelegt, das Besied- 
lungsmuster ändert sich etc. Im Vogelsberg, dessen Basaltkuppe noch in den 20er Jahren of- 
fen beweidet wurde, werden die Flächen meliorisiert und eingezäunt. Bilder aus den 20er 
Jahren zeigen eine weite »amerikanische« Landschaft, heute wirkt die Landschaft eher eng. 
Die Frühindustrialisierung, auf Wasserkraft angewiesen und zudem vielerorts der ständi- 
schen Organisation des Handwerks in den Städten an Macht nicht gewachsen, führt zur 
Entwicklung von Industriedörfern, eigentliche Vorläufer der industriellen Großstadt, die 
ohne Zentrum Maschinerie und Arbeitskräfte auf engem Raum zusammenzieht. 
Allerdings bleiben diese Hinweise unsystematisch und betonen einmal diese, einmal jene 
Diskussion der Vergesellschaftung des Raumes. 

Wir möchten in diesem Abschnitt zwei Fragen tentativ beantworten: Lassen sich Regula- 
tionsregime und Vergesellschaftungsformen des Raumes systematisch in ihren möglichen 
Beziehungen untersuchen? Ist auf einer noch relativ hohen Abstraktionsebene formuliert 
ein dem möglichen neuen Regulationsregime entsprechendes »Raumprinzip« zuordenbar? 
Wir schlagen vier Dimensionen vor, in denen die Vergesellschaftung des Raumes auf eine 
Veränderung des Regulationsregimes bezogen ist. Wir unterstellen nicht, daß derartige 
Entwicklungen zwingend erfolgen. Im Gegenteil ist es gerade die Materialität des Raumes, 
die eine Resistenz gegen Veränderungen erwarten läßt. Da die Resistenz in verschiedenen 
Teilräumen unterschiedlich groß ist, werden wahrscheinlich verschiedene Raumprinzipien 
zugleich in einem Raum wirksam sein. Der interessante Fall wird also stets die spezifische 
Ungleichzeitigkeit sein, die einen Raum kennzeichnet. Die einfachste Form, in der ein Re- 
gulationsregime raumwirksam wird, ist die Verschiebung von Nutzung und Bedeutungen 
im Raum. Städte lösen sich in ihrer Vorrangstellung ab. Die Weltwirtschaft verändert ihr 
Zentrum (Venedig, Amsterdam, London) und damit ändert sich auch das System der Peri- 
ferien (F. Braudel 1986). 

Derartige Verschiebungen der Zentren der Entwicklungsdynamik sind zur Zeit durchaus 
zu beobachten. Sie äußern sich einmal auf einer mittleren räumlichen Ebene in einer Dyna- 
mik zwischen Zentralisierung und dezentralisierenden Kräften. In manchen Städten ist es 
nach einer Phase der Suburbanisierung, die jedoch immer eindeutig auf das Zentrum bezo- 
gen bleibt, zu einer Exurbanisierung gekommen. In London etabliert sich weit außerhalb 
der Metropole in der Zone M 4 (Autobahn nach Südwales), neuerdings aber auch in dem 
Raum um Cambridge (Zone of bioengeneering), ökonomische und kulturelle Bedeutung, 
die sich von dem Zentrum emanzipieren kann und zugleich von seiner Nähe profitiert. Da 
essich um Entwicklung von und Produktion mit neuen Technologien handelt oder um pro- 
duktionsbezogene Dienstleistungen, wehren sich die Städte gegen einen möglichen Bedeu- 
tungsverlust durch Strategien der Reurbanisierung. In den alten Docks von London 
entsteht auf der isle of dogs eine hoch subventionierte und administrativ geförderte Unter- 
nehmenszone, in unmittelbarer Nachbarschaft Hotel, Yachthafen, Edelrestaurants, Stadt- 
villen. Die Konkurrenz zwischen Ex- und Reurbanisierung zieht selbstverständlich einen 
guten Teil öffentlicher Mittel auf sich und verändert so indirekt die Lebensbedingungen in 
den anderen Räumen. Die verstärkte Konkurrenz um einige erwünschte Raumnutzungen 
ist eine mögliche Entwicklung und würde der Reetablierung von Konkurrenzprinzipien in 
der Ökonomie entsprechen. Großräumig sind Verschiebungen zwischen Nord und Süd, 
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zwischen altindustrialisierten und noch bis vor kurzer Zeit nichtindustrialisiertten Räumen 
zu beobachten. Allerdings ist vor voreiligen geografischen Schlußfolgerungen zu warnen. 
Schottland zum Beispiel hat große Anstrengungen unternommen (und es scheinen sich 
auch Erfolge einzustellen), elektronische Industrie anzusiedeln. Auch im Osten der USA 
(Boston) finden sich äußerst dynamische Wirtschaftsräume. Über den nationalen Rahmen 
hinaus entwickelt sich eine Kommunikations- und Konkurrenzstruktur. Die Börsen von 
Tokio, New York und London sind sich »näher« als London und Brighton. Ein Weltkon- 
zern schafft ein Beziehungsnetz zwischen McLean (USA) und Verden (Niedersachsen). Die 
Raumnutzung nicht nur der großen Städte, sondern auch des flachen Landes werden einer 
»Grlobalisierung« unterzogen. 

Die Verschiebung von Entwicklungsschwerpunkten im Raum verändert die Stratifikation 
der Räume und damit den Typus der Beziehung zwischen Räumen. Die vor-fordistische 
Regulation, die als extensive Akkumulation und Konkurrenzsteuerung beschrieben wird, 
etablierte ein spezifisch imperialistisches Muster der Beziehung zwischen Räumen auf der 
Ebene von Staaten/Kolonien. Da es keinen Modus gab, die Kaufkraft innerhalb einer 
Volkswirtschaft zu erhöhen, konnten die Waren hier nicht in hinreichender Menge abge- 
setzt werden. Die Länder der dritten Welt waren wichtig, um den Absatzmarkt zu erwei- 
tern. Zugleich wurden Rohstoffe und Arbeitskräfte importiert (A. Lipietz 1986). Diese Be- 
ziehungen zwischen Zentren und Periferie werden mit dem Ausbau des Fordismus in den 
50er und 60er Jahren immer unwichtiger. Die globale Lohnregulierung und die implizite 
Bindung der Lohnentwicklung an die der Preise hatte einen inneren Markt für Massengüter 
geschaffen. Zugleich wurde der eigene ländliche Raum in einer »inneren Kolonisation« er- 
schlossen. Die Länder der dritten Welt wurden für die Entwicklung der industriellen Län- 
der unwichtiger. Dies ist ein Beispiel für die Veränderung des Beziehungsgefüges in der 
Stratifikation der Räume. Es ist möglich, daß sich die Regulierung der Räume im Sinne ei- 
ner Zentrum-Periferie-Beziehung immer weniger begreifen läßt. Der Ausbau der Kommu- 
nikations- und Informationstechnologie kann zu einem polyzentrischen Netz führen, das 
sich der für den Fordismus typischen und notwendigen Agglomeration entgegenstellt. Das 
Zentrum-Periferie-Verhältnis würde sich dann auflösen und einem System zahlreicher mit- 
einander konkurrierender Raumpunkte Platz machen. 

Als drittes schlagen wir vor, die Prinzipien der inneren Organisation zu betrachten. Der 
Raum der vorindustriellen Produktion ist im wesentlichen insulär organisiert. Jedes Dorf 
und jede Stadt, jeder Weiler und Einödhof lebt zunächst einmal von und in sich selber. Die 
Ökonomie des »ganzen Hauses« ist ein Prinzip, das sich auch auf die Siedlungseinheiten 
übertragen läßt. Die Inseln sind untereinander nur schwer zu erreichen, die Wege sind weit, 
gehen durch »leeres Land« (F. Braudel 1986), die Kosten und Risiken des Verkehrs sind 
hoch. In mancher Hinsicht reicht dieses Prinzip bis in die frühe Industrialisierung hinein. 
Einige der Beziehungen zwischen den nun entstehenden Verstädterungen sind eng, andere 
immer noch locker. So konnte sich das Ruhrgebiet bis zur Jahrhundertwende weitgehend 
aus dem Nahbereich ernähren — die Reproduktion folgte dem vorindustriellen Muster, 
während die Produktion schon ein neues Prinzip hervorbrachte: Stadt und Hinterland, 
Zentrum und Periferie sind die zentralen Organisationsmuster der Phase extensiver Akku- 
mulation. 


128 ‚Detlev Ipsen 


Das Hinterland versorgte die industrielle Stadt mit Arbeitskräften und Rohstoffen, die Peri- 
ferie diente als Markterweiterung. Der Übergang zu einer Strategie der intensiven Akku- 
mulation, der fordistischen Massenproduktion und dem Massenkonsum bringt zum einen 
die großen Agglomerationen. Die Größe der Fabriken, über die sich die Stückkosten senken 
lassen, verlangt die Agglomeration als Arbeits- und Absatzmarkt, als Netz von Zulieferern 
und Konkurrenten. Die hohe Spezialisierung der einzelnen Räume brachte als Problemlö- 
sung die Zonierung hervor. Dieses Prinzip scheint so erfolgreich, daß es auf allen Ebenen 
Anwendung fand und findet. Die Gefährdung der Verkehrsarten (Pkw, Fahrrad, Fußgän- 
ger) wird durch die Vorgabe jeweils getrennter Zonen gelöst, die Kinderfeindlichkeit groß- 
städtischer Quartiere durch die Ausweisung besonderer Kinderzonen, Zone für Kinder, 
den Spielplatz. Die Belastung des Naturhaushaltes soll durch Ausgleichszonen, vernetzte 
und nicht vernetzte Ökotope reguliert werden. Die Attraktivität des Prinzips besteht darin, 
Interessen und Belange unterschiedlicher Art aufzunehmen, ohne andere wesentlich zu be- 
schneiden. Zonierung erscheint als Ei des Kolumbus, Unvereinbares läßt sich durch Tren- 
nung und Regulierung harmonisieren. Mit leuchtenden Augen erzählte uns ein Ranger ei- 
nes englischen Naturparks, die Nutzung durch Fremdenverkehr und der Naturschutz als 
Schutz von Fauna und Flora seien durchaus beide zu realisieren, man müsse nur entspre- 
chende Zonen ausweisen. Die Zonierung verlangt Kodifikation, eine Feststellung bestimm- 
ter zugelassener Nutzungen und Nutzergruppen und die Ausschließung anderer. So wird 
das ganze Land mit einem Netz formaler Nutzungsvorschriften überzogen. 

Die Sozialwissenschaft taugt zumindest im Moment nicht für Prognosen. Zu viele Formeln 
erweisen sich als einseitige und untheoretische Verlängerung bestimmter Apsekte: So er- 
wies sich die Dienstleistungsgesellschaft schon bald als eine Selbsthilfegesellschaft. Es wer- 
den Güter zur Selbstproduktion von Dienstleistungen gekauft, nicht Dienstleistungen sel- 
ber (J. Gershuny 1978). Heute läßt sich in den USA in der Tat eine Zunahme persönlicher 
Dienstleistungen nachweisen. Die Beschäftigten aller Hamburgerketten in den USA über- 
trifft zumindest an Zahl die Beschäftigten der Stahlproduktion, ohne daß ein Sozialwissen- 
schaftler sich bemüßigt fühlt, von einer Dienstleistungsgeselischaft zu sprechen. Kurzum, 
Vorsicht mit Prognosen! Nur soviel läßt sich heute angeben: Neben der Produktion von 
Massengütern, die zum Teil extrem automatisiert wird, entsteht zunehmend die Möglich- 
keit flexibler Produktion. Die Prozeßsteuerung ermöglicht eine schnellere Umstellung auf 
wechselnde Kundenwünsche. Die derart differenzierte Produktion gibt auch kleineren Pro- 
duktionseinheiten die Möglichkeit zur Konkurrenzfähigkeit. Durch die Internationalisie- 
rung des Handels und der Produktion verschärfen sich die Wettbewerbsbedingungen. 
Staatliche Regulierungen werden als Hindernis auf dem Weg zur notwendigen Flexibilität 
begriffen. Flexibilität, Entkodifizierung und Differenzierung benennen auf hoher Abstrak- 
tionsebene mögliche Eckpunkte eines neuen Regulationsregimes. Die Formen der räumli- 
chen Organisation könnten diesem Muster folgen. In den Städten ist die Debatte über die 
Vorteile von Mischgebieten, dem Nebeneinander von Wohnen und Gewerbe, im vollen 
Gange. Der Druck zur Entkodifizierung und die Forderung nach vielseitig und aufeinander 
abgestimmten Nutzungen entspringt zum einen den Schwächen des Zonierungskonzeptes 
selber. Die isolierte Optimierung einzelner Nutzungen reduziert auf eine kontraproduktive 
Weise die Komplexität. Der reine Verkehrsraum ist kein Raum, in dem sich Menschen arti- 
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kulieren können, der Spielplatz trennt Kinder von der Erwachsenenwelt, die die Modelle 
für das Spielverhalten bereitstellen muß. Die reine Agrarlandschaft führt zur ästhetischen 
und mit einiger Wahrscheinlichkeit auch zur natürlichen Versteppung. Die Zonierung ver- 
mag zudem die kausalen und funktionalen Folgen bestimmter Produktions- und Repro- 
duktionsweisen nicht zu stoppen. Der Kinderspielplatz verhindert nicht den Pseudokrupp, 
weil sich die Luft nicht entsprechend zonieren läßt. Die Trennung der Funktionszonen 
schafft neue Probleme. Die Trennung von Arbeit und Erholung zum Beispiel schafft Ver- 
kehrsprobleme, Überfremdungsprobleme, Überlastung mit einseitigen Nutzungen. Kurz- 
um, die Zonierung selber erscheint aus heutiger Sicht vielen als eine bestenfalls kurzfristig 
wirksame Lösungsstrategie. Konfligierende Nutzungen in einem Raum haben ein höheres 
Selbststeuerungspotential, da die Folgen noch unmittelbar erfahrbar sind, um dieses Poten- 
tial wirksam werden zu lassen, bedarf es allerdings der Kleinsteuerung vor Ort und der 
gleichzeitigen Abstimmung mit übergeordneten Netzen. In einem derartigen Modell sind 
Regionalismus und Mondialität keine Gegensätze, sondern eine sich gegenseitig bedingen- 
de Einheit. Der Druck zur Entkodifizierung und Flexibilität ergibt sich auf der anderen Sei- 
te auf Grund der technischen Möglichkeit der Datenverarbeitung, Kommunikation und 
Prozeßsteuerung und der Frage nach der demokratisch kontrollierten Nutzung dieser tech- 
nischen Instrumente. 

Nehmen wir als vierten Modus der Vergesellschaftung des Raumes den Raumbezug der 
Vergesellschaftung selber. Wie eng ist eine bestimmte Vergesellschaftungsform mit einem 
bestimmten Raum verbunden, in welchem Maße wird der Raum abstrakt? Wir unterschei- 
den dabei den ökonomischen, den kulturellen und den sozialen Raum als jeweiliges Pen- 
dant der entsprechenden Vergesellschaftung. Der ökonomische Raum zeigt je nach Art der 
vorherrschenden Ökonomie eine bestimmte »Inwertsetzung des Raumes«. Bestimmte na- 
turbürtige Faktoren können aktualisiert werden, andere werden entaktualisiert (Wittfogel). 
Der Modus der Inwertsetzung schafft bestimmte Zuordnungen von Teilräumen und spezi- 
fiziert die Austauschbeziehungen. In diesem Zusammenhang stellen wir die Frage, ob dies 
auf einen bestimmten Raum bezogen ist, in welchem Maße die Räume austauschbar sind, 
in welchem Maße ein abstrakter Raum entsteht. Wir stellen die These auf, daß die fordisti- 
sche Produktion in hohem Maße ein abstraktes Raumverhältnis hat. Raumdistanzen wer- 
den durch subventionierte Verkehrswege und Transportkosten nivelliert. Spezifische 
Raumforderungen finden im kodifizierten Schema des Fordismus keinen Platz. An jedem 
Ort soll sich zu jeder Zeit die gleiche Ware finden, die Anforderungen an die Produktion 
sind überall die gleichen. Bei McDonalds ist, wie man weiß, alles, von der Schürze der Kü- 
chenhilfe bis zum Fettgehalt des Rindfleisches, vorgeschrieben. Das Holiday Inn bietet an 
allen Orten die gleichen Leistungen in gleicher Anordnung, die VW-Werkstatt in Sevilla 
hat die gleichen Richtlinien wie die in Dörnberg. 

Die Abstraktion des Raumes wird bei Betrachtung des kultureilen Raumes noch deutlicher. 
Die Schlager der Hitlisten lassen sich innerhalb von Tagen in den letzten Winkeln hören. 
Für die Bundesrepublik zumindest läßt sich eine authentische populäre Kuitur kaum mehr 
auffinden, die Volksfeste produzieren eine Westdeutsche Standardkultur. 

Die Gegentendenz findet sich trotz der immensen Wanderungsbewegungen der letzten 
40 Jahre im sozialen Raum. Das Netz der sozialen Beziehungen, die Verteilung der Hand- 
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lungen ist für die meisten in einem hohen Maße raumspezifisch, nur eine Minderheit hat 
Freunde in ganz Deutschland oder gar in Europa und nicht vornehmlich vor Ort. So konsti- 
tuiert sich der soziale Raum immer noch als der besondere Ort, auch dort, wo er erst gerade 
neu hinzugewonnen wurde. Die Bedeutung, die oft kaum noch kenntlichen Dialektformen 
zugemessen wird, die Identifikation mit dem Raum und. der Fußballmannschaft, die fürden 
Raum spielt, sind Hinweise dieses Ortsbezuges. Wir stellen die These auf, daß es auf Grund- 
lage der »Örtlichkeit« des sozialen Raumes und der Flexibilisierung des ökonomischen 
Raumes zu einer Integration regionaler und nationaler/internationaler Bezüge kommen 
kann. Der besondere und der abstrakte Ort existieren dann miteinander als Ferment räumli- 
cher Entwicklung. 
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Holm-Detiev Köhler 
Spaniens Demokratie unter Modernisierungszwang 


»Der revolutionäre Ruf des Landes ist stärker denn je. Spanien ist das Land Eu- 
ropas mit dem größten Hunger und Durst nach Idealen« (Enrique Tierno Gal- 
van 1969). 

»Niemals waren die Spanier so leer des ideologischen Enthusiasmus. Wir sind 
heute ein Volk von Indifferenten. Wir befinden uns in einem Tunnel. Ich hof- 
fe, wir finden bald heraus« (Enrique Tierno Galvan 1985). 


Der populäre Sozialist Tierno Galvan, von Franco suspendierter Rechts- und Philosophie- 
professor und von 1979 bis zu seinem Tod 1986 Volksfront-Bürgermeister von Madrid, 
drückt in diesen beiden 16 Jahre auseinanderliegenden Zitaten den Stimmungswandel im 
spanischen Volk im Verlauf der sogenannten »Transiciön«, dem demokratischen Über- 
gang, aus. 

Vor 10 Jahren, im Juni 1977, wurden in Spanien die ersten demokratischen Wahlen seit dem 
Bürgerkrieg abgehalten. Sie waren Ergebnis einer etwa zweijährigen Phase der Weichenstel- 
lung — Franco war im November 1975 gestorben — für einen neunjährigen Übergangspro- 
zeß zur Demokratie, an dessen Ende das NATO-Referendum, der EG-Beitritt und die Wie- 
derwahl der sozialistischen PSOE (Partido Socialista Obrero Espafol)- Regierung steht. Es ist 
eine Epoche außerordentlicher historischer Dichte, des Übergangs von einer isolierten 
national-katholischen Militärdiktatur zu einer modernen westlichen bürgerlichen Demokra- 
tie, von einer gerade erst nachgeholten protektionistisch geschützten Industrialisierung zu 
einem krisenhaften kapitalistischen Strukturwandel. Der ausgebliebene, von der antifrancisti- 
schen Opposition geforderte »demokratische Bruch« und der ökonomische Modernisierungs- 
druck bestimmen dabei vor allem die jüngste spanische Geschichte. 


I. Ausgangssituation zu Beginn der Transiciön 
Industrialisierung und vorsichtige Öffnung 


Spaniens Geschichte seit Beginn des 19. Jahrhunderts ist eine Geschichte gescheiterter Mo- 
dernisierungsversuche. Aufklärung, Industrialisierung und bürgerliche Revolte wurden 
von Klerus, Adel, Großgrundbesitz und den reaktionär-nationalistischen Teilen des Mili- 
tärs erfolgreich verhindert, auf Kosten einer wachsenden Isolierung vom restlichen Europa. 
Diese Isolierung wurde mit dem ökonomischen Stabilisierungsplan von 1959 schrittweise 
gemildert und es folgte das sog. »spanische Wirtschaftswunder« 1960-74 mit durchschnitt- 
lichen Wachstumsraten von 7 %, neben Japan die höchsten der Welt. Wichtigste Merkma- 
le waren das Entstehen einer weltmarktorientierten Großindustrie, neuer Industriezentren 
außerhalb der katalonischen Textil- und Automobilindustrie und der baskischen Eisen- 


132 Holm Detlev Köhler 


und Stahlindustrie, millionenstarke Migrationsbewegungen sowohl innerhalb Spaniens 
wie ins europäische Ausland, Massentourismus an den Küsten und eine Tendenz zur Urba- 
nisierung. Der Anteil der in der Landwirtschaft beschäftigten Erwerbsbevölkerung sarık 
von 43 % (1950) auf 22 % (1976). Neben einer wachsenden Industriearbeiterschaft entstan- 
den neue, liberaler eingestellte Mittelklassen. Der zunehmende Wirtschaftsverkehr mit 
dem Ausland hatte auch starke kulturelle Rückwirkungen. 

Mit der Industrialisierung und Urbanisierung entstand eine neue Arbeiterbewegung unab- 
hängig von den Exilorganisationen der historischen Arbeiterbewegung. Das francistische 
Einheitssyndikat, in dem alle Arbeiter und Unternehmer zwangsorganisiert waren, wurde 
zunehmend von Mitgliedern der überall entstehenden Arbeiterkommissionen (Comisiones 
Obreras = CCOO) unterwandert. Diese bildeten sich zuerst spontan bei betrieblichen Kon- 
flikten, entwickelten aber zunehmend kontinuierliche Organisationsformen und gerieten 
Ende der 60er Jahre mehr und mehr unter kommunistischen Einfluß. Gleichzeitig organi- 
sierte sich, meist unter dem Schutzmantel kirchlicher Organisationen, die sozialistisch 
orientierte Gewerkschaft USO (Uniön Sindical Obrera). Die sozialistischen Exilorganisatio- 
nen PSOE und die Gewerkschaft UGT (Uniön General de Trabajadores) standen dieser 
neuen inländischen Arbeiterbewegung und insbesondere der kommunistischen Hegemonie 
distanziert gegenüber. Zu Beginn der 70er Jahre begannen sie ihrerseits mit der Vorberei- 
tung für die nachfrancistische Epoche, indem sie den Funktionärsapparat verjüngten und 
neu entstandene innerspanische Gruppen integrierten. 

Als dritter, neben wirtschaftlich-kultureller Öffnung und Wiederbelebung der Arbeiterbe- 
wegung, die Transiciön vorbereitender Prozeß tauchten Brüche innerhalb des francistischen 
Herrschaftssystems auf. Im Staatsapparat bildete sich eine technokratisch-reformistische 
Nachkriegsbeamtenschicht heraus. Typischer Vertreter ist der spätere Regierungschef 
Adolfo Suarez. Das II. Vatikanische Konzil mit seiner vorsichtigen Entdogmatisierung der 
katholischen Lehre und der offiziellen Befürwortung religiöser und demokratischer Frei- 
heitsrechte hatte in Spanien besonders tiefgreifende Auswirkungen. Die nationalkatholi- 
sche Einheit zerbrach, und die vor allem in Nordspanien entstehenden innerkirchlichen Op- 
positionsgruppen verfügten nun über eine offizielle Argumentationsbasis gegenüber dem 
mit Franco verbündeten Klerus. Das soziale Gewicht des Großgrundbesitzerstandes nahm 
parallel zur Industrialisierung ab. Die Massenmedien verbreiteten zunehmend freiheitli- 
ches Gedankengut. Abgesehen vom Militär waren damit alle wichtigen Stützpfeiler des 
francistischen Herrschaftssystems brüchig geworden. Nachdem der von Franco als starker 
Nachfolger aufgebaute Admiral Carrero Blanco 1973 von einer ETA-Bombe getötet 
wurde und 1976 das letzte Kontinuitätsprojekt des alten Regimes, die Regierung Arias Na- 
varro, erfolglos abdanken mußte, blieb der spanischen Gesellschaft nichts anderes mehr 
übrig, als ihr politisches Institutionensystem dem immer schneller voranschreitenden sozio- 
ökonomischen Wandel anzupassen. 


Vielfältige Widersprüche und Ungleichgewichte 


Als der von Franco zum Nachfolger als Staatsoberhaupt eingesetzte König Juan Carlos im 
Juli 1976 Alfonso Suarez mit der Bildung einer Regierung des politischen Wandels beauf- 
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tragte, befand sich Spanien in einer äußerst komplizierten und konfliktträchtigen Situation. 
Ökonomisch hatte die Industrialisierung zu erheblichen regionalen wie sektoralen Un- 
gleichgewichten geführt. Der Industriesektor war durch hohen Primärenergieverbrauch, 
die Abhängigkeit von Ölimporten, schwache Selbstfinanzierungskraft mit damit einherge- 
hender Abhängigkeit von Zinskonjunkturen, hohem Schwerindustrieanteil (Kohle, Stahl, 
Schiffbau), viele defizitäre Staatsunternehmen, starre Belegschaftsstrukturen und den Ge- 
gensatz weniger großer und vieler kleiner, kaum innovativer Unternehmen gekennzeich- 
net. Die jahrhundertealten Agrarprobleme hatten sich auch durch die massenhafte Land- 
flucht nicht abgebaut und verstärkten das Gefälle zwischen industrieller Peripherie und 
agrarischen Zentralregionen. Weder die extrem parzellierte nördliche noch die halbfeudale 
latifundistische südliche Landwirtschaft Spaniens zeigten sich modernisierungs- und wett- 
bewerbsfähig. Die Weltwirtschaftskrise samt ihrer Ölpreissteigerungen traf somit das im 
politischen Umbruch befindliche Spanien besonders hart. 

Politisch spitztesich die Auseinandersetzung auf die Frage Reform oder Bruch zu, doch bei- 
de Lager — die Reformkräfte des alten Regimes auf der einen, die antifaschistische Opposi- 
tion auf der anderen Seite — waren ideologisch wie organisatorisch schlecht vorbereitet auf 
den Übergangsprozeß und mußten zudem mit der Gegenreaktion des sog. »Bunkers«, den 
unbeweglichen altfrancistischen Gruppen im Militär- und Sicherheitsapparat rechnen. 
Während die bürgerlichen Parteien erst im Entstehen waren, lebten bei der Opposition die 
Spaltung zwischen Kommunisten und Sozialisten ebenso weiter wie die zwischen Interior- 
und Exteriorgruppen (innerspanische- und Exilarbeiterbewegung). Nachdem sich Mitte 
1974 eine von liberalen Monarchisten bis zur kommunistischen PCE (Partido Comunista 
de Espafia) reichende »Demokratische Junta« gebildet hatte, die den »demokratischen 
Bruch« mit dem alten Regime forderte, gründete die PSOE zusammen mit einigen regiona- 
listischen Organisationen ein Jahr später die »Plattform der Demokratischen Konvergenz« 
mit fast identischem Forderungskatalog. Während erstere vor allem auf Grund der breiten 
Verankerung der Kommunisten in der spanischen Arbeiterschaft über eine Massenbasis im 
Landesinneren verfügte, zählte letztere mit der internationalen Unterstützung der europäi- 
schen allen voran der deutschen Sozialdemokratie. Daneben tauchten nationalistischer, 
links- und rechtsextremistischer Terrorismus! sowie der separatistische Nationalismus in 
den nördlichen Randregionen, jahrelang unter der francistischen Zwangseinheit des spani- 
schen Staates verborgen, als politische Dauerprobleme auf. 


IH. Erste Transiciönsphase: » Reform in der Kontinuität« 
Parallelismus von sozialer Bewegung und politischer Paktiererei 


1976/77 waren Jahre einzigartiger sozialer Bewegungen im Nachkriegsspanien. In allen 
größeren Städten hatten sich Stadtteilkomitees und Nachbarschaftsorganisationen gebil- 
det. Die von den beiden Oppositionsgruppen organisierte Amnestiekampagne brachte hun- 
derttausende Spanier trotz staatlicher Repressionsandrohungen und zahlreichen Verhaf- 
tungen von Oppositionsführern, vor allem aus dem kommunistischen Lager, auf dieStraße. 
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Mit dem Zerfall.des francistischen Einheitssyndikats strömten die Arbeiter zu den sozialisti- 
schen, kommunistischen und anarchistischen Gewerkschaften und forcierten damit deren 
Legalisierungsprozeß im April 1977. Die Streikrate dieser Zeit war die höchste Europas, 
und es gelang trotz Wirtschaftskrise Reallohnerhöhungen durchzusetzen. Ungefähr ein 
halbes Dutzend Gewerkschaften waren an den gemeinsamen Aktionen beteiligt, alle orga- 
nisatorischen Vereinigungsversuche scheiterten jedoch an der aufgezeigten doppelten Spal- 
tung der spanischen Arbeiterbewegung, Sozialisten vs. Kommunisten, Exil- vs. Interiorar- 
beiterbewegung. Beinahe revolutionär waren die kulturellen Bewegungen dieser Epoche 
der demokratischen Begeisterung und des Gefühls breiter Bevölkerungsteile, endlich zu so- 
zialen Akteuren zu werden. Der nationalistische Mief wurde von einer Welle neuer Mas- 
senmedienkultur, politisch-kritischer Literatur, avantgardistischer Theater und sexueller 
Befreiungsbewegungen hinweggefegt. 

Parallel zu dieser politisch-kulturellen Massenbewegung formierten sich auf der institutio- 
nellen und ideologischen Ebene neue Macht- und Herrschaftsstrukturen, die den sozialen 
Massenbewegungen sehr bald die Dynamik raubten und den weiteren Verlauf der Transi- 
ciön entscheidend bestimmen sollten. Protagonist dieses Wandels wurde der Reformsektor 
des francistischen Machtapparates in enger Zusammenarbeit mit dem König, dessen Rolle 
als Symbol francistischer Legalität und Oberbefehlshaber der Streitkräfte nicht zu unter- 
schätzen ist. Die politische Reform 1976/77, von der Bevölkerung in einem Referendum im 
Dezember 1976 mit großer Mehrheit unterstützt, fand unter weitgehendem Ausschluß der 
Opposition statt, bedeutete aber gleichzeitig eine Marginalisierung der altfrancistischen 
»Bunker«-Fraktion, die fortan ihre ehemaligen Movimiento-Freunde Suarez und Fraga 
(Vorsitzender derrechtskonservativen Alianza Popular = AP) als» Verräter« beschimpfen 
sollte. Entscheidend für den Erfolg dieses Projektes war das Funktionieren einer Doppel- 
strategie: Die Garantie der Kontinuität gegenüber den traditionellen Sektoren, d.h. Nicht- 
antasten der Militärautonomie, des Katholizismus als Staatsreligion mit Dominanz in den 
Erziehungsinstitutionen, des Großgrundbesitzes in der Landwirtschaft sowie der Monar- 
chie als Staatsform und gleichzeitig das Reformversprechen gegenüber der Opposition hin- 
sichtlich freier Parlamentswahlen und der Legalisierung von Parteien und Gewerkschaften. 
Damit war der von Suarez als »Reform in der Kontinuität« benannte moderate System- 
wandel eingeleitet und gleichzeitig das Politikmodell der nächsten Jahre eingeführt, ein 
staatlich organisiertes Verhandlungssystem, in dem die Repräsentanten der traditionellen. - 
und der oppositionellen sozialen Sektoren in Form von sozialen Pakten und Abkommen 
den institutionell-politischen Wandel organisierten. Für die oppositionelle Linke bedeutete 
die Integration in dieses Politikmodell nicht weniger als der Verzicht auf alle wesentlichen 
Forderungen nach dem »Demokratischen Bruch«, insbesondere auf das Ende der francisti- 
schen Legalität, die Einführungeiner Republik und die Auflösung aller francistischen Insti- 
tutionen. Die Gegenleistung war eine wachsende Einbeziehung ihrer Organisationsreprä- 
sentanten in die paktierte Reform. Es bildete sich eine neue politische Führungsschicht aus 
Vertretern des reformwilligen francistischen Staatsapparates und jüngeren pragmatischen 
Oppositionspolitikern. Der erhebliche äußere Konsensdruck, hervorgerufen durch die im- 
mer spürbareren ökonomischen Krisenfolgen, die Drohung eines Militärputsches und den 
‘* Terrorismus, bildete dabei ein wesentliches Moment der Zusammenführung. 
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Begleitet und stabilisiert wurde dieser Prozeß durch eine Reformulierung der gesellschaftli- 
chen Grundwerte, einen neuen ideologischen Konsens, und einiges spricht dafür, daß hier 
die oppositionelle Linke die entscheidende Niederlage hinnehmen mußte. Es gelang den Re- 
formkräften des alten Regimes durch Ausnutzung der organisatorisch-institutionellen 
Vorteile — sie bildeten die Regierung, während die Linke noch um die Legalisierung kämpf- 
te —, alle wesentlichen Inhalte des politischen Diskurses der Transiciön nach ihren Interes- 
sen zu formen. So erreichten sie eine Verknüpfung der Begriffe Legalität, Kontinuität, Re- 
form, Versöhnung und friedlicher Dialog, während den Oppositionskräften, die den Bruch 
mit dem alten Regime forderten und mit einem moralischen Legitimitätsvorsprung in die 
Auseinandersetzung um die inhaltliche Ausgestaltung der Demokratie gingen, Begriffe wie 
Chaos, gewaltsame Konfrontation, Unsicherheit etc. zugeschoben werden konnten. Eine 
zentrale Rolle bei der Etablierung dieses Diskurses spielte der König als Symbol für Legali- 
tät, nationales Allgemeinwohl jenseits partikularer Interessen und Einführungsinstanz de- 
mokratischer Begrifflichkeit in den offiziellen gesellschaftlichen Diskurs. Da er gleichzeitig 
als militärischer Oberbefehlshaber wichtigste Disziplinierungsinstanz gegenüber der »Bun- 
ker«-Fraktion war, konnte er zur idealen Verkörperung des demokratischen Wandels auf 
der Basis der Versöhnung des spanischen Volkes werden (vgl. Aquila/Montoro 1984, S. 228 
ff.). Der Opposition blieb angesichts dieser Übermacht und fehlender Stärke vor allem in 
den ländlichen Gebieten Spaniens nur der Rückzug in Form schrittweiser Aufgabe der ur- 
sprünglichen Programmatik. Aus dem »demokratischen Bruch« wurde so die »Reform hin 
zu einem verfassungsmäßigen Bruch«, der »Bruch durch das gegenseitige Verständnis«, 
der »formale Bruch«, einzig und allein symbolisiert durch die neue Verfassung voller zwie- 
spältiger, vager Konsensformulierungen. Schon sehr bald nach der Legalisierung sprach 
auch die sozialistische und kommunistische Linke nur noch vom »Bruch mittels Pakt und 
Verhandlungen« (vgl. ebd., S. 44-58) und paßte sich damit ideologisch dem von den Vertre- 
tern des alten Regimes eingeführten Politikmodell der Transiciön an. Während die Kom- 
munisten an dieser ideologisch-inhaltlichen Anpassung jedoch bald zerbrechen sollten, 
gelang den Sozialisten mit Hilfe der »Entmarxifizierung«, »Entideologisierung« und der 
Aufnahme neuer ideologischer Formeln wie »Europäisierung« und »Modernisierung« die 
Vorbereitung zur Eroberung der hegemonialen politischen Position beider immer drängen- 
der werdenden kapitalistischen Modernisierung des Landes in den 80er Jahren. 
Sicherlich konnte der Demokratisierungsprozeß mit dieser Diskursform relativ reibungslos 
und friedlich gestaltet werden. Die langfristigen Kosten einer inhaltlichen Entleerung des 
politischen Diskurses zugunsten konsensualer Hohlformeln, mit der existierende soziale 
Gegensätze zugekleistert werden sollen, für eine demokratische Kultur ohne Tradition sind 
jedoch noch kaum abzuschätzen. Reprivatisierung, politische Apathie, Wahlabstinenz und 
eine fortgeschrittene Schwäche linker und gewerkschaftlicher Organisationen sind nur die 
ersten Anzeichen. 


Tendenz zum Neokorporatismus 


Die aufgezeigten Tendenzen mündeten in eine Form politisch-ökonomischer Krisenregu- 
lierung, die den Namen »Politica de Concertaciön« trägt und die Herausbildung neokorpo- 
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rativer Strukturen in der spanischen Gesellschaft entscheidend förderte. Die beiden eng 
miteinander verzahnten Ziele dieser bis heute unter modifizierten Bedingungen praktizier- 
ten Politik staatlich organisierter Sozialpakte sind einerseits die Stabilisierung politischer 
Herrschaft über die Herstellung eines möglichst breiten demokratischen Konsens und an- 
dererseits in steigendem Maße die Organisierung des kapitalistischen Modernisierungspro- 
zesses unter Krisenbedingungen. Die »Moncloapakte« vom Oktober 1977 bildeten die erste 
große Tat einer im vorausgegangenen Juni demokratisch gewählten Regierung der rechten 
Zentrumspartei UCD (Uniön de Centro Democrätico). Ihre Inhalte sind ein Wirtschafts- 
programm sowie kurzfristige Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung und Senkung der 
Lohnkosten. Sie wurden von allen im Parlament vertretenen Parteien? von rechtskonserva- 
tiver AP (sie stimmte allerdings nur einem Teil der Pakte zu) bis zur kommunistischen PCE 
unterzeichnet. Die Gewerkschaften erklärten öffentlich ihre Zustimmung; Arbeitgeberver- 
bände waren praktisch noch nicht präsent. Der politische Charakter der Pakte, die Domi- 
nanz des Staates bei der Organisierung des politischen undökonomischen Wandels ist über- 
deutlich. In der in den folgenden Monaten ausgehandelten und im Dezember 1978 in einem 
Referendum von der Bevölkerung mehrheitlich angenommenen Verfassung wie in allen 
späteren Arbeitsgesetzen werden Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände ganz im Sinne 
der alten Vorstellung einer »organischen Demokratie« des francistischen Korporatismus 
als soziale undökonomische Interessenverbände, d.h. nicht als private Vereinigungen, defi- 
niert, deren zentrale Aufgabe neben der Vertretung der Interessen ihrer sozialen Basis die 
planvolle Zusammenarbeit mit Regierung und Verwaltung ist. Neben wirtschaftspoliti- 
schen Maßnahmen und Lohnsteigerungen wurde auch die Arbeitsgesetzgebung der kom- 
menden Jahre in trilateralen Verhandlungen (Regierung, Arbeitgeberverbände, ein Teilder 
Gewerkschaften) und nicht in parlamentarischen Institutionen ausgearbeitet. Noch in der 
Präambel des sozialökonomischen Abkommens (AES) von 1984 zwischen sozialistischer 
Gewerkschaft UGT, PSOE-Regierung und Arbeitgeberverband (CEOE) wird betont, daß 
man »im Sinne der gesamten spanischen Gesellschaft« handelt (vgl. dazu Rubio Castro 
1986, S. 223 und 234-337). Durch die Einbindung von Gewerkschaften und Arbeitgeber- 
verbänden in einen staatlich organisierten Modernisierungspakt gelang es dem nachfranci- 
stischen Staat, sich zumindest vorübergehend eine breite Legitimationsbasis für sein Pro- 
gramm eines kapitalistischen Strukturwandels zu verschaffen. 

Die Politik der Konzertation kennzeichnet vor allem auch den Übergang der Transicions- 
dynamik von den sozialen Massenbewegungen auf die staatlichen und parteipolitischen 
Institutionen. Die Phase ab 1978 wird in Spanien oft mit dem Begriff »desencanto« (Ent- 
zauberung, Enttäuschung) bezeichnet, im Gegensatz zum demokratischen Enthusiasmus 
(»Exaltaciön«) der Jahre 1976/77. Die undurchsichtigen »Gaunerpakte« (vgl. Vilar 1986, - 
5. 29 f.) der politische Führer, die sich kurz vorher noch als Francisten und demokratische 
Oppositionelle gegenübergestanden hatten, zerstörten sehr schnell einen Großteil des Ver- 
trauens der Bevölkerung in die sich formierenden demokratischen Institutionen. 

Für die Gewerkschaften bedeutete die Unter- und Einordnung in die Politik einen gesell- 
schaftlichen Bedeutungsverlust, einen bald einsetzenden rapiden Mitgliederrückgang und 
eine Tendenz zur Zentralisierung und Bürokratisierung ihrer Apparate (auf Grund der Er- 
fordernisse zentraler Verhandlungen auf Spitzenebene). Der Verlust der Betriebsveranke- 
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rung und Mitgliedermassen wird dabei kompensiert durch staatliche Finanz- und Bestands- 
garantien, ebenfalls Gegenstand der Sozialpaktverhandlungen. Symptomatisch dafür ist 
der Charakter der Betriebsratswahlen als vom Staat wesentlich protegierte und mitveran- 
staltete nationale Gewerkschaftslistenwahlen in den Betrieben, wobei entscheidend die 
Groß- und Staatsbetriebe sind. Die Legitimität der Gewerkschaften als Interessenvertre- 
tungsorganisationen bestimmt sich dadurch über Stimmenanteile in diesen sogenannten 
»Gewerkschaftswahlen« und nicht über Mitgliederstärke oder Mobilisierungskraft. Dar- 
über hinaus ist es der UGT in den Sozialpaktverhandlungen gelungen, eine Repräsenta- 
tionsuntergrenze von 15 % der Stimmen für Verhandlungen mit Staat und Unternehmen 
einzuführen und damit das sogenannte »bisyndikalistische« Modell mit UGT und CCOO 
als den beiden hegemonialen, repräsentativen Gewerkschaften durchzusetzen. Regionali- 
stische und kleinere parteinunabhängige Gewerkschaften verloren daraufhin kontinuier- 
lich an Einfluß. Die Tendenz zu zentralen Verhandlungen auf Spitzenebene wurde noch 
weiter verstärkt. Ebenso verschärfte sich die Spaltung zwischen UGT, ab 1979 alleiniger 
Konzertationspartner, und den CCOO, die über radikalere Forderungen nach Lohnsteige- 
rungen und Arbeitsplatzgarantien versuchten, als Konzertationsgegner ihre hegemoniale 
Stellung im Gewerkschaftslager zu verteidigen. 

Für die Unternehmer bedeutete die Politik der Konzertation dagegen einen enormen Be- 
deutungszuwachs und den Rahmen für die Ausbildung einheitlicher Interessenorganisatio- 
nen. Die spanische Unternehmerklasse ist ohne liberalkapitalistische Tradition seit ihrem 
Entstehen an eine korporatistische Form der Interessenvertretung gegenüber einem pater- 
nalistischen Staat gewöhnt, der vor allem Schutz vor internationaler Konkurrenz und ge- 
werkschaftlichem Druck gewährte. Sie ging entsprechend schwach und defensiv in die 
Transiciön, zumal die Wirtschaftskrise die fehlende Konkurrenzfähigkeit der spanischen 
Industrie verdeutlichte. Das neokorporative Politikmodell und die Modernisierung der 
Wirtschaft durch staatliche Industrieförderung erfordern jedoch eine zentrale Interessen- 
vertretung mit effektiver Kontrolle der sozialen Basis. Dieses Staatsinteresse traf auf das 
Unternehmerbedürfnis nach Ausbildung einer sozialen und politischen Identität im Prozeß 
der Transiciön und bewirkte den zügigen Aufstieg der CEOE (Confederaciön Espaniola de 
Organisaciones Empresariales) zur quasimonopolistischen Interessenorganisation mit 
wachsendem politischen Einfluß. 

Neben der Herausbildung neokorporativer Strukturen bilden staatliche Verhandlungen 
mit den traditionalistischen Interessengruppen Kirche, Großgrundbesitz und Militär einen 
permanenten Bestandteil staatlicher Konfliktregulierung, den reduzierten Fortbestand des 
klassischen spanischen Korporatismus. Während Kirche und Großgrundbesitz durch kul- 
turelle Verweltlichung und ökonomischen Bedeutungsverlust der Landwirtschaft an sozia- 
lem Einfluß verloren und daher leichter zu kontrollieren waren, verschärften sich infolge 
der Legalisierung der PCE und der zahlreichen ETA-Attentate auf militärische Ziele die 
Konflikte mit und innerhalb des Militärs, eine Ursache für den Putschversuch vom 23. Fe- 
bruar 1981. 
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Herausbildung des spanischen Parteiensystems 


Zu Beginn der Transiciön gab es überhaupt nur zwei landesweite Parteien mit demokrati- 
scher Tradition, die PSOE und die PCE, von denen nur letztere eine nennenswerte soziale 
Basis in der Arbeiterschaft der spanischen Nordprovinzen aufwies. Die PSOE verfügte 
lediglich über einige Gruppen in Sevilla, Madrid und im Baskenland und schöpfte ihre we- 
sentlichen Kräfte aus der Auslandsunterstützung. Daneben entstanden im linken Lager un- 
zählige, meist regional begrenzte, sozialistische und kommunistische Parteien. Die spani- 
sche Rechte dagegen, wie gezeigt Protagonist der ersten Phase der Transiciön, verfügte 
über keine demokratische Tradition und damit auch keine modernen politischen Parteien. 
Ihre beiden einflußreichsten Parteigruppierungen AP und UCD bildeten sich erst Anfang 
1977 kurz vor denersten Parlamentswahlen. Die AP isteine Vereinigung alter Francomini- 
ster und deren Gefolgschaft im Staatsapparat. Die UCD wurde von verschiedenen christli- 
chen, liberalen und sozialdemokratischen Grüppchen gegründet, erhielt ihren Charakter 
jedoch erst durch die Einsetzung des damaligen Regierungschefs Suarez als Parteiführer. 
Sie verkörperte den jungen technokratischen Sektor der francistischen Bürokratie und 
konnte durch pragmatische Regierungsstrategien vorübergehend die ideologische Gegen- 
sätzlichkeit ihrer Gründungsgruppierungen überdecken. 

Die erste Phase der Transiciön bis zur politischen Krise 1981/82 vermochte das Parteiensy- 
stem wie die innerparteilichen Strukturen nur unzureichend zu ordnen. Im rechten Lager 
blieb die erzkonservative AP auf die traditionelle spanische Rechte beschränkt und damit 
nicht mehrheitsfähig, dauerhaft belastet mit der francistischen Vergangenheit ihrer Reprä- 
sentanten. Die UCD konnte nie zu einer homogenen Partei werden und zerfiel nach dem 
Rücktritt ihres Führers Suarez 1981 völlig. Im linken Lager erging es der PCE nicht besser. 
Als einzige Partei mit gefestigter, gewachsener Organisationsstruktur, gestützt von der he- 
“ gemonialen Gewerkschaft der 70er Jahre, mit dem Vertrauensvorschuß der führenden anti- 
francistischen Oppositionskraft versehen und mit der höchsten Mitgliederzahl gelang es ihr, 
innerhalb weniger Jahre fast völlig von der politischen Bildfläche zu verschwinden. Die un- 
mittelbar vor den Wahlen 1977 von Parteiführer Carrillo eigenmächtig vollzogene euro- 
kommunistische Kehre war ohne Fundament in der von jahrzehntelangem Stalinismus 
geformten Partei und hatte statt Wählervertrauen Fraktionierungen, Abspaltungen, Mit- 
gliederverluste und Führungskrisen zur Folge. Die undurchsichtige Paktiererei der Partei- 
führung mit der UCD-Regierung tat ein Übriges, um die Parteibasis zu verunsichern, 
Widerstände und Massenaustritte zu fördern. Als Santiago Carrillo nach der dritten ver- 
nichtenden Wahlniederlage 1982 zurücktreten mußte, war der politische Kommunismus 
Spaniens in eine Vielzahl einflußloser Sekten zerfallen. Die CCOO-Führer hatten unterdes- 
sen ihre Parteiämter niedergelegt, um die kommunistische Gewerkschaft zumindest vor- 
übergehend vor einem ähnlichen Niedergang zu bewahren. 

Die PSOE ist damit die einzige Partei, die aus ihren innerparteilichen Fraktionskämpfen 
und ihrer ideologisch-inhaltlichen Entleerung im Verlauf der ersten Phase der Transiciön 
gestärkt hervorging und dabei von dem Zerfall der konkurrierenden Parteien profitieren 
konnte. Es gelang ihr, den sozialdemokratischen Flügel der UCD und die Mehrzahl der re- 
gionalen sozialistischen Parteien zu integrieren, den sozialistischen Flügel der Parteiaufein 
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Ergebnisse der spanischen Parlamentswahlen (in % der Wahlberechtigung): 


PSOE PCE UCD API/CPD CDS Andere/ Abstin. 


ungültige? 
1977 22,8 7,8 26,9 6,5 _ 15,6 20,9 
1979 20,4 7,1 23,4 4,0 _ 13,1 32,0 
1982 37,5 3,2 5,7 20,6 2,2 10,4 20,4 
1986 30,3 3,23 _ 18,5 6,5 12,3 29,2 


1 konservative Wahlbündnisse Coaliciön Democrätica und Coaliciön Popular 
2 hauptsächlich baskische und katalanische Regionalparteien 
3 linkes Wahlbündnis Izquierda Unida 


kleines Grüppchen mit dem Namen »Izquierda Socialista« (Sozialistische Linke) zu mini- 
mieren, die verbrüderte UGT zur zweiten hegemonialen Gewerkschaft heranzubilden (die 
sozialistische Konkurrenzgewerkschaft USO verlor bald jeden Einfluß) und sich von einer 
revolutionär-marxistischen Programmpartei zu einem modernen politischen Verwaltungs- 
apparat ohne theoretisches Fundament und langfristige Programmatik zu wandeln. Dabei 
entwickelte sich ihr Parteiführer Felipe Gonzälez, vor 1975 völlig unbekannt inSpanien, zu 
einer charismatischen Führungsfigur mit eigenem, in ironischer Anspielung an frühere ab- 
solutistische Könige »Felipismo«? genannten Führungsstil. So trat er auf dem Parteikon- 
greß 1979 unvermittelt zurück, alssein Vorschlag zur Streichung der marxistischen Formu- 
lierungen im Parteiprogramm keine Mehrheit fand und erreichte damit einen kurz darauf 
stattfindenden außerordentlichen Parteitag, auf dem er wiedergewählt wurde und die Par- 
teisich endgültig von ihrer marxistisch-sozialistischen Vergangenheit verabschiedete.* Die- 
ser Prozeß war indes nur konsequent, insofern er den Parallelismus zwischen verbaler Radi- 
kalität und pragmatisch-technokratischer Realität zugunsten letzterer beendete und die 
Partei vollständig in die von der politischen Rechten dominierte Transiciön eingliederte. 
Bedenkt man, daß die PSOE praktisch eine 1974 auf dem Exilparteitag in Suresnes wiederge- 
gründete Partei ist, so kennzeichnet das spanische Parteiensystem der Transiciön insgesamt 
eine Traditionslosigkeit, Fragmentierung (verstärkt durch die peripheren Nationalismen 
nicht nur im Baskenland und Katalonien), ideologische Leere und Inkohärenz. Es bestehen 
kaum Beziehungen zwischen den Parteien und der Bevölkerung, die seit dem Bürgerkrieg 
mißtrauisch gegenüber politischen Organisationen eingestellt ist. Bis heute hat keine spani- 
sche Partei mehr als 180.000 Mitglieder; in der Mehrheit sind es staatliche oder gewerkschaft- 
liche Funktionäre. Eine weitergehende Zusammenarbeit mit Bürgergruppen oder parteina- 
"hen Institutionen (Stiftungen, Elternverbänden, Wissenschaftlern, Berufsvereinigungen etc.) 
ist nach einer kurzen Hochphase in den 70er Jahren inzwischen wieder aus dem politischen 
Leben Spaniens verschwunden. Die soziale Distanz zwischen der Masse der Bevölkerung auf 
der einen sowie Staat und Parteien auf der anderen Seite ist dementsprechend groß. Viele Spa- 
nier fühlen sich in bester kazikistischer’ Tradition von den politischen Führungsgruppen 
getäuscht, betrogen, nicht ernst genommen und reagieren mit politischem Desinteresse und 
Reprivatisierung. Die schwache Organisationskraft der Parteien und Gewerkschaften kom- 
plettiert so das insgesamt schwache Integrations- und Organisationsniveau der spanischen 
Gesellschaft nach der Auflösung der francistischen Zwangsverbände. 
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Politische Krise, Rezession und Militärputsch 


Der politisch-institutionelle Wandel und der demokratische Konsens waren auf einem äu- 
Berst brüchigen sozialen und ökonomischen Gerüst gebaut, wie sich in den Jahren 1980-82 
zeigen sollte. Die Folgen der Weltwirtschaftskrise konnten mit Hilfe staatlicher und protek- 
tionistischer Maßnahmen eine Zeit lang überdeckt werden und machten sich erst als Infla- 
tion bemerkbar. Diese glaubte man durch die zurückhaltende Lohnpolitik der Sozialpakte, 
verbunden mit einer restriktiveren Geldmengenpolitik, bekämpfen zu können und durch 
die damit einhergehenden Gewinnsteigerungen gleichzeitig die Investitionen anzuregen. 
Doch damit hatte man die Schwäche der spanischen Industrie und Stärke wie Dauer der 
Weltwirtschaftskrise bei weitem unterschätzt, und ab 1979 kulminierten die Wirtschafts- 
probleme. Die Inflationsrate stagnierte trotz sinkender Reallöhne bei 14-15 % und damit 
weit über derjenigen vergleichbarer Industrieländer. Der sogenannte »zweite Ölpreis- 
schock« traf auf eine energieaufwendige, ölabhängige spanische Wirtschaft. Die Sektoren 
Stahl, Kohle, Schiffbau, Elektrohaushaltsgeräte und Textil, d.h. praktisch alle wichtigen 
spanischen Industriesektoren, wurden durch die Krise europaweit in einen Rationalisie- 
rungsprozeß gezwungen, wobei die rückständigen spanischen Unternehmen dieser Bran- 
chen wiederum besonders stark betroffen waren. Der Automobilsektor Spaniens in Form 
des marktbeherrschenden staatlichen SEAT-Konzerns wurde zum Dauerverlustbetrieb 
und zuguterletzt geriet auch der Bankensektor in eine tiefgreifende Strukturkrise, die unter 
anderem auch offenbarte, daß ein Großteil der Unternehmergewinne statt in Investitionen 
in betrügerische Finanzspekulationen flossen. Die Arbeitslosenrate verdoppelte sich nahe- 
zu in diesem Zeitraum, wobei zusätzlich zur Wirtschaftskrise hinzukam, daß der Emigra- 
tionsabfluß ins restliche Europa ins Stocken geriet und umgekehrt viele Heimkehrer zu 
verzeichnen waren. Ölpreissteigerungen, Exportschwäche und Heimkehrer, d.h. deren aus- 
bleibende Geldüberweisungen, brachten die Zahlungsbilanz und die Devisenreserven un- 
ter Druck. Dem Staat blieb nichts anderes übrig, als eine Art sozialökonomische Feuerwehr 
zu spielen, durch Hilfsmaßnahmen den Ruin ganzer Wirtschaftszweige zu verhindern und 
den sozialen Druck in Grenzen zu halten. 

Seit 1977 liefen die Beitrittsverhandlungen mit der EG, was den unbedingten Zwang zur 
Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit der spanischen Industrie bedeutete, ein Druck, unter 
dem die spanische Demokratie und die spanische Bevölkerung viele Federn lassen mußte. 
In einer Situation, wo neben den Krisenfolgen der Aufbau neuer demokratisch-politischer 
Institutionen auf nationaler wie regionaler Ebene finanziert werden mußte, ohne daß man 
die aufgeblähten, korrupten Apparate des alten Regimes vermindern konnte oder wollte, 
wo ein Großteil der Steuerreform an der Disfunktionalität eben dieses Staatsapparates, dem 
Steuerbetrug, der Kapitalflucht und der immens anwachsenden Schattenwirtschaft ver- 
puffte, wurde die Staatsverschuldung ebenfalls zu einem drängenden Problem. 

Diese Dramatisierung der ökonomischen Krise traf zu Beginn der 80er Jahre auf eine nicht 
minder schwere politische Krise. Das Parteiengefüge, allen voran die Regierungspartei 
UCD, war in einem Selbstauflösungsprozeß. Die im Verlauf der Konzentration zu politi- 
scher Stärke.herangewachsene Unternehmerklasse kritisierte die typisch sozialdemokrati- 
schen Politikinhalte der Suarez-Regierung wie Steuerreform, Ausweitung des Staatssek- 
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Spanische Wirtschaftsentwicklung (Prozentang. im Jahresdurchschnitt): 


1961-74 1975-78 1979-82 1983 1984 1985 
Wachstum des BSP 7,0 2,0 0,75 2,5 2,3 2,1 
Anteile am BSP: 
Agrar u. Fischerei 11,3 8,9 6,5 6,2 6,7 6,4 
Industrie u. Bau 39,9 37,1 35,6 35,1 34,6 34,6 
Dienstleistungen 48,8 54,0 57,9 58,7 58,7 59,0 
Arbeitslosenrate 1,6 5,5 13,0 18,1 20,9 22,2 
Jugendarbeitslosigkeit 3,8 13,2 32,1 42,0 46,3 48,7 
Inflationsrate 7,6 19,7 15,1 12,1 11,3 8,8 
Reallohn pro Beschäft. 5,5 2,5 1,3 -0,7 -0,1 0,4 


Quelle: Papeles de Economia Espanola Nr. 27/1986 


tors, Arbeitsplatzgarantien und Sozialabgabenpflicht für Unternehmen, sie entzog der 
UCD jegliche Unterstützung, um sich offen zugunsten der rechtskonservativen AP einzu- 
setzen. Die demokratischen Massenbewegungen der Jahre 1976-78 waren verstummt, die 
Gewerkschaften gespalten und durch Mitgliederverlust geschwächt. Julian Santamaria 
vom Institut für Soziologische Forschungen CIS beschreibt die zitierte Stimmung des »de- 
sencanto« schon unmittelbar nach der Verabschiedung der Verfassung: 

»Die Frustration eines sehr bedeutenden Teils der Bevölkerung angesichts des Fehlens eines wohldefi- 
nierten Projekts, der unzureichende Wandel, die Zwiespältigkeit gegenüber der Vergangenheit und die 
Ungewißheit gegenüber der Zukuntt, fehlende Transparenz des politischen Prozesses..., das Fortbeste- 
hen der oligarchischen Verfahrensweisen sowohl im Innern der Parteien wie im nationalen Leben... 


sind Gründe für eine Situation der Enttäuschung eines Volkes, auf das man nur im Moment der 
Stimmabgabe zählte« (»El Pais« v. 22.12.1978, eig. Übers.). 


Dieser Eindruck konnte sich nur noch verstärken, als der von Franco geerbte Sicherheits- 
apparat immer untätiger zusah, wie in Militärkreisen antidemokratische Putschpläne ge- 
schmiedet wurden, in die nicht nur rechte sondern auch sogenannte linke Politiker einbezo- 
gen waren®. So kam der Putschversuch vom 23.2.1981 wahrscheinlich zwei weiteren 
geplanten und erfolgsträchtigeren Militärvorhaben zuvor. Als Legitimation benutzten die 
Militärs neben Wirtschafts- und Parteienchaos vor allen Dingen die nationale Frage und 
den damit verbundenen ETA-Terrorismus gegen militärische Ziele. Hier war die UCD-Re- 
gierung insofern gescheitert, als sie Katalonien und dem Baskenland relativ weitgehende 
Autonomierechte zugestand, die eine separatistische Dynamik in der gesamten spanischen 
Peripherie samt den Inseln in Gang setzte, was die Zentralregierung zu einem Teilrückzug 
zwang. Die Gegnerschaft Peripherie — Zentralstaat bleibt ein Dauerproblem des demokra- 
tischen Konsens und staatlicher Legitimität in Spanien, dessen Geschichte nicht nur einer 
industriellen sondern auch einer nationalen Revolution entbehrt. 

Die Dynamik des Militärputsches bewirkte ein Aufwachen der spanischen Gesellschaft so- 
wie eine Reorganisierung der politischen Institutionen, wodurch die zweite Phase der Tran- 
siciön eingeleitet wurde. Zu allererst festigte sich die Krone endgültig als demokratisches 
Staatsoberhaupt, Repräsentant überparteilicher nationaler Interessen und wichtige In- 
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stanz des demokratischen Diskurses. Dem entschiedenen Auftreten des Königs in seiner 
Funktion als Oberbefehlshaber der Streitkräfte gegen die putschenden Generäle ist vor al- 
lem der glimpfliche, unblutige Ausgang des Putschversuchs zu verdanken. Zum zweiten 
wurde das gesamte Militär und damit die stärkste intakte Fraktion der traditionalistischen 
Rechten diskreditiert, diszipliniert und zu politischer Zurückhaltung gezwungen. Zum drit- 
ten wurde die politische Führungsschicht wieder unter verstärkten Konsensdruck gesetzt 
und die vom Scheitern bedrohte Politik der Konzertation erlebte einen neuen Impuls, wobei 
erstmals die kommunistischen CCOO wieder mit einbezogen wurden. Entscheidend war je- 
doch eine Repolitisierung vieler demokratischer Bevölkerungsgruppen incl. weiter Teile der 
Linken, die nun endlich einen wahrhaften demokratischen Wandel forderten und ihre 
Hoffnungen noch einmal auf die PSOE und deren fortschrittlich klingendes Programm 
setzten. 


II. Die neokonservative Wende mit einer »sozialistischen Regierung« 
Überschäumende Hoffnung und tiefe Enttäuschung 


»Spanien sozialistisch!« lauteten die Schlagzeilen nach dem klaren Wahlsieg der PSOE im 
Oktober 1982, und im ganzen Land wurde ein großes Volksfest gefeiert. Endlich schien der 
Weg frei für eine neue Gesellschaft, endlich schien der Francismus Geschichte und die alten 
Mächte besiegt. Doch alles kam anders und den Beteiligten von damals erscheint diese Be- 
geisterung heute fast kaum noch nachvollziehbar. 

Die Linke bis hin zur Gewerkschaft UGT hoffte vor allem auf die beiden zentralen Wahl- 
kampfversprechen NATO- Austritt und 800 000 neue Arbeitsplätze. Sie mußte zusehen, 
wie die PSOE-Führung nicht nur einen rasanten Wandel zur Pro-NATO-Partei vollzog, 
sondern gleichzeitig die Rüstungsindustrie ausbaute und Spanien zu einem Dreh- und An- 
gelpunkt des internationalen Waffenhandels, u.a. mit Ländern wie Chile, Südafrika und 
Iran, wurde. An Stelle der 800 000 neugeschaffenen gingen über 700 000 alte Arbeitsplätze 
verloren, sie wurden Opfer einer radikalen Modernisierungs- und Rationalisierungskur der 
spanischen Wirtschaft. Ganz Spanien wurde einem einzigen Ziel unterstellt, der internatio- 
nalen Konkurrenzfähigkeit als Voraussetzung für eine vollständige Integration in den west- 
lichen Kapitalismus. Dazu gehören neben dem Verbleib in der NATO vor allem auch der 
EG-Beitritt. 

Aber auch alle anderen Hoffnungen auf eine sozialistische Reformpolitik wurden bitter 
enttäuscht. Die Autonomieregelung blieb zwiespältig und unbefriedigend, was zur Dauer- 
konfrontation der Regionalregierungen mit dem Zentralstaat führte und Wahlerfolge auto- 
nomistischer Rechtsparteien in Katalonien, Galizien und im Baskenland begünstigte. Die 
Staats- und Justizverwaltung blieb korrupt und disfunktional wie eh und jeh, wenn auch 
zunehmend in der Hand des sozialistischen Parteiapparats. Amnesty International beklagte 
weiterhin Folterungen und Mißhandlungen in den Gefängnissen. Eine Demokratisie- 
rung des Militärs und der paramilitärisch organisierten Polizei, die zum Teil mit rechtsradi- 
kalen Terrororganisationen zusammenarbeitet’, wird bis heute vergeblich gefordert. Ande- 
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rerseits verabschiedeten die Sozialisten 1984 ein » Anti-Terrorismus-Gesetz«, welches hin- 
sichtlich der Einschränkungen bürgerlicher Freiheiten bis hin zur Pressefreiheit, vorsorgli- 
cher Verhaftungen ohne Haftbefehl, unbeschränkter Fahndungsrechte der Polizeietc. ver- 
gleichbare europäische Projekte noch in den Schatten stellt. Eine politische Partei, dienoch 
wenige Jahre zuvor unter den fehlenden bürgerlichen Freiheiten und einem autoritären 
Staatsapparat zu leiden hatte, verwandelte sich in die organisatorische Kraft eines autoritä- 
ren Sicherheitsstaats im Dienste des spanischen Kapitalismus. Das von der Frauenbewegung 
lange erwartete Abtreibungsgesetz war so unzureichend und restriktiv, daß die Spanierin- 
nen weiterhin nach London und Amsterdam reisen müssen, um die Schwangerschaftsun- 
terbrechung vornehmen zu lassen. Reform des Bildungswesens, der Sozialversicherung, der 
Landwirtschaft mit ihren halbfeudalen Besitzverhältnissen und der mittelalterlichen Tage- 
löhnerarbeit, des Gesundheitswesens ... die Reihe unterlassener oder gescheiterter Reform- 
vorhaben ließe sich beinahe beliebig fortsetzen. Das sozialistisch regierte Spanien wurde zu 
einem Musterbeispiel der neokonservativen Wendepolitik in Westeuropa. 


Modernisierungspolitik unter internationalem Wettbewerbsdruck 


Das Scheitern der UCD-Regierung war vor allem auch das Scheitern einer Wirtschaftspoli- 

tik sozialdemokratischen Typs, welche versuchte, die Folgen des kapitalistischen Struktur- 

wandels sozial abzufedern. Die Orientierung an der neokorporatistischen Krisenregulie- 
rung nordeuropäischen Typs mußte in Spanien schon an den fehlenden wirtschaftlichen 

Voraussetzungen scheitern. Die Kosten der Modernisierung der Volkswirtschaft sind so 

hoch, daß für eine Umverteilung unter sozialen Kriterien kein Raum bleibt. Die radikale 

Umverteilungspolitik der PSOE zugunsten des Kapitals ist aus dieser Sicht für den spani- 

schen Kapitalismus die einzige Möglichkeit des Auswegs aus der Krise, und nur diese Sicht- 

weise offenbart die Logik der zweiten Transiciöns- Etappe. Alle Versuche von linker und ge- 
werkschaftlicher Seite, den Wandel der PSOE aus ideologischer Sicht oder über persönliche 

Veränderungen von Parteiführern zu erklären, enden in hilflosen moralischen Vorwürfen, 

wie Machtkorruption, bürgerlicher Herkunft der Führungskader, Verrat am Sozialismus 

und der Arbeiterklasse etc., so berechtigt sie in vielen Einzelfällen sein mögen. 

Das Regierungsprojekt, einen international konkurrenzfähigen spanischen Sozialismus un- 

ter Krisenbedingungen zu konstruieren, beinhaltet folgende Teilbereiche: 

— Instandsetzung des Finanzkapitals: Dem Finanzkapital kommt im kapitalistischen Ent- 
wicklungsprozeß eine zentrale Rolle bei der Planung und Steuerung der Kapitalströme 
in zukunftsträchtige Sektoren und Investitionsbereiche zu, wobei eineenge Zusammen- 
arbeit mit dem Staat die Regel ist. Die sozialistische Regierung mußte dazu zuerst den 
Bankensektor sanieren. Diesem Sanierungsprozeß fielen die Hälfte aller Privatbanken 
zum Opfer und der größte Privatkonzern Spaniens Rumasa, dem neben zahlreichen 
Scheinfirmen 18 Banken angehörten und der über 50000 Beschäftigte aufwies, mußte 
im Zuge eines betrügerischen Konkurses verstaatlicht werden. Die Regierung organi- 
sierte unter immensen Kosten für den Staatshaushalt einen enormen Konzentrations- 
prozeß — die Ansiedlung ausländischer Banken und Versicherungen sowie personelle 
Verflechtungen zwischen Wirtschafts- und Finanzministerium und den Leitungsgre- 
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mien der Großbanken. Parallel dazu lockerte sie die Wertpapier-, Kredit- und Reserve- 
haltungsbestimmungen, um den Handlungsspielraum der Banken zu erweitern und den 
Kapitalverkehr mit dem Ausland anzuregen. Die in- und ausländischen Großbanken 
wurden so vom Staat zum führenden und überaus rentablen Kapitalsektor Spaniens 
herausgebildet. 

— Antiinflationspolitik: Die Förderung der Exportfähigkeit spanischer Produkte über ei- 
ne Verringerung des Inflationsgefälles gegenüber den Konkurrenzländern wurde von 
der sozialistischen Regierung als vorrangiges wirtschaftspolitisches Ziel übernommen. 
Neben einer restriktiven Geldmengenpolitik verfolgt sie dabei vor allem eine Senkung 
der Lohnkosten und der Staatsverschuldung. Die dabei auftretenden sozialen (Kauf- 
kraftverlust der Bevölkerung, Konflikte mit den Gewerkschaften) und ökonomischen 
(Nachfrageabschwächung, steigende Zinsen infolge Geldknappheit) Widersprüche vor 
allem mit dem Investitions- und Wachstumsziel stellen ein ungelöstes Problem soziali- 
tisch-neoliberaler Wirtschaftspolitik dar. 

— Sanierung der Krisensektoren: Seit der sozialistischen Regierungsübernahme läuft ein ra- 
dikales Umstrukturierungsprogramm für die Sektoren Stahl, Schiffbau und Textil, dem 
über 100 000 Arbeitsplätze zum Opfer fallen und das den Staat schon weit über 10 Mrd. 
DM gekostet hat. Während die Rationalisierung und Modernisierung der überwiegend 
katalanischen Textilindustrie vergleichsweise sanft bewältigt wurde, kommt es auf den 
Werften und in den Stahlbetrieben seit Jahren zu heftigen Auseinandersetzungen zwi- 
schen den Belegschaften und staatlichen Unternehmensverwaltungen und Sicherheits- 
kräften. Bislang sind zwei Tote und viele hundert Verletzte zu verzeichnen, ohne daß ein 
Ende der Auseinandersetzungen abzusehen wäre. Besonders gravierend ist die Stahlkrise 
aufgrund der Eingliederung in den europäischen Stahlmarkt. Die seit Jahren defizitären 
und vollständig verstaatlichten Stahlbetriebe sind weder regional noch produktionstech- 
nisch aufeinander abgestimmt und weisen riesige Überkapazitäten auf. Der EG-Vertrag 
erzwingt einen drastischen Kapazitätsabbau und die Einstellung von Subventionen, was 
einem Todesurteil der Branche sehr nahe kommt. Die nördlichen Schwerindustrieregio- 
nen Baskenland und Asturien sind von einem weitgehenden Deindustrialisierungsprozeß 
bedroht und die traditionell kämpferische Arbeiterklasse dieser Regionen reagiert mit wü- 
tender Verzweiflung auf die permamente Demontage ihrer Lebensgrundlage. 

— Tertiarisierung und Internationalisierung des Kapitals: Das mangelnde Vertrauen der 
Regierung in die spanische Unternehmerklasse und die Dominanz des kapitalistischen 
Modernisierungsziels offenbaren sich deutlich in der Strategie der Ansiedlung multina- 
tionaler Konzerne mit ausgesprochenen Lockangeboten, wie billiges Land, günstige 
Kredite und Subventionen. Niedriges Lohnniveau, mangelhafte Steuer- und Umwelt- 
kontrollen, ein expandierender Binnenmarkt und für japanische und nordamerikani- 
sche Multis die günstige Eintrittsmöglichkeit in den EG-Markt sind weitere Anreize für 
die sprunghaft angestiegenen ausländischen Kapitalinvestitionen. Besonders auffällig 
ist der ausländische Kapitalimport in den Bereich Banken, Versicherungen, Touristik 
und ähnlichen Dienstleistungsbereichen, wobei der gewünschte Trend zur Ausdehnung 
des Dienstleistungssektors innerhalb der spanischen Wirtschaft forciert wird. Der An- 
teil des tertiären Sektors an den Beschäftigten beträgt inzwischen über 50 %. 
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— Schrittweise Eingliederung in die EG: Seit März 1986 läuft die im Beitrittsvertrag ausge- 

handelte mehrjährige Eingliederungsperiode der spanischen Wirtschaft in die EG mit 
sektoral sehr unterschiedlichen Auswirkungen. Das Preisstabilitätsziel ist durch die 
Einführung der Mehrwertsteuer und die stark steigenden Lebensmittelpreise weiterhin 
schwer zu erreichen. Die Handelsbilanz ist durch den hohen Importzuwachs aus euro- 
päischen Ländern gegenüber den nur mäßig wachsenden Exporten in ein bedrohliches 
Defizit geraten, was zur Zeit noch durch den expandierenden Tourismus, den sinken- 
den Dollar und die gesunkenen Primärenergiepreise auf der Ebene der Zahlungsbi- 
lanz verdeckt wird. Insbesondere kleine und mittelständische Industrieunternehmen 
erweisen sich als schlecht vorbereitet auf die europäische Konkurrenz und gehen viel- 
fach in Konkurs. Nicht nur der Abbau von Zollschranken und Einfuhrbestimmungen 
sondern auch die Einstellung der Exportsubventionen und der privilegierten Handels- 
beziehungen mit Südamerika machen vielen Betrieben den Garaus. Der Staat sieht 
sich dem Problem einer weiteren kosten- und personalaufwendigen EG-Bürokratie 
gegenüber. 
Von der EG-Eingliederung begünstigte Sektoren sind einige frühzeitig modernisierte, 
international konkurrenzfähige Industrie- und Dienstleistungsunternehmen und ein 
Teil der Landwirtschaftsbetriebe (Wein, Olivenöl, Früchte, Gemüse), die allerdings das 
EG-Agrarproblem weiter verschärfen. Auch die Fischereiindustrie, der einzige Sektor, 
in dem Spanien eine führende Weltposition einnimmt, könnte aufgrund ihrer Wettbe- 
werbsvorteile zum Nutznießer des sich öffnenden europäischen Marktes werden. Ande- 
re Agrarsektoren, wie die nordspanische Milch- und Viehwirtschaft schrumpfen da- 
gegen angesichts der eindringenden europäischen Konkurrenz. Große Hoffnungen 
werden in die Beteiligung an europäischen Gemeinschaftsprojekten wie EUREKA ge- 
setzt, wovon man sich vor allem eine Stimulanz für die technologische Entwicklung 
erhofft. Als ausgesprochener Reinfall erwies sich die Integration in das europäische Ener- 
gieförderungsprogramm mit Schwerpunkt auf der Atomenergie. Die riesigen Investitio- 
nen in den Bau von Kernkraftwerken und Atommiüillanlagen erweisen sich zunehmend 
als unrentabel und haben u.a. den katalanischen Energiekonzern FECSA in eine schwe- 
re Krise geführt. Die vorrangige Förderung der Atomenergie scheint wenig geeignet, 
das Energieproblem Spaniens mit seiner Abhängigkeit von den Ölpreiskonjunkturen 
zu lösen. 

— Regulierung des Klassenkampfes: Die innenpolitische soziale Basis für eine derart for- 
cierte und konfliktträchtige Modernisierungspolitik ist eine effektive Kontrolle und Be- 
friedung der Klassengegensätze. Die PSOE übernahm hierfür das UCD-Konzept der 
Sozialpakte. Dabei konnte sie auf der einen Seite recht bald das Vertrauen großer Teile 
der Unternehmerklasse erwerben, die ihre antisozialistische politische Propaganda ein- 
stellte und ihr weitgehendes Einverständnis mit der Wirtschaftspolitik erklärte. Auf der 
anderen Seite erwiessich das Sozialpaktmodell jedoch als zunehmend disfunktional und 
brachte die Regierung sogar in Konflikt mit der befreundeten UGT. Als der unmittelba- 
re Konsensdruck der Jahre nach dem Militärputsch und die Notwendigkeit einer for- 
mal-gesetzlichen Regelung der industriellen Beziehungen, für die sich die Politik der 
Konzertation als funktional erwiesen hatte, hinter die immer schärferen sozialen und 


146 Holm Detlev Köhler 


ökonomischen Konflikte um soziale Sicherung, Reallohnverlust und Massenarbeitslo- 
sigkeit zurücktrat, war die Arbeiterklasse mittels der Sozialpaktstrategie nicht mehr in- 
tegrierbar. Die soziale Basis des spanischen Neokorporatismus ist zu dünn, und das 
PSOE-Projekt einer staatsnahen, subventionierten Gewerkschaft zur Kontrolle der Ar- 
beiterklasse, die nur zu einem geringen Teil organisiert ist und ständig steigende Moder- 
nisierungsopfer erbringen muß, ist vom Scheitern bedroht. Es zeigt sich dabei erstens, 
daß für die Arbeiterklasse in diesem Modernisierungsprozeß praktisch kein Raum für 
ihre sozialen und ökonomischen Forderungen bleibt, zweitens die UGT als eine von 
zwei hegemonialen Gewerkschaften in einer insgesamt schwachen Gewerkschaftsbe- 
wegung keine effektive Kontrollfunktion gegenüber ihrer sozialen Basis ausüben kann 
und drittens die Legitimationsbasis der staatlich organisierten Paktpolitik in der Bevöl- 
kerung ständig schrumpft. 
Zur Krise der Sozialpaktpolitik gesellt sich die mangelnde Glaubwürdigkeit desideologi- 
schen Modernisierungsprojekts der PSOE. Die Verknüpfung der beiden zentralen Be- 
griffe Europäisierung und Modernisierung (vgl. dazu auch Köhler 1986) mitsolchen wie 
Sozialismus oder Solidarität, d.h. der sozialistischen Realpolitik mit der traditionellen 
sozialistischen Wählerbasis, verstärkt lediglich das Mißtrauen und die Distanz der Be- 
völkerung gegenüber dem Diskurs der politischen Führungsschicht. Wenn UGT-Füh- 
rer Nicolaus Redondo immer wieder die neoliberale Unterwanderung der PSOE beklagt 
und die Regierung beschuldigt, den ökonomischen Diskurs der Rechten zu führen‘, bil- 
det er nur die Spitze eines anwachsenden Eisbergs der Unzufriedenheit. Die jüngsten 
Behauptungen des Regierungs- und Parteivizechefs Alfonso Guerra, das »sozialistische 
Projekt« sei vollendet, insofern die Demokratie stabilisiert und die Isolierung Spaniens 
überwunden sei, kann selbst in einem Land, in dem ein linker politischer Diskurs jahr- 
zehntelang vollständig unterdrückt war, niemanden überzeugen. Daß Sozialismus Inte- 
gration in den westeuropäischen Kapitalismus und NATO-Mitgliedschaft bedeuten 
soll, bleibt eine einsame Vorstellung der PSOE-Parteiführung. 
Das Ziel einer effektiven politischen Regulierung der sozialen und ökonomischen Kon- 
flikte bildet sowohl auf institutioneller wie auch auf öffentlicher Diskursebene einen 
entscheidenen Schwachpunkt in der sozialistischen Modernisierungsstrategie, undman 
kann von Glück reden, daß die politische Rechte bislang kein Kapital aus dieser Schwä- 
che ziehen konnte. 
Die Modernisierungspölitik der sozialistischen Regierung mit dem alles dominierenden 
Ziel, die spanische Wirtschaft in den internationalen Kapitalismus zu integrieren und kon- 
kurrenzfähig zu machen, erscheint im heutigen Spanien als einigermaßen unvermeidlich 
und alternativlos, ohne sich allerdings großer aktiver Akzeptanz zu erfreuen. Die spanische 
Politik und gesellschaftliche Entwicklung ist im Verlaufe dieses Prozesses zum abhängigen 
Faktor der internationalen Kapitalentwicklung geworden. Die spanische Gesellschaft, von 
jeher stark segmentiert und mit schwachem Integrationsniveau ausgestattet, droht dabei in 
zwei völlig verschiedene Welten auseinanderzufallen, einen kleinen Kern von Modernisie- 
rungsgewinnern (qualifizierte Beschäftigungsgruppen, zukunftsträchtige Dienstleistungs- 
unternehmen, modernisierungsfähige Industrie- und Landwirtschaftsbetriebe) und eine zu- 
nehmend unüberschaubare, extrem heterogene Masse von Modernisierungsopfern (ar- 
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beitslose Jugendliche, Frauen und Alte, Landarbeiter, Kleinbauern, veraltete Klein- und 
Mittelbetriebe, traditionelle Industriearbeitergruppen etc.). Die sozialen, regionalen, öko- 
nomischen und kulturellen Gegensätze werden durch die Kapitalisierung Spaniens, einem 
Land ohne protestantische, bürgerliche, nationale oder industrielle Revolution, keineswegs 
abgebaut, sondern verlagert und in vieler Hinsicht weiter verschärft. Dies könnte eines Ta- 
ges auch den schwach fundierten demokratischen Konsens wieder in Gefahr bringen. 


Das NATO-Referendum als Krisensymbol 


Alsam 12. März 1986 52 % der am Referendum teilnehmenden Spanier für den Verbleib in 
der NATO stimmten, war dies vordergründig nicht mehr als ein weiterer Sieg des »Felipis- 
mo« über die Linke innerhalb wie außerhalb seiner Partei und die gesamte rechte Opposi- 
tion. Felipe Gonzäles hatte den NATO-Verbleib, gegen den er noch drei Jahre vorher vehe- 
ment gekämpft hatte, zur Schicksalsfrage seiner Nation gemacht, hatte seine Person, seine 
Regierung und die wirtschaftlich-soziale Zukunft Spaniens mit dem Referendum ver- 
knüpft. Er hatte hoch gepokert und entgegen vieler Erwartungen gewonnen, womiterseine 
Wiederwahl in den Parlamentswahlen vom Juni desselben Jahres quasi schon im voraus si- 
cherte. Näher betrachtet stellt das NATO-Referendum den symbolischen Schlußpunkt ei- 
ner historischen Etappe dar, insofern es allen Versuchen, den Weg für alternative gesell- 
schaftliche Entwicklungen wieder zu öffnen, eine vernichtende Niederlage bereitete. 

Der PSOE-Sieg im Referendum offenbart eine dreifache Krise im politischen System Spa- 
niens. Für die Linke besiegelt das Referendum die Niederlage in der Transiciön, die mit der 
Unfähigkeit begonnen hatte, den Francismus zu besiegen und sich fortsetzte in dem Fehlen 
eines linken Gegenentwurfs zu dem rechten Politik-und Gesellschaftsmodell der Transi- 
ciön. Alle linken Kräfte Spaniens incl. vieler PSOE- und UGT-Mitglieder hatten die Dis- 
kussion um das NATO-Referendum als letzte Chance ergreifen wollen, sich als Opposition 
zu formieren und eine Kurskorrektur der Regierungspolitik zuerzwingen. Es waren Anfän- 
ge einer außerparlamentarischen sozialen Bewegung entstanden unter Einbeziehung zahl- 
reicher Gewerkschaftsgruppen. Viele kritische Intellektuelle und Künstler beteiligten sich 
an den Anti-NATO- Aktivitäten, und alle Meinungsumfragen bestätigten die ablehnende 
Haltung der spanischen Bevölkerung gegenüber dem Militärbündnis. Die Bekanntgabe des 
Abstimmungsergebnisses traf die sich in der Vorbereitung auf die Siegesfeier befindliche 
Linke vernichtend, ließ sie entmutigt, in zynisch-apathischem Zustand zurück, am Rande 
des Wegs der kapitalistischen Modernisierung Spaniens. 

Aber nicht nur die Linke, auch die parteipolitische Rechte erlebte das NATO-Referendum 
als Krisensymbol, trotz eindeutiger Befürwortung der NATO-Mitgliedschaft. Die in der 
Coaliciön Popular zusammengeschlossenen Rechtsparteien hatten, auf eine Niederlage 
Gonzälez’ hoffend, zur Nichtteilnahme am Referendum aufgerufen und sich damit in Wi- 
derspruch zu weiten Teilen ihrer Wählerbasis begeben, die es vorzogen, die Regierung in ih- 
rer Pro-NATO-Politik zu unterstützen. Hinzu kam eine wachsende Kritik vieler Unterneh- 
merkreise, insbesondere aus den modernen Finanz- und Dienstleistungssektoren, an dem 
traditionalistisch-konservativen Charakter der Rechtsparteien, verbunden mit einem Lob 
für die modernere, effektivere sozialistische Wirtschaftspolitik. Nach der Niederlage bei 
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den Parlamentswahlen wenige Monate später fiel dann die rechte Parteienkoalition endgül- 
tig auseinander, und es kam zu zahlreichen Rücktritten und Führungswechseln. Die politi- 
sche Rechte Spaniens hat es bis heute nicht verstanden, sich eine modern-konservative, 
hegemoniale Parteiorganisation zu schaffen. 

Zum dritten erscheint das NATO-Referendum als Anzeichen für eine Krise destepräsenta- 
tiven Systems in Spanien. Nur knapp 60 % der Bevölkerung beteiligten sich an der Abstim- 
mung, ein Trend zur Wahlabstinenz, der sich in den folgenden Wahlen bestätigte. Die öf- 
fentliche politische Diskussion reduzierte sich nahezu aufein medien- und berufspolitisches 
Minimum, wobei auch das intellektuelle Spektrum Spaniens von dieser Entpolitisierung er- 
faßt wurde. Politik scheint endgültig wieder Sache einer kleinen Führungsschicht gewor- 
den zu sein, deren Praktiken und Strategien von der Bevölkerung mit mißtrauischem 
Unverständnis betrachtet werden. Die radikale Kehrtwende der PSOE-Führung hin zum 
Kapitalismus und der NATO wird dementsprechend widerspruchslos hingenommen, aber 
keineswegs verstanden oder gar mitvollzogen. Die gerade erst geschaffenen demokrati- 
schen Repräsentationsinstitutionen haben einen rapiden Prestigeverlust in vielen Bevölke- 
rungskreisen erlitten, die sich nach dem Sinn und der Funktion von Parlamenten und Par- 
teien fragen, mit denen sie sich weder verbunden noch von ihnen repräsentiert fühlen. 


Fragmentierung sozialer Konflikte 


Das NATO-Referendum stellt insofern das symbolische Ende der zwei Transiciöns-Etap- 
pen dar, als mit diesem Sieg der sozialistischen Regierung über die rechte wie linke, die parla- 
mentarische wie außerparlamentarische Opposition das spanische Gesellschaftsmodell auf 
absehbare Zukunft festgeschrieben und aller denkbaren Alternativmöglichkeiten entledigt 
scheint. Die Integration in den westlichen Kapitalismus ist zur schlichten Tatsache und 
Normalität geworden. Das Bewußtsein über diese Normalität des politischen Systems und 
das Heranwachsen einer neuen Generation, für die die Unsicherheit der Zukunft ange- 
sichts dauerhafter Massenarbeitslosigkeit sowie der gesellschaftlichen Spaltungs- und 
Marginalisierungstendenzen ein sehr viel drückenderes Problem als die francistische Ver- 
gangenheit (mit den daraus resultierenden Konsolidisierungsschwierigkeiten des demokrati- 
schen Systems) darstellt (vgl. Köhler 1987), führten zu einem veränderten sozialen Konflikt- 
verhalten. Vielfältige soziale Gruppen beginnen massiv und selbstbewußt, ihre spezifischen 
Forderungen an den Staat zu stellen. Die Oberstufenschüler kämpfen monatelang für einen 
leichteren Hochschulzugang und eine Senkung der Schul- und Studiengebühren. Studen- 
ten streiken für eine Modernisierung der Lehrpläne. Ärzte und Krankenhauspersonal 
demonstrieren für eine Reform des Gesundheitswesens. Feministinnen verlangen vor Justiz- 
gebäuden die Freilassung verhafteter Abtreibungsärzte und Klientinnen. Von der EG-Ein- 
gliederung negativ betroffene Bauern errichten Straßenblockaden. Stdspanische Landar- 
beiter führen Hungerstreiks und symbolische Landbesetzungen gegen die Agrarpolitik der 
Regierung und den Fortbestand des Latifundiensystems durch. Rationalisierungsbedrohte 
Werft- und Stahlarbeiter protestieren zu Zehntausenden vor dem Madrider Wirtschaftsmi- 
nisterium, sperren die Verwaltungsratsvorsitzenden ihrer staatlichen Betriebe ein und lie- 
fern sich blutige Straßenschlachten mit der Nationalpolizei und der Guardia Civil. Viele 
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dieser zur Zeit an unzähligen Stellen aufbrechenden Konflikte haben partiellen korporati- 
stischen Charakter, einige sind hilflose Verteidigungskämpfe gegen die unaufhaltsam er- 
scheinende Rationalisierungs- und Modernisierungswelle. Gemeinsam haben sie den Staat 
als Adressat ihrer Forderungen, wobei es nicht mehr um den Protest gegen ein bestimmtes 
politisches Modell, sondern um unmittelbare Interessenartikulation geht. 

Diese neue Welle von Sozialkonflikten weist auf die vielen Leerstellen des Modernisierungs- 
projekts und die unterlassenen oder gescheiterten Reformvorhaben der sozialistischen Re- 
gierung hin, Die einseitige Ausrichtung der spanischen Gesellschaft an den Erfordernissen 
einesmodernen, sich in einem krisenhaften Strukturwandel befindlichen Kapitalismus läßt 
an den Rändern der spanischen Gesellschaft ein Heer von Modernisierungsopfern, eine rie- 
sige Überschußbevölkerung entstehen und vernachlässigt eine Vielzahl sozialer Bereiche, 
in denen das rückständige, disfunktionale Organisationsniveau ungebrochen fortbesteht. 
Regierung, Parteien und Gewerkschaften stehen dieser Konfliktwelle bislang mehr oder 
weniger hilflos gegenüber. Der staatliche Verteilungsspielraum zur Befriedigung dieser sich 
vermehrt artikulierender sozialen Bedürfnisse ist aufgrund der Wirtschaftskrise und der 
Modernisierungskosten sehr gering. Die Parteien als mögliche Kanalisationsorganisatio- 
nen des politisch-sozialen Protests haben praktisch keinen Kontakt zur Bevölkerung. Die 
Gewerkschaften, die sich inzwischen schon selbstbemitleidend »den armen, vergessenen 
Verwandten der Transiciön« (vgl. Guindal/Serrano 1986, S. 19 und 86) bezeichnen, müs- 
sen zusehen, wie ihnen die betrieblichen Kämpfe aus der Kontrolle geraten und sie genau 
das auch noch von Regierungsseite vorgeworfen bekommen!®. Der Organisationsgrad der 
spanischen Arbeiterschaft ist mit ca. 20 % einer der niedrigsten Europas, und viele Beleg- 
schaften spüren, daß sie unabhängig von gewerkschaftlicher Beteiligung am Modernisie- 
rungspakt zu den Opfern dieser Entwicklung gehören. Entpolitisierung, Vereinzelung, 
gesellschaftliche Spaltungstendenzen und Tertiarisierung lassen die nähere Zukunft der Ar- 
beiterorganisationen wenig hoffnungsvoll erscheinen. Bislang reagieren sie mit verbaler 
Radikalisierung gegenüber der Wirtschaftspolitik, die sie dabei vor allem für das Nichtzu- 
standekommen von Sozialpakten in den Jahren 1984 und 1987 verantwortlich machen. 
Die Sozialpakte bildeten den Dreh- und Angelpunkt gewerkschaftlicher Politik in der Tran- 
siciön und ihr Scheitern offenbart, daß die Gewerkschaften ansonsten strategie- und kraft- 
los sind. Streikfähig sind sie allein in wenigen Groß- und Staatsbetrieben, doch deren Pi- 
lotfunktion hinsichtlich der landesweiten Tarifverhandlungen bröckelt angesichts der 
zunehmenden Ausdifferenzierung der spanischen Industrie- und Arbeitswelt mehr und 
mehr ab, wodurch das gewerkschaftliche Aktionsfeld zusätzlich eingegrenzt wird. 
Ergänzt man zu den vielfältigen sozialen Kämpfen an den Rändern des Modernisierungs- 
projektes die weiter existierenden traditionellen Konfliktlinien mit den regionalen Volks- 
gruppen, dem Terrorismus und den Resten des alten Regimes, so erscheint die spanische 
Gesellschaft trotz oberflächlicher politischer Stabilität am Ende der Transiciön extrem 
fragmentiert und gespalten in gegensätzliche soziale und kulturelle Fraktionen. Die Arbei- 
terbewegung, der große Hoffnungsträger zu Beginn des demokratischen Übergangs, ist das 
prominenteste Opfer dieser Entwicklung. Mit gespaltenen, schwachen Gewerkschaften 
und einer hegemonialen sozialistischen Arbeiterparteiohne Sozialismus und ohne Arbeiter 
befindet sie sich am tiefsten in dem von Enrique Tierno eingangs zitierten Tunnel. 
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Anmerkungen 


10 


Der Terrorismus forderte in Spanien zwischen 1979-86 610 Todesopfer, ca. die Hälfte davon ETA- 
Attentate auf Polizei- und Militärangehörige. 

Ausgenommen sind hier wie bei fast allen anderen im folgenden beschriebenen Prozessen die bas- 
kischen Parteien. Das Baskenland bildet in jeder Hinsicht einen Sonderfall mit eigenem Parteien- 
und Gewerkschaftssystem und eigener politisch-sozialer Dynamik. 

Der Sozialpsychologe Jose Aumente bezeichnet den »Felipismo« als Alterskrankheit des Francis- 
mus, basierend auf einer entpolitisierten Öffentlichkeit und der Führeralternative »Ich oder das 
Chaos« (Vgl. Vilar 1986, S.183). 

Wiederum war das Mittel konsensualer Hohlformeln wie: »Die PSOE anerkennt den Marxismus 
als theoretisches, kritisches und nicht dogmatisches Instrument zur Analyse gesellschaftlicher 
Transformation und Realität an, dabei die verschiedenen marxistischen und nichtmarxistischen 
Beiträge, den Sozialismus zu gestalten, aufnehmend...« (1979 verabschiedete Parteiprinzipien, eig. 
Übers.). 

Die Kaziken organisierten in Spanien bis ins frühe 20. Jahrhundert hinein die Pseudoparlaments- 
wahlen, in denen vereinbarungsgemäß turnusmäßig die Regierungsmehrheit zwischen liberaler 
und konservativer Partei wechselte. In den darauffolgenden Diktaturen Primo de Riveras (1923- 
30) und Francos blieben sie staatlich eingesetzte Zivilgouverneure in den Lokalverwaltungen. 
So fand beispielsweise im Oktober 1980 im sozialistisch regierten Lerida eine konspirative Ver- 
sammlung zwischen sozialistischen Politikern und Generälen statt. 

So hielt sich zum Beispiel der italienische Neofaschist delle Chiaie, Teilnehmer am Attentat von 
Bologna 1980, das 85 Tote forderte, lange Zeit in Spanien auf und beteiligte sich am »schmutzigen 
Krieg« gegen die ETA, den die rechtsextreme Terrorgruppe GAL (Grupos Antiterroristas de Libe- 
raciön) in Zusammenarbeit mit rechten Polizeikreisen führte. Die Gewerkschaft der Guardia Civil 
SUGC (Sindicato Unificado de la Guardia Civil), die diese Zusammenarbeit und fehlende Demo- 
kratie seit Jahren denunziert, muß bis heute illegal operieren, da auch die sozialistische Regierung 
keine Gewerkschaft in paramilitärischen Organisationen legalisiert. 

Er vergißt dabei, daß seineeigene Gewerkschaft lange Zeit dieses politisch-ideologische Projekt ak- 
tiv mitgetragen hat und beispielsweise, anstatt über die materiellen Forderungen nach Lohn und 
sozialer Sicherung der Arbeiter, über die voraussichtliche Inflationsrate des kommenden Jahres 
mit dem Wirtschaftsministerium verhandelt hat. Damit hat er nicht nur die Vorrangigkeit der In- 
flationssenkung gegenüber den Lohnsteigerungen akzeptiert, sondern den Arbeitern jegliche Iden- 
tifikations- und Partizipationsmöglichkeit an den gewerkschaftlichen Verhandlungen genommen. 
Die Annahme, daß Arbeiter einmal für eine höhere Vorausschätzung einer zukünftigen Infla- 
tionsrate streiken könnten, um damit ihre höheren Lohnforderungen zu begründen, erscheint 
wohl nicht nur in Spanien als eine absurde Vorstellung. 

Kennzeichnend für diese Haltung ist eine gewisse »Nostalgie des Francismus« bei einigen Linken, 
die die rechtsextreme Formel »Unter Franco lebten wir besser« umgewandelt haben in »Gegen 
Franco lebten wir besser« und dem damaligen klaren, einheitlichen Oppositionsprojekt nachtrauern. 
Der Vorwurf sozialistischer Regierungsmitglieder an die UGT, sie würde die Arbeiterschaft nicht 
mehr effektiv kontrollieren, offenbart sowohl das PSOE-Konzept einer staatstragenden Gewerk- 
schaft wie die Krise des neokorporistischen Modells angesichts mitgliedsschwacher Gewerkschaf- 
ten und zunehmenden Sozialkonflikten und Spaltungstendenzen. 
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Lutz Raphael 
»Die Okonomie der Praxisformen«. 
Anmerkungen zu zentralen Kategorien P. Bourdieus 


Die soziologischen Arbeiten P. Bourdieus finden in der Bundesrepublik ein immer größeres 
Echo. Fast ließe sich von einer (un)heimlichen Mode sprechen. Doch bei genauerem Hinse- 
hen bleibt die Rezeption P. Bourdieus paradox: Zwar finden wichtige Publikationen — vor- 
an »Die Feinen Unterschiede« (Bourdieu 1982) — zahlreiche Leser, auch über den engen 
Kreis der Fachsoziologen zumal der Kultursoziologen hinaus, doch die sozialwissenschaft- 
liche Auseinandersetzung mit seinem Werk steckt nach wie vor in den Anfängen und ist ge- 
kennzeichnet durch große sprachliche, kulturelle und theoretische Barrieren. Angesichts 
dieser Situation unternimmt der vorliegende Aufsatz den Versuch, einige zentrale Konzep- 
te der soziologischen Analysen P. Bourdieus vorzustellen. Er konzentriert sich dabei auf 
zentrale Kategorien wie seinen Begriff des »Feldes«, des »Kapitals« und der »Klasse«, die 
für die Politische Soziologie von besonderem Interesse sind. Miteinbezogen werden jene 
Grundkonzepte wie der Begriff des »Habitus« und der »Praxis«, die Bourdieus Positionen 
zu grundlegenden Problemen der soziologischen Theoriebildung markieren und die in den 
westdeutschen Sozialwissenschaften entsprechend kontrovers aufgenommen worden sind. 
Zweites Ziel dieses Aufsatzes ist es, den Nutzen dieser Konzepte für Fragestellungen und 
Forschungsprobleme einer kritischen Soziologie der Politik zu diskutieren. Dabei wirdauch 
auf den Zusammenhang von empirischer Forschung in diesem Bereich und theoretischen 
Modellkonstruktionen P. Bourdieus einzugehen sein. Es muß daran erinnert werden, daß 
die gesellschaftlichen Bedingungen, Funktionsweise und Wirkungen des politischen Sy- 
sterns aus den fachspezifischen Forschungsperspektiven und -traditionen so unterschiedli- 
cher Disziplinen wie Politologie, Politischer Soziologie, Zeitgeschichte und Politischer Öko- 
nomie betrachtet werden und daß dies einem Austausch von Forschungsergebnissen und 
-ansätzen erhebliche Barrieren entgegensetzt. Bourdieus Konzepte sind nun ihrerseits aus 
dem Blickwinkel von kultur-, bildungssoziologischen und ethnologischen Forschungen 
entwickelt worden und liegen damit erst recht quer zu den Fachgrenzen zwischen den Dis- 
ziplinen. Sicherlich besteht hierin ein ernstzunehmendes Hindernis für mögliche »Über- 
nahmen« in die jeweiligen Theoriespachen der Einzeldisziplinen. Doch gerade weil die 
Bourdieuschen Analysen in der Regel die Fächergrenzen mißachten, liefern sie zugleich ei- 
ne Fülle von Anknüpfungspunkten für konkrete Forschungsarbeiten. Jedenfalls ist es die 
Absicht der nachfolgenden Argumentation, den heuristischen Wert der Bourdieuschen Be- 
griffe kenntlich zu machen. 

Zum biographischen Hintergrund und zum wissenschaftlich-kulturellen Kontext von 
Bourdieus Soziologie liegen inzwischen recht ausführliche Darstellungen vor (Schmeiser 
1986; Bourdieu 1986b; Bourdieu 1985b). Darum mag hier der Hinweis genügen, daß Bour- 
dieu seine Soziologie hauptsächlich in — zum Teil polemischer — Auseinandersetzung mit 
dem Strukturalismus (sowohl L&vi-Strauss’ wie Althussers), mit dem auch in Frankreich 
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dominierenden Positivismus in der empirischen Sozialforschung und mit den Ansätzen der 
Ethnomethodologie entwickelt hat (vgl. Bourdieu 1976; 1980a). In der Formulierung sei- 
ner eigenen theoretischen Antworten auf diese Strömungen zehrte Bourdieu zum einen 
von der philosophischen Vergangenheit seines Bildungswegs, zum anderen von seiner fä- 
cherübergreifenden Praxis als Ethnologe, Bildungs- und Kultursoziologe. Dabei hat er im- 
mer wieder auf Marx, Weber und Durkheim zurückgegriffen, deren Fragestellungen und 
Antworten sich aus seiner Perspektive jenseits der auf sie gerichteten und von ihnen initüer- 
ten Schulen durchaus ergänzen und für weitergehende Forschungsarbeit nutzen lassen. 


»Strategie« und »Habitus«. Bourdieus Antworten auf einige Grundprobleme 
sozialwissenschaftlicher Handlungs- und Systemtheorie 


Bourdieus Begriff des »Habitus« und eng damit verbundene weitere Konzepte wie sein 
»Strategie«-Begriff sind gegen die Dominanz des wissenschaftstheoretischen Gegensatz- 
paars von Theorien eines freien und in der Regel atomisierten Subjekts sozialer Handlun- 
gen einerseits und funktionalistischen bzw. mechanistischen Modellen der Wirkungsweise 
sozialer Strukturen andererseits entwickelt worden. Die vielen Erläuterungen und Defini- 
tionen zum Begriff des Habitus erschließen sich aber nur vor dem Hintergrund seiner 
grundlegenden Intention, mit einem »neuen« Begriff — der jedoch schon bei Hegel, Weber, 
Husserl, Mauss oder Panofsky (vgl. Bourdieu 1986b: 151 f.) eine spezifische Geschichte 
von Anwendungen erfahren hat —, den sterilen Gegensatz zwischen objektivistischen und 
subjektivistischen Grundmodellen zur Beschreibung von Gesellschaft und Geschichte zu 
überwinden. Mit ihm sollen der Forschung neue Fragestellungen eröffnet werden, die sich 
gerade aus der Kombination der beiden in der Regel in unterschiedlichen Theoriesprachen 
und Forschungszusammenhängen verorteten Sichtweisen ergeben. Seit den ersten Versu- 
chen zur Entwicklung seines eigenen Ansatzes in den Arbeiten zur algerischen Gesellschaft 
am Ende der französischen Kolonialherrschaft (Bourdieu 1977) hat Bourdieu daran festge- 
halten, »Systemtheorie«, »Strukturanalyse« und »Handlungstheorie«, »System- und So- 
zialintegration« durch gemeinsame Begriffsstrategien dialektisch zu verknüpfen. 

»Die für einen spezifischen Typus von Umgebung konstitutiven Strukturen (etwa die eine Klasse cha- 
rakterisierenden materiellen Existenzbedingungen), die empirisch unter der Form von mit einer sozial 
strukturierten Umgebung verbundenen Regelmäßigkeit erfaßt werden können, erzeugen Habitusfor- 
men d.h. Systeme dauerhafter Dispositionen, strukturierte Strukturen, die geeignet sind, als struktu- 
rierende Strukturen zu wirken, mit anderen Worten: als Erzeugungs- und Strukturierungsprinzip von 
Praxisformen und Repräsentation, die objektiv »geregelt« und »regelmäßig« sein können, ohne im ge- 
ringsten das Resultat einer gehorsamen Erfüllung von Regeln zu sein; die objektiv ihrem Zweck ange- 
paßt sein können, ohne das bewußte Anvisieren der Ziele und Zwecke und die explizite Beherrschung 
der zu ihrem Erreichen notwendigen Operationen vorauszusetzen, unddie, dies alles gesetzt, kollektiv 


abgestimmt sein können, ohne das Werk der planenden Tätigkeit eines »Dirigenten« zu sein« (Bour- 
dieu 1976: 164 f.). 


»Habitus« bezeichnet für Bourdieu eine »Denk-, und Handlungs- und Wahrnehmungsma- 
trix« (Bourdieu 1976: 169), die den sozialen Akteuren ermöglicht, eine unendliche Vielzahl 
situationsbezogener und -adäquater Handlungen zu erfinden, ohne daß diese Variationen/ 
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Inventionen die zugrundeliegende Matrix verlassen, die ihrerseits die Spur des Aneignungspro- 
zesses, der »Interiorisierung« der sozialen Existenzbedingungen, ist, die die Akteure in ihrer »So- 
zialisation« vollziehen. Der Begriff des Habitus betont also zum einen die Fähigkeit sozialer Ak- 
teure, »innovativ« in konkreten Handlungssituationen zu agieren, »neue« Lösungen zu finden, 
ist also gegen eine funktionalistische Sichtweise von »Rollenhandeln« wie auch gegen rationali- 
stische Modelle von bewußter Regelerfüllung und explizitem Normenzwang gerichtet. 

Zum anderen unterstreicht er die soziale Determiniertheit dieser Handlungen, richtet sich al- 
so gegen alle Spielarten einer Theorie rationalen Handlungskalküls atomisierter freier Indi- 
viduen. Aus dieser Sichtweise heraus läßt sich für Bourdieu das Handlungssubjekt als »die 
individuelle Spur einer ganzen kollektiven Geschichte« (Bourdieu 1987: 129) fassen. Auf 
dieser Stufe theoretischer Abstraktion erscheint der Habitusbegriff gewissermaßen noch als 
Leerformel für die weitere theoretische Konstruktion und empirische Erforschung dieser 
»Dialektik zwischen Interiorität und Exteriorität« (Bourdieu 1976: 164), die sowohl auf der 
Ebene des biologischen Individuums den Sozialisationsprozeß bestimmen wie auch auf der 
Ebene der Gesellschaft den Handlungszusammenhang zwischen (kollektiven) Dispositio- 
nen und objektiven Strukturen herstellen soll. Der Begriff bekommt erst dadurch schärfere 
Konturen, daß er bei Bourdieu mit Untersuchungen zur Logik und Funktionsweise sozialer 
Handlungen, in seiner Theoriesprache: zur »praktischen Logik« (Bourdieu 1980a: 245) ver- 
knüpft ist. Vor allem in seinen beiden Werken »Entwurf einer Theorie der Praxis« (Bour- 
dieu 1976) und »Le sens pratique« (Bourdieu 1980a) hat er auf der Grundlage seiner eth- 
nologischen Studien zur kabylischen Gesellschaft Beschreibungsmodelle für soziale 
Handlungsverläufe und -verknüpfungen zu entwickeln versucht, die der seiner Meinung 
nach fundamentalen Tatsache Rechnung tragen, daß die Logik, die in gesellschaftlicher 
Praxis am Werk ist, anders strukturiert ist als die theoretische Logik, die allen sozialwissen- 
schaftlichen Beschreibungen zugrundeliegt. 

»Es ist ein und dieselbe Sache, den theoretischen Fehler zu entdecken, der darin besteht, die theoretische 
Sicht der Praxis als den praktischen Bezug zur Praxis auszugeben und genauer, zum Prinzipder Praxis das 
Modell zu erheben, das man konstruieren muß, um diese zu erklären, und wahrzunehmen, daß dieser Irr- 
tum aufder Antinomie zwischen der Zeit der Wissenschaft und der Zeit der Handlung beruht, die die Pra- 
xis zerstört, indem sie ihr die zeitlose Zeit der Wissenschaft überstülpt... Die Praxis entwickelt sich in der 
Zeit und sie hat alle damit zusammenhängenden Eigenschaften wie Irreversibilität, ...; ihre zeitliche 
Struktur, d.h. ihr Rhythmus, ihr Tempo und vor allem ihre Orientierung ist konstitutiv für ihren Sinn... 
Diese praktische Logik oder logische Praxis kann nur deshalb alle Gedanken, Wahrnehmungen und 
Handlungen mit Hilfe eng miteinander verknüpfter und ein praktisch integriertes Ganzes bildender 
Erzeugungsprinzipien organisieren, weil ihre gesamte Ökonomie, die auf dem Prinzip der Ökonomie 


der Logik beruht, das Opfer logischer Strenge zugunsten der Einfachheit und Allgemeinheit voraus- 
setzt« (Bourdieu 1980a: 136 f., 144). 


Die »praktische Logik« ist ganz wesentlich von einer Logik des Ungefähren und Vagen, 
von unsicheren Abstraktionen, vom Prinzip der Analogie und globaler Ähnlichkeit be- 
stimmt. Sie ist eng gebunden an die spezifische Zeitdimension, das Tempo von Handlungs- 
sequenzen, denen in der Mehrzahl implizite, »quasi automatische« Orientierungen an den 
konkreten Handlungsmöglichkeiten, d.h den Alltag prägenden Gegebenheiten bzw. sichin 
seinem Horizont eröffnenden »Chancen«, zugrundeliegen. Diese werden weder auf sprach- 
licher Ebene artikuliert noch sind sie gar im Modus theoretischer Reflexion oder rationali- 
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stischen Kalküls entwickelt worden. Insofern sie jedoch in der ex-post-Perspektive der di- 
stanzierenden und distanzierten sozialwissenschaftlichen Beschreibung den Charakter si- 
tuationsgerechter Handlungszusammenhänge und Regelmäßigkeiten gewinnen und in- 
dem sich einzelne Handlungen als integriert in komplizierte Sequenzen erweisen, können 
sie von den Sozialwissenschaften als »rationale Strategien« entziffert werden. Daraus folgt, 
daß der Begriff der »Strategie« bei Bourdieu nicht die Vorstellung eines bewußten rationa- 
len Kalküls — das natürlich Bestandteil sozialer Handlungszusammenhänge sein kann —, 
impliziert, sondern auf das Prinzip der Verstehbarkeit zielt, auf die Rationalität, die sozia- 
len Praktiken aufgrund ihrer »objektiven« Zielgerichtetheit, d.h. ihrer Ausrichtung auf 
zentrale gesellschaftliche »Einsätze« eigentümlich ist. 

In Bourdjeus frühen Untersuchungen zur wenig ausdifferenzierten kabylischen Gesell- 
schaft ist der Begriff des Habitus noch ohne weiteres beziehbar auf die gesamte Gesell- 
schaft. Die Analyse differenzierter Gesellschaften erforderte jedoch eine Weiterentwick- 
lung dieses Begriffs, um der Vielzahl von sozialen Strukturierungen (und entsprechenden 
Denk-, Handiungs- und Wahrnehmungsfaustern), Handlungszusammenhängen (und ent- 
sprechenden Einsätzen) und Handlungsformen (und damit: praktischen Logiken) gerecht 
zu werden. Bourdieu versucht dieses Problem zu lösen, indem er den Habitusbegriff eng mit 
dem des Feldes sowie mit dem der Klasse verknüpft. Seine Grundidee ist dabei die, daß von 
»Habitus« als einem »System dauerhafter Dispositionen« (Bourdieu 1976: 165), beispiels- 
weise in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften, nur im Rahmen einer Analyse der 
Sozialstruktur, d.h. dauerhaft wirkender sozialer Lagen, mit ihnen verbundener Sozialisa- 
tionsprozesse und in bezug auf konkrete »Handlungssysteme« — in Bourdieus Theorie- 
sprache »Felder« (der kulturellen Produktion wie Wissenschaft, Literatur, bildende Künste, 
Film usw. oder das politische Feld usw.) — gesprochen werden kann. Im Zuge der Inte- 
gration der Akteure in Handlungszusammenhänge solcher sozialen »Systeme«, die durch 
spezifische Interessen und Konflikte — in der Sprache der Spieltheorie spezifische Regeln 
und Einsätze — getrennt sind von anderen Handlungssystemen, erhalten die im Kontext 
von Familie, Kindheit und Schule angeeigneten Habitusformen ihre Spezifizierung und 
Weiterentwicklung. In diesem Sinn ist Bourdieu sowohl den spezifischen Habitusformen 
der akademischen Welt (vgl. Bourdieu 1984), wie denen der religiösen und wirtschaftlichen 
Führungsgruppen in Frankreich (Bourdieu/de Saint-Martin 1978; 1982) nachgegangen. 
Solche feldbezogenen Analysen liefern ihm die empirische Grundlage für die Untersuchun- 
gen der »Feinen Unterschiede«, die den felderübergreifenden klassenspezifisch verortbaren 
Gemeinsamkeiten von kulturellen Dispositionen gewidmet sind. — Für eine an Bourdieu 
anknüpfende Forschungsarbeit dürfte die Untersuchung der Zusammenhänge zwischen 
feldspezifischen Habitusformen und dem, was Bourdieu als »Klassenhabitus« zu rekon- 
strujeren versucht hat, von besonderer Wichtigkeit sein. Insbesondere ginge es hierbei um 
die Analyse des Bildungssystems und seiner Auswirkungen auf Sprache und Hexis ihrer 
verschiedenen Absolventen, um die Analyse der personellen Verknüpfungen zwischen un- 
terschiedlichen Feldern und ihrer sozialen Homogenität sowie schließlich um die Analyse 
all jener Initiationsriten und -rituale, die die Eingangsschwellen von Feldern markieren. 
Erst die genauere Untersuchung dieser Relationen erlaubt es nämlich, präzise Modelle über 
den Zusammenhang von »Klassenhabitus« und feldspezifischem »Habitus« zu konstruieren. 
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Schließlich hat Bourdieu in den letzten Jahren Prozessen von Formalisierung und K.odifi- 
zierung gesellschaftlicher Handlungszusammenhänge, die insbesondere in den modernen 
Gesellschaften zentrale Bedeutung haben, größere Aufmerksamkeit geschenkt: Einige 
durchaus mögliche »monistische« Interpretationen seines Habitusbegriffs korrigierend, 
hat er darauf hingewiesen, daß die im alltäglichen Handeln vom Habitus gesteuerte Routi- 
nein »formalen« und durch strenge Kodifizierung fixierten Situationen außer Kraft gesetzt 
wird und rationales Kalkül und explizit strategisches Handeln größere Bedeutung für sozia- 
le Handlungssequenzen gewinnt. Angesichts der diesen Situationen innewohnenden 
Asymmetrie in der sozialen Verteilung notwendiger Kompetenzen ist die »Rationalisie- 
rung« durch Formalisierung gleichzeitig auch ein wichtiger Bestandteil der symbolischen 
Gewalt, in deren Zusammenhang alle Habitusformen eingebettet bleiben (Bourdieu 1987: 
94 ff.). Diese hier nur knapp skizzierten Überlegungen P. Bourdieus mögen verdeutlichen, 
daß sein Begriff des Habitus ein vor allem heuristischer Begriff ist: Sein wesentlicher Vorteil 
liegt in der Vermeidung von Sackgassen und Fallen anderer Beschreibungsmodelle. Für sei- 
ne forschungspraktische Relevanz ist jedoch von entscheidender Bedeutung, daß er in Pro- 
blemstellungen der Sozialisationsforschung rückübersetzt und daß die Dominanz des para- 
digmatischen Gegensatzpaares objektivistischer und subjektivistischer Theoriesprachen in 
den Sozialwissenschaften gebrochen wird. 

Bourdieus Grundpositionen sind sehr kontrovers aufgenommen worden. Die in ihnen ent- 
haltene Kritik an den im Wissenschaftsbetrieb gängigen Gegensätzen zwischen Struktur- 
analyse und Handlungsforschung, zwischen Mikro- und Makrosoziologie, zwischen Sy- 
stemtheorie oder Strukturalismus einerseits und Ethnomethodologie und Handlungs- 
theorie andererseits hat zur Folge, daß eine Auseinandersetzung mit der Bourdieuschen 
Soziologie zugleich immer in eine Diskussion der jeweiligen eigenen Positionen in diesen 
epistemologischen Gegensatzpaaren einmünden muß. In der soziologischen Diskussion 
sind auf allgemein theoretischer Ebene zumindest zwei gewichtige Einwände gegen den 
Ansatz P. Bourdieus formuliert worden. Zum einen wurde der Vorwurf erhoben, sein Kon- 
zept sozialer Praxis sei »deterministisch«: Die Wiederkehr sozialer Entstehungsbedingun- 
gen in den Charakteristika der Habitusformen wird als ein Modell abgelehnt, das die Hand- 
lungsspielräume der Individuen systematisch unterschätzt, die Bedeutung der sozialen 
Determinierungen der sozialen Akteure generell überbewertet (»oversocialised man«) und 
schließlich die Tatsache vernachlässigt, daß mit der Reflexivität menschlicher Vernunft 
Kommunikationsmöglichkeiten gegeben sind, die die Chancen individueller wie kollektiver 
Überwindung habitualisierter sozialer Bedingungen — zumal in modernen Gesellschaften 
— entscheidend erweitert hat. Insofern diese Argumente auf der Ebene allgemeiner Gesell- 
schaftstheorie verbleiben, geht es in der Debatte um eine Klärung der in den verschiedenen 
Aussagen enthaltenen Anthropologien. 

Bemerkenswert ist, daß die Bourdieuschen Modelle je nach wissenschaftstheoretischer Po- 
sition des Betrachters nicht nur diese deterministischen Züge aufweisen, sondern auch als 
»voluntaristische« Fehldeutungen abgelehnt werden können (so von L£vy-Strauss). Für 
die westdeutsche Diskussion ist charakteristisch, daß die oben genannten Argumente bis- 
lang vor allem von Anhängern der Habermasschen Theorie deskommunikativen Handelns 
formuliert wurden, die den forschungspraktischen Dualismus von Strukturanalyse, zumal 
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in systemtheoretischer Form, und Handlungstheorie innerhalb einer allgemeinen Gesell- 
schaftstheorie festschreibt. Ihre tragenden Begriffe, zumal der des kommunikativen 
Handelns, implizieren auf der Ebene ihrer Konstitution bereits entscheidende Grundsatz- 
entscheidungen über die Sichtweise der sozialen Welt, jedoch ganz andere als die Begriffs- 
sprache P. Bourdieus. In diesem Zusammenhang ist nochmal daran zu erinnern, daß Bour- 
dieu gerade nicht eine allgemeine Theorie der Gesellschaft zu formulieren sucht, sondern 
theoretische Konstrukte für konkrete soziologische Forschungen anvisiert (vgl. zu diesem 
Gegensatz die Diskussion zwischen Honneth und Bourdieu in: Bourdieu 1986 b: 158 ff.). 
Der bei den Vertretern der Habermasschen Gesellschaftstheorie üblichen Orientierung an 
sprachlich vermittelten und kognitiv verarbeiteten Aspekten sozialer Praxis steht bei 
Bourdieu die Aufmerksamkeit für die routinisierten, nicht verbalisierten, in Körper und 
Gestik symbolisierten Sozialbeziehungen gegenüber. Der Gegensatz zwischen Interaktion 
und Arbeit, ein für die weitere Begrifflichkeit und die gesamte Sichtweise der Habermas- 
Schule zentrale Trennung, wird in der Bourdieuschen Soziologie nicht mitvollzogen. Ihre 
enge Verbindung mit ethnologischen Fragestellungen, für die eine solche Teilung wenig 
ergiebig wäre (vgl. Groh 1986), verhindert dies. Schließlich ist auch noch daran zu erin- 
nern, daß hinter dem »Determinismus«- Vorwurf ganz verschiedene Einschätzungen über 
die Rolle und den sozialen Ort der Intellektuellen in der Gesellschaft mitschwingen. Denn 
es ist das besondere Interesse der linken sozialwissenschaftlichen Intellektuellen an den 
Kriterien »Rationalität« und »Individualität« als zentralen — sowohl eigenen wie universa- 
lisierten — Werten, welche Optionen für sozialwissenschaftliche Theorien nahelegt, in de- 
nen die Möglichkeit der — in ihrer eigenen sozialen Lage bereits vollziehbaren — Distanz 
zu den »Notwendigkeiten« sozialer Praxis und den »Zwängen« gesellschaftlicher Struktu- 
ren hoch eingeschätzt wird. Dem steht bei Bourdieu eine intellektuellenkritische soziologi- 
sche Selbsteinschätzung gegenüber. Sie findet sich ausgedrückt in seinen verschiedensten 
Überlegungen zur sozialen Lage, zur politischen Rolle und wissenschaftlichen Praxis der 
Intellektuellen — und zwar in der Form eines tiefen Mißtrauens gegenüber den durch die 
eigene soziale Position und einen spezifischen Habitus von Intellektuellen hervorgebrach- 
ten Verkennungseffekten. Im Resultat verhilft diese Einschätzung Bourdieu aber zu einer 
gesteigerten Sensibilität für die Teilhabe wissenschaftlicher Praxis an Macht und Herr- 
schaft. — Jede an Bourdieu ankntipfende weiterführende Diskussion über seine theoreti- 
schen Grundmodelle müßte m.E. diese Dimension der politischen Selbstaufklärung sozial- 
wissenschaftlicher Praxis miteinbeziehen. Andernfalls wird sie scheitern an den tiefliegenden 
Unterschieden in den theoretischen Intentionen und Konstruktionen. Eine konkretere 
Ebene der Diskussion wäre wohl dann erreicht, wenn man die Frage diskutierte, ob 
Bourdieus Konzepte adäquate Mittel sind, um »Lernprozesse« und gesellschaftliche Wi- 
dersprüche zu analysieren. Wie wir gesehen haben, sind die Begriffe des Habitus und der 
Strategie in dem Sinn für »Lernprozesse«, d.h. individuelle wie kollektive Weiterentwick- 
lungen von Denk- und Handlungsmustern angesichts »neuer«, jenseits vorheriger Erfah- 
rungen liegender Situationen oder Freignisse offen, als sie eine Dialektik von sozialen De- 
terminanten und Antworten der Akteure zu erfassen suchen: 


»Gegenüber einer in ihrer punktuellen Unmittelbarkeit betrachteten Situation ist die Praxis notwen- 
dig und relativ-autonom in einem, insoweit sie das Produkt der dialektischen Beziehung zwischen ei- 
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ner Situation und einem als System dauerhafter und versetzbarer Dispositionen begriffenen Habitus 
darstellt, der, alle vergangenen Erfahrungen integrierend, wie eine Handlungs-, Wahrnehmungs- und 
Denkmatrix funktioniert und der dank der analogischen Übertragung von Schemata, die Probleme 
gleicher Form zu lösen gestatten, und dank der von jenen Resultaten selbst dialektisch geschaffenen 
Korrekturen der erhaltenen Resultate, unendlich differenzierte Aufgaben zu erfüllen« (Bourdieu 
1976: 169). 

Für Bourdieus Analyse historisch konkreter (und damit auch immer »determinierter«, »re- 
lativer«) Lernprozesse lassen sich viele Beispiele zitieren. Hier mag der Hinweis genügen auf 
seine Untersuchungen zu Einstellungen und Lebensstrategien der »desillusionierten Gene- 
ration« der Absolventen des französischen Bildungs- und Schulsystems der 70er Jahre (in 
den »Feinen Unterschieden«) und auf seine Analysen über die Umorientierungen, die alge- 
rischen Arbeitern angesichts des Vordringens kapitalistischer Produktionsverhältnisse ab- 
verlangt wurden. Freilich hat Bourdieu solche Lernprozesse ganz bewußt nicht ineine Evo- 
lutionstheorie des bisherigen Geschichtsverlaufs eingeordnet. Nach seinem Verständnis 
bleiben sie immer eingebunden in ihre konkreten »Umstände« und die ihnen anhaftende 
»soziale Logik«. Wenn seine Kritiker aber eine Sperre gegen die Analyse solcher Lernpro- 
zesse entdecken, so kann das nur einer grob vereinfachenden bzw. vereinseitigenden Lesart 
der Bourdieuschen Soziologie geschuldet sein. Einer Lesart, die das bei Bourdieu prinzipiell 
immer mitgedachte Spannungsverhältnis zwischen individuellen wie kollektiven Disposi- 
tionen und den objektiven Strukturen — die für ihn zentrale Dialektik von inkorporierter 
und objektivierter Geschichte — in dem Bild einer bruchlosen Identität von Habitus und 
Struktur stillstellt. Diese Identität, die Bourdieu selbst nicht behauptet, wäre gewisserma- 
Ben die Extrapolation und damit das Zerrbild ungestörter Reproduktion des sozialen Status 
quo. Daß Bourdieu gerade auch die Bedingungen der Stabilität sozialer Herrschaftsformen 
diesseits offener Gewaltverhältnisse und direkter ideologischer Beeinflussung analysiert 
hat, macht seine soziale Handlungstheorie sicherlich besonders sensibel für versteckte 
Herrschaftseffekte in den verschiedensten Zusammenhängen sozialer Praxis, macht sie 
aber nicht zu einer soziologischen Theorie »eherner« Gesetze der Determination und Herr- 
schaft. 

Schließlich ist gegenüber Bourdieus theoretischen Modellen aber auch der Vorwurf des »la- 
tenten Ökonomismus« erhoben worden. A. Honneth hat geltend gemacht, daß in ihnen so- 
ziales Handeln seinem »objektiven Sinn« nach auf soziale Nutzenerwägungen reduziert 
würde, daß der Begriff des Habitus ein »das ganze Sozialleben durchdringendes Profitmo- 
tiv« (Honneth 1987) unterstelle. Im Unterschied zu utilitaristischen Handlungskonzepten 
oder zu Vorstellungen des rational choice- Ansatzes wird jedoch bei Bourdieu, so Honneth, 
dieses Profitmotiv nicht auf der Ebene der individuellen Handlung angesiedelt, sondern 
über den Umweg der gruppen- bzw. klassenspezifischen Einprägungsarbeit bestimmend. 
Zentrale Aspekte sozialer Erfahrung werden damit in Bourdieus Programm des Habitus 
nicht mehr angemessen erfaßt, sondern ausgegrenzt bzw. marginalisiert. Dies träfe vor al- 
lem die Emanzipationspotentiale, die in der moralisch-ethischen Dimension sozialen Han- 
delns angelegt seien, und mache die Analyse sozialer Strukturen und Handlungszusam- 
menhänge anfällig für die Vernachlässigung der Momente von »Widerständigkeit«, von 
Rebellion gegen Unrecht, Ungleichheit und politische Unterdrückung in allen ihren Er- 
scheinungsformen (Honneth 1987). Ausgangspunkt dieser Kritik ist Honneths program- 
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matische Forderung nach sozialwissenschaftlicher Erforschung der »Widerständigkeit« 
subalterner Klassen in ihrem Alltagshandeln, in den vielfältigen Ausdrucksformen eines 
wie auch immer durch herrschaftskonforme Sprache und Kommunikationszusammenhän- 
ge gebrochenen Klassenethos (vgl. Honneth 1981). i 
Ähnlich wie beim »Determinismus«-Vorwurf ist erkennbar, daß wiederum ehr grundsätz- 
liche Unterschiede in der Begriffskonstruktion und in der Wahl der Beschreibungsmodelle 
sozialer Realität Ausgangspunkte dieser Kritik sind. Der Vorwurf des »Reduktionismus« 
hat erst Sinn im Zusammenhang einer Theorie, die die Kategorien sozialwissenschaftlichen 
Handelns verwendet, um zur sozialwissenschaftlichen Verifizierung einer gesellschafts- 
theoretisch postulierten und explizierten autonomen Geltungskraft und Wirkungsweise 
moralisch-praktischer »Diskurse« zu gelangen. Dies setzt sowohl die Höherbewertung wie 
die scharfe Trennung der moralisch-praktischen wie ästhetischen Dimensionen von den in- 
strumentell-technischen, an den Zwängen der Reproduktion ausgerichteten Handlungs- 
formen voraus. Erst von diesen Voraussetzungen her betrachtet reicht es nicht aus, daß bei 
Bourdieu die ästhetische wie die moralisch-ethischen Dimensionen sozialen Handelns in ih- 
rer Besonderheit durchaus gesehen werden und daß gegen einen verkürzten »Ökonomis- 
mus« gerade auf der Integration dieser Sphären in die Erklärungsmodelle sozialer Hand- 
lungszusammenhänge bestanden wird. Im Habitus sind (Klassen-) Ethos und (Klassen-) 
Geschmack zentrale Bestandteile. Nur mit der Vorstellung einer grundsätzlichen Höherbe- 
wertung und Ausgliederung dieser Dimensionen aus dem Gesamtzusammenhang sozialer 
Praxis wird gebrochen. Diese Sichtweise ist gegen die Selbstdeutung der Akteure in den au- 
tonomen Feldern kultureller Produktion gerichtet, die im Rückgriff auf philosophische wie 
religiöse Traditionen die symbolische Gewalt verkennt, mit der sie an gesellschaftlicher 
Herrschaft teilhaben. Demgegenüber besteht Bourdieu darauf, daß auch die nicht auf öko- 
nomische Interessen, gar Motive reduzierbaren ethischen und ästhetischen Praxisformen 
Teil einer in ihrer »sozialen Logik« auf ihren gesellschaftlichen Kontext und die dort verort- 
baren »Einsätze« unterschiedlicher Handlungssysteme rückführbares Ensemble sozialer 
Praktiken sind, für dessen soziologische Aufklärung die Fragen nach Machtverteilung und 
Herrschaftsausübung wie nach Ressourcenaneignung eine Schlüsselfunktion behalten 
(Bourdieu 1976: 356 £.). Dieser Einschätzung liegt eine Position zugrunde, die ganz bewußt 
auf die materialistische Perspektive von Marx und Weber zurückgreift und kulturelle Aus- 
drucksformen als Ausdruck symbolischer Gewaltverhältnisse und Klassenkämpfe faßt. A. 
Honneths Gegenposition scheint die Vorstellung einer »Eigenlogik« moralisch-ästheti- 
scher Urteilskraft und Geltungsansprüche zugrundeliegen. Diese »Eigenlogik« beinhaltet, 
daß die kommunikationsorientierten Handlungsformen, die implizit höher bewertet wer- 
den als pure Arbeit, von den Schlacken der sozialen Logik befreit werden; daß ihre histo- 
risch-gesellschaftlichen Konkretisierungen als Teil eines immer wieder verschütteten nur 
teilrealisierten Emanzipationsprozesses dabei isoliert und in der historischen Rekonstruk- 
‚tionsarbeit des Sozialwissenschaftlers gewissermaßen für zukünftige Emanzipationsper- 
spektiven aufbewahrt und gerettet werden. Einer solchen Perspektive steht Bourdieu skep- 
tisch gegenüber. Zwar lassen sich über soziologische Analyse die Bedingungen für die Mög- 
lichkeit gesellschaftlicher Aufklärung über diese Formen der Gewalt verbessern. Mittel 
dazu sind jedoch die soziologische Kritik und der radikale Zweifelan allen Versuchen, univer- 
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selle Normen zur Grundlage der Gesellschaftstheorien zu erheben. — Auch in diesem Fall 
ist eine Fortsetzung der Diskussion darauf angewiesen, forschungspraktisch nach dem 
möglichen Gebrauchswert des Habitusbegriffs zu fragen. Interessant ist in diesem Zusam- 
menhang, daß in sozialgeschichtlichen Forschungsansätzen auf Bourdieu zurückgegriffen 
wird, um Aspekte des Widerstands und des »Eigensinns« subalterner Klassen analysieren 
zu können, die in den gängigen Perspektiven einer an Strukturen und sozialem Wandel 
orientierten Sozialgeschichte bislang vernachlässigt wurden. Hier wären sowohl die Ansät- 
ze einer anthropologischen Sozialgeschichte (z.B. Berdahl u.a., 1982) wie auch die Arbeiten 
der Konstanzer Historikergruppe um D. Groh (vgl. z.B. Grießinger 1981) zu nennen. 
Abschließend sei noch darauf verwiesen, daß Bourdieus Versuche, etablierte Gegensatz- 
paare der soziologischen Theorietradition zu überwinden, sich durchaus lohnend mit ande- 
ren Revisionsversuchen in Verbindung setzen lassen; so z.B. mit den Arbeiten von A. Gid- 
dens, dessen Argumente und Beschreibungsmodelle wie die Bourdieus darauf zielen, den 
Gegensatz objektivistischer und subjektivistischer Modelle zu überwinden (Giddens 1984). 
In ähnlicher Richtung zielt auch die Verknüpfung von mikro- und makrosoziologischen 
Fragestellungen bei A. Cicourel undK. D. Knorr-Cetina (1981) oder die kritische Revision 
von Erklärungs- und Beschreibungsmodellen der Organisationssoziologie von M. Crozier 
und E. Friedberg (1979). Gemeinsam ist all diesen Versuchen, daß sie sich bemühen, neue 
Leitfragestellungen für die Bearbeitung zentraler Konstruktionsprobleme sozialwissen- 
schaftlicher Struktur- oder Handlungstheorie zu entwickeln. Sie stellen gängige Annahmen 
über die Dominanz »systemischer Integration« und den Primat makrosoziologischer Erklä- 
rungsmodelle funktionalistischer oder systemtheoretischer Art infrage, und sie zeigen, daß 
auch für entwickelte Gesellschaften die Frage nach der subjektiven Aneignung der System- 
anforderungen, nach den Bedingungen für die Herstellung und die Reproduktion ent- 
sprechender Dispositionen der Akteure relevant bleibt. Bourdieus Theorie der sozialen Praxis 
ist nicht zuletzt eine grundlegende Kritik an der Tendenz, diese Fragen nach den impliziten 
Voraussetzungen der (evidenten) Wirksamkeit bestimmter sozialer Institutionen und 
Strukturen auszuklammern und Modellen einer quasi-automatischen Wirkungsweise so- 
zialer Strukturen ohne Akteure den Weg zu bahnen. Gesellschaftliche Strukturen werden 
vom ihm als Kräftefelder aufgefaßt, in denen unterschiedliche Strategien und Interessen 
der beteiligten Akteure wirksam sind. Die »Spielregeln« dieser Konflikte gelten dabei als 
prinzipiell offen — sowohl hinsichtlich unterschiedlicher »Gewinne« und »Einsätze« als 
auch hinsichtlich des »Spiels« selbst, d.h. seiner Regeln. So läßt sich denn Bourdieus Kon- 
zept der Makrostrukturen charakterisieren als: 

»Ein Set von Positionen, das aufrechterhalten wird durch das Zusammenspiel unterschiedlicher Kräf- 
te, ..., ähnlich der Stabilität eines Körpers in der Physik, der eher durch Spannung denn durch seine in- 
nere Festigkeit oder äußere Härte erklärt werden mag« (Cetina-Knorr, Cicourel 1981: 304). 
Bourdieu bricht mit der Tradition, die heuristisch fruchtbare Suche nach funktionalen Zu- 
sarnmenhängen von Strukturmerkmalen und der Funktionalität beobachtbarer Hand- 
lungssequenzen umzusetzen in funktionalistische Erklärungsmodelle, die das Risiko be- 
inhalten, die konkrete Vermittlung der Strukturen in Handlungszusammenhänge zu 
überspringen bzw. diesen Prozeß als immer bereits gegebenen, quasi mechanischen Prozeß 
der Anpassung zu denken. 
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Erweiterung des Kapitalbegriffs und Ökonomie der Praxisformen — 
Perspektiven für die Erweiterung politökonomischer Ansätze? 


Bourdieus Konzepte liegen nicht nur quer zu einflußreichen soziologischen Theorietradi- 
tionen, sondern auch zu den Konzepten einer an Marx orientierten Politischen Ökonomie. 
Interessant ist dabei, daß Bourdieu in Auseinandersetzung mit idealistischen und kulturali- 
stischen Erklärungsmustern in Soziologie und Ethnologie gerade auf Begriffe der Wirt- 
schaftswissenschaften zurückgegriffen und sich in seiner Begriffssprache dabei ganz be- 
wußtan Marx und Weber angelehnt hat (vgl. hierzu: Bourdieu 1987: 124 ff.). Umstrittenste 
Anleihe dieser Art ist Bourdieus Begriff des ökonomischen, kulturellen, sozialen und sym- 
bolischen Kapitals. Grundlage für die Übertragung dieses ökonomischen Konzepts in eth- 
nologische wie kultur- und bildungssoziologische Studien ist sein Modell sozialer Praxis. 
Dieses Konzept geht aus von einer verborgenen »sozialen Logik« der Handlungsstrategien 
und -sequenzen in so unterschiedlichen sozialen Bereichen wie Kunst und Ökonomie. Bei 
der Analyse aktueller kapitalistischer Gesellschaften hat diese Annahme Bourdieu zu der 
Schlußfolgerung veranlaßt, daß neben der als gesonderter (und zentraler) Sphäre etablierten 
Ökonomie und den dort verfolgten ökonomischen »Interessen« nicht-ökonomische Praxis- 
formen wie Kunst, Kultur und Bildung oder Heirat und persönliche Beziehungswahl einbe- 
zogen werden müssen in eine »Ökonomie der Praxisformen« (Bourdieu 1982: 171). Dies 
wiederum beinhaltet die These, daß das Modell zweckrationellen Nutzenkalküls wirt- 
schaftswissenschaftlicher Markttheorien unzureichend ist, um Handlungszusammenhän- 
ge in ausdifferenzierten gesellschaftlichen Handlungsfeldern analysieren zu können: Der 
ökonomische Sektor liefert also handlungstheoretisch nicht den Erklärungsschlüssel für die 
anderen Praxisformen, ja, in ihm selbst sind diese anderen Praxisformen wirksam. 

Die Vorstellung einer »Ökonomie der Praxisformen« beruht, wie wir bereits gesehen 
haben, auf der handlungstheoretischen Grundannahme, daß den strukturanalytisch be- 
schreibbaren Zusamimenhängen zwischen den verschiedenen Feldern auch mehr oder we- 
niger kohärente Handlungsstrategien auf der Grundlage spezifischer Habitusformen ent- 
sprechen. Zentrale Argumente für den behaupteten Zusammenhang sind dabei zum einen 
gesellschaftlichen Ungleichheitsstrukturen, die auf eine Kumulierung von asymmetrischen 
Macht- und Ressourcenverteilungen in den unterschiedlichsten Bereichen verweisen, zum 
anderen die Herrschaftseffekte, die sich aus der Anerkennung der bestehenden Verhältnis- 
sedurch die Beherrschten ergeben und für deren Zustandekommen gerade die nicht-ökono- 
mischen Praxisfelder von entscheidender Bedeutung sind. Der damit von den Beherrschten 
erbrachte Beitrag zur Aufrechterhaltung der sozialen Ordnung stellt die Grundlagen bereit 
für kollektive wie individuelle Aneignung »symbolischen Kapitals«, jener Autorität und je- 
nes Ansehens, das die mit bestimmten sozialen Positionen, Titeln und Ämtern bereits gege- 
bene Ungleichheit und Willkür naturalisiert und damit verstärkt (Bourdieu 1980 a: 209 f.). 
Für das adäquate Verständnis der Ökonomie der Praxisformen der kapitalistischen Gesell- 
schaften sieht es Bourdieu als unabdingbar an, die Wirkungen dieses symbolischen Kapitals 
auf konstitutive Bedingungen der gesellschaftlichen Funktionsfähigkeit kapitalistischer 
Markt- und Arbeitsbeziehungen in die Analyse der Politischen Ökonomie einzubeziehen. 
In diesem Sinne plädiert er für eine soziologische Erweiterung wirtschaftswissenschaftli- 
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cher Analysen (Bourdieu 1987: 124 ff.). Damit kritisiert er jede politökonomische Position, 
die daran festhält, aus der »Funktionslogik«, der »Struktur« des (kapitalistischen) Produk- 
tions- und Verwertungsprozesses allein das konkrete ökonomische Handeln der Akteure 
erklären zu können. Dies zielt sowohl auf die typischen Abstraktionsleistungen der Klassi- 
schen Nationalökonomie und ihrer neo-liberalen Nachfolger in den Wirtschaftswissen- 
schaften wie auch auf marxistische Positionen: 

»Bis zum Kriterium des Wertes — zentraler Einsatz in Konflikten zwischen Ökonomen — gibt es 
nichts, was nicht Kampfeinsatz in der Realität der ökonomischen Welt) wäre. Die Wirtschaftswissen- 

schaft wäre es sich demnach in aller Strenge schuldig, in die Definition des Wertes die Tatsache einzu- 

beziehen, daß das Wertkriterium ein Kampfeinsatz ist, anstatt zu behaupten, diesen Kampf durch ein 
angeblich objektives Urteil zu entscheiden und zu versuchen, die Wahrheit des Tausches in substan- 
tiellen Eigenschaften der getauschten Ware zu finden. Es ist tatsächlich kein geringes Paradox, die sub- 
stantialistische Denkweise mit dem Begriff vom Arbeitswert bei Marx selbst wiederzufinden, der im 
Fetischismus das Ergebnis par excellence jener Neigung denunzierte, dem physischen Ding das Merk- 


mal, eine Ware zu sein, zuzurechnen und nicht den Beziehungen, die es mit den Produzenten und po- 
tentiellen Käufern unterhält« (Bourdieu 1987: 127). 


Eng verbunden mit dem Konzept einer »Ökonomie der Praxisformen« ist bei Bourdieu die 
Ausweitung des Arbeitsbegriffs. Er umfaßt nämlich tendenziell sämtliche soziale Praxisfor- 
men — mit der Folge, daß schließlich auch der Kapitalbegriff ausgeweitet werden kann. In 
Bourdieus Modellen werden Produktionsverhältnisse, politische Herrschaftsstrukturen 
und verschiedene Formen symbolischer Gewalt — wie etwa die Bildungssysteme — als Re- 
sultat gesellschaftlicher Arbeit begriffen; diese wird, analog zum Prozeß der Aneignung von 
Mehrwert im Prozeß der kapitalistischen Lohnarbeit, als Aneignung von (symbolischem) 
Mehrwert kultureller wie politischer Resourcen verstanden. Dem kollektiven wie indivi- 
duellen Akkumulationsprozeß entspricht im Gegenzug die Enteignung von »Kompeten- 
zen«, Arbeitsfähigkeiten und Ausdrucksmöglichkeiten bei denen, die innerhalb dieser 
Herrschaftsstrukturen subalterne Positionen einnehmen, ihrerseits aber durch Inkorporie- 
rung gesellschaftlicher Strukturen an der gesellschaftlichen Produktion der ihnen enteigne- 
ten symbolischen Produkte (Religion, Kunst, Bildung und Wissen) beteiligt sind. Die 
Grundlage der Bourdieuschen Ausweitung des Kapitalbegriffs ist demnach nicht die Vor- 
stellung von Kapital als eines spezifischen (ökonomischen) Faktors, wie es etwa der Begriff 
der Kapitalgüter nahelegt. Kapital wird verstanden als Wirkung gesellschaftlicher Bezie- 
hungsstrukturen, deren allgemeinste Formulierung für Bourdieu das Konzept der Macht 
ist. Macht aber versucht er soziologisch als Prozeß der Akkumulation von und Verfügung 
über gesellschaftliche Arbeitsvermögen zu analysieren. 


»Kapital ist akkumulierte Arbeit, entweder in Form von Materie oder in verinnerlichter, »inkorporier- 
ter« Form. Wird Kapital von einzelnen Autoren oder Gruppen privat und exclusiv angeeignet, so wird 
dadurch die Aneignung sozialer Energie in Form verdinglichter oder lebendiger Arbeit möglich. Als 
vis insita ist Kapital eine Kraft, die den objektiven und subjektiven Strukturen innewohnt; gleichzeitig 
ist das Kapital — als lex insita — auch grundlegendes Prinzip der inneren Regelmäßigkeiten der sozia- 
len Welt« (Bourdieu 1983: 183). 


Von dieser theoretischen Grundposition aus hat Bourdieu dann zwischen ökonomischem, 
kulturellem und sozialem Kapital unterschieden (vgl. hierzu: Kreckel 1982). Unter ökono- 
mischem Kapital faßt er die Vielzahl von Einkommensquellen, Vermögen und Eigentums- 
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titeln zusammen. Mit »kulturellem« Kapital werden neben den materiell wie symbolisch 
aneigbaren Kulturgütern einer Gesellschaft sowohl die staatlich garantierten Diplome, Bil- 
dungstitel als auch das vom Einzelnen konkret angeeignete kulturelle Wissen und die dazu 
notwendigen Dispositionen (Bildungseifer, Vertrautheit mit Kunst etc.) bezeichnet. Unter 
»sozialem« Kapital versteht Bourdieu die Verfügung über soziale Beziehungen, den Zu- 
gang bzw. die Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen über Clubs, Standesorganisationen, Fa- 
milienbande usw. Ein zentrales Anliegen bei der Ausweitung des Kapitalbegriffes war und 
ist die Erforschung von Transformationsbedingungen, der »Umtauschverhältnisse« zwi- 
schen den unterschiedlichen Kapitalformen. Während das soziale Kapital — wie Bourdieus 
‚Analysen zeigen — gewissermaßen ein Multiplikator für die Realisierung sowohl kulturellen 
wie ökonomischen Kapitals darstellt, stehen die Verteilungsstrukturen von ökonomi- 
schem und kulturellem Kapital in einer widersprüchlichen Beziehung: Parallel zur Entfal- 
tung der bürgerlichen Gesellschaft und zur geseilschaftlichen Etablierung einer kapitalisti- 
schen Bourgeoisie von Unternehmern, Bankiers, Großkaufleuten haben sich Kunst und 
Wissenschaft zu autonomen Feldern kultureller Produktion entwickelt, hat das Bildungs- 
system sich ausgeweitet — mit dem Ergebnis, daß sich dort soziale Positionen wie die des 
Künstlers, Intellektuellen, Professors und Wissenschaftlers ausgeprägt haben, die in deutli- 
chem Spannungsverhältnis zum Pol der ökonomischen Macht stehen. Kurz: Die Vertei- 
lungsstrukturen von ökonomischem und kulturellem Kapital verweisen auf die Herausbil- 
dung unterschiedlicher Fraktionen innerhalb der herrschenden Klasse. Deren Kämpfen 
um die Transformationsformen beider Kapitalsorten ist Bourdieu in seinen Untersuchun- 
gen zur herrschenden Klasse in Frankreich immer wieder nachgegangen. 

Die Einwände, die sich von einer marxistischen Position aus gegen eine solche Erweiterung 
des Kapitalbegriffs formulieren lassen, liegen auf der Hand: Die Ausweitung nimmt dem 
Begriff des Kapitals seine politökonomische Schlüsselstellung, und sie beruht zugleich auf 
einer Revision der marxistischen Werttheorie. So hat etwa B. Krais argumentiert, daß mit 
der Ausweitung des Kapitalbegriffs bei Bourdieu das Spezifikum des Marxschen Kapitalbe- 
griffs, nämlich der Zusammenhang von Akkumulation, Mehrwertproduktion und Ausbeu- 
tung verloren gehe (Krais 1983: 219 £.). Wie wir oben jedoch zu zeigen versucht haben, ver- 
nachlässigt diese Interpretation wichtige Argumentationszusammenhänge bei Bourdieu. 
Dessen Erweiterung des Kapitalbegriffs ist nämlich in der Tat eingebettet in ein soziologi- 
sches Forschungsprogramm, dem es gerade darum geht, die Genese und Reproduktion von 
Herrschaft und Ungleichheit auch jenseits der ökonomischen Sphäre mit Hilfe von Begrif- 
fen und Beschreibungsmodellen zu erschließen, die den herrschaftskritischen Impetus der 
Marxschen Kritik der politischen Ökonomie teilen. 

Es ist kein Zufall, daß ein genuin politisches Argument in der Kritik an Bourdieus Kapital- 
konzept eine große Rolle (ge) spielt (hat): So moniert beispielsweise B. Krais, dal in Bour- 
dieus Gesellschaftsmodell kein Platz mehr sei für die im Marxschen Kapital auch präsente 
Geschichts- und Revolutionstheorie (Krais 1983: 219 f.). Hiergegen wäre nun aber wieder- 
um einzuwenden, daß gerade diese Erbschaft marxistischer Tradition selbst diskussions- 
würdig ist. Spätestens seit den intensiveren Diskussionen um die »Krise des Marxismus« 
Ende der 70 er Jahre hat auch die an Marx und an marxistischen Traditionen orientier- 
te Linke philosophische Hypotheken (vgl. Kallscheuer 1986) und handlungstheoretische 
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Sackgassen (vgl. Prokla 58/1985, insb. Lockwood 1985) wahrgenommen. Fruchtbar 
scheint mir darum eine Auseinandersetzung mit Bourdieu in zwei Richtungen: Zum einen 
impliziert sein Modell der Akkumulation gesellschaftlicher Arbeit eine allgemeine Theorie 
der Macht, die gerade auch für die Weiterentwicklung von Analysen kapitalistischer 
Gesellschaften von Interesse bleibt. Waren es doch nicht zuletzt die ökonomistischen Fehl- 
schlüsse einer an der marxistischen Politökonomie orientierten Krisentheorie, die die Pro- 
bleme deutlich gemacht haben, mit denen politökonomische Analysen der Entwicklungs- 
dynamik konkreter kapitalistischer Gesellschaften sich immer wieder konfrontiert sehen. 
Eine Erweiterung des Fragehorizontes scheint mir hier besonders dringlich und vielverspre- 
chend. Bourdieus Modell bietet eine Möglichkeit, begrifflich präzise dem nach wie vor un- 
geklärten Problem der Transformation ökonomischen Kapitals in politische Macht und so- 
ziale Herrschaft nachzugehen und dabei zugleich an dem — in gängigen Ungleichstheorien 
verschütteten — heuristischen Prinzip von der Dominanz ökonomischer Strukturen fest- 
zuhalten. 

Zum anderen können Bourdieus Konzepte und Analysen genutzt werden für Ansätze der 
politischen Ökonomie, die sich, wie etwa der Ansatz der Regulationstheorie in Frankreich, 
eine Analyse konkreter kapitalistischer Produktionsformen — » Akkumulationsregimes« 
(Lipietz 1985: 120) — zum Ziel gesteckt haben. Insofern solche Ansätze sowohl struktur- 
theoretisch, d.h. werttheoretisch argumentieren als auch eine sozialhistorische Konkretisie- 
rung des allgemeinen Beschreibungsmodells zum Gegenstand haben, steht eine Auseinan- 
dersetzung mit den unterschiedlichen soziologischen Handlungstheorien und die Wahl 
verschiedener Beschreibungsmodelle und Theoriesprachen auf der Tagesordnung — damit 
kulturelle, soziale und politische Prozesse angemessen analysiert und vor allem ihr Zusam- 
menhang dargestellt werden kann. Stichwortartig seien hier nur am Beispiel M. Agliettas 
Studie zur Entstehung und Krise des fordistischen Regulationsmodells genannt: rechtliche 
und soziale Ausformung der Lohnarbeit, die Konsum- und damit sozialen Lebensformen, 
die politische und rechtliche Gestaltung der Klassenkämpfe. Betrachtet man die Beschrei- 
bungsmodelle in Agliettas Arbeit, so fällt auf, daß Phänomene wie Familienstrukturen, Ar- 
beitsdiziplin oder Konsunigewohnheiten sehr global abgehandelt und in der (makro)sozio- 
logischen Tradition funktionalistischer bzw. strukturalistischer Beschreibungsmodelle 
erfaßt werden — obwohl Aglietta doch gerade deren Grundannahmen ablehnt (vgl. Agliet- 
ta 1979: Vff.). Den Begriff »Fordismus« faßt Aglietta als Prinzip der Verknüpfung {articu- 
lation) des Produktionsprozesses mit der Konsumweise (Aglietta 1979: 96); und um die 
Zusammenhänge zwischen Konsumgewohnheiten, Lebensformen und Arbeitsprozeß be- 
grifflich genau erfassen zu können, fordert er 

»eine Theorie der Praktiken, die aus dem Konsum eine gesellschaftlich geprägte Tätigkeit machen, die 
den gegensätzlichen Kräften der Homogenisierung und der Differenzierung unterworfen ist, die die 
Aktivität so verändern, daß sie eine Ausweitung des Lohnarbeitsverhältnisses begünstigen« (Aglietta 
1979: 133). 

Gerade die Intention des regulationstheoretischen Ansatzes, die politökonomische Analyse 
hin zur Untersuchung historisch spezifischer sozialer, kultureller und politischer Bedingun- 
gen der Reproduktion spezifischer Formen der Kapitalverwertung weiterzuentwickeln, 
bietet vielfältige Anknüpfungspunkte zu den Fragestellungen und Analysen P. Bourdieus. 


Anmerkungen zu zentralen Kategorien P. Bourdieus 165 


Schließlich drängt auch die theoretische Grundentscheidung, an der Marxschen Prämisse 
festzuhalten, die gesellschaftlichen Strukturen als Resultate von Klassenauseinanderset- 
zungen zu begreifen, auf eine handlungstheoretische Klärung der implizierten Grundan- 
nahmen. Die Distanz sowohl von Aglietta wie auch Liepitz gegenüber strukturalistischen 
und systemtheoretischen Lösungen verweist auf eine Nähe ihrer Positionen zu denen P. 
Bourdieus. So unterstreicht A. Liepitz in seinen methodologischen Überlegungen zum Be- 
griff der »Regulation« die Perspektive dieses Ansatzes, die Analyse konfliktorischer sozialer 
Praktiken mit der Analyse der Reproduktion der grundlegenden Strukturen einer Ge- 
sellschaftsformation zu verknüpfen; und weiter betont er — in direkter Parallele zu Bour- 
dieu — die Bedeutung der verinnerlichten Spielregeln, Gewohnheiten (des Habitus) undder 
sozialen Vorstellungskraft als zentrale Voraussetzungen für die Etablierung von Formen 
der Regulation (Liepitz 1985: 110 ff.). Gleichzeitig warnt er vor den Fallen funktionalisti- 
scher Betrachtungsweise und einer »Subjektivierung der Strukturen« (Liepitz 1985: 114). 
Parallelen zwischen den theoretischen Konzepten der Regulationsschule und denen Bour- 
dieus ließen sich noch weitere benennen. Hier mag der Hinweis genügen, daß Bourdieus 
Konzepte die sozialen Voraussetzungen der Wirksamkeit und Gültigkeit ökonomischer 
Verwertungsgesetze in den kollektiven Dispositionen der Akteure (Arbeitsethos, konkrete 
»Zeit«-Ökonomien, Traditionen der Klassenrepräsentation und der Klassenkämpfe usw.) 
systematisch erfassen und daß sie damit wichtige Erweiterungen und Ergänzungen des po- 
litökonomischen Ansatzes der Regulationsschule darstellen. — Von prinzipieller Wichtig- 
keit scheint mir in diesem Zusammenhang, daß die Soziologie Bourdieus verhindert, daß 
solche auch für politökonomische Analysen relevanten, aber sich ihren Forschungsmetho- 
den häufig entziehenden und ihren traditionellen Forschungsgegenständen fernliegenden 
Bereiche in das Reich der Lebenswelten oder des geschichtlichen » Alltags« verbannt wer- 
den — wo sie abgetrennt von der Analyse gesellschaftlicher Strukturen zum Fluchtpunkt 
der Suche nach »Widerständigkeit« und »Eigensinn« werden. 

Schließlich muß zumindest kurz auf einen zentralen Themenbereich politökonomischer 
Debatten hingewiesen werden, in dem Analysen und Begriffe Bourdieus fruchtbar sein 
können: die Krisentheorie. Gerade in der Perspektive der Regulationstheorie sind ja mit 
Blick auf die »große Krise« der Gegenwart — neben den unmittelbar ökonomischen Er- 
scheinungen — von Veränderungen wirtschaftspolitischer Strategien, über den Wandel 
von Politikformen und sozialen Bündnissen bis hin zu Veränderungen im Sozialcharakter 
der Individuen fast alle Sphären der gesellschaftlichen Realität thematisiert worden. Impli- 
zite Voraussetzung ist dabei die Vorstellung, ökonomische Veränderungen lösten quasi 
synchrone Prozesse in anderen zentralen »Regulationsformen« der Gesellschaft aus (vgl. 
Altvater, Hübner, Stanger 1982: 169 ff.). In dieser Perspektive scheinen bislang die meisten 
Argumente formuliert zu sein, die einen Strukturbruch zum »Postfordismus« in der gegen- 
wärtigen Entwicklungsphase erkennen wollen. Gegen ein solches Krisenkönzept lassen 
sich vom Blickwinkel der Bourdieuschen Soziologie aber einige Einwände erheben. Zumei- 
nen ist daran zu erinnern, daß die sozialen Erfahrungen, die Denk-, Wahrnehmungs- und 
Handlungsmuster der Akteure geprägt sind von den Strukturen der Vergangenheit — der 
»Verzögerungseffekt« des Habitus gerade auf der Ebene der Handlungssubjekte eine Bar- 
riere gegen synchrone Wirkungen ökonomischer Veränderungen in anderen Bereichen 
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darstellt. Kurzschlüssigen Verknüpfungen zwischen Ökonomie und Psyche bzw. Sozial- 
struktur stehen alle Einsichten der Bourdieuschen Analysen zum Habitus entgegen. Zum 
anderen führt die Ausdifferenzierung der sozialen Handlungsfelder (Kultur, Bildung, 
Recht, Politik, Ökonomie) dazu, daß die Entwicklungsdynamik dieser Felder — also Tem- 
po wie Richtung von Veränderungen — zentral von den feldspezifischen Kräftekonstella- 
tionen und Reproduktionsmodellen geprägt bleibt. Die Analyse der Auswirkung ökonomi- 
scher Krisenphänomene muß in dieser Sichtweise den Vermittlungsprozeß rekonstruieren, 
der erst dann feldspezifisch eine Krise auslöst, wenn er die Grundlagen für die existierenden 
Beziehungsmuster und Kräftekonstellationen zerstört. In diesem Sinne existieren gerade 
auch in Phasen ökonomischer Krisenkonjunkturen unterschiedliche soziale Zeiten in einer 
Gesellschaftsformation, deren Verknüpfung und Synchronisierung einer genauen Unter- 
suchung bedürfen. Ungleichzeitigkeit und Partialität von Umbrüchen erscheinen in einer 
solchen Perspektive als Charakteristika ökonomischer Krisen, Synchronisierung eher als 
der Effekt von Politisierungsprozessen, die am Beispiel von revolutionären Situationen ana- 
lysiert werden können (vgl. zum Mai 1968 Bourdieu 1984: 209 ff.). 


Klassenkämpfe und Klassen — Auswege aus den Aporien der Klassentheorie? 


Mit den bislang diskutierten Konzepten sind bereits die wichtigsten Begriffe zusammengetra- 
gen, mit denen Bourdieu seine Analyse der Klassenstruktur der französischen Gesellschaft be- 
trieben hat. Das Modell einer mehrdimensionalen Struktur sozialer Ungleichheit läßt sich in 
einem ersten Zugriff in den Begriffen von ökonomischen, kulturellem und sozialem Kapital 
fassen. Entwickelt und ausdifferenziert hat Bourdieu dieses Modell in seinen empirischen Un- 
tersuchungen zum französischen Bildungssystem und schließlich in den »Feinen Unterschie- 
den«, seiner Klassenanalyse der französischen Gesellschaft auf der Grundlage einer Soziolo- 
gie ihrer Kultur und Geschmacksurteile. Er sieht dabei die französische Sozialstruktur — Mitte 
der 70er Jahre — gekennzeichnet durch einen grundlegenden Gegensatz zwischen dem Pol 
der herrschenden Klasse, die im Besitz des größten Gesamtvolumens an Kapitals sowohl öko- 
nomischer wie kultureller Art ist, und den Unterklassen (classes populaires), denen sowohl 
ökonomisches wie kulturelles Kapital vorenthalten sind. Zwischen beiden Polen des »sozialen 
Raums« sind die Zwischenschichten angesiedelt. Trotz der Wachstumsdynamik ihrer zentra- 
len Fraktionen lassen sie sich für Bourdieu nach wie vor am besten als Kleinbürgertum kenn- 
zeichnen. Für ihre soziale Orientierung, ihren kulturellen Geschmack sowie ihr politisches 
Verhalten ist auch heute noch eine Ausrichtung am Zielpunkt ihrer individuellen wie grup- 
penspezifischen sozialen Laufbahn — nämlich an der Bourgeoisie — prägend. Dieses grobe 
Raster wird. nun bei Bourdieu weiter differenziert und zwar durch eine Analyse der Gegensät- 
ze zwischen Klassenfraktionen, die sich im Hinblick auf die Kapitalsorten — ökonomisches 
versuskulturelles Kapital — und im Hinblick auf ihre kollektive Laufbahn — im Aufstieg ver- 
sus im Abstieg befindliche Gruppen — unterscheiden lassen. Die herrschenden Klassen bei- 
spielsweise fraktionieren sich demnach entlang von Gegensätzen in Lebensstil, sozialer Lage 
und politischer Orientierung der Intellektuellen einerseits, andererseits der Unternehmer, lei- 
tenden Angestellten und Manager. 
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Bourdieu betont in den »Feinen Unterschieden« die Kontinuität sozialer und politischer 
Wirkungen grundlegender Klassenstrukturierung, jenseits einer Vielfalt sozialer und kultu- 
reller Differenzierungen und hinter der kulturellen und sozialen Dynamik des sozialen 
Wandels. Entgegen einer in der westdeutschen Diskussion über die Sozialstrukturentwick- 
lung favorisierten These, wonach sich aus sozialstatistischen Daten eine Auflösung tradi- 
tioneller Klassenstrukturen und ein Trend zur Individualisierung oder — bei anderer 
Lesart: Atomisierung — herauslesen läßt, hält Bourdieu daran fest, daß) die von ihm systema- 
tisch analysierte Mehrdimensionalität der Ungleichheitsstrukturen tendenziell nicht zu 
einer »Neutralisierung« führt, sondern nach wie vor zur Kumulierung von Verteilungseffek- 
ten, entlang wiederum traditioneller Klassen-»Grenzen«. Der Unterschied der Bourdieu- 
schen Analysen in den »Feinen Unterschieden« gegenüber gängigen Ansätzen in der Un- 
gleichheitsforschung beruht gerade darauf, daß er hinter den unterschiedlichen Dimensio- 
nen ungleicher Ressourcen- und Machtverteilungen sowie in den unterschiedlichsten 
Erscheinungsformen der sozialen Lebensstile das einheitsstiftende Prinzip zu konstruieren 
sucht, von dem aus die soziale Logik des Zusammenhangs zwischen den vielfältigen sozia- 
len Differenzierungen erklärbar wird. Dementsprechend wählt Bourdieu auch den Begriff 
des Klassenhabitus zum logischen Ausgangspunkt seiner Definition sozialer Klasse und 
zieht damit die Konsequenz aus seinem Ansatz, subjektive Handlungs- und Wahrneh- 
mungsmuster sowie objektive soziale Strukturen miteinander zu verknüpfen. 

In diesem Sinn handelt es sich nach Bourdieus eigener Analyse bei den Klassen in den »Fei- 
nen Unterschieden« zum einen um im strengen Sinne »wahrscheinliche Klassen« (Bour- 
dieu 1985 a: 12) einer sozialwissenschaftlichen (Re) Konstruktionsarbeit. Zum anderen sind 
sie als kollektiver Habitus auch (subjektiver) Bestandteil der sozialen Realität, insofern die 
damit wirksamen gruppen- bzw. klassenspezifischen Klassifizierungsschemata die eigenen 
Handlungen und deren Ergebnisse und gleichzeitig die Wahrnehmungder eigenen Position 
im sozialen Raum wie die Beurteilung der eigenen Positionen bestimmen. Die theoretischen 
Überlegungen P. Bourdieus zum Problem der Klasse laufen darauf hinaus, die vielfältigen 
Ausdrucksformen sozialer Klassifizierungen — von den Bezeichnungen von Personen und 
Gruppen in der Sprache der spontanen » Alltagssoziologie« bis hin zu den Begriffen der poli- 
tischen Sprache, den sozialwissenschaftlichen Kategorien und den Definitionen des Rechts 
— als zentrale Dimension der sozialen (Klassen-) Realität anzuerkennen und sie systema- 
tisch in die Analyse der objektiven Sozialstruktur mit einzubeziehen. Im Klassenhabitus 
werden dabei auf elementarer (körperlich-) praktischer Ebene die Resultate vergangener 
Klassenkämpfe als Kämpfe sowohl um die Verteilung der materiellen und symbolischen 
Ressourcen wie auch um die diesen Verteilungen zugrundeliegenden Klassifikationssche- 
mata der sozialen Welt sichtbar. Für die Fragestellung der »Feinen Unterschiede« war die- 
se Dimension zentral, doch ist dort noch keine erschöpfende Analyse der Effekte zu finden, 
die sich aus der »Objektivität des Subjektiven« (so ein Kapitel in Bourdieu 1980a: 233 ff.) 
für die Klassentheorie ergeben. 

In weiteren Analysen hat Bourdieu gegen mögliche »objektivistische« Fehlinterpretatio- 
nen die Bedeutung des politischen Feldes für die Bildung und Etablierung sozialer Klassen 
und Gruppen betont (Bourdieu 1931a, b; 1985 a). Erst auf dieser Ebene — als der zentralen 
Bühne für die Auseinandersetzungen um die Benennung der sozialen Welt und damit um 
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die Veränderung bzw. Bewahrung ihrer Strukturen — kommt es zum Übergang von nur 
»wahrscheinlichen« Klassen von Inhabern gleicher bzw. benachbarter Positionen im sozia- 
len Raum — wie sie die sozialwissenschaftliche Strukturanalyse rekonstruiert — zu »mobi- 
lisierten« und »repräsentierten« Klassen in den gesellschaftlichen und politischen Klassen- 
auseinandersetzungen. Entgegen einer marxistischen Tradition, diesen Übergangsprozeß 
auf das Modell der mechanischen Wirkung sozialer und vor allem ökonomischer Verhält- 
nisse und das intellektualistiscke Modell von der revolutionären Bewußtwerdung zu redu- 
zieren, betont Bourdieu die Vielfalt sozialer Praktiken, die für die »politische Arbeit« 
konstitutiv sind, also all jene Praxisformen, die auf die Durchsetzung von sozialen Klassifi- 
zierungen, die Institutionalisierung von Grenzen zwischen sozialen Gruppen und die Eta- 
blierung politischer Vertretungsorgane gerichtet sind. Die relative Handlungsfreiheit des 
politischen Feldes wird an den besonderen historischen Konstellationen deutlich, in denen 
soziale Gruppen ganz heterogener Lage und mit antagonistischen Interessengegensätzen zu 
»Volksgemeinschaften« oder »ethnischen Gruppen« zusammengeschlossen worden sind. 
Gerade für die aussichtsreicheren und häufigeren Fälle, »wahrscheinliche« Klassen zu mo- 
bilisieren und zu organisieren, darf der »Theorieeffekt« nicht vernachlässigt werden, der 
damit unlösbar verbunden ist. Nach Bourdieus Verständnis trägt nämlich die soziologische 
Theorie immer mit dazu bei, die von ihr behaupteten Klassen zur Realität werden zu lassen. 
Dies geschieht, indem sie Vorstellungen von Zusammenhang und Interessenidentität und 
. Gegenbilder von Distanz und Gegensatz herzustellen hilft, die mit praktischen Verknüp- 
fungen und Distanzierungen im sozialen Alltag und in den politischen Auseinandersetzun- 
gen verknüpft sind, auf die sie Bezug nehmen. In diesem Sinn hat Bourdieu auch pointiert 
von »der Klasse als Wille und Vorstellung« (Bourdieu 1985 a: 37) gesprochen. Die (marxisti- 
sche) Arbeiterbewegung »macht« demnach erst die Arbeiterklasse. Sie läßt Identität und 
Solidarität dort existieren, wo die Differenz sozialer Lagen, regionale Unterschiede, die 
Konkurrenz am Arbeitsplatz, die Ambivalenz der sozialen Lagen und die alltagspraktische 
Unbestimmtheit der Grenzen zwischen Gruppen reproduziert, also ständig Ansatzpunkte 
für die Auflösung von Gruppenzusammenhängen geschaffen werden. 
»Wie heute in vielen Ländern — wenn auch gewiß mit Abwandlungen — die sogenannte ‘Arbeiter- 
klasse’ existiert, ist absolut paradox: es ist dies eine gedankliche Existenz, eine Existenz in den Köpfen 
eines Gutteils derjenigen, die der Arbeiterschaft zugeordnet werden, zugleich auch in den Köpfen de- 
rer, die an einer vollkommen anderen Ecke des sozialen Raums angesiedelt sind. Diese nahezu univer- 
sell anerkannte Existenz verdankt sich dem Vorhandensein einer repräsentierten Arbeiterklasse, das 
heißt politisch-gewerkschaftlicher Apparate und bestallter Wortführer, Funktionäre, die nicht allein 
ein vitales Interesse daran haben, an den Bestand dieser Klasse zu glauben wie glauben zu machen (...), 
sondern die darüber hinaus imstande sind, ‘die Arbeiterklasse’ zum Sprechen zu bringen ...« (Bourdieu 
1985 a: 40 f.). 
In den neueren Untersuchungen von Bourdieu und seinen Mitarbeitern hat die Analyse po- 
litischer Mobilisierungs- und Repräsentationsarbeit darum auch entsprechend große Auf- 
merksamkeit gefunden. In der Mikrosoziologie so unterschiedlicher Handlungsformen wie 
Streiks, Demonstrationen, öffentlichen Reden, Medienauftritten von Parteiführern sind 
sie den konkreten Prozessen des Übergangs von »seriellen Kollektiven« (Sartre) zu mobili- 
sierten Gruppen und schließlich zu repräsentierten Gruppen bzw. Klassen nachgegangen. 
Dabei haben sie den symbolischen Einsätzen, um die es bei der Selbstdarstellung der Betei- 
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ligten, die Übersetzung vorgefundener Habitusformen in politische Diskurse, Symbole, 
Handlungsmuster und Organisationsstrukturen geht, besondere Aufmerksamkeit ge- 
schenkt (vgl. Guillemin 1984; Maresca 1981). Ihr Blick auf politische Prozesse korrigiert ei- 
ne nach wie vor herrschende Sichtweise, die sich an den materiellen Einsätzen in politischen 
Konflikten orientiert und Politik primär unter der Perspektive staatlichen Handelns und 
staatlicher Strukturen im Kontext kapitalistischer Wirtschaft faßt. 

Für eine kritische Politische Soziologie in der Bundesrepublik könnte die Bourdieusche So- 
ziologie durchaus zum Ausgangspunkt einer Reformulierung der gesellschaftskritisch in- 
tendierten »Klassenanalysen« der 70er Jahre werden; jedenfalls dann, wenn man deren 
Forschungsinteresse als soziologische Aufklärung über grundlegende Ungleichheits- und 
Herrschaftsstrukturen sowie über die sozialen Bedingungen und Grenzen gesellschaftli- 
cher Emanzipationspotentiale bestimmte. Dabei muß allerdings vor einer »schematischen« 
Übertragung des Analyserasters z.B. der »Feinen Unterschiede« auf die Realitäten der 
Bundesrepublik gewarnt werden; denn gerade die politische Geschichte der Klassenbildung 
und der Klassenkämpfe in Deutschland ist ja anders verlaufen als die Frankreichs. Hier sei 
nur daran erinnert, daß die »legitime« bürgerliche Kultur — jener für die Analysen der 
»Feinen Unterschiede« zentrale Bezugspunkt der sozialen Logik von Klassengeschmack 
und -lebensstil -— sich in Deutschland, später als in Frankreich, im Modus gesellschaftsfer- 
ner Idealisierung und im Zeichen politischer Anpassung des Bürgertums an die machtpoli- 
tisch stärkeren alten Eliten entwickelt hat. Der Gegensatz zwischen deutscher »Kultur« 
und französischer »Zivilisation« steht paradigmatisch für die sich hieraus ergebenden Un- 
terschiede. Als eine wichtige Auswirkung dieser unterschiedlichen Geschichte läßt sich ver- 
muten, daß die Bundesrepublik durch eine schwächere Durchdringung der gesamten 
Gesellschaft vom Lebensstil der herrschenden Klasse und eine geringere Präsenz und Do- 
minanz der herrschenden Klasse im kulturellen Sektor charakterisiert ist. Darüber hinaus 
entwickelte sich das politische Feld seit 1933 in Frankreich und Deutschland sehr unter- 
schiedlich. Bis in die 80er Jahre war für Frankreich, in wechselnden parteipolitischen Kon- 
stellationen, eine mit kulturellen wie klassenspezifischen Gegensätzen verbundene Pola- 
risierung zwischen bürgerlichen Rechten und sozialistisch-kommunistischer Linken 
dominierend. Für die Arbeiterklasse bedeutete dies die politische wie soziale Markierung ih- 
rer »Klassenidentität«, deren Kennzeichen vor allem von der kommunistischen Strömung 
der französischen Arbeiterbewegung geprägt wurden. 

In der Bundesrepublik ist eine solche in der Weimarer Republik noch vorhandene Struktur 
der Klassenrepräsentation mit Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft abgelöst wor- 
den durch einen Typus politischer Repräsentationsarbeit, die auf der Neutralisierung von 
Klassengegensätzen beruht. Auswirkungen auf die Klassenrealitäten der Bundesrepublik 
hatte aber auch die Zurückdrängung klassenkämpferischen Vokabulars sowie klassenspe- 
zifischer politischer Symbole mittels sozialdemokratischer Politikformeln, sowie die paral- 
lel dazu wirksame Politik der zweiten Volkspartei CDU. Vor allen ökonomischen Entwick- 
lungen, die aus der Angestelltenschaft die stärkste Gruppe lohnabhängiger Beschäftigter 
gemacht haben, ließen diese Entwicklung zu einer Derealisierung der Arbeiterklasse so- 
wohl in der politischen Öffentlichkeit wie im kollektiven Selbstverständnis werden. Dar- 
über hinaus ist die Realität der Zwischenschichten weniger als in Frankreich — Mitte der 
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70er Jahre — von jenem Anpassungs- und Entscheidungsdruck geprägt, der inden Analy- 
sen Bourdieus deutlich wird. 

Erst ein genauerer Blick auf den zumeist in praktischen Handlungszusammenhängen sicht- 
baren »politischen Orientierungssinn« (Bourdieu 1980b: 245) von Lohnarbeitern er- 
schließt jene für die politische und soziale Realität der Bundesrepublik kennzeichnende so- 
ziale Situation, die man überspitzt mit einer Formulierung E. Thompsons über dieenglische 
Gesellschaft des 18. Jahrhunderts als »Klassenkampf ohne Klassen« (Thompson 1980: 
246) bezeichnen könnte. Diese politisch und kulturell hoch komplexe Situation der gegebe- 
nen Sozialstruktur beinhaltet auch, so lassen sich diese vorläufigen Überlegungen abschlie- 
Ben, daß die Dialektik von Klassenhabitus und Sozialstruktur, von »inkorporierter und ob- 
jektivierter Geschichte« sich gerade unterhalb der Ebene politischer Diskurse entdecken 
läßt. Dem mikrosoziologischen Blick erschließen sich — jenseits Klassenneutralisierender 
politischer Delegationsformen, die nach wie vor allgemeine Zustimmung erlangen, diesym- 
bolischen Vermittlungsformen von Klassen- bzw. Gruppenidentitäten und -habitus in 
konkreten sozialen Handlungszusammenhängen wie Arbeitsplatz, Wohnort, Freizeit oder 
Familie. Eine solche Forschungsperspektive kann auch für die Analyse der politischen Or- 
ganisationen fruchtbare Anregungen enthalten (vgl. Raphael/Weischer 1986). Vorausset- 
zungist aber, daß die kognitivistischen Verkürzungen in den Debatten um das » Arbeiterbe- 
wußtsein« (vgl. hierzu: Reichwein 1986) korrigiert werden. Jedenfalls ließe sich mit den 
theoretischen Konzepten wie auch den materialreichen Untersuchungen der »Bourdieu- 
Schule« zumindest jene sozialanthropologische oder »kulturtheoretische« Erweiterung 
(Mahnkopf 1982: 41) vollziehen, die gefordert ist, um der Analyse klassenspezifischer 
Grundlagen von Politikformen neue Impulse zu geben. 


Literatur 


Aglietta, M. (1979): Regulation et crises du capitalisme, 2. Aufl. Paris 

Altvater, E./K. Hübner/M. Stanger (1983): Alternative Wirtschaftspolitik jenseits des Keynesianis- 
mus, Opladen 

Berdahl, P. u.a. (1982): Klassen und Kultur, Frankfurt/M. 

Bourdieu, P. (1976): Entwurf einer Theorie der Praxis, Frankfurt/M. 

Bourdieu, P. (1977): Algerie 60, Paris 

Bourdieu, P. (1980a): Le sens pratique, Paris 

Bourdieu, P. (1980b): Questions de sociologie, Paris 

Bourdieu, P. (1980): Le mort saisit le vif, in: Actes de la recherche en sciences sociales, 32/33, $. 3-14 

Bourdieu, P. (1981 a): La representation politique. Elements pour une th&orie du champ politique, in: 
Actes de la recherche en sciences sociales, 36/37, S. 2-24. 

Bourdieu, P. (1981): D£crire et prescrire. Note sur les conditions de possibilite et les limites de Peffica- 
cite politique, in: Actes de la recherche en sciences sociales, 38, S. 69-73 

Bourdieu, P. (1982): Die feinen Unterschiede, Frankfurt/M. 

Bourdieu, P. (1983): Ökonomisches Kapital, kulturelles Kapital, soziales Kapital, in: R. Kreckel 
(Hrsg.), Soziale Ungleichheiten (Soziale Welt, Sonderband 1) Göttingen, S. 183-198 

Bourdieu, P. (1984): Homo academicus, Paris 

Bourdieu, P. (1985 a): Sozialer Raum und »Klassen«. Lecon sur la lecon, Frankfurt/M. 

Bourdieu, P. (1985 b): »Vernunft ist eine historische Errungenschaft wie die Sozialversicherung«, In- 
terview mit B. Schwibs, in: Neue Sammlung, 25. Jahrg., H. 3. S. 376-394 


171 


Bourdieu, P. (1986 a): Delegation und politischer Fetischismus, in: Ästhetik und Kommunikation, 61/62, 
S. 184-195 

Bourdieu, P. (1986b): »Der Kampf um die symbolische Ordnung«. Interview mit A. Honneth, H. Ko- 
cyba, B. Schwibs, in: Ästhetik und Kommunikation, 61/62, S. 142-163 

Bourdieu, P. (1987): Choses dites, Paris 

Bourdieu, P./M. de Saint-Martin (1978): Le patronat, in: Actes de la recherche en sciences sociales, 
20/21,$. 3-82 

Bourdieu, P./M. de Saint Martin (1982): La Sainte Famille, in: Actes de la recherche en sciences socia- 
les, 44145, S. 2-54 

Cicourel, A./K. D. Knorr-Cetina (Hrsg.) (1981): Micro- and macro-sociology 

Crozier, M./E. Friedberg, (1979): Macht und Organisation. Die Zwänge kollektiven Handelns, Kron- 
berg/Ts. 

Guillemin, A. (1984): »Doucement, c’est tout de m&me une fenme«. Remarques sur le statut de la vio- 
lence dans les manifestations paysannes, in: Actes de la rechercheen sciences sociales, 52/53, 8. 42-48 

Giddens, A. (1984): The Constitution of Society, Cambridge/Oxford 

Griessinger, A. (1981): Das symbolische Kapital der Ehre, Berlin 

Groh, D. (1986): »Spuren der Vernunft in der Geschichte«. Der Weg von J. Habermas zur »Theorie 
des kommunikativen Handelns« im Schatten Max Webers, in: Geschichte und Gesellschaft, 12. 
Jahrg,, S. 443-476 ; 

Habermas, J. (1981): Theorie des kommunikativen Handelns, Frankfurt/M. 

Honneth, A. (1981): Moralbewußtsein und soziale Klassenherrschaft, in: Zeviathan 3/4, S. 556-570 

Honneth, A. (1987): Zum versteckten Ökonomismus von P. Bourdieus Handlungstheorie. Vortrag auf 
der Tagung der Sektion Theoretische Soziologie der DGS am 13.2.1987 in Düsseldorf 

Kallscheuer, O. (1986): Marxismus und Erkenntnistheorie in Westeuropa, Frankfurt/M. / New York 

Krais, B. (1983): Bildung als Kapital. Neue Perspektiven für die Analyse der Sozialstruktur? in: R. 
Kreckel (Hrsg.), Soziale Ungleichheiten (Soziale Welt, Sonderband 1.), Göttingen, S. 199-220 

Kreckel, R. (1982): Class, Status and Power? Begriffliche Grundlagen für eine politische Soziologie der 
Ungleichheit, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, 34. Jg., S. 617-648 

Lipietz, A. (1985): Akkumulation. Krisen und Auswege aus der Krise. Einige methodische Anmerkun- 
gen zum Begriff der »Regulation«, in: Prokla 58, S. 109-138 

Lockwood, D. (1985): Das schwächste Glied in der Kette? Einige Anmerkungen zur marxistischen 
Handlungstheorie, in: Prokla 58, S. 5-32 

Mahnkopf, B. (1982): Das kulturtheoretische Defizit industriesoziologischer Forschung, in: Prokla46, 
S. 41-60 

Maresca, S. (1981): La repr&sentation de la paysannerie, in: Actes de la recherche en sciences sociales, 
38, S. 3-19 

Pfeffer, G. (1985): Das fehlende Positive, in: Neue Sammlung, 25. Jahrg., H. 3., S. 279-297 

Raphael, L./Chr. Weischer (1986): Organisationsarbeit und politische Kultur in den DGB-Gewerk- 
schaften, in: G. Thien/H. Wienold (Hrsg.), Herrschaft, Krise, Überleben. Gesellschaft der Bundes- 
republik in den 80er Jahren, Münster, S. 260-295 

Reichwein, R. (1986): Arbeiterbewußtsein in der Krise, in: H.- G. Thien/H. Wienold (Hrsg.), Herr- 
schaft, Krise, Überleben. Gesellschaft der Bundesrepublik in den 80er Jahren, S. 199-235 

Schmeiser, Chr. (1986): Pierre Bourdieu — Von der Sozio- Ethnologie Algeriens zur Ethno-Soziologie 
der französischen Gegenwartsgesellschaft, in: Ästhetik und Kommunikation, 61162, S. 167-183 

Thompson, E. P. (1980): Plebeische Kultur und moralische Ökonomie, Berlin 


